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Vorwort 

Wirtschaftliche, soziale und ökologische Entwicklung bilden eine untrennbare Einheit. 
Dies ist die wesentliche Botschaft der Konferenz der Vereinten Nationen für Umwelt 
und Entwicklung 1992 in Rio. Die Rio-Deklaration, die Agenda 21 und die globalen 
Konventionen zu Ozonschicht, Klima und biologischer Vielfalt spiegeln die gemein- 
same Verantwortung von Industrie- und Entwicklungsländern zur Förderung einer 
nachhaltigen Entwicklung wider, die entsprechend den unterschiedlichen Verantwort- 
lichkeiten u mz usetzen ist. 

Die Verknüpfung wirtschaftlicher, sozialer und ökologischer Aspekte ist der zentrale 
Handlungsansatz auch der deutschen Umweltpolitik. Mit der in diesem Bericht darge- 
stellten umweltpolitischen Handlungsstrategie verwirklichen wir in Deutschland ein 
tragfähiges Zukunftskonzept, das der Verantwortung Deutschlands als Partner in der 
Europäischen Union und in der weltweiten Zusammenarbeit Rechnung trägt. 

Umweltverträgliche Kreislaufwirtschaft, umfassende Produktverantwortung und eine 
verursachergerechte Anlastung von Kosten der Umweltnutzung sind wesentliche 
Gestaltungsziele dieser nationalen Strategie zur Förderung der nachhaltigen Entwick- 
lung. Hohe Standards und strenge Grenzwerte, wie wir sie in Deutschland vor allem im 
Laufe der 80er Jahre in der Luftreinhaltung, im Gewässerschutz und in vielen anderen 
Umweltbereichen durchgesetzt haben, bilden das Fundament eines wirksamen 
Umweltschutzes. Handlungsschwerpunkt vor allem in den 90er Jahren ist die weitere 
Integration des Umweltschutzes in alle Handlungs- und Politikbereiche. 

Mit der deutschen Vereinigung wurde die Angleichung der Lebensverhältnisse zu einer 
zentralen Gestaltungsaufgabe auch der Umweltpolitik. Gerade in den neuen Ländern 
wird deuthch, daß Umweltschutz zu einem bestimmenden Standortfaktor geworden ist. 
Durch eine enge Verknüpfung von Arbeitsmarktpolitik und Umweltschutz wurden ent- 
scheidende Beiträge zur sozialen Flankierung und zukunftsgerechten Bewältigung des 
Umbruchprozesses geleistet. Der erfolgreiche ökologische Aufbau in den neuen 
Ländern kann auch den Übergangsländern im Osten wichtige Impulse für ihre gewalti- 
gen Sanierungsaufgaben geben. 

Die deutsche Politik ist fest verankert in der Europäischen Union. Mit dem 1992 verab- 
schiedeten 5. Umweltaktionsprogramm „Für eine dauerhafte umweltgerechte Entwick- 
lung“ haben wir eine gute Basis geschaffen, um im Lichte der Agenda 21 die Euro- 
päische Union zur Umweltunion auszubauen und den Rio-Prozeß in weltweiter Soli- 
darität und durch gemeinsames Handeln in globaler Partnerschaft voranzutreiben. 


Bundesumweltminister 
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Vorbemerkung 


1 . Der vorliegende Bericht „ Umwelt 1 994 - Politik für 
eine nachhaltige, umweltgerechte Entwicklung" 
knüpft an den 1990 vorgelegten ersten umfassen- 
den Umweltbericht an (BT-Drs. 11/7168). 

Er bestätigt die darin gemachten Aussagen zu den 
programmatischen Grundlagen der Umweltpolitik 
imd zeigt auf, wie diese fortentwickelt vrurden. 

Er gibt eine Übersicht über die seither ergriffenen 
umweltpolitischen Maßnahmen und zieht inso- 
weit eine Bilanz der 12. Legislaturperiode. 

Er macht deutlich, wo der umweltpolitische Hand- 
lungsbedarf der Gegenwart und Zukunft liegt und 
welche mittelfristigen Strategien die Bundesregie- 
rung auf diesen Handlungsfeldem verfolgt. 

Der Bericht basiert hinsichtlich der Darstellungen 
der Umweltsituation auf den im Juli 1994 veröf- 
fentlichten „Daten zur Umwelt 1992/93" des Um- 
weltbundesamtes. 

Mit dem vorliegenden Bericht wird der Bitte des 
Deutschen Bundestages entsprochen, den „Um- 
weltbericht 1990" periodisch (in Abständen von 
4 Jahren) fortzuschreiben. Zugleich stellt der Be- 
richt - zusammen mit den „Daten zur Umwelt" - 
eine Unterrichtung der Öffentlichkeit über die 
Umwelt dar, wie sie die Bundesregierung nach 
dem Umweltinformationsgesetz vom 8. Juli 1994 
vorzulegen hat. 

2. Die Umweltpolitik der Bundesregierung ist seit 
1990 wesentlich durch die Erfordernisse der ökolo- 
gischen Sanierung und Entwicklung in den neuen 
Ländern bestimmt. Die gemeinsamen Anstren- 
gungen von Bund und Ländern zur Bewältigung 
dieser historisch einmaligen Herausforderung bil- 
den daher einen Schwerpunkt dieses Berichts 
(Kapitel B.l). 

Gleichzeitig war und ist die Umweltvorsorgepoli- 
tik für ganz Deutschland von dem bereits erreich- 
ten hohen Niveau aus in allen Bereichen fortzuent- 
wickeln. Die hierbei verfolgten Strategien werden 
in Kapitel B.2 behandelt. Besonderes Gewicht 
kommt dem Abschnitt „Umweltschutz als Quer- 
schnittsaufgabe", aber auch dem Kapitel „Über- 
greifende Fragen des Umweltschutzes" zu. In die- 
sem Zusammenhang ist der hohe Stellenwert zu 
erwähnen, den die Bundesregierung der Umwelt- 
forschung und Umwelttechnikentwicklung bei- 
mißt. 


Die Bundesregierung steht nicht zuletzt in der 
Verantwortung auch für die Lösung grenzüber- 
schreitender und globaler Umweltprobleme. Die 
auf europäischer Ebene und weltweit ergriffenen 
Initiativen und verfolgten Strategien bilden einen 
weiteren Schwerpunkt des vorliegenden Berichts 
(Kapitel B.3). 

3. Die nationale und internationale Umwelt- und 
Entwicklungspolitik ist in besonderer Weise durch 
die Konferenz der Vereinten Nationen für Umwelt 
und Entwicklung 1992 (UNCED) in Rio de Janeiro 
geprägt. 

Die Zielsetzung einer nachhaltigen, umweltge- 
rechten Entwicklung ist für die Bundesregierung 
Leitbild ganz besonders ihrer umweltpohtischen 
Strategien. Dies hat sie bereits im Nationalbericht 
der Bimdesrepublik Deutschland für die UNCED 
deutlich gemacht (Kabinettbeschluß vom Dezem- 
ber 1991). 

Die mit der Rio-Deklaration, der Klimarahmen- 
konvention und der Konvention über die biologi- 
sche Vielfalt, der Walderklärung und der Agen- 
da 21 übernommenen Verpflichtungen bilden we- 
sentliche Orientierungspunkte für ihre gegenwär- 
tige und künftige Politik. 

Der vorliegende Bericht „Umwelt 1994 - Politik für 
eine nachhaltige, umweltgerechte Entwicklung" 
zeigt auf, in welcher Weise sie die Beschlüsse von 
Rio in nationales Handeln umsetzt und knüpft in- 
soweit an den „Bericht der Bundesregierung über 
die Konferenz der Vereinten Nationen für Umwelt 
und Entwicklung im Juni 1992 in Rio de Janeiro" 
an (Kabinettbeschluß vom September 1992). 

Zugleich macht der vorliegende Bericht deutlich, 
wie die Bundesregierung das 5. EG-Umweltakti- 
onsprogramm („Für eine dauerhafte und umwelt- 
gerechte Entwicklung") im Rahmen ihrer nationa- 
len Umweltpolitik aufgreift. 

4. Der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen 
beim Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit hat sein im Februar 1994 
vorgelegtes Gesamtgutachten unter das Thema 
„Für eine dauerhaft-umweltgerechte Entwick- 
lung" gesteht. 

Die Bundesregierung wird die Hinweise und Emp- 
fehlungen des Umweltrates sorgfältig auswerten 
und im einzelnen bei der Ausgestaltung ihrer 
künftigen Umweltpolitik berücksichtigen. 
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A Einleitung 


1 . Verantwortung für die Eine Welt 

Umweltveränderungen weisen zunehmend globalen Cha- 
rakter auf und werden sich in den kommenden Jahren ohne 
entschlossene Gegenmaßnahmen weiter verschärfen. In 
allen Staaten der Erde setzt sich die Erkenntnis durch, daß 
Umwelt- und Entwicklungsproblematik in einem untrennba- 
ren Zusammenhang stehen. 

Die Konferenz der Vereinten Nationen für Umwelt und Ent- 
wicklung (UNCED) im Juni 1992 in Rio de Janeiro ist zum 
Symbol des neuen Bewußtseins der gemeinsamen Verant- 
wortung für die Eine Welt geworden. 178 Staaten haben auf 
den dringenden Handlungsbedarf zur Rettung der Erde hin- 
gewiesen und grundlegende Vereinbarungen über die För- 
derung einer nachhaltigen Entwicklung und eine weltweite 
Zusammenarbeit in der Umwelt- und Entwicklungspolitik 
getroffen. 

2. Rolle Deutschlands 

Deutschland leistet seinen Beitrag zur Bewältigung der glo- 
balen Umweltgefahren durch Verstärkung der internationa- 
len Zusammenarbeit in den Bereichen von Umwelt und Ent- 
wicklung sowie durch konsequente Fortentwicklung seiner 
Umweltpolitik. Die Ergebnisse von Rio stehen im Einklang 


mit der deutschen Politik der Umweltvorsorge, die seit 1982 
erheblich weiterentwickelt wurde und auch in den neuen in- 
ternationalen Bezügen stetig fortgesetzt wird. 

3. Situation des Umweltschutzes in 
Deutschland 

Der Umweltschutz in Deutschland hat ein im internationalen 
Vergleich hohes Niveau erreicht. Durch strenge, entspre- 
chend dem Stand der Technik stetig weiterentwickelte Um- 
weltanforderungen ist in verschiedenen Umweltbereichen 
eine deutliche Entkoppelung von Wirtschaftswachstum und 
Umweltbelastung gelungen. 

Die Fortschritte im Umweltschutz sind vor allem das Ergeb- 
nis der Leistungen von Wirtschaft und privaten Haushalten. 
Sie werden getragen von einem hohen Umweltbewußtsein 
bei den Bürgern und innerhalb der gesellschaftlichen Grup- 
pen, das sich in einem breiten Konsens hinsichtlich der Not- 
wendigkeit umweltpolitischer Maßnahmen und in zum Teil 
beachtlichen Leistungen und Initiativen niederschlägt. 

Vor allem in den Bereichen Luftreinhaltung, Abfallentsor- 
gung und Gewässerschutz hat sich die Umweltqualität deut- 
lich verbessert. Wie der 1993 veröffentlichte „Länderprüf- 
bericht“ der OECD zur Umweltsituation und Umweltpolitik 
in Deutschland bestätigt, nimmt Deutschland im Vergleich 
zu anderen OECD-Staaten eine gute, bei der SO,-Minderung 
und beim Anschlußgrad an vollbiologische Kläranlagen so- 
gar eine führende Position ein. 


Bruttoinlandsprodukt und Schadstoffemissionen im 
früheren Bundesgebiet 
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1) Bruttoinlandsprodukt (Preisbasis 1985) 

2) Primärenergieverbrauch 

3) flüchtige organische Verbindungen (ohne Methan) 

Quelle: Umweltbundesamt 


Abb. 1: Bruttoinlandsprodukt und Schadstoffemissionen im früheren Bundesgebiet 
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Abb. 2: Bedeutung der Städte 


4. Zukunftsaufgabe Umweltschutz 

Der hohe Stellenwert, den die Umweltpolitik in Deutschland 
einnimmt, berücksichtigt die besondere Situation Deutsch- 
lands mit seiner geographischen Lage in der Mitte Europas, 
mit seiner hohen Bevölkerungsdichte, hoher Industrialisie- 
rung, dichtem Verkehrsnetz und erheblichem Transitver- 
kehr. 

Besondere Herausforderungen liegen auf nationaler Ebene 
in der ökologischen Sanierung und Entwicklung in den 
neuen Ländern, in der umweltverträglichen Ausrichtung von 
Verkehr und Landwirtschaft sowie in der Umsetzung des 
C02-Minderungsprogramms. Dabei kommt es vor allem 
darauf an, den Umweltschutz in die anderen Politikbereiche 
einzubeziehen, zunehmend integrierte Umweltschutztech- 
nologien zu entwickeln und einzusetzen und durch ökono- 


mische Instrumente das Eigeninteresse der Wirtschaft und 
der Verbraucher am Umweltschutz zu stärken. 

Für die langfristige Sicherung des Wirtschaftsstandorts 
Deutschland ist eine breit angelegte Umweltvorsorgepolitik 
von entscheidender Bedeutung. Produkte, Produktionsver- 
fahren und Konsumgewohnheiten werden sich in Zukunft 
zwangsläufig an die weltweite Verknappung des Faktors 
Umwelt anpassen. Sicherung des Wirtschaftsstandorts 
Deutschland heißt, sich frühzeitig auf diese Entwicklungen 
einzustellen. 

Wirksamer Umweltschutz erfordert ökologische und ökono- 
mische Effizienz. Dies setzt ausreichenden Spielraum für 
private Initiative und unternehmerische Kreativität voraus. 
Die Maßnahmen der Bundesregierung sind darauf gerichtet, 
Überregulierungen weiter abzubauen und privatwirtschaftli- 
chen Lösungen bei der Wahrnehmung öffentlicher Aufga- 
ben größeren Raum zu geben. 
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B Leitbilder der Umweltpolitik 

Die Bundesregierung orientiert ihre umweltpolitischen Stra- 
tegien an den Leitbildern der Bewahrung der Schöpfung, der 
Sozialen Marktwirtschaft in ökologischer Verantwortung, 
der nachhaltigen Entwicklung und der gemeinsamen Ver- 
antwortung. 


1 . Bewahrung der Schöpfung 

Der Mensch ist als Teil der Schöpfung eingebunden in die 
ihn umgebende Natur, für deren Schutz und Erhalt er eben- 
so Verantwortung trägt wie für sich und seine Mitmenschen. 
Die Sorge um die Natur in ihrer ganzen Vielfalt ist Ausdruck 
der Achtung vor der Schöpfung, die dem Menschen zur Be- 
wahrung und Pflege anvertraut ist. 

Die Verantwortung für die Schöpfung verpflichtet zur akti- 
ven Bewahrung der Umwelt. Wissenschaft und Technik 
haben hierzu entscheidende Beiträge zu leisten. 

2. Soziale Marktwirtschaft in ökolo- 
gischer Verantwortung 

Die Soziale Marktwirtschaft in ökologischer Verantwortung 
stellt einen wirtschafts- und gesellschaftspolitischen Rah- 
men dar, der den Leistungswillen des einzelnen mit dem so- 
zialen Ausgleich und dem Umweltschutz verbindet und 
Marktkräfte im Sinne sozialer und ökologischer Zielsetzun- 
gen wirksam werden läßt. Umweltpoli tische Handlungs- 
maximen sind das Vorsorgeprinzip, das Verursacherprinzip 
und das Kooperationsprinzip. 

Das Vorsorgeprinzip verpflichtet über die Gefahrenabwehr 
hinaus zu einer Minderung von Risiken für Mensch und Um- 
welt entsprechend dem Fortschreiten wissenschaftlicher Er- 
kenntnisse und technischer Entwicklungen. Dem Vorsorge- 
prinzip entsprechen integrierte Umweltschutzstrategien, die 
das Entstehen von Umweltbelastungen von vomeherein ver- 
meiden. Dazu gehört, daß bei jedem Entscheidungsprozeß 
auch die Auswirkungen auf die Umwelt bewertet und 
berücksichtigt werden. Ziel der Bundesregierung ist eine 
umweltverträgliche Kreislaufwirtschaft, die Planung, Her- 
stellung, Vertrieb, Gebrauch und Entsorgung von Produkten 
als Ganzes bewertet und umweltgerecht ausrichtet. 

Die Internalisierung ökologischer Folgekosten von Produk- 
tion und Konsum bildet den wesentlichen Gehalt des Verur- 
sacherprinzips als Kostenzurechnungsprinzip und ökonomi- 
sches Effizienzkriterium. Umweltnutzung muß sich zuneh- 
mend in den Kosten und den Marktpreisen niederschlagen. 
Nur so erhalten die Unternehmen und privaten Haushalte die 
umweltpolitisch richtigen Preissignale als Grundlage für 
ihre Entscheidungen. 

Aus dem Verursacherprinzip folgt u.a. das Konzept der Pro- 
duktverantwortung, das Produzenten und Konsumenten in 
die Pflicht nimmt und vor allem in der abfallpolitischen 
Handlungsstrategie der Bundesregierung seinen Nieder- 
schlag gefunden hat. 


Aufgrund des Kooperationsprinzips wird eine möglichst 
weitgehende Beteiligung der Bürger, der Wirtschaft und der 
gesellschaftlichen Gruppen bei der Formulierung und 
Durchsetzung umweltpolitischer Ziele und Maßnahmen an- 
gestrebt. Auf diese Weise wird umweltpolitische Verant- 
wortung eingefordert und wahrgenommen. 

3. Nachhaltige Entwicklung 

Das Leitbild der nachhaltigen Entwicklung steht für ein 
Konzept, das die Verbesserung der ökonomischen und so- 
zialen Lebensbedingungen der Menschen mit der langfristi- 
gen Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen in Ein- 
klang bringt. Der Schutz der Umwelt darf danach nicht am 
Ende stehen, sondern muß integraler Bestandteil jeder Ent- 
wicklung sein. Nachhaltige Entwicklung erfordert die 
Berücksichtigung ökologischer wie auch ökonomischer und 
sozio-kultureller Faktoren sowohl im nationalen als auch im 
globalen Rahmen. 

Bei der Umsetzung dieses Entwicldungskonzeptes trifft alle 
Länder eine gemeinsame, aber unterschiedliche Verantwor- 
tung. Trotz der inzwischen in vielen Industrieländern - so 
auch in Deutschland - gelungenen Entkoppelung von Wirt- 
schaftswachstum und bestimmten Umwelteinwirkungen ist 
das insgesamt hohe Ausgangsniveau Hauptursache der heu- 
tigen weltweiten Umweltbelastung. Vor allem die Industrie- 
länder sind daher gehalten, ihren Ressourcenverbrauch zu 
senken und durch konsequente nationale Vorsorgepolitik 
Umweltbelastungen zu vermindern. Dabei geht es insbeson- 
ders um eine effizientere Ausgestaltung des umweltpoliti- 
schen Instrumentariums und um die zunehmende Integrati- 
on des Umweltschutzes in alle Politikbereiche. Aufgabe der 
Industrieländer ist es weiterhin, umweltverträgliche Tech- 
nologien zu entwickeln und zu verbreiten. 

4. Gemeinsame Verantwortung 

Die gesellschaftlichen Ursachen von Umweltproblemen wie 
das Konsumverhalten, das Freizeitverhalten oder das Mobi- 
litätsbedürfnis gewinnen zunehmende Relevanz. Einherge- 
hend damit erhält das Leitbild der gemeinsamen Verantwor- 
tung eine wachsende Bedeutung. 

Die Umkehr der sich abzeichnenden Trends der Umweltbe- 
lastungen kann dauerhaft nur gelingen, wenn nachhaltige 
Veränderungen in den individuellen Wertehaltungen und im 
Lebensstil eintreten. Der Sachverständigenrat für Umwelt- 
fragen hat sich in seinem 1994 vorgelegten Gutachten ver- 
stärkt mit den ethischen Grundlagen und den gesamtgesell- 
schaftlichen Dimensionen der Umweltpolitik auseinander- 
gesetzt. Da viele Umweltgefahren nicht unmittelbar an- 
schaulich und erlebbar sind, mißt die Bundesregierung ihrer 
Vermittlung durch Information, Aufklärung und Förderung 
des umweltpolitischen Dialogs große Bedeutung zu. 

Das Leitbild der gemeinsamen Verantwortung verpflichtet 
auch zur weltweiten Solidarität der Staaten untereinander. 
Zur Lösung der globalen Umweltprobleme ist nur gemein- 
sames Handeln im Sinne einer Umweltpartnerschaft lang- 
fristig erfolgreich. 


9 


Drucksache 12/8451 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


C Aktuelle Herausforderungen 

Neue Herausforderungen für den Umweltschutz haben sich 
seit 1990 aus der Wiederherstellung der staatlichen Einheit 
Deutschlands, der europäischen Integration und den erwei- 
terten Handlungsmöglichkeiten in der internationalen Staa- 
tengemeinschaft ergeben. 

1 . Umweltschutz im geeinten 
Deutschland 

Mit der Herstellung der staatlichen Einheit Deutschlands am 
3. Oktober 1990 wurde die Vollendung der inneren Einheit 
durch Schaffung gleichwertiger Lebens Verhältnisse zur zen- 
tralen politischen Aufgabe. Der Einigungsvertrag hebt die 
Bedeutung des Umweltschutzes für die Gesamtentwicklung 
in Deutschland besonders hervor und verpflichtet die 
Gesetzgeber des Bundes und der Länder, die natürlichen Le- 
bensgrundlagen des Menschen unter Beachtung des Vorsor- 
ge-, Verursacher- und Kooperationsprinzips zu schützen und 
die Einheitlichkeit der ökologischen Lebensverhältnisse auf 
hohem, mindestens jedoch dem in der Bundesrepublik 
Deutschland erreichten Niveau zu fördern. Die ökologische 
Sanierung und Entwicklung in den neuen Ländern ist für die 
Bundesregierung seither eine umweltpoli tische Aufgabe er- 
ster Priorität. 

Bund und Länder nutzen die Phase des wirtschaftlichen, so- 
zialen und gesellschaftlichen Umbruchs, um die Weichen 
für eine umweltgerechte, zukunftsfähige Entwicklung zu 
stellen. Neben der Modernisierung der Wirtschaft, dem zü- 
gigen Ausbau der Infrastruktur und der Sanierung der vor- 
handenen Altlasten kommt es darauf an, das vorhandene 
Natur- und Kulturerbe zu pflegen und zu bewahren und be- 
hutsam in den Aufbauprozeß einzubinden. 

In der Anwendung und Demonstration moderner Umwelt- 
techniken und Verfahren zur Umweltsanierung liegt eine be- 
sondere wirtschaftliche Chance für die neuen Länder. Die 
Maßnahmen der Bundesregierung zur Vereinfachung des 
Verfahrensrechts kommen auch der zügigen Errichtung und 
Anwendung von Umweltschutzprojekten zugute. 

2. Europäische Union 

Die Vollendung des Binnenmarktes 1993 stellte einen wich- 
tigen Schritt auf dem Weg zur Realisierung der politischen 
und wirtschaftlichen Ziele der Europäischen Union dar. Mit 
dem erwarteten wirtschaftlichen Wachstum ist aber auch 
eine neue Herausforderung für den europäischen Umwelt- 
schutz verbunden. Größere Industrieproduktion und wach- 
sende Verkehrsleistung bringen die Gefahr verstärkter Um- 
weltbelastungen mit sich. Die Bundesregierung setzt sich 
dafür ein, daß die wichtigen Belange des Umweltschutzes 
auch im wettbewerbsorientierten Binnenmarkt durch an- 
spruchsvolle, klare Umweltrahmenbedingungen im anla- 
gen- und produktbezogenen Umweltschutz zur Geltung ge- 
bracht werden. 

Mit dem Vertrag über die Europäische Union (Maastricht- 
Vertrag), der am 1. November 1993 in Kraft getreten ist. 


wurden die Rechtsgrundlagen im Umweltschutz weiter fort- 
entwickelt- 

Die Vertiefung der Integration nach innen und die Stärkung 
der Handlungsfähigkeit der Europäischen Union nach außen 
erweitern auch die Handlungsmöglichkeiten im Umwelt- 
schutz. Durch den Ausbau der Europäischen Union zur Um- 
weltunion wird ihre Bedeutung als Partner in der weltweiten 
Zusammenarbeit zur Förderung einer nachhaltigen Entwick- 
lung weiter steigen. 

3. Welt im Wandel 

Die Überwindung des Ost-West-Konflikts und die Entschei- 
dung der Menschen in Mittel- und Osteuropa für Demokra- 
tie und Marktwirtschaft hat die Handlungsfähigkeit in der in- 
ternationalen Staatengemeinschaft vergrößert und neue 
Chancen der Zusammenarbeit eröffnet. 

Die Bundesregierung unterstützt die Staaten Mittel- und 
Osteuropas, die Neuen Unabhängigen Staaten sowie die Ent- 
wicklungsländer bei der Schaffung der rechtlichen Grund- 
lagen für den Umweltschutz, dem Aufbau von funktionie- 
renden Umweltinstitutionen, der Stärkung der einheimi- 
schen personellen Kapzitäten sowie bei der Förderung des 
Transfers umweltverträglicher Anlagentechniken. 

Die Bundesregierung versteht ihre umweltpolitischen Maß- 
nahmen insgesamt als Beitrag zur nachhaltigen Entwicklung 
von Wirtschaft und Gesellschaft, mit dem sie der gestiege- 
nen Verantwortung Deutschlands in der internationalen 
Staatengemeinschaft Rechnung trägt. 


D ökologische Sanierung und 
Entwicklung in den neuen 
Ländern 

1. Ausgangslage 

Die neuen Länder sind besonders in den Industrieregionen 
mit enormen Umwelthypotheken belastet. Die zum Teil dra- 
matischen Belastungen von Boden, Wasser und Luft sind in 
weiten Bereichen das Ergebnis der jahrzehntelangen sozia- 
listischen Planwirtschaft, die durch einen rücksichtslosen 
Umgang mit den natürlichen Ressourcen gekennzeichnet 
war und notwendige strukturelle Anpassungen verhindert 
hat. Eine ineffiziente Energieversorgung, veraltete Produk- 
tionsstrukturen, eine unzureichende Versorgungs- und Ent- 
sorgungsinfrastruktur und eine industriell geprägte Land- 
wirtschaft mit hohem Einsatz von Dünge- und Pflanzen- 
schutzmitteln haben zu teilweise erheblichen Schädigungen 
der Umwelt geführt. 
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Daten: Meßnetze der Bundesländer/Umweltbundesamt 


Abb. 3: SO ^-Immissionen ~ Jahresmittelwerte 1989 und 1992 im Vergleich 


2. Gefahrenabwehr: Schutz von 
Mensch und Umwelt 

Die Vielzahl der Umweltbelastungen zwang zu einer klaren 
Prioritätensetzung bei der Sanierung. Bei den Sofortmaß- 
nahmen zur Gefahrenabwehr standen Maßnahmen zur 
Sicherung der Trinkwasserversorgung und Abwasser- 
behandlung im Vordergrund. Fünf^Kemkraftwerksblöcke 
sowjetischer Bauart wurden vom Netz genommen, im Bau 
befindliche Blöcke wurden nicht mehr weitergeführt. Wei- 
tere unmittelbar eingeleitete Maßnahmen zur Gefahrenab- 
wehr umfaßten die Sicherung und Schließung von Abfall- 
entsorgungsanlagen, die Einleitung von Sicherungsmaßnah- 
men bei Altlasten, die Anordnung von Nutzungsbeschrän- 
kungen für kontaminierte Böden, die Durchführung von 
Sofortmaßnahmen an besonders belasteten Objekten im 
Bereich des Strahlenschutzes und den Aufbau von Smog- 
Frühwarnsystemen. 

3. Übernahme des Umweltrechts 

Ein ganz wesentlicher Schritt zur Vermeidung weiterer Be- 
einträchtigungen von Umwelt und Natur war die frühzeitige 
Übernahme des in der Bundesrepublik Deutschland in den 
vergangenen Jahrzehnten entwickelten Umweltrechts. Für 
die Errichtung und den Betrieb von genehmigungsbedürfti- 
gen Anlagen gelten nunmehr in ganz Deutschland 
grundsätzlich die gleichen Anforderungen. Übergangs- und 


Anpassungsvorschriften stellen sicher, daß ein dem neuesten 
Stand der Technik entsprechendes Neuvorhaben nicht an der 
am Standort vorhandenen Vorbelastung scheitert. 

4. Förderung von Umweltschutz- 
maßnahmen 

Angesichts der Notwendigkeit des völligen Neuaufbaus der 
Landesverwaltungen hat der Bund seine Möglichkeiten in 
der Gesetzgebung, in der Forschungsförderung und der För- 
derung von Modellvorhaben voll ausgeschöpft, um die 
neuen Länder gezielt zu unterstützen. 

Das bereits im November 1990 vorgelegte Eckwerte-Papier 
des Bundesumweltministeriums enthielt neben einer umfas- 
senden Analyse der Umweltsituation den konzeptionellen 
Gesamtrahmen für die von Bund und Ländern gemeinsam zu 
bewältigende Aufgabe der ökologischen Sanierung und Ent- 
wicklung. Mit dem Umweltschutzsofortprogramm des Ge- 
meinschaftswerks Aufschwung Ost wurden den neuen Län- 
dern 1991 und 1992 wichtige Anschubhilfen für die Ökolo- 
gische Sanierung und Entwicklung gegeben. 

Zur Förderung des Umweltschutzes in den neuen Ländern 
sind nach dem Einigungsvertrag ökologische Sanierungs- 
und Entwicklungsprogramme aufzustellen. Der Bund erfüllt 
diesen Auftrag im Rahmen seiner grundgesetzlichen Zu- 
ständigkeiten vor allem durch die modellhafte Erarbeitung 
von raumbezogenen Sanierungs- und Entwicklungskonzep- 
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Umweltschutzsofortprogramm 

- Aufteilung nach Förderbereichen - 


W asserversorgung 

129,6 Mio DM 

139 Vorhaben 

AbwasserbehandlungZ-ableitung 

245,4 Mio DM 

107 Vorhaben 

Abfallwirtschaft/Deponien 

144,0 Mio DM 

326 Vorhaben 

Emissionen/Luftreinhaltung 

70,2 Mio DM 

281 Vorhaben 

Natur- und Landschaftsschutz 

57,6 Mio DM 

310 Vorhaben 

Gewässerausbau/Seensanierung 

20,2 Mio DM 

12 Vorhaben 

Sonstige Maßnahmen 

10,1 Mio DM 

1 1 Vorhaben 

Gesamt 

677,1 Mio DM 

1.186 Vorhaben 


Tab. 1: Umweltschutzsofortprogramm 


ten für besonders belastete Regionen. Zweck dieser Sanie- 
rungs- und Entwicklungskonzepte ist es, eine Planungs- 
grundlage für die ökologische Entwicklung der Untersu- 
chungsregionen zu schaffen und zugleich die wesentlichen 
Bestimmungsfaktoren für die wirtschaftliche Entwicklung 
zu berücksichtigen. Beispiele sind das Ökologische Sanie- 
rungs- und Entwicklungskonzept für den Großraum Leip- 
zig/Bitterfeld/Halle/Merseburg, für den Großraum Mansfeld 
und für das Lausitzer Bergbau- und Energiegebiet. 

5. Aufbau einer modernen Umwelt- 
schutzinfrastruktur 

In den neuen Ländern bestätigt sich, daß eine leistungsfähi- 
ge Trinkwasserversorgung, Abwasserreinigung, Abfallent- 
sorgung und Sanierungs-Infrastruktur entscheidende Stan- 
dortfaktoren sind. 

Der Aufbau einer funktionierenden Ver- und Entsorgungs- 
infrastruktur in den neuen Ländern erfordert nach Schätzun- 
gen mehr als 200 Milliarden DM. Davon entfällt allein über 
die Hälfte auf die Abwasserentsorgung. Angesichts be- 
grenzter Finanzkraft und Verwaltungskapazitäten der Kom- 
munen in den neuen Ländern kommt der Einbeziehung von 
privatem Know-how, Management und Kapital bei der Rea- 
lisierung der Investitionsvorhaben in diesem Bereich eine 
herausragende Rolle zu. 

6. Altlastensanierung 

Ökologische Altlasten sind neben der unzureichenden Um- 
weltinfrastruktur eines der schwerwiegendsten Umweltpro- 
bleme in den neuen Ländern. Bis Ende 1993 wurden rd. 
70.000 Altlastverdachtsflächen in den neuen Ländern 
(einschließlich Berlin) erfaßt. Dabei handelt es sich um 
wilde Abfallablagerungen und stillgelegte Deponien, indu- 
strielle Altstandorte und Schadstoff- und Hausmüllablage- 
rungen in Tagebaurestlöchem mit bereits eingetretenem 
oder zu erwartendem Grundwasserkontakt. Diese Flächen 
stellen nicht nur für Mensch und Umwelt eine Gefahr dar, 
sondern bedeuten auch ein erhebliches finanzielles Risiko 
für Investoren. 


Mit der Altlastenfreistellungsklausel des Umweltrahmenge- 
setzes von 1990, die in modifizierter Form fortgilt, wurde die 
Möglichkeit geschaffen, Eigentümer, Besitzer und Erwerber 
von Grundstücken, die gewerblichen Zwecken dienen oder 
im Rahmen wirtschaftlicher Unternehmungen Verwendung 
finden, in bestimmten Fällen von der Verantwortung für ver- 
ursachte Schäden freizustellen. Die Zuständigkeit für die 
Altlastenfreistellung liegt bei den Ländern. 

Für den Bereich der Treuhand-Unternehmen haben sich 
Bund und Länder über eine finanzielle Beteiligung des 
Bundes an den Freistellungsfolgekosten geeinigt, die im 
Dezember 1992 in einem Verwaltungsabkommen verbind- 
lich festgeschrieben wurde. Danach teilen sich Treuhandan- 
stalt und Bundesländer die Kosten im Verhältnis 60 zu 40. 
Hierfür wurde für einen Zeitraum von 10 Jahren ein jähr- 
licher Finanzrahmen von 1 Milliarde DM festgesetzt. Für 
Großprojekte, d.h. regional bedeutsame Untemehmens- 
bereiche mit herausgehobenen Altlastenproblemen, die im 
einzelnen zu bestimmen sind, wurde ein Schlüssel von 
75 (Treuhandanstalt) zu 25 (Bundesländer) festgelegt. 
Neben der Braunkohlesanierung, für die bis 1997 ein 
Finanzrahmen von 7,5 Milliarden DM vorgesehen ist, sind 
21 weitere Vorhaben als Großprojekte festgesetzt. Die 
Sanierungskosten für diese Projekte werden auf 6 Milliarden 
DM geschätzt. 

Speziell für die Braunkohlesanierung wurde 1992 bei der 
Treuhandanstalt ein Braunkohlesanierungsbüro eingerich- 
tet, das die Maßnahmen von Bundesregierung, Treuhandan- 
stalt, Bundesanstalt für Arbeit und den betroffenen Bundes- 
ländern Brandenburg, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thürin- 
gen koordiniert. Eine Steuerungsgruppe unter Federführung 
des Bundesumweltministeriums erarbeitet inhaltliche Vorga- 
ben für die Tätigkeit des Büros. Dabei wird den landes- und 
regionalplanerischen Anforderungen Rechnung getragen. 

In den neuen Ländern sind auf den Liegenschaften der ehe- 
maligen Westgruppe der sowjetischen Streitkräfte (West- 
gruppe der Truppen-WGT) und der ehemaligen Nationalen 
Volksarmee zahlreiche Altlastverdachtsflächen festgestellt 
worden. Mit dem Altlastenprogramm Ost werden im Auf- 
trag des Bundesverteidigungsministeriums gegenwärtig in 
rd. 200 struktursicheren Bundeswehrliegenschaften, die von 
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Ökologische Untersuchungsgebiete in den neuen Ländern 

(Studien des BMU) 



Stand: Januar 1994 


Republik 


Legende: 

© „Ökologisches Sanierungs- und Entwicklungskonzept für 
den Großraum Leipzig/Bitterfeld/Halle/Merseburg“ 

(2) „Umweltsanierung des Großraumes Mansfeld“ 

@ „Studie zur Umweltsituation im Großraum Rostock“ 

@ „Ökologischer Sanierungs- und Entwicklungsplan 
Niederlausitz“ 

® „Leitbilder und Ziele für eine umweltschonende Raument 
Wicklung in der Ostseeküsten region Mecklenburg- 
Vorpommerns“ 

® „Leitlinien und Entwicklungsziele zur umwelt- 
schonenden Raumentwicklung des sächsisch- 
böhmischen Erzgebirges“ 
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Abb. 4: Ökologische Untersuchungsgebiete 
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den Liegenschaften der ehemaligen Nationalen Volksarmee 
übernommen worden sind, auf über 1 .500 festgestellten Alt- 
lastverdachtsflächen Erfassungen und Erstbewertungen 
durchgeführt. Für die Liegenschaften der WGT hat das Bun- 
desumweltministerium in Abstimmung mit dem Bundes- 
fmanzministerium eine Bestandsaufnahme aller Altlastver- 
dachtsflächen in Auftrag gegeben. Das Projekt läuft parallel 
zum Abzug der WGT. Der Abschlußbericht wird Mitte 1995 
vorliegen. Bis Ende 1993 wurden ca. 20.000 Altlastver- 
dachtsflächen ermittelt. 

7. Umweltsanierung und Arbeits- 
förderung 

Eine sinnvolle Verknüpfung von Arbeitsplatzsicherung und 
Umweltschutz wurde durch die Finanzierung von Arbeits- 
beschaffungsmaßnahmen erreicht. 1991 und 1992 waren 
von den zeitweise über 400.000 ABM-Beschäftigten etwa 
120.000 in Maßnahmen zur Umweltverbesserung tätig. 

Mit der 1993 für die Dauer von fünf Jahren neu eingeführ- 
ten „Arbeitsförderung Ost“ wird ein weiterer Beitrag dazu 
geleistet, die im Umstrukturierungsprozeß freigesetzten 
qualifizierten Arbeitskräfte für die Umweltsanierung zu 
gewinnen und dadurch Voraussetzungen für die Erhaltung 
industrieller Kembereiche und für einen Neubeginn mit Zu- 
kunftsperspektive zu schaffen. 

8. Ausblick 

Infolge der Stillegung veralteter, unrentabler Industrieanla- 
gen, aber auch aufgrund der von Bund und Ländern initiier- 
ten Investitionen in den Umweltschutz hat sich die Umwelt- 
situation in den neuen Ländern seit der Wiedervereinigung 
spürbar verbessert. Der Schadstoffeintrag in Boden, Wasser 
und Luft ist deutlich zurückgegangen. 

Die Umstrukturierung der Wirtschaft durch den Neuaufbau 
von Unternehmen, Produktions- und Industrieanlagen bietet 
die Chance, moderne umweltschonende Technologien ein- 
zusetzen und damit für die neuen Länder langfristig Wettbe- 
werbsvorteile zu sichern. Die anspruchsvolle Umwelt- 
schutzgesetzgebung der Bundesrepublik Deutschland wird 
sich als Motor für diesen ökologischen Modemisierungs- 
prozeß in den neuen Ländern erweisen. 


E Fortentwicklung der Umwelt- 
vorsorgepolitik in den 
einzelnen Sektoren 

Die Bundesregierung richtet ihre Umweltpolitik gegenwär- 
tig besonders auf die Durchsetzung ökologisch verträglicher 
Produktions- und Konsumgewohnheiten. Im Vordergrund 
stehen Strategien zur Bewältigung der Abfallproblematik, 
mit denen der Einstieg in die Kreislaufwirtschaft vorgenom- 
men wurde, die Förderung der Produktverantwortung bei 
Herstellern und Handel sowie die Förderung des Einsatzes 
umweltverträglicher, ressourcenschonender Technologien, 
aber auch ein veränderter Umgang mit der Mobilität und 
neue Verhaltensweisen im Energiebereich oder bei der Frei- 
zeitgestaltung. 

Durch Integration des Umweltschutzes auch in andere Poli- 
tikbereiche und eine verstärkte Nutzung von Marktmecha- 
nismen („ökologisch ehrliche Preise“) wird der notwendige 
Wandel in Richtung auf eine umweltverträgliche Kreislauf- 
wirtschaft gefördert. 

1 . Umwelt und Gesundheit, Chemi- 
kaliensicherheit 

Die Bundesregierung verfolgt in der Chemikaliensicher- 
heitspolitik einen übergreifenden, stoffbezogenen Hand- 
lungsansatz zur Umwelt- und Gesundheitsvorsorge. Grund- 
lage hierfür ist eine fundierte wissenschaftliche Bewertung 
von Stoffeigenschaften und von Stoff strömen. 

Auf der Grundlage der Novelle 1990 zum Chemikalienge- 
setz hat sich im Chemikalienrecht ein deutlicher Entwick- 
lungssprung vollzogen. Schwerpunkte der Neuregelungen 
der letzten Jahre sind die Verbesserung des Anmeldeverfah- 
rens für neue Stoffe (Stoffe, die erstmals nach dem in der Eu- 
ropäischen Union einheitlichen Stichtag 18. September 1981 
auf den Markt gebracht worden sind), die Ausdehnung des 
Kennzeichnungsrechts und zusätzliche Verbote und Be- 
schränkungen für bestimmte Stoffe, darunter FCKW und 
Halone, Asbest, Dioxine, Cadmium sowie aliphatische 
Chlorkohlenwasserstoffe. 

Mit der FCKW-Halon- Verbots- Verordnung von 1991 
wurde die Verwendung der wichtigsten ozonzerstörenden 
Stoffe in den entscheidenden Einsatzbereichen (Druckgas- 
packungen, Kältemittel, Schaumstoffherstellung, Reini- 
gungs- und Lösungsmittel, Löschmittel) bis Ende 1994 unter- 
sagt. Bereits Ende 1993 haben Hersteller und Verwender den 
Verzicht auf FCKW fast ausnahmslos vorzeitig vollzogen. 

Die im Frühjahr 1993 von der Bundesregierung beschlosse- 
ne Dioxin- Verordnung ist Teil einer übergreifenden Strate- 
gie, die die Bundesregierung zur Bekämpfung der Gefahren 
des Umwelteintrages von Dioxinen verfolgt. Flierzu gehören 
daneben die Verordnung über Verbrennungsanlagen für Ab- 
fälle, die Verordnung über Chlor- und Bromverbindungen 
als Kraftstoffzusatz (Scavenger-Verordnung), die Novelle 
zur Klärschlamm- Verordnung sowie die chemikalienrecht- 
lichen Verbotsregelungen zu Pentachlorphenol (PCP) und 
polychlorierten Biphenylen (PCB). 
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Im Rahmen einer den gesamten Bereich der Verbote und Be- 
schränkungen betreffenden Neuordnung des untergesetzli- 
chen Chemikalienrechts wurden darüber hinaus die allge- 
meinen Regelungen des „Giftrechts“ und des Arbeits- 
schutzes weiter verfeinert. 

Mit der Zweiten Novelle zum Chemikaliengesetz von 1994 
wurden wichtige Änderungen des EG-Rechts, die sich vor 
allem im Bereich des Anmeldeverfahrens für neue Stoffe er- 
geben haben, in deutsches Recht umgesetzt 

Altstoffe (Stoffe, die bis zum 18. September 1981 auf dem 
Markt waren) werden in Deutschland aufgrund der Altstoff- 
konzeption der Bundesregierung von 1988 systematisch be- 
arbeitet. Mit der EG-Altstoffverordnung wurde im März 
1993 erstmals ein EU-weites System zur Altstoffbearbei- 
tung eingeführt, das sich an das deutsche Modell der koope- 
rativen Altstoffbearbeitung anlehnt. 


Einer der wichtigsten Wege, auf denen Menschen gegenüber 
Schadstoffen aus der Umwelt exponiert werden, ist die Auf- 
nahme über die Nahrung. Die hierzu bestehenden lebens- 
mittelrechtlichen Regelungen werden weiter ausgebaut, z.B, 
durch neue Höchstmengenregelungen für den wichtigen Be- 
reich der Nitratbelastung in pflanzlichen Lebensmitteln 
(Salat, Spinat) und eine EG-Rahmenverordnung zur Festle- 
gung von gemeinschaftlichen Verfahren betreffend Verun- 
reinigung in Lebensmitteln. 

Die 1992 eingerichtete Enquete-Kommission des Deutschen 
Bundestages „Schutz des Menschen und der Umwelt - Be- 
wertungskriterien und Perspektiven umweltverträglicher 
Stoffkreisläufe in der Industriegesellschaft“ hat den Auftrag, 
die wissenschaftlichen Grundlagen und politischen Gestal- 
tungsmöglichkeiten für eine ökologische Stoffwirtschaft 
aufzubereiten und Chancen und Risiken von Stoffen, Stoff- 
strömen und Stoffkreisläufen unter Berücksichtigung von 
Energieeinsatz, Verfahrenstechniken, Funktionszusammen- 


FCKW-Halon-Verbotsverordnung 

Stufenweises Verbot der Verwendung bzw. Herstellung folgener Stoffe: 


Verbot seit 

Verbot ab 

FCKW: 

Treibgas in Spraydosen 

1.8. 1991 


Schaumstoffe: 

Verpackungsmaterial 

Schaumstoffgeschirr 

Montageschäume 

Dämmstoffe 
sonstige Schaumstoffe 

1. 8. 1991 

1. 8. 1991 

1. 8. 1991 

1. 1. 1992 

1. 1. 1995 

Kühl- und Kältemittel: 

Großanlagen 

Mobile Großanlagen 

Kleinanlagen 

1. 1. 1992 

1. 1. 1994 

1. 1. 1995 

Reinigungs- und Lösemitte 

1. 1. 1992 


Teilhalogenierte FCKW (R 22): 

Treibgas in Spraydosen 

1.8. 1991 


Schaumstoffe: 

V erpackungsmaterial 

Schaumstoffgeschirr 

Montageschäume 

Dämmstoffe und sonstige Schaumstoffe 

1. 8. 1991 

1. 8. 1991 

1. 1. 1993 

1. 1.2000 

Kühl- und Kältemittel: 


1.1.2000 

Methylchloroform und 

T etrachlorkohlenstof f : 

Reinigungs- und Lösemittel 

1. 1. 1992 


Halone: 



Handfeuerlöscher und 

stationäre Anlagen zur Brandbekämpfung 

1. 1. 1992 



Tab, 2: FC KW- Halon- Verbotsverordnung 
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hängen sowie volkswirtschaftlichen Kosten und Nutzen zu 
bewerten. Sie wird gleichzeitig den chemie- und industrie- 
politischen Dialog vertiefen und die gesellschaftliche Kon- 
sensbildung über die zukünftige Ausgestaltung der Umwelt- 
politik voranbringen. 

Im September 1992 hat die Bundesregierung eine Konzep- 
tion zur Verbesserung der Luftqualität in Innenräumen be- 
schlossen. Neben Ausführungen über die wesentlichen 
Handlungsprinzipien, Beurteilungsmaßstäbe und rechtli- 
chen Instrumente zur Verbesserung der Luftqualität in In- 
nenräumen enthält sie für die wichtigsten Problembereiche 
und Schadstoffquellen konkrete Maßnahmenvorschläge, die 
auf der Ebene des Bundes im Rahmen laufender Gesetz- 
gebungsvorhaben bereits berücksichtigt oder in Angriff ge- 
nommen wurden. 

Der derzeit in den Beratungen befindliche Entwurf einer 
EG-Biozid-Richtlinie, der maßgebhch auf deutsche Initiati- 
ve zurückgeht, soll das Inverkehrbringen von entsprechen- 
den Produkten regeln. Bei dem Sammelbegriff „Biozide“ 
handelt es sich um einen vorläufigen Arbeitsbegriff. 

Die Forderungen der UNCED für den Bereich der Chemi- 
kaliensicherheit sind in Deutschland bereits durch nationa- 
les Recht wie das Chemikaliengesetz, die Gefahrstoffver- 
ordnung, das Pflanzenschutzgesetz und die Pflanzenschutz- 
Anwendungsverordnung umgesetzt. Die in Kapitel 19 der 
Agenda 21 festgelegten Zielsetzungen bilden gleichwohl 
einen wichtigen Maßstab für die Fortentwicklung der Che- 
mikaliensicherheit in Deutschland. 

2. Luftreinhaltung, Anlagensicherheit 

Die Luftreinhaltung hat in der Bundesrepublik Deutschland 
bereits ein hohes Niveau erreicht. Es wurden vor allem seit 
den achtziger Jahren für alle Verursachergruppen (Energie- 
erzeuger, Industrie, Haushalte und Verkehr) Maßnahmen er- 
griffen, um Schäden zu beseitigen und im Rahmen eines 
langfristigen Vorsorgekonzepts eine umweltgerechte Ent- 
wicklung sicherzustellen. 

Die Abgasentschwefelung bei Großfeuerungsanlagen, die 
Verringerung des Schwefelgehalts im Heizöl und die Um- 
stellung auf umweltfreundhchere Brennstoffe in Haushalten 
und bei Kleinverbrauchern haben in der Bundesrepublik 
Deutschland maßgeblich zu spürbaren Verbesserungen bei- 
getragen. In den neuen Ländern werden in den nächsten Jah- 
ren nach vollständiger Übernahme des Immissionsschutz- 
rechts die Immissionen von Schwefeldioxid und Staub, von 
Stickstoffoxiden und Kohlendioxid um erhebliche Raten 
weiter zurückgeführt. 

Im Verkehrsbereich wurde durch die Verbreitung des Drei- 
Wege-Katalysators bei Ottomotoren und durch Verbesse- 
rung des Abgasverhaltens von Pkw mit Dieselmotoren 
sowie von Nutzfahrzeugen trotz des gestiegenen Verkehrs- 
aufkommens eine Trendwende erreicht. 

Im Jahr 1990 wurde das Bundes-Immissionsschutzgesetz um- 
fassend novelliert. Ziel der Novelle war zum einen die Ver- 
besserung der Anlagensicherheit, zum anderen der Ausbau 
des marktwirtschaftlichen Ansatzes, insbesondere die Ver- 


besserung der Möglichkeiten für Kompensationsmaßnah- 
men. 

Im April 1993 wurden im Zusammenhang mit dem Investi- 
tionserleichterungs- und Wohnbaulandgesetz Änderungen 
in das Bundes-Immissionsschutzgesetz aufgenommen, die 
der Beschleunigung immissionsschutzrechthcher Zulas- 
sungs- und Genehmigungsverfahren dienen. 

Die Novelle der Kleinfeuerungsanlagen-Verordnung vom 
20. Juli 1994 zielt auf die Sicherung des Einsatzes der mit- 
teldeutschen Braunkohle ab. Gegenstand der beabsichtigten 
2. Änderungsverordnung, die im Entwurf vorliegt, ist eine 
weitere Senkung der Abgasverluste von älteren Öl- und Gas- 
feuerungsanlagen. 

Mit der geplanten Wärmenutzungs- Verordnung als Be- 
standteil des CO.-Minderungsprogramms der Bundesregie- 
rung (vgl. Kabinettbeschluß vom 7. November 1990) sollen 
Betreiber industrieller und gewerblicher Anlagen zur Wär- 
menutzung und zur Wärmeabgabe an Dritte unter bestimm- 
ten Voraussetzungen verpflichtet werden. 

Durch die Neufassung der Verordnung zur Immissionsbe- 
grenzung von leichtflüchtigen Halogen-Kohlenwasserstof- 
fen vom März 1991 wird die Verwendung ozonabbauender 
Lösemittel weiter eingeschränkt. 

Die EU- weite Verschärfung der Abgasgrenzwerte für Kraft- 
fahrzeuge hat wichtige technische Entwicklungsschritte zur 
Minderung des spezifischen Abgasausstoßes bewirkt. Steu- 
erliche Anreize haben zur schnellen Verbreitung der zur Zeit 
besten verfügbaren Technik beigetragen. 

Zur Verringerung der Kohlenwasserstoff-Emissionen 
(einschließlich Benzol) aus Ottokraftstoffen wurde im Ok- 
tober 1992 das Gaspendelverfahren für die Abfüllung und 
Einlagerung sowie für die Betankung von Kraftfahrzeugen 
verbindlich vorgeschrieben. Für vor 1993 errichtete Anlagen 
gelten Fristen für die Nachrüstung. 

Mit einer Verordnung nach § 40 Abs. 2 BImSchG sollen 
Konzentrationswerte für die verkehrsbedingten Luftverun- 
reinigungen Ruß, Stickstoffdioxid und Benzol festgelegt 
werden. Die beiden letztgenannten sind Vorläufersubstan- 
zen für bodennahes Ozon (sog. Sommersmog). Die Verord- 
nung soll die Durchführung von Messungen und die dabei 
anzuwendenden Verfahren regeln. Der Bundesrat hat dem 
Entwurf der Bundesregierung im März 1994 mit Änderun- 
gen zugestimmt. 

Im Bereich der Anlagensicherheit wurden mit der im Sep- 
tember 1991 in Kraft getretenen Verordnung zur Änderung 
der Störfall- Verordnung die Anforderungen an die Sicher- 
heit genehmigungsbedürftiger Anlagen weiter verschärft. 

Um eine schnelle Bewertung des sicherheitstechnischen 
Standes in den neuen Ländern zu ermöglichen, wurden auf 
Initiative des Bundesumweltministeriums Anlagensicher- 
heits-Beratungskommissionen eingerichtet, die 1992 Bege- 
hungen besonders störfallrelevanter Anlagen in den neuen 
Ländern durchführten. 

Die grenzüberschreitenden Schadstoffströme in Europa wer- 
den im Rahmen des Genfer Luftreinhalteübereinkommens 
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Abb. 5: Entwicklung der Schadstoffemissionen 
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der Europäischen Wirtschaftskommission der Vereinten Na- 
tionen (ECE) beobachtet. Die Bundesregierung hat sich 
durch die Unterzeichnung der ECE-Protokolle verpflichtet, 
in einem bestimmten Zeitraum ihre jährlichen nationalen 
Emissionen an Schwefeldioxid, Stickstoffoxid und flüchti- 
gen organischen Verbindungen zu reduzieren. Derzeit fin- 
den Verhandlungen über ein neues Schwefelprotokoll statt, 
in dem verschärfte Reduzierungsraten für die Vertragsstaa- 
ten festgelegt werden sollen. 

3. Wasserwirtschaft 

In der Bundesrepublik Deutschland wurden in den letzten 
zwei Jahrzehnten umfangreiche Gewässerschutzmaßnah- 
men vor allem zur Verbesserung der Abwasserbehandlung 
und zur Verringerung des industriellen Wasserverbrauchs 
durchgeführt. Hierdurch hat sich die Gewässergüte der mei- 
sten Fließgewässer in den alten Ländern deutlich erhöht, so 
daß dort nur noch wenige Gewässer als kritisch belastet oder 
verschmutzt einzustufen sind. 

Künftige Anstrengungen zum Schutz der Wasserressourcen 
in Deutschland zielen vor allem auf die nachhaltige Rück- 
führung der Gewässerbelastung in den neuen Ländern ab. 
Die erste gesamtdeutsche biologische Gewässergütekarte 

1990 und die Karten der Wasserbeschaffenheit der Fheß- 
gewässer der Bundesrepubhk Deutschland 1982-1991 doku- 
mentieren anschaulich die zum Teil noch erheblich schlech- 
tere Beschaffenheit der Fließgewässer in den neuen Län- 
dern. Besondere Aufmerksamkeit wird in den neuen Län- 
dern auch dem vorsorgenden Schutz des Grundwassers, dem 
weiteren Ausbau der Abwasserreinigung und der Anwen- 
dung abwasserarmer Technologien gewidmet. Die Bundes- 
regierung strebt für alle Gewässer in Deutschland minde- 
stens die Güteklasse II „mäßig belastet“ an. 

Zur Untersuchung der Grundwasserbeschaffenheit in den 
neuen Ländern wurde dort mit Mitteln des Bundes modell- 
haft ein überregionales Überwachungskonzept (Grundwas- 
sermonitoring) erarbeitet und erprobt. Es wird als Grundlage 
für die Erfüllung von Berichts pflichten des Bundes gegen- 
über der Europäischen Union bis 1995 fortgesetzt. 

Die EG-Richtlinie zum Schutz der Gewässer vor Verunrei- 
nigung durch Nitrat aus landwirtschaftlichen Quellen von 

1991 verpflichtet die Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union zur flächendeckenden Einführung von Regeln der 
guten fachlichen Düngepraxis, angepaßt an die regionalen 
Verhältnisse. Wesentliche Teile der Nitratrichtlinie sollen in 
Deutschland durch die neue Düngeverordnung in nationales 
Recht umgesetzt werden. 

Das rechtliche Instrumentarium des Gewässerschutzes hat in 
Deutschland inzwischen einen hohen Stand erreicht, nicht 
zuletzt aufgrund der in den letzten Jahren durchgesetzten 
Verbesserungen des Wasserhaushaltsgesetzes, des Abwas- 
serabgabengesetzes sowie der Ausführungsbestimmungen 
im Abwasserbereich. Mit der Novelle des Abwasserabga- 
bengesetzes wurde den Forderungen nach einer aktuellen 
umweltpolitischen Vereinfachung entsprochen. Die Anfor- 
derungen an die Abwassereinleitungen durch Verwaltungs- 


vorschriften nach § 7 a Wasserhaushaltsgesetz werden 
weiter fortgeschrieben. Bei der weiteren Verringerung der 
Gewässerbelastung durch Wasch- und Reinigungsmittel 
konnten auf der Grundlage von Selbstverpflichtungen der 
Industrie wichtige Fortschritte erzielt werden. 

Im Vordergrund steht jetzt die Umsetzung der in supra- und 
internationalen Rechtsakten vorgeschriebenen Gewässer- 
schutzmaßnahmen besonders in den neuen Ländern sowie 
der Ausbau der internationalen Zusammenarbeit beim 
Schutz von Fließgewässem und im Meeresschutz. 

Als Anrainer wichtiger grenzüberschreitender Wasserläufe 
räumt die Bundesrepublik Deutschland der Zusammenarbeit 
in der Internationalen Kommission zum Schutz des Rheins 
(IKSR), der Internationalen Kommission zum Schutz der Elbe 
(IKSE) und der geplanten Internationalen Kommission zum 
Schutz der Oder (IKSO) einen hohen Stellenwert ein. Der 
Rhein veranschauhcht in ganz besonderer Weise die Aufgaben 
und Erfolge deutscher und europäischer Gewässerschutzan- 
strengungen. Das neue Donauschutzübereinkommen stellt 
einen wichtigen Prüfstein für die mittel- und osteuropäische 
Zusammenarbeit im Gewässerschutz dar. 

Die verstärkten Maßnahmen zum Schutz der Nordsee gehen 
überwiegend auf die Beschlüsse der 3. Internationalen Nord- 
seeschutz-Konferenz von 1990 zurück. Mit einem neuen 
Übereinkommen zum Schutz der Meeresumwelt des Nord- 
ost-Atlantiks, das sie Nordsee mit umfaßt, wurden im Sep- 
tember 1992 die Konventionen von Oslo (1972) und Paris 
(1974) zusammengeführt. Einer der Kernpunkte des neuen 
Übereinkommens ist das grundsätzliche Verbot der Abfall- 
beseitigung auf See. Das Verbrennen von Abfällen auf See 
und die Verklappung von Dünnsäure, die die Bundesrepu- 
blik Deutschland bereits seit 1983 bzw. 1989 beendet hat, 
würde nach erfolgter Ratifizierung damit für alle Vertrags- 
staaten wirksam werden. 

Zum Schutz der Ostsee wurde 1991 ein nationales Ostsee- 
Sanierungsprogramm vorgelegt, das eine Liste von vorran- 
gig zu sanierenden oder neu zu errichtenden Kläranlagen im 
Ostsee-Einzugsgebiet in den neuen Ländern umfaßt. Auf- 
grund der eingeleiteten Sanierungsmaßnahmen wurde be- 
reits eine deutliche Verringerung der Schad- und Nährstof- 
feinträge erzielt. Eine dauerhafte und durchgreifende Ge- 
sundung der Ostsee setzt jedoch weiterhin größte gemeinsa- 
me Anstrengungen aller Ostsee-Anrainerstaaten voraus. 
Von besonderer Bedeutung sind das auf zwanzig Jahre an- 
gelegte internationale Ostseeaktionsprogramm von 1992 
sowie das 1992 neu gefaßte Helsinki-Übereinkommen über 
den Schutz der Meeresumwelt des Ostseegebietes. 

Die Bundesregierung setzt sich mit Nachdruck für die Um- 
setzung und Fortentwicklung international anerkannter Leit- 
linien für eine nachhaltige Wasserbewirtschaftung sowie für 
Regionalübereinkommen über die Bewirtschaftung grenz- 
überschreitender Gewässer und ein weltweites „Aktionspro- 
gramm Wasser“ zur Verbesserung der Wasserbewirtschaf- 
tung ein, um die Entwicklungsländer bei ihren Eigenan- 
strengungen zu unterstützen, ihrer Bevölkerung den Zugang 
zu einer ausreichenden Wasserver- und Abwasserentsor- 
gung zu ermöglichen. 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 1 2/8451 


Gewässergutestufen 


unbelastet bis 
sehr gering belastet 

■ 


gering belastet 

B 

l-ll 

mäßig belastet 

□ 

II 

kritisch belastet 

□ 

ll-lll 

stark verschmutzt 

□ 

III 

sehr stark verschmutzt 

■ 

lll-IV 

übermäßig verschmutzt 

■ 

IV 

ökologisch zerstört 

■ 

IV 



1 5 10 100 1000 

m3/s 


Raumordnungsbericht 1 993 
nach Angaben der 
Länderarbeitsgemeinschaft 
Wasser 



Abb. 6: Gewässer gütekarte 1990 


4. Abfallwirtschaft 

Die Politik der Bundesregierung in der Abfallwirtschaft ori- 
entiert sich an folgenden Grundsätzen: 

- Die Verantwortung für die Herstellung oder den Vertrieb 
von Produkten muß auch auf ihre Verwertung und auf 
umweltfreundliche Entsorgungsmöglichkeiten ausge- 
dehnt werden. 

- Abfallvermeidung durch Vermeidung oder Verwertung 
muß zum Schutz der Umwelt Vorrang erhalten. 

- Die Verwertung muß gegenüber der Abfallentsorgung 
Vorrang haben. 

- Nicht verwertbare Abfälle sind möglichst einer Entsor- 


gung im Inland zuzuführen, die sicherstellt, daß von ihnen 
weder jetzt noch in Zukunft schädliche Umweltauswir- 
kungen ausgehen. 

Die Bundesregierung baut die Kreislaufwirtschaft konse- 
quent aus. Dabei wird die Produktverantwortung über den 
heute schon erreichten Stand hinaus auf einzelne Produktbe- 
reiche ausgedehnt, die aufgrund ihres Schadstoffgehaltes 
oder der anfallenden Mengen erhebliche Probleme bei der 
Abfallbeseitigung verursachen. 

Die angespannte Entsorgungssituation bei Hausmüll und 
hausmüllähnlichen Gewerbeabfällen war Anlaß für die Ver- 
ordnung über die Vermeidung von Verpackungsabfällen 
(Verpackungsverordnung) vom 12. Juni 1991. Mit der Ver- 
packungsverordnung werden Hersteller und Vertreiber von 
Produkten für die Wiederverwendung oder stoffliche Ver- 
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Wertung in Anspruch genommen. Gleichzeitig eröffnet die 
Verordnung Herstellern und Vertreibem die Möglichkeit, 
die Rücknahme- und Pfandpflicht am Ladentisch durch ver- 
braucherfreundliche, haushaltsnahe Erfassungssysteme zu 
ersetzen. Diese Möghchkeit wurde durch die Gründung der 
„Duales System Deutschland GmbH“ von seiten der Her- 
steller und Vertreiber auf gegriffen. 

Aufgrund der Verpackungs Verordnung ist seit 1992 erstmals 
eine Trendwende im Verpackungseinsatz eingetreten. Vor 
allem bei Transportverpackungen ist ein deuthcher Trend 
zur Mehrwegverpackung erkennbar. Auch im Getränke- 
bereich wurde der Mehrweganteil deutlich gesteigert. 

Weitere Verordnungen, die die Pflicht zur Rücknahme und 
Verwertung von Produkten festschreiben, sind für die Be- 
reiche Batterien und Akkumulatoren, AJtautos, Bauschutt, 
Elektronikschrott und Altpapier geplant. Ebenfalls wurde 
der Entwurf einer Getränkemehrwegverordnung vorgelegt. 

Das im Juli 1994 verabschiedete Gesetz zur Vermeidung, 
Verwertung und Entsorgung von Abfällen, das als Artikel- 
gesetz das Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz umfaßt, 
soll auf der Grundlage einer umfassenden Produktions- und 
Produktverantwortung die Kreislaufwirtschaft verwirkli- 
chen. 

Ressourcenschonung und Vermeidung von Abfällen durch 
Vermeidung oder Verwertung sind das oberste Gebot des 
Gesetzes. Es hält Industrie, Handel und Verbraucher an, 
künftig Abfälle möglichst zu vermeiden oder zu verwerten, 
d.h, in den Wirtschaftskreislauf zurückzuführen. Das Gesetz 


folgt dem Prinzip, daß nichts zu Abfall werden soll, was 
unter Berücksichtigung technischer Machbarkeit und wirt- 
schaftlicher Zumutbarkeit noch verwertet werden kann. Um 
dieses Ziel zu erreichen, wird auf das marktwirtschaftliche 
Eigeninteresse, den Ideenreichtum und die Kreativität von 
Wirtschaft und Gesellschaft gesetzt. Die Fortentwicklung 
der Abfallwirtschaft zur Kreislaufwirtschaft trägt wesentlich 
zu einer dauerhaften Sicherung des Wirtschafts Standortes 
Deutschland bei. 

Aufgrund der 1992 in Kraft getretenen Novelle zur Klär- 
schlammverordnung sind bei der landwirtschaftlichen Klär- 
schlammverwertung nunmehr auch Bestimmungen bezüg- 
hch organischer Schadstoffe zu beachten. Zusätzliche Auf- 
lagen wurden für die Klärschlammaufbringung auf Feldfut- 
teranbauflächen festgelegt. Eine Aufbringung auf Dauer- 
grünland ist nicht mehr gestattet. 

AJs Gegenstück zur Technischen Anleitung „Sonderabfall” 
wurden mit der 1993 in Kraft getretenen Technischen An- 
leitung Siedlungsabfall bundeseinheitliche Regelungen zur 
Sicherung einer modernen, am Stand der Technik orientier- 
ten Entsorgung von Siedlungsabfällen erarbeitet. Ziel ist die 
Schaffung integrierter Entsorgungssysteme mit vorgeschal- 
teten Maßnahmen der Verwertung und Schadstoffentfrach- 
tung. So müssen Siedlungsabfälle nunmehr vor einer end- 
gültigen Ablagerung grundsätzlich vorbehandelt werden. 
Dies ist nach dem heutigen Stand der Technik nur in ther- 
mischen Behandlungsanlagen (Müllverbrennungsanlagen) 
möglich. 


Entwicklung des Verpackungsverbrauchs 

Von 1991 auf 1993 



■l991 01993 Quelle: GVM 


Abb. 7: Entwicklung des Verpackungseinsatzes 
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Voraussichtliche Restlaufzeiten, Stand 1993 
(ohne Planungen) 
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Abb. 8: Restlaufzeiten von Deponien 


Zur Beschleunigung der Zulassungsverfahren von Abfall- 
entsorgungsanlagen wurde durch das Investitionserleichte- 
rungs- und Wohnbaulandgesetz mit Wirkung vom 1. Mai 
1993 das Zulassungsrecht geändert. Nunmehr werden Ab- 
faUentsorgungsanlagen, die mit Industrieanlagen vergleich- 
bar sind, im immissionsschutzrechtlichen Genehmigungs- 
verfahren zugelassen. Nur Deponien unterliegen weiterhin 
dem Abfallrecht. 

Abfälle zur Beseitigung sind nach dem Abfallgesetz 
grundsätzlich im Inland zu entsorgen. Mit dem Zustim- 
mungs- und Ausführungsgesetz zum Basler Übereinkom- 
men, das 1994 vom Bundestag verabschiedet wurde, wird 
das bestehende „faktische Exportverbot“ in Staaten, in 
denen eine geordnete Abfallentsorgung nicht gesichert ist, 
rechtlich verbindlich festgeschrieben. Das geltende deutsche 
Recht wird überlagert von der EG- Verordnung zur Überwa- 
chung und Kontrolle der Verbringung von Abfällen, die ab 
dem 6. Mai 1994 anzu wenden ist. 

Bei der Durchsetzung der abfallpolitischen Konzeption der 
Bundesregierung geht es vor allem um die Veränderung von 
Produktions- und Konsumgewohnheiten, deren Bedeutung 
auch für die globalen Umweltbelastungen in der Agenda 21 
hervorgehoben wird. Das in Deutschland vergleichsweise 
hohe Umweltbewußtsein und eine umfassende Aufklärung 
und Information der Verbraucher tragen wesentlich zur Um- 
setzung der abfallpolitischen Handlungsstrategien der Bun- 
desregierung bei. 


5. Naturschutz und Landschaftspflege 

Das Bundesnaturschutzgesetz stellt in seiner breit angeleg- 
ten Zielsetzung nicht nur auf den Schutz der Pflanzen- und 
Tierwelt ab, sondern auch auf die Erhaltung der Vielfalt, Ei- 
genart und Schönheit von Natur und Landschaft als wichti- 
ge Grundlage für die Erholung sowie auf die Sicherung der 
Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts und der Naturgüter. 

Bei der Umsetzung der Ziele des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege spielt in einem dichtbesiedelten Land die 
Errichtung und Sicherung von Biotop- Verbundsystemen 
eine wichtige Rolle. Der Sachverständigenrat für Umwelt- 
ffagen hält hierfür einen Flächenanteil von durchschnittlich 
mindestens 10 Prozent für erforderlich, der in den verschie- 
denen Naturräumen zwischen 5 und 20 Prozent schwanken 
kann. Wieweit solche Rächenansprüche des Naturschutzes 
realisiert werden, haben die Länder im Rahmen ihrer Zu- 
ständigkeit und der verfügbaren Finanzmittel zu entschei- 
den. 

Insbesondere in den neuen Ländern existieren noch viele 
großflächige natürliche und natumahe Lebensräume, in 
denen sich trotz der Belastungen durch Stoffeinträge stark 
gefährdete oder seltene Pflanzen- und Tierarten entwickeln 
konnten. Einen besonderen Erfolg des Naturschutzes stellte 
die 1990 vorgenommene rechtsverbindliche Unterschutz- 
stellung von fünf Nationalparken und drei Naturparken 
sowie die Anerkennung von sechs Biosphärenreservaten in 
den neuen Ländern dar. 
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Eine Erweiterung von Vorrangflächen für den Naturschutz 
darf im übrigen von der Einrichtung des EU-weiten Netzes 
von Schutzgebieten („NATURA 2000“) erwartet werden, 
das durch die EG-Richtlinie Flora-Fauna-Habitat vom Mai 
1992 vorgegeben ist. 

Ein wirksamer Schutz vor stofflichen Einwirkungen auf 
Boden, Wasser, Luft, Flora und Fauna ist unverzichtbares 
Element eines dauerhaften Naturschutzes. Maßnahmen des 
Gewässerschutzes, des Bodenschutzes, der Luftreinhaltung 
und des Strahlenschutzes sowie Maßnahmen zur Reduzie- 
rung von Stoffeinträgen aus der Landwirtschaft tragen dazu 
bei, Naturschutz auf der gesamten Räche zu verwirklichen. 

Besondere Maßnahmen werden zum Schutz großflächiger 
Ökosysteme ergriffen. Hierzu gehören die Alpen, das Wat- 
tenmeer und die Ostseeküste. 

Die Landschaftsplanung ist das grundlegende Instrument 
zur Konkretisierung und Umsetzung der Ziele und Maßnah- 
men des Naturschutzes und der Landschaftspflege. Um die 
Möglichkeiten der Landschaftsplanung als kommunale Ent- 
wicklungsplanung in den neuen Ländern exemplarisch auf- 
zuzeigen, wurden vom Bundesumweltministerium zusam- 
men mit den Bundesländern verschiedene modellhafte 
Landschaftsplanungen in typischen Problemgebieten geför- 
dert. 

Der zunehmende Rückgang der biologischen Vielfalt, d.h. 
der Verlust oder die Beeinträchtigung von Arten und ihren 
Lebensräumen, führt zu einer nicht reparablen Verarmung 
der Natur und bedroht die Lebensgrundlagen der Mensch- 
heit. Mit dem Übereinkommen über die biologische Vielfalt, 
das anläßlich der Konferenz der Vereinten Nationen für Um- 
welt und Entwicklung 1992 von 153 Staaten und der Eu- 
ropäischen Gemeinschaft gezeichnet worden ist, soll dieser 
Entwicklung Einhalt geboten und der Schutz der biologi- 
schen Vielfalt gewährleistet werden. Deutschland hat die 
Ratifikationsurkunde im Dezember 1993 hinterlegt. 


Wichtiges Thema der ersten Vertragsstaatenkonferenz zum 
Übereinkommen über die biologische Vielfalt wird die Ein- 
richtung eines ständigen Finanzierungsmechanismus zur 
Unterstützung der Entwicklungsländer sein, der nach Auf- 
fassung der Europäischen Union und ihrer Mitgliedstaaten 
durch die Globale Umweltfazilität (GEF) wahrgenommen 
werden soll. 

Die internationale Zusammenarbeit im Rahmen des 
Washingtoner Artenschutzübereinkommens, der Bonner 
Konvention, der Ramsar-Konvention und der Berner Kon- 
vention wurde weiter ausgebaut. 


6. Bewirtschaftung, Erhaltung und 
Entwicklung der Wälder 

Die Waldfläche in Deutschland umfaßt etwa 30 Prozent der 
Gesamtfläche. Einem waldarmen Norden stehen waldreiche 
Mittelgebirgslandschaften in der Mitte und im Süden 
Deutschlands gegenüber. Wegen ihrer Nutz-, Schutz- und 
Erholungsfunktionen sind die Wälder von großer wirt- 
schaftlicher, sozialer und ökologischer Bedeutung. 

Die Wälder in Deutschland sind vielfältigen Belastungen 
ausgesetzt. Die Waldschadenserhebung 1993 zeigt, daß die 
sog. neuartigen Waldschäden trotz eines gewissen Rück- 
gangs das hohe Niveau der Vorjahre beibehalten haben: 
Ohne erkennbare Schadmerkmale sind 36 Prozent der Bäu- 
me; 40 Prozent zeigen schwache Schäden. Der Anteil deut- 
lich geschädigter Bäume ging im Durchschnitt aller Länder 
und Baumarten um 3 Prozentpunkte auf 24 Prozent zurück. 

Da Waldökosysteme auf Veränderungen außerordentlich 
langsam reagieren (Reaktionszeiten von mehreren Jahrzehn- 
ten), können sich Verbesserungen der Luftqualität (begleitet 
von flankierenden forstlichen Maßnahmen) erst mit erhebli- 
cher zeitlicher Verzögerung positiv auf den Waldzustand 
auswirken. Die seit 1982 vor allem in der Luftreinhaltung 


Schutzgebiete in Deutschland 

Typ 

Anzahl 

Räche (ha) 

Räche % 

Bemerkungen 

Naturschutzgebiet 

4.888 

617.034 

1,7 

Ohne Wasserfläche der Nord- und Ostsee 
und ohne einstweilig sichergestellte sowie 
durch Offenlage von Verordnungen oder 
Landschaftsplänen geschützte NSG 

Landschafts- 

schutzgebiet 

ca. 6.206 

ca. 9.039.871 

25,3 

In einigen Ländern keine aktuellen Daten 
vorhanden 

Naturpark 

67 

5.569.477 

15,6 

1 1 weitere Naturparke sind in den neuen 
Ländern einstweilig sichergestellt 

Nationalpark 

10 

700.200 

2,0 

Davon ca. 80% Watt- und Wasserflächen an 

Nord- und Ostsee 

B iosphärenreservat 

12 

1.165.390 

3,3 

Davon ca. 40% Watt- und Wasserflächen an 

Nord- und Ostsee 

Quelle: Bundesajnt für Naturschutz; Stand: 31. Dezember 1992 


Tab. 3: Schutzgebiete in Deutschland 
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Waldschäden 1991 

Alle Baumarten (Schadstufen 2 bis 4) 



Anteil der Bäume mit 
deutl. Schäden in den 
Wuchsgebieten in (%) 


keine Angabe 
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Quelle: Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, Umweltbundesamt/UMPLIS 

Abb. 9: Waldschäden 
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eingeleiteten Maßnahmen haben daher bisher lediglich eine 
Stabilisierung der neuartigen Waldschäden auf hohem Ni- 
veau bewirkt. 

Die Erstaufforstung wird in Deutschland bereits seit 1975 in- 
nerhalb der forstlichen Maßnahmen der Gemeinschaftsauf- 
gabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küsten- 
schutzes“ gefördert. Dabei wird besonderer Wert auf die An- 
lage von natumahen Laub- und Mischwäldern gelegt. Die 
1991 eingeführte Erstaufforstungsprämie, durch die Land- 
und Forstwirten maximal 20 Jahre lang eine Prämie als Aus- 
gleich für Einkommensverluste gewährt wird, soll diese Ent- 
wicklung unterstützen. 

Die nachhaltige Waldbewirtschaftung, wie sie im Bundes- 
waldgesetz verankert ist, sichert die vielfältigen Waldfunk- 
tionen und leistet vielfältige Beiträge zum Natur- und Ar- 
tenschutz auf der gesamten bewirtschafteten Waldfläche. 
Die in den öffentlichen Forstverwaltungen und im Privat- 
wald zunehmend praktizierte natumahe Waldbewirtschaf- 
tung trägt in besonderer Weise zur Sicherung der biologi- 
schen Vielfalt und anderer Schutzfunktionen des Waldes 
bei. Ihr Ziel ist der standortgerechte, möglichst natumahe 
Wald in einer dem Standort und den Waldfunktionen ange- 
paßten Bewirtschaftungsintensität mit dem langfristigen 
Ziel, sowohl ökologische als auch betriebswirtschaftliche 
Stabilität zu erreichen. 

Mit der Verabschiedung der Walderklärung auf der UNCED 
wurde ein weltweiter politischer Konsens über die Bewirt- 
schaftung, Erhaltung und nachhaltige Entwicklung von Wäl- 
dern erreicht. Auf der Ministerkonferenz in Helsinki zum 
Schutz der Wälder in Europa wurden 1993 Kriterien der 
nachhaltigen Waldbewirtschaftung zwischen den Ländern 
Europas vereinbart. Die Signatarstaaten stimmten darin 
überein, daß nachhaltige Bewirtschaftung die Betreuung von 
Waldflächen und ihre Nutzung in einer Art und Weise be- 
deutet, die die biologische Vielfalt, die Produktivität, die 
Veijüngungsfähigkeit, die Vitalität und die Fähigkeit, ge- 
genwärtig und in Zukunft wichtige ökologische, wirtschaft- 
liche und soziale Funktionen auf lokaler nationaler und glo- 
baler Ebene zu erfüllen, erhält und anderen Ökosystemen 
keinen Schaden zufügt. 


7. Bodenschutz und Altlasten 

Unter den Bedingungen eines dichtbesiedelten Landes mit 
hohem Industrialisierungsgrad und intensiver Landwirt- 
schaft haben sich in den letzten Jahrzehnten die Ansprüche 
an den Boden erheblich gesteigert. Damit ist die Gefahr ge- 
wachsen, daß Funktionen des Bodens im Naturhaushalt und 
seine Nutzungsmöglichkeiten durch Stoffeinträge, Erosion, 
übermäßigen Landverbrauch oder Versiegelung beeinträch- 
tigt werden. 

Die Bodenschutzkonzeption der Bundesregiemng legt die 
Minimierung von qualitativ und quantitativ problematischen 
Stoffeinträgen sowie eine Trendwende im Landverbrauch 
durch sparsame und schonende Flächeninanspruchnahme 


als zentrale Handlungsansätze fest und trägt damit der Not- 
wendigkeit eines integrierten Ansatzes für die Planung und 
Bewirtschaftung von Bodenressourcen Rechnung, wie sie 
auch in der Agenda 21 hervorgehoben wird. 

Das geplante Bundes-Bodenschutzgesetz soll den rechtlichen 
Rahmen für einen bundeseinheitlichen Schutz des Bodens be- 
reitstellen. Dazu gehört insbesondere die Ermächtigung, Bo- 
denwerte und Bewertungsmaßstäbe für ermittelte Bodenbela- 
stungen durch Rechtsverordnung verbindlich festzusetzen. 

Die Erfassung, Bewertung und Saniemng sowie die Wie- 
demutzbarmachung von Industriebrachen hat sich seit Be- 
ginn der achtziger Jahre kontinuierlich zu einer herausra- 
genden umweltpoli tischen Aufgabe entwickelt. 

Eine verbindliche bundeseinheitliche Definition der Alt- 
lasten gibt es bisher nicht. Nach dem Entwurf des Bundes- 
B Odenschutzgesetzes soll der Begriff der Altlasten Altabla- 
gemngen und Altstandorte umfassen, durch die schädliche 
Bodenverändemngen oder sonstige Gefahren für den einzel- 
nen oder die Allgemeinheit hervorgerufen werden. 

Bisher wurden in Deutschland rd. 140.000 altlastverdächti- 
ge Altablagerungen und Altstandorte erfaßt. Die Gesamtzahl 
der altlastverdächtigen Altablagerungen und Altstandorte in 
Deutschland wird auf über 200.000 geschätzt. 

Das geplante Bundes-Bodenschutzgesetz soll gesicherte 
rechtliche Grundlagen schaffen, um Verdachtsflächen zu er- 
fassen, zu untersuchen, zu bewerten und über das Vorliegen 
einer Altlast zu entscheiden. Sofern ein bestehender Alt- 
lastenverdacht entkräftet wird, kann das betroffene Grund- 
stück wieder einer Nutzung zugeführt werden. Auf diese 
Weise werden die Rechtssicherheit erhöht, Investitions- 
hemmnisse beseitigt und die Inanspruchnahme zusätzlicher 
Siedlungsflächen gemindert. 

Nach dem Grundgesetz liegt die Zuständigkeit für die Er- 
fassung, Bewertung und Sanierung von Altlasten bei den 
Bundesländern. Die Vorgabe von Mindestanforderungen an 
die Verfahren zur Erfassung, Untersuchung und Bewertung 
von Verdachtsflächen sowie an die Sanierung und Erfolgs- 
kontrolle ist Gegenstand der geplanten untergesetzlichen 
Regelungen zum Schutz des Bodens. Um eine bundesweit 
einheitliche Vorgehens weise bei der Erfassung von Ver- 
dachtsflächen sicherzustellen, sollen industrielle und ge- 
werbliche Anlagentypen identifiziert werden, die einen Alt- 
lastenverdacht begründen, und Erhebungsmerkmale vorge- 
schrieben werden. Für die Untersuchung altlastverdächtiger 
Flächen sollen Mindestanforderungen in Abhängigkeit von 
Art und Nutzung der altlastverdächtigen Fläche festgelegt 
werden. Unbeschadet der Einzelfallprüfung wird eine solche 
Standardisierung den Vollzug erleichtern, zur besseren Ver- 
gleichbarkeit der Ergebnisse beitragen und die Kosteneffizi- 
enz erhöhen. 

Fachliche Grundlage zur Bewertung von Bodenbelastungen 
und Altlasten sind die toxikologischen und ökotoxikologi- 
schen Wirkungen der Schadstoffe sowie die Exposition der 
Schutzgüter. In aufeinander abgestimmten Forschungsvor- 
haben wurden daher für die wichtigsten altlastenrelevanten 
Stoffe der toxikologische und ökotoxikologische Kenntnis- 
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Land 

erfaßte altlastverdächtige 

geschätzte 


Altab- 

Alt- 

Flächen 

Altlastverdächtige 


lagerungen 

standorte 


Flächen 

[1] 

[2] 

[3] 

[4]=[2]+[3] 

[5] 

Baden- Württemberg 

6500 

4609 

6960 

350009 

Bayern 

38209 

1119 

49399 

k.A. 

Berlin 

746 

4242 

4988 

5290 

Brandenburg 

4750 

8815 

13565 

15000 

Bremen 

100 

41899 

42899 

4290*) 

Hamburg 

3929 

2129 

6049 

26009 

Hessen 

34009 

k.A. 

3400 

134009 

Mecklenburg- V orpommem 

4749 

7209 

11958 

k.A. 

Niedersachsen 

7488 

k.A. 

7488 

575509 

Nordrhein-Westfalen 

14043^9 

4153*9 

18196*9 

k.A. 

Rheinland-Pfalz 

14760 

k.A.'‘) 

14760 

k.A. 

Saarland 

1700 

k.A.*9 

1700*9 

4250*9 

Sachsen 

8045 

10597 

18642 

22000 

Sachsen-Anhalt 

7853 

7100 

14953*9 

17000 

Schleswig-Holstein 

2822 

3871 

6693 

k.A. 

Thüringen 

4618 

969 

5587*9 

12000 

ALTE LÄNDER 

55025 

14004 

69029 

161678 

NELTE LÄNDER*^) 

30761 

38932 

69693 

83248 

GESAMT 

85786 

52936 

138722 

244926*9 


Legende: Stand: 31. Dezember 1993 

*) bisher gewertete Altstandorte 

Hochrechnung auf der Basis von 16 Pilotgemeinden 

zusätzlich 4000 ehern, gemeindliche Müllkippen aus der Erfassung Anfang der 70er Jahre 
0 Altstandorte im Rahmen einer branchentypischen Studie ermittelt 
0 zusätzlich wurden 1060 vermutlich unproblematische Geländeveränderungen erfaßt 
zusätzlich wird mit 2000 Altstandorten gerechnet 
0 von 6000 erfaßten Altablagerungen sind ca. 3400 als altlastverdächtig einzustufen 
0 einschließlich geschätzter Altstandorte 

Altstandorte noch nicht erfaßt; geschätztes Verhältnis von Al tablag. zu AJtstand: 1 : 7 
Erfassungsstand 31. 12. 1992 
") Erfassung begann 1993 

'0 im Bereich des Stadtverbands Saarbrücken wurden 2113 kontam.-verd. Rächen ermittelt 
'0 einschließlich 2500 geschätzter Altstandorte 
'0 zusätzlich 38 großflächige Bodenkontaminationen erfaßt 
'0 zusätzlich 13.702 Freistellungsanträge 
*0 einschließlich Berlin 

*0 bei Fehlen einer Angabe wird die Zahl der erfaßten Räche verwendet 


Tab. 4: Anzahl der bisher erfaßten und geschätzten zivilen Altlastverdachtsflächen in Deutschland 


stand ermittelt und Modelle zur Expositionsabschätzung 
entwickelt. 

Die militärischen und Rüstungsaltlasten sind besondere 
Teilgebiete der Altlastenproblematik. Die Gesamtfläche der 
militärischen Liegenschaften in Deutschland beträgt rund 
1 Million Hektar (3 Prozent des Bundesgebietes). Eine 
Erfassung und Gefährdungsabschätzung militärischer Alt- 
lasten wird gegenwärtig seitens des Bundes Verteidigungs- 
ministeriums sowie des Bundesumweltministeriums in Zu- 
sammenarbeit mit dem Bundesfmanzministerium durchge- 
führt. 


8. Lärmbekämpfung 

Deutliche Fortschritte wurden in der Lärmbekämpfung in 
den vergangenen Jahren vor allem durch erhöhte Anforde- 
rungen an verschiedene Fahrzeug-, Maschinen- und Anla- 
gentypen erreicht. Aufgrund der zunehmenden Anzahl und 
Nutzungsdauer der Lärmquellen wurden die Entlastungsef- 
fekte jedoch insgesamt weitgehend kompensiert. 

Hauptlärmquelle ist der Straßenverkehr. Meinungsumfragen 
aus dem Jahre 1991 zufolge fühlen sich in Deutschland 
72 Prozent der Bevölkerung durch Straßenverkehrslärm 
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belästigt. Die Betroffenheit ist in den neuen Ländern deut- 
lich größer als in den alten Ländern. 

In den neunziger Jahren wurden die rechtlichen Rahmenbe- 
dingungen der Lärmbekämpfung vor allem durch die No- 
vellierung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes sowie 
durch verordnungsrechtliche Maßnahmen weiter verbessert. 
Gleichzeitig wurde die stufenweise Verschärfung der EG- 
Geräusch werte für Kraftfahrzeuge und Baumaschinen vor- 
angetrieben. 

9. Reaktorsicherheit, Strahlenschutz, 
nukleare Ver- und Entsorgung 

Der Schutz des Menschen und der Umwelt vor den Gefah- 
ren ionisierender Strahlung bestimmt das Handeln der Bun- 
desregierung auf den Feldern der Reaktorsicherheit, des 
Strahlenschutzes und der nuklearen Ver- und Entsorgung. 
Insbesondere muß der Stand der Sicherheitsgewährleistung 
bei der friedlichen Nutzung der Kernenergie ständig über- 
prüft werden. Nur auf der Grundlage eines hochentwickel- 
ten Sicherheitsstandards ist die Nutzung der Kernenergie in 
Deutschland verantwortbar. 

Ziel der Bundesregierung ist eine umweltgerechte und res- 
sourcenschonende Gestaltung der Energieversorgung. An- 
gesichts der gegenwärtigen Herausforderungen zur ökologi- 
schen Optimierung des Energieversorgungssystems und der 
Notwendigkeit, Schadstofffreisetzungen durch fossile Ener- 
gieträger wie Kohle und Öl weiter zu vermindern, kann auf 
die Nutzung der Kernenergie als Bestandteil der Energie- 
versorgung nicht verzichtet werden. Die Bundesregierung 
hält es daher für erforderlich, die Option der Kemenergie- 
nutzung für die Zukunft offenzuhalten. 

Eines der dringendsten Probleme des globalen Umwelt- 
schutzes liegt in der Gefährdung durch die Kernkraftwerke 
in den Ländern des ehemaligen Ostblocks. Bereits zu einem 
frühen Zeitpunkt hat die Bundesregierung Unterstützungs- 
maßnahmen eingeleitet, um die dringendsten Probleme zu 
entschärfen. Insbesondere hat sie diese Fragen in die Bera- 
tungen des Weltwirtschaftsgipfels in München 1992 einge- 
bracht, auf dem ein multilaterales Aktionsprogramm ins 
Leben gerufen wurde. 

Die von der Bundesregierung 1991 angestoßenen Arbeiten 
an einer international verbindlichen nuklearen Sicherheits- 
konvention bei der Internationalen Atomenergie-Organisati- 
on in Wien gehen zügig voran. Die Europäische Ener- 
giecharta, die auf eine wirksame Ost-West-Kooperation in 
der Energiepolitik gerichtet ist, bedarf weiterer Anstöße ge- 
rade auch im Interesse einer Verbesserung der nuklearen Si- 
cherheit. 

Die Beibehaltung der Option einer friedlichen Nutzung der 
Kernenergie gebietet es, daß auch die rechtlichen Grund- 
lagen den künftigen Herausforderungen gerecht werden und 
in jeder Hinsicht den Anforderungen an eine moderne Um- 
weltgesetzgebung entsprechen. Mit der beabsichtigten No- 
vellierung des Atomgesetzes soll der Forderung nach einer 
stärkeren Harmonisierung des Umweltrechts Rechnung ge- 
tragen werden. Die Novelle versteht sich darüber hinaus als 


ein Modell für Kodifikationen des Atomrechts im interna- 
tionalen Bereich. 

Zur Überwachung der Umweltradioaktivität wurde 1993 das 
über mehrere Realisierungsstufen eingerichtete Meß- und 
Informationssystem IMIS offiziell in Betrieb genommen. 

Die Folgen des Uranbergbaus in Sachsen und Thüringen 
verlangen im Hinblick auf die Stillegung der Anlagen und 
die Sanierung der belasteten Flächen Sanierungskonzepte 
zum Schutz der Bevölkerung und der Umwelt. Der Wismut 
GmbH obliegt grundsätzlich die Stillegung, Sanierung und 
Rekultivierung ihrer Anlagen und Grundstücke. Im Hinblick 
auf seinerzeit nicht erfolgte Rückstellungen tritt der Bund als 
Gesellschafter des Bundesuntemehmens in die fehlenden 
Rückstellungen ein und finanziert die Stillegungs- und Sa- 
nierungsarbeiten durch Zuwendungen aus dem Bundeshaus- 
halt. 

Die sichere und ökologisch unbedenkliche Entsorgung ra- 
dioaktiver Abfälle ist unabdingbare Voraussetzung für die 
weitere friedliche Nutzung der Kernenergie, aber auch für 
die Anwendung von Radioisotopen in Medizin, Forschung 
und Industrie. Die Bundesregierung setzt sich daher mit 
allem Nachdruck dafür ein, daß die notwendigen Einrich- 
tungen zur Entsorgung - vor allem die Endlagerprojekte 
Konrad und Gorleben - zeit- und bedarfsgerecht zur Verfü- 
gung stehen. 
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Kernkraftwerke in der Bundesrepublik Deutschland 
Stand Dezember 1992 
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Abb. 10: Kernkraftwerke in Deutschland 


27 



Drucksache 12/8451 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


F Übergreifende Fragen des 
Umweltschutzes 

1 . Entwicklung der umweltrechtlichen 
Grundlagen 

Die Fortentwicklung des Umweltschutzes hinsichtlich ord- 
nungsrechtlicher wie auch Ökonomischer Instrumente ist 
eine Daueraufgabe. Umweltschutzvorschriften sind entspre- 
chend dem Vorsorgeprinzip den fortschreitenden wissen- 
schaftlichen Erkenntnissen und technischen Möglichkeiten 
anzupassen. Angesichts zunehmender Engpässe in Bund, 
Ländern und Gemeinden gilt es, die Maxime, vorhandene 
personelle, finanzielle und technische Ressourcen effektiv 
und zielgenau einzusetzen, noch konsequenter zu verfolgen. 

Gleichzeitig wird eine Harmonisierung der zum Teil unab- 
hängig voneinander gewachsenen verschiedenen Rechtsbe- 
reiche des Umweltschutzes angestrebt. Das Gesetz über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung, aber auch das Umwelthaf- 
tungsgesetz und das Umweltinformationsgesetz sind Bau- 
steine zu einer inneren Harmonisierung des Umweltrechts. 
Längerfristiges Ziel ist die Kodifizierung des Umweltrechts 
in einem einheitlichen Umweltgesetzbuch. Darüber hinaus 
soll der Umweltschutz als Staatsziel im Grundgesetz veran- 
kert werden. 

Eine zunehmend bedeutsame Aufgabe Liegt in der laufenden 
Anpassung des nationalen Rechts an das EG-Recht. Bei der 


Rechtsetzung der EG ist die Bundesregierung bestrebt, ihre 
anspruchsvollen Umweltvorschriften und Zielvorstellungen 
auch gemeinschaftsweit durchzusetzen - nicht zuletzt auch 
im Interesse der Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirt- 
schaft. 

Die Entwicklung der Umweltsituation in Deutschland hängt 
vom verantwortlichen Handeln des einzelnen und der ge- 
sellschaftlichen Gruppen ab. Erforderlich ist daneben der ra- 
sche und sachgerechte Vollzug der gesetzlichen Vorschrif- 
ten durch die Länder. Mit ihrer Genehmigungspraxis und mit 
der Kontrolle über die Einhaltung der Vorschriften müssen 
die Länder die Garanten für einen wirksamen und effizien- 
ten Umweltschutz sein. 

2. Umweltschutz und Wirtschaft 

Eine gesunde und nachhaltige wirtschaftliche Entwicklung 
setzt voraus, daß die natürlichen Grundlagen des Wirtschaf- 
tens bewahrt werden. Umweltschutzmaßnahmen sind 
standortsichemde Zukunftsinvestitionen, die auch in wirt- 
schaftlich schwierigen Zeiten fortgesetzt werden müssen. 

Bei wichtigen Umweltschutzmaßnahmen ist eine internatio- 
nale Abstimmung anzustreben. Dabei geht es um die Beach- 
tung der Wettbewerbsbedingungen im Europäischen Bin- 
nenmarkt und im internationalen Handel. 

Die Erfolge der deutschen Anbieter von Umweltschutzgü- 
tem und -dienstleistungen zeigen sich auf dem Arbeitsmarkt. 


Welthandelsanteile bei Umweltschutzgütern 

1991 in Prozent 

,1 



Quelle: Niedersächsisches Institut für Wirtschaftsforschung 


Abb. 11: Welthandelsanteile hei Umweltschutzgütem 
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Schätzungen gehen davon aus, daß sich bei einer Fortent- 
wicklung der bisherigen Umweltpolitik die Zahl der im Um- 
weltbereich Beschäftigten von 680.000 im Jahr 1990 auf ins- 
gesamt 1,1 Millionen im Jahre 2000 erhöhen wird. Welchen 
Beitrag eine dem ökologisch orientierten Strukturwandel 
verpflichtete Politik zur Lösung des gesamtwirtschaftlichen 
Beschäftigungsproblems leisten kann, ist eine auch in den 
Wirtschaftswissenschaften kontrovers diskutierte Frage. 

Die gesamtwirtschaftlichen Kosten der Umweltverschmut- 
zung wurden in verschiedenen Studien untersucht. Es zeigte 


cenverwendung zuwiderlaufen. Zum anderen sollten Ab- 
gaben dort, wo dies sinnvoll und vertretbar ist, auch aktiv in 
den Dienst umweltpolitischer Steuerung gestellt werden. 
Allerdings muß die entstehende zusätzliche Abgabenlast 
durch Senkung bestehender Abgaben ausgeglichen werden. 

Die vorgesehene Einführung einer zumindest EU- weiten 
co/Energiesteuer stellt ein wichtiges Instrument eines 
Ökologischen Steuer- und Abgabensystems dar. Die 
Bundesregierung unterstützt den Vorschlag der Europäi- 
schen Kommission, der die Einführung einer EU- weiten 
Steuer vorsieht. 


1980 


1990 


2000 

geschätzt | 


Zahl der Beschäftigten im Umweltschutz 
in Deutschland 


426000 


546000 134000 


4 


0,68 Mio 


gesamt 


786000 


alte Bundesländer 


neue Bundesländer 


336000 


1,12 Mio 


4 ^ 


gesamt 


Quelle: DIW 


Abh. 12: Entwicklung der Zahl der Be schäfligten im Umweltschutz in Deutschland 


sich für alle untersuchten Umweltschutzmaßnahmen, daß sie 
sich aus voUcswirtschafüicher Sicht lohnen. Zum Beispiel 
liegt das Nutzen-Kosten- Verhältnis der 1983 in Kraft getre- 
tenen Großfeuerungsanlagenverordnung, mit der der 
Schwefeldioxidausstoß in der Bundesrepublik Deutschland 
bis 1990 um 70 Prozent zurückgeführt werden konnte, zwi- 
schen 1,7 und 2,7, d.h. jede aufgrund der Verordnung aus- 
gegebene DM hat einen volkswirtschaftlichen Nutzen von 
1,7 bis 2,7 DM gestiftet. Die Studien bestätigen, daß auch in 
einem Land wie Deutschland, das eine international führen- 
de Rolle im Umweltschutz einnimmt, noch erhebliche durch 
Umweltverschmutzung bedingte Kosten auftreten und wei- 
terer umweltpolitischer Handlungsbedarf begründet ist. 

Von Bedeutung für den Umweltschutz ist auch die Gestal- 
tung des Abgabensystems. Das Abgabensystem sollte zum 
einen keine Anreize setzen, die dem Postulat eines schonen- 
den Umgangs mit der Natur und einer sparsamen Ressour- 


Um weltorientierte Untemehmensführung entwickelt sich 
zum integralen Bestandteil moderner Untemehmensstrate- 
gien. Um die Einführung von Umweltmanagementsyste- 
men in der Europäischen Union zu fördern, hat die Bundes- 
regierung im Juni 1993 der EG- Verordnung über die frei- 
willige Beteiligung gewerblicher Unternehmen an einem 
Gemeinschaftssystem für das Umweltmanagement und die 
Umweltbetriebsprüftmg zu gestimmt. Innerhalb der interna- 
tionalen Normungsorganisation ISO und des deutschen In- 
stituts für Normung DIN wird intensiv an einer Normierung 
von Umweltmanagementsystemen und Umweltaudits gear- 
beitet. 

Mit der Ökobilanz für Produkte sollen die Umweltauswir- 
kungen eines Produktes über dessen gesamten Lebenszy- 
klus und über die verschiedenen Umweltmedien hinweg ab- 
geschätzt und bewertet werden. Das Bundesumweltministe- 
rium strebt an, im Rahmen der nationalen und intema- 
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tionalen Normung Festlegungen zur Lösung der methodi- 
schen Probleme zu erarbeiten. 

Das Umweltzeichen (Blauer Engel) kennzeichnet die positi- 
ven Umwelteigenschaften von Produkten und hat sich in 
Deutschland als Instrument bewährt, von dem erhebliche 
Innovationsimpulse ausgehen. 





Abb. 13: Umweltzeichen „Der Blaue EngeV 

1992 wurde vom Rat der Europäischen Gemeinschaften die 
Einführung eines EG-Umweltzeichens beschlossen. 



Abb. 14: EG~Umweltzeichen 


G Umweltschutz als Quer- 
schnittsaufgabe 

Eine der entscheidenden Zielsetzungen der Politik der 
Bundesregierung ist die Integration des Umweltschutzes in 
die anderen Handlungs- und Politikbereiche. Durch die Er- 
gebnisse der Konferenz der Vereinten Nationen für Umwelt 
und Entwicklung (UNCED) 1992 in Rio und durch das 
5. EG-Umweltaktionsprogramm sieht sie sich in dieser Ziel- 
setzung bestätigt und zu weiterreichenden Strategien aufge- 
fordert. 


1 . Umweltschutz und Energie - 
Klimaschutz 

Die Bundesregierung setzt einen Schwerpunkt der Umwelt- 
und Energiepolitik in den neunziger Jahren auf die Entwick- 
lung und Umsetzung einer umfassenden Klimaschutzstrate- 
gie. Dies gilt für die Arbeit auf internationaler Ebene 
(UNCED, Klimarahmenkonvention, EPCC), auf der Ebene 
der Europäischen Union (Strategie zur CO^-Minderung und 
Energieeinsparung) und auf nationaler Ebene, hier vor allem 
bei der Umsetzung des CO^-Minderungsprogramms der 
Bundesregierung. 

Mit dem 1990/1991 erstellten CO^-Minderungsprogramm 
wird angestrebt, die energiebedingten Kohlendioxid-Emis- 
sionen in Deutschland bis zum Jahr 2005 um 25 bis 30 Pro- 
zent gegenüber 1987 zu reduzieren. Die Reduktion anderer 
klimarelevanter Emissionen wie Methan (CH^), Distick- 
stoffoxid (N^O), Stickstoffoxid (NOx), Kohlenmonoxid 
(CO) und flüchtige organische Verbindungen ohne Methan 
(NMVOC) wird dabei berücksichtigt. 

Das C02-Minderungsprogramm der Bundesregierung ent- 
hält einen Maßnahmenkatalog zur C02-Minderung in den 
Bereichen private Haushalte und Kleinverbraucher, Ver- 
kehr, Industrie, Energiewirtschaft, Abfallwirtschaft sowie 
Land- und Forstwirtschaft. Wichtige Maßnahmen sind die 
Novellierungen der Heizungsanlagenverordnung und der 
Wärmeschutzverordnung und ökonomische Instrumente, 
die die Anreize zur Energieeinsparung verstärken und die 
Entwicklung neuer Techniken fördern. Besondere Bedeu- 
tung kommt der Durchsetzung einer zumindest EU-weiten 
C 02 /Energie-Steuer zu. 

Mit dem Ende 1993 aufgrund des freiwilligen Verzichts von 
Herstellern und Anwendern fast vollständig vollzogenen 
Ausstieg aus der Produktion und Verwendung von FCKW 
und Halonen in Deutschland wird bereits heute ein wesent- 
licher Beitrag zur Reduzierung von Treibhausgasen erreicht. 
Unter den Annahmen, daß das angestrebte C02-Minde- 
rungsziel von 25 bis 30 Prozent erreicht wird und die Re- 
duktionsverpflichtungen für Stickstpffoxide (NOx) und 
flüchtige organische Verbindungen (VOC) aufgrund der 
ECE-Protokolle vollständig umgesetzt werden, ist in 
Deutschland bis zum Jahr 2005 eine Reduktion der CO 2 - 
Äqui valente aller Treibhausgase in einer Größenordnung 
von 50 Prozent gegenüber 1987 zu erwarten. 
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Die Bundesregierung wird weiterhin eine offensive Rolle 
bei den Bemühungen um eine weltweit abgestimmte Strate- 
gie zur Bekämpfung des Treibhauseffektes spielen. Das gilt 
insbesondere für das Voran treiben des Prozesses zur Fort- 
entwicklung der Klimarahmenkonvention. 

2. Umweltschutz und Verkehr 

Die deutsche Einheit, die Vollendung des europäischen Bin- 
nenmarktes sowie die Öffnung Osteuropas stellen steigende 
Anforderungen an die Verkehrswege in Deutschland. Prog- 
nosen gehen davon aus, daß der motorisierte Verkehr in 
Deutschland in den kommenden Jahren weiter zunehmen 
wird. Für den Straßengüterfem verkehr wird bis 2010 sogar 
eine Verdoppelung gegenüber 1988 erwartet. Den Umwelt- 
aspekten des Verkehrs widmet die Bundesregierung daher 
besondere Aufmerksamkeit. 

Die umweit- und verkehrspolitischen Maßnahmen der Bun- 
desregierung stehen unter dem Leitbild der Sicherung einer 
umweltgerechten Mobilität. Die Bundesregierung setzt auf 
ein integriertes Gesamtverkehrskonzept, das die Rolle der 
umweltfreundlichen Verkehrsträger stärkt. Verkehrs Vermei- 
dung, Verkehrsverlagerung auf umweltschonendere Ver- 
kehrsmittel, die technische Optimierung der Verkehrsmittel 
und eine umfassende Information und Aufklärung über um- 
weltschonendes Verhalten bilden die tragenden Säulen die- 
ses Konzepts. 

Durch eine stärkere Vernetzung der Verkehrsträger sollen 
die systematischen Vorteile von Schiene, Straße, Wasser- 
straße und Luft genutzt werden. Zu den vordringlichen 
Investitionen gehören Terminals für den kombinierten 
Verkehr und die Verkehrsprojekte für die Wiederherstellung 
leistungsfähiger Ost-West-Achsen in gesamteuropäischer 
Perspektive. Zur Förderung und Attraktivitätssteigerung des 
öffentlichen Personennahverkehrs hat die Bundesregierung 
die finanziellen Mittel, die über das Gemeinde verkehrsfi - 
nanzierungsgesetz bereitgestellt werden, in den vergange- 
nen Jahren bedeutend erhöht. 


Mit der Durchsetzung von strengen Lärm- und Schadstoff- 
grenzwerten nach dem Stand der Technik wurden bereits 
entscheidende Fortschritte beim Abbau der verkehrsbeding- 
ten Umweltbelastungen erreicht. Die Verschärfung der Ab- 
gasgrenzwerte für Kraftfahrzeuge zeigt seit Ende der achtzi- 
ger Jahre deutliche Wirkung, so daß trotz steigender Ver- 
kehrsleistung ein Rückgang der Emissionen aus dem Ver- 
kehr bezüglich CH, NOx und CO zu verzeichnen ist. Der Ge- 
samtanteil an Pkw mit 3-Wege-Katalysator beläuft sich in- 
zwischen auf über 46 Prozent. Damit nimmt Deutschland in- 
ternational eine Spitzenposition ein. 

Aufgrund der Einführung des Drei-Stufen-Plans für die 
europäische Abgasgesetzgebung ist auch weiterhin ein deut- 
licher Rückgang der Emissionen zu erwarten. Die im' März 
1994 verabschiedete zweite Stufe wird im Durchschnitt zu 
einer Halbierung der mit der ersten Stufe 1992/93 gerade erst 
verschärften Grenzwerte führen. 

Der Anteil bleifreiem Benzins am abgesetzten Ottokraftstoff 
in Deutschland lag Anfang 1994 bei etwa 90 Prozent. Die 
Bundesregierung setzt sich im übrigen in der Europäischen 
Union für eine Herabsetzung des Grenzwertes für Benzol im 
Ottokraftstoff ein. Mit der im März 1993 verabschiedeten 
EG-Gasölrichtlinie wurde eine Begrenzung des Schwefel- 
höchstgehalts für Dieselkraftstoff EU-weit durchgesetzt. 

Weltweit wird dem Aufbau von Verkehrssystemen als Vor- 
aussetzung für die ökonomische und soziale Entwicklung 
eine hohe Bedeutung beigemessen. Am Wachstum des Fahr- 
zeugbestandes werden die Entwicklungsländer einen erheb- 
lichen Anteil haben. Der Entwicklung und Durchsetzung 
kostenwirksamer, effizienter, sicherer und ökologisch Ver- 
träglicher Transportsysteme kommt daher auch vor diesem 
Hintergrund entscheidende Bedeutung zu. 

Eine verursachergerechte Anlastung auch der ökologischen 
Folgekosten des Verkehrs kann die notwendigen Anreize 
zugunsten eines umweltschonenden Verkehrs Verhaltens 
auslösen. Hier sind neben ordnungspolitischen vor allem 
preispolitische Instrumente von Bedeutung. 


Entwicklung der Verkehrsleistung bis 2010 in Deutschland 



1988 

1991*) 

2010*) 

Zunahme in % 
gegenüber 

1988 1991 

Güterverkehr (Mrd. tkm) 






Straßengüterfemverkehr 

122 

163 

238 

95 

46 

Eisenbahn 

125 

86 

194 

55 

126 

Binnenschiffahrt 

63 

63 

116 

84 

84 

Personenverkehr (Mrd. Pkm) 






Induvidualverkehr 

647 

703 

838 

30 

19 

Eisenbahn 

62 

53 

88 

42 

66 

Luftverkehr 

14 

16 

34 

143 

113 

Öffentlicher Straßenpersonenverkehr 

87 

78 

110 

26 

41 


Quelle: Bundesministerium für Verkehr *) gesehätzte Werte 


Tab. 5: Entwicklung der Verkehrsleistung bis 2010 in Deutschland 
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Entwicklung der Emissionen aus dem Verkehr: 

Bundesrepublik Deutschland 


NO, 

CH 

CO 

CO, 


(kt) 

(kt) 

(kt) 

(Mt) 

1970 

1050 

1050 

8900 

104 

1975 

1300 

1200 

10200 

115 

1980 

1600 

1300 

8800 

137 

1985 

1705 

1100 

6285 

130 

1986 

1770 

1106 

6315 

136 

1987 

1770 

1078 

6150 

140 

1988 

1775 

1039 

5915 

143 

1989 

1750 

979 

5515 

147 

1990') 

1962 (1745) 

1435 (921) 

6254 (5200) 

178 (153) 

199P) 

1917 (1705) 

1341 (840) 

5783 (4715) 

182(156) 

') Deutschland gesamt (Klammenverte: alte Länder) 




2) geschätzt 






Tab. 6: Entwicklung der Emissionen aus dem Verkehr: Bundesrepublik Deutschland 


3. Umweltschutz und Landwirtschaft 

Etwa 55 Prozent der Gesamtfläche Deutschlands werden 
landwirtschaftlich genutzt. Die Landwirtschaft hat daher eine 
besondere Bedeutung und Verantwortung für die Erhaltung 
und Entwicklung der natürlichen Umwelt als ökologischer 
Ausgleichsraum, als Lebensraum für Pflanzen und Tiere und 
als Erholungs- und Freizeitraum für den Menschen. 

Die Landwirtschaft in der Industriegesellschaft hat Bewirt- 
schaftungsformen hervorgebracht, die durch eine starke Me- 
chanisierung gekennzeichnet sind, zu einer räumlichen Kon- 
zentration und verstärkten Spezialisierung vor allem in der 
Tierhaltung führen und damit auch Gefahren für die Umwelt 
mit sich bringen. 

Ordnungsgemäße Landwirtschaft im Sinne des Bundes- 
naturschutzgesetzes muß Nährstoffüberschüsse vermeiden, 
Schadstoffeinträge gering halten, den Boden schonend bear- 
beiten, vielseitige Fruchtfolgen anwenden und eine reich- 
haltige Landschaftsstruktur erhalten oder wiederherstellen. 

Die Strategien der Bundesregierung für eine umweltscho- 
nende Landwirtschaft sind mit besonderem Schwerpunkt 
auf die flächendeckende Verminderung der stofflichen Be- 
lastungen gerichtet. Dies betrifft vor allem die Gewähr- 
leistung einer sachgerechten, umweltverträglichen Anwen- 
dung von Pflanzenschutzmitteln und Düngemitteln. Damit 
dem fortschreitendem Arten- und Biotopverlust wirksam be- 
gegnet werden kann, muß darüber hinaus ein ausreichender 
Anteil netzartig verflochtener natürlicher und naturnaher 
Landschaftsbestandteile in den Agrarlandschaften bereitge- 
stellt und gesichert werden. 

In den vergangenen Jahren wurde ein Agrarumweltrecht ge- 
schaffen, das u.a. Maßnahmen im Pflanzenschutz, im Natur- 
schutz, im Gewässerschutz, im Baurecht und im Abfallrecht 
umfaßt. Spezielle Förderprogramme zur Durchführung na- 
turschutzbezogener Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen 
leisten wertvolle Beiträge zu einer uraweltverträglicheren 
Landnutzung. Insgesamt zeichnet sich in den letzten Jahren 


eine Abschwächung der Umweltbelastungen durch die 
Landwirtschaft ab. 

Das 1989 novellierte Düngemittelgesetz sieht ausdrücklich 
vor, daß Düngemittel nur nach guter fachlicher Praxis, d.h. 
ausgerichtet auf den Nährstoffbedarf der Pflanzen, ange- 
wendet werden dürfen. Mit der geplanten Düngeverordnung 
soll der Begriff der guten fachlichen Praxis näher bestimmt 
werden. Die vorgesehenen Vergleiche von Nährstoffzu- und 
-abfuhr sollen die Düngungspraxis transparenter machen 
und eine sorgfältige Ermittlung des Düngerbedarfs durch 
den Landwirt sicherstellen. 

Das Pflanzenschutzgesetz, die Pflanzenschutzmittel Verord- 
nung und die Pflanzenschutz-Anwendungsverordnung ha- 
ben in Deutschland zu einer wesentlichen Verbesserung der 
Zulassungs- und Anwendungsbestimmungen für Pflanzen- 
schutzmittel geführt. Mit der Novellierung der Pflanzen- 
schutz-Anwendungsverordnung im März 1991 wurde u.a. 
die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln mit dem Wirk- 
stoff Atrazin, die flächendeckend im Maisanbau eingesetzt 
wurden, verboten. 

Mit der im Juli 1991 verabschiedeten EG-Richtlinie über das 
Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln wurde eine 
Grundlage für die weitgehende Harmonisierung der Zulas- 
sung und des Handels mit Pflanzenschutzmitteln geschaffen. 

Im Rahmen der Strategien für eine umweltschonende Landwirt- 
schaft werden auch Überlegungen zu Abgaben auf bestimmte 
Dünge- und Pflanzenschutzmittel geprüft. Vor dem Hintergrund 
des europäischen Binnenmarktes und im Hinblick auf die Wett- 
bewerbsfähigkeit der deutschen Landwirtschaft sollten derartige 
Abgaben mindestens EU- weit eingeführt werden. 

Für die Rückführung von Umweltbelastungen aus der Land- 
wirtschaft ist die umweltgerechte Ausgestaltung der Agrar- 
politik von entscheidender Bedeutung. Die Agrarpolitik 
muß die Weichen dafür stellen, daß sowohl ökologisch als 
auch ökonomisch langfristig tragfähige Bewirtschaftungs- 
formen entstehen können. 
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Mit dem Beschluß zur Reform der Gemeinsamen Agrar- 
politik wurde im Mai 1992 eine grundlegende Wende in der 
EG-Agrarpolitik herbeigeführt. Die Beschlüsse zur Reform 
der Gemeinsamen Agrarpolitik enthalten neben den Ände- 
rungen im Bereich der Marktordnungen, die in der Tendenz 
zu einer Reduzierung der Bewirtschaftungsintensität in 
wichtigen Bereichen der Agrarwirtschaft führen werden, 
sog. Rankierende Maßnahmen, die auch dem Umweltschutz 
dienen. Von besonderer Bedeutung ist die Verordnung für 
eine umweltgerechte Landwirtschaft (EWG 2078/92 des 
Rates für umweltgerechte und den natürlichen Lebensraum 
schützende landwirtschaftliche Produktionsverfahren). 

Diese Verordnung verpflichtet die Mitgliedstaaten der Euro- 
päischen Union, den Landwirten Förderprogramme für um- 
weltgerechte und den natürlichen Lebensraum schützende 
landwirtschaftliche Produktionsverfahren anzubieten. So 
können Landwirte für die erhebliche Einschränkung der An- 
wendung von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln, für ökolo- 
gische Anbauverfahren, für spezielle Formen der Extensi- 
vierung der pflanzlichen Erzeugung, für die Verringerung 
von Rinder- und Schafbeständen auf der Futterfläche, für die 
Stillegung von Ackerflächen zu Zwecken des Umwelt- und 
Naturschutzes sowie für die Beteiligung an bestimmten an- 
deren Umweltprograramen Prämien erhalten. Es bleibt den 
Mitgliedstaaten überlassen, welche Maßnahmen sie im ein- 
zelnen durchführen. Mit der EG- Verordnung für eine um- 
weltgerechte Landwirtschaft wurden die Flächenstille- 
gungs- und Extensivierungsprogramme aufgrund der EG- 
Effizienzverordnung von 1988 zum Wirtschaftsjahr 1993/94 
abgelöst. 

Als weitere Flankierende Maßnahme der EG-Agrarreform 
wurde im Mai 1992 die EG- Verordnung über die Auffor- 
stung landwirtschaftlicher Nutzflächen beschlossen. Danach 
werden Zuschüsse für Investitionen zur Aufforstung und 
Waldflächenverbesserung sowie Einkommensausgleichs- 
prämien an Aufforster gezahlt. 

Die Bundesregierung setzt sich dafür ein, daß die Umwelt- 
belange bei der Umsetzung der Agrarreform auch weiterhin 
umfassend zur Geltung gebracht werden. Es wurden ver- 
schiedene Lockerungen der Regelungsdichte durchgesetzt 
(z.B. Aufhebung der Mähverpflichtung im Juni auf stillge- 
legten Rächen), die sowohl aus Umweltsicht sinnvoll sind 
als auch dem wirtschaftlichen Interesse der Landwirtschaft 
entsprechen. 

Bei der agrarstrukturellen Förderung im Rahmen der Ge- 
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und 
des Küstenschutzes“ erlangt die Berücksichtigung des Na- 
turschutzes und der Landschaftpflege zunehmende Bedeu- 
tung. In den Förderkatalog aufgenommen wurde die investi- 
ve Förderung der Anlage von Schutzpflanzungen und son- 
stiger landschaftsverträglicher Einrichtungen, die die natür- 
lichen Produktionsbedingungen verbessern. Dazu gehören 
Wallhecken, Steinriegel und Erdwälle zum Erosionsschutz. 

Vorgesehen ist nunmehr auch im Rahmen der Gemein- 
schaftsaufgabe die Förderung extensiver Produktionsverfah- 
ren im Ackerbau oder bei Dauerkulturen, die Förderung ex- 
tensiver Grünlandnutzung sowie die Förderung ökologi- 
scher Anbau verfahren. 


Die speziellen Programme der Bundesländer zum Umwelt- 
und Naturschutz können ebenfalls aufgrund der EG- Verord- 
nung für eine umweltgerechte Landwirtschaft fortgeführt 
werden. Diese Programme, zu denen Ackerrandstreifen- 
programme, Wiesenbrüterprogramme und Feuchtwiesen- 
programme gehören, haben besondere Bedeutung für den 
Naturschutz und bieten den Landwirten Einkommenschan- 
cen. 

Weltweit wird die durch das Bevölkerungswachstum aus- 
gelöste verstärkte Nachfrage nach Nahrungsmitteln einen 
zusätzlichen Druck vor allem auf Landressourcen auslösen. 
In Entwicklungsländern und Industrieländern kommt es 
daher verstärkt darauf an, daß durch Anpassung der Agrar-, 
Umwelt-, Sozial- und Wirtschaftpolitik die Rahmenbedin- 
gungen für eine nachhaltige Landwirtschaft und ländliche 
Entwicklung auch im globalen Rahmen geschaffen werden. 


4. Umweltschutz und Siedlung 

Hauptansatzpunkte eines raumbezogenen Ressourcen- und 
Umweltschutzes sind die Siedlungsstruktur und die Raum- 
nutzung, Durch raumplanerische Vorsorge sollen Potentiale 
nachhaltig gesichert, die Gestaltungsmöglichkeiten der 
Raumnutzung langfristig offengehalten und die Vielfältig- 
keit der Kulturlandschaft geschützt werden. Im Raumord- 
nungsgesetz sind die sparsame und schonende Inan- 
spruchnahme der Naturgüter, insbesondere von Wasser, 
Grund und Boden, sowie die Sicherung von Freiräumen für 
die Naherholung und für den ökologischen Ausgleich aus- 
drücklich festgelegt. 

Bei der Raum- und Siedlungsentwicklung kommt der sach- 
gerechten Abstimmung von Rächennutzungsansprüchen im 
Rahmen planerischer Abwägungsprozesse besondere Be- 
deutung zu. Im Vordergrund steht bei Räumen mit besonders 
hohem Umweltpotential eine erhaltensorientierte Flächen- 
nutzung mit der Folge, daß neue Nutzungen und Maßnah- 
men besonders sorgfältig zu prüfen und ggf einzu schränken 
sind. 

Neben die Erhaltung und Sicherung der gegebenen Umwelt- 
qualität tritt als weitere raumordnungspolitische Aufgabe 
die Verbesserung der Umweltqualität, auch um frühere ne- 
gative Eingriffe zu korrigieren. Von Bedeutung ist in diesem 
Zusammenhang z.B. die Schaffung eines großräumigen Bio- 
top- und Freiraumverbundsy Sterns. 

Die einzelnen Regionen müssen Vorsorge dafür treffen, daß 
ihre Umweltqualität als ein wichtiger Standortfaktor auch 
langfristig genutzt werden kann. Umweltpotentiale sind mit 
dem Ziel, die natürliche Regenerationsfähigkeit der Räume 
zu erhalten, ,Jiaushälterisch“ zu bewirtschaften. Insofern 
übernimmt jede Region Verantwortung für ihre eigene 
natürliche Grundausstattung und nachhaltige Sicherung der 
Umweltpotentiale. 

Vor allem in den neuen Ländern stellt die Beseitigung von 
Umweltschäden (besonders Bodenbelastungen und Grund- 
wasserverunreinigungen) eine vorrangige Aufgabe dar, auch 
um die Standortbedingungen zu verbessern und damit regio- 
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Abb. 15: Siedlungs- und Verkehrsdichte in Deutschland 
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nale Entwicklungschancen zu erhöhen. Umweltsanierung 
und ökonomische Entwicklung stehen deshalb nicht im Wi- 
derspruch zueinander, sondern bedingen sich gegenseitig. 

Eine differenzierte Weiterentwicklung der dezentralen 
Raum- und Siedlungsstruktur entspricht nicht nur den ver- 
fassungsrechtlichen Bedingungen des föderativen Gemein- 
wesens und der bestmöglichen Erschließung der Ökonomi- 
schen Potentiale der Regionen, sondern ist auch ein wichti- 
ges Element der Umweltvorsorge, weil hierdurch Belastun- 
gen, die durch übermäßige räumliche Konzentration entste- 
hen, entgegengewirkt wird. Dies erfordert insbesondere in 
den Stadtregionen eine vorausschauende Flächenpolitik. 

Mit dem vom Bundesumweltministerium geförderten Pro- 
jekt „Umland Berlin“ wurden die ökologischen Planungs- 
grundlagen für das in weiten Teilen empfindliche und 
schutzbedürftige Umland von Berlin dargestellt. 

Städtebauliche Planungen haben einen entscheidenden Ein- 
fluß auf die Umwelt- und Lebensqualität der Städte und Ge- 
meinden. Im bundesweit geltenden Bauplanungsrecht ist 
vorgeschrieben, daß die städtebaulichen Pläne die Belange 
der Umwelt berücksichtigen müssen; mit Grund und Boden 
ist sparsam und schonend umzugehen. 

Die Ziele des Umweltschutzes im Städtebau lassen sich mit 
folgenden Leitbildern charakterisieren: 

- „Energieeffiziente Städte“ (effizienter und sparsamer Ein- 
satz von Energie und umweltverträgliche Energieversor- 
gungssysteme, kommunale CO^-Minderungskonzepte 
u.a.) 

- „Stadt der kurzen Wege“ (Vermeiden unnötigen Verkehrs, 

Verlagerung auf umweltschonendere Verkehrsmittel und 
Einsatz technischer Verbesserungen) 

- „Wohnqualität und gesunde Städte“ (Konflikte abbauen 
und Ökologische Stadtentwicklung einleiten, Verbesse- 
rung von Einzelobjekten und Zusammenführen von Maß- 
nahmen in Stadtquartieren, Baublocks und Siedlungen). 

Mit der Landschaftsplanung werden der Bauleitplanung die 
landschaftspflegerischen und ökologischen Planungsgrund- 
lagen zur Verfügung gestellt, um die betroffenen Natur- 
schutzbelange sachgerecht, d.h. entsprechend ihrem objekti- 
vem Gewicht, in die Abwägung einstellen zu können. Die 
Grundsätze der Eingriffsregelung des Bundesnaturschutz- 
gesetzes über Maßnahmen zur Vermeidung, zum Ausgleich 
und Ersatz bei Eingriffen in Natur und Landschaft finden be- 
reits auf der Eberte des Bebauungsplans Anwendung. 

Die besorgniserregende Zunahme von Umweltschäden an 
unersetzlichen Kulturgütern hat in den letzten Jahren ver- 
stärkte Aufmerksamkeit erfahren. Die Forschungstätigkeit 
in diesem Bereich wurde intensiviert, wobei die Schwer- 
punkte besonders bei der Substanzerhaltung gefährdeter 
Baudenkmäler aus Naturstein liegen. 

Die besondere Bedeutung der kommunalen Aktivitäten für 
den Umweltschutz hat die Bundesregierung veranlaßt, sich 
diesem Thema auch im Hinblick auf globale Strategien mit 
besonderer Sorgfalt zu widmen. Die Bundesregierung hat als 
deutschen Beitrag für die UNCED gemeinsam mit der Deut- 


schen Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit und 
dem Senat Berlin im Februar 1992 in Berlin eine internatio- 
nale Expertenkonferenz „Förderung des kommunalen Um- 
weltschutzes - Strategien und Handlungsempfehlungen“ 
veranstaltet, deren Beschlüsse in Form der sog. Berliner Er- 
klärung „Grundlagen für eine weltweite Zusammenarbeit 
zur Förderung einer umweltverträglichen Entwicklung in 
den Städten“ in die Agenda 21 Eingang gefunden haben. 

Die wesentlichen Forderungen der Agenda 21 nach einer 
nachhaltigen Rächennutzungsplanung, nach der Förderung 
einer integrierten Infrastruktur zur Ver- und Entsorgung, nach 
der Beachtung des kommunalen Umweltschutzes und der För- 
derung von nachhaltigen umweltverträglichen Energie- und 
Transportsystemen in Siedlungen sowie von nachhaltigen 
Baumethoden sind in Deutschland mit den geltenden Vor- 
schriften und Organisationsstrukturen weitgehend realisiert. 

Die Bundesregierung wird sich dafür einsetzen, daß das Ziel 
einer umweltverträglichen Siedlungsentwicklung und des 
kommunalen Umweltschutzes in den Beschlüssen und Pro- 
grammen der internationalen Organisationen, insbesondere 
des Zentrums der Vereinten Nationen für menschliche Sied- 
lungen (HABITAT) und des Umwelt- und des Entwick- 
lungsprogramms (UNEP und UNDP) der Vereinten Natio- 
nen konkreter als bisher berücksichtigt wird. 

5. Umweltschutz und Freizeit 

Die Freizeitgestaltung nimmt für den überwiegenden Teil 
der Bevölkerung in Deutschland einen zunehmend größeren 
Stellenwert ein. Einhergehend damit hat die Freizeitgestal- 
tung auch eine erhebliche volkswirtschaftliche Bedeutung 
gewonnen. 

Der Flächenbedarf für die Freizeit-Infrastruktur kann Natur 
und Landschaft durch die weitere Zersiedlung und Zer- 
schneidung von Lebensräumen für Tiere und Pflanzen bela- 
sten. Von der zunehmenden Urbanisierung attraktiver 
Natur- und Kulturräume sind besonders das Hochgebirge 
und die Küsten betroffen. Der Trend zu Sportaktivitäten in 
unberührten Gebieten und unter extremen Bedingungen 
führt zur Beanspruchung ökologisch wertvoller Bereiche 
mit negativen Folgen für störempfindliche Tierarten. 

Die Sicherung der Vielfalt, Eigenart und Schönheit von 
Natur und Landschaft, die Erhaltung und Ausgestaltung ge- 
eigneter Erholungsgebiete sowie die Sicherung des Zugangs 
zur Landschaft sind Gegenstand der Erholungsvorsorge. An- 
gesichts der vielfältigen auf Natur und Landschaft einwir- 
kenden Belastungen umfassen Maßnahmen zur Erholungs- 
vorsorge Aktivitäten in allen Bereichen des Umwelt- 
schutzes. 

Einer angemessenen Berücksichtigung des Erholungsbe- 
dürfnisses der Bevölkerung dient die Schutzkategorie der 
Naturparke nach dem Bundesnaturschutzgesetz. In Natur- 
parken sollen in besonderer Weise Schutznotwendigkeiten 
und Erholung miteinander in Einklang gebracht werden. Im 
Rahmen dieser Aufgabe arbeitet das Bundesumweltministe- 
rium zum Beispiel eng mit dem Verband Deutscher Natur- 
parke zusammen. 
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Um die Bedeutung des Instruments der Landschaftsplanung 
für eine moderne Fremdenverkehrs- und Tourismusplanung 
aufzuzeigen, wurde im Auftrag des Bundesumweltministe- 
riums ein Erprobungs- und Entwicklungsvorhaben zum 
Thema ,Uandschaftsplanung und Fremdenverkehrspla- 
nung“ durchgeführt, mit dem für drei Fremdenverkehrs- 
gemeinden modellhaft eine Koordinierung dieser Planarten 
erprobt wurde. 

Die Bewältigung von Konflikten zwischen Umweltschutz 
und Freizeitverhalten erfordert die breite Mitwirkung aller 
gesellschaftlichen Gruppen. Ein beim Bundesumweltmini- 
sterium gebildeter Arbeitskreis „Sport und Umwelt“ befaßt 
sich mit speziellen umweltrelevanten Trends im Freizeitver- 
halten. 


6. Umweltschutz und Verteidigung 

Entspannung und Abrüstung bieten die Chance, der Wahr- 
nehmung ökologischer Belange im Rahmen des Verteidi- 
gungsauftrags größeres Gewicht zu verleihen. Aus dem Ver- 
ständnis einer umfassenderen Verantwortung für das Ge- 
meinwohl heraussieht sich die Bundeswehr als staatliche 
Einrichtung in einer Vorbildfunktion, die zu einem beson- 
deren Engagement im Umweltschutz verpflichtet. Die Bun- 
deswehr setzt sich daher für den Schutz der Umwelt in vie- 
len Fällen über die gesetzlich vorgeschriebenen Anforde- 
rungen hinaus ein. 

Mit der Fachkonzeption Umweltschutz hat das Bundes Ver- 
teidigungsministerium im Oktober 1990 Rahmen und Ziele 
eines umweltgerechten Handelns der Bundeswehr festge- 
legt, die in den Bereichen Personal, Organisation und Aus- 
bildung bereits weitgehend umgesetzt worden sind. Die 
Fachkonzeption Umweltschutz wurde im Januar 1994 er- 
gänzt durch das Konzept zur Schonung natürlicher Ressour- 
cen in der Bundeswehr, das in enger Zusammenarbeit mit 
dem Bundesumweltministerium entstanden ist. 

Militärische Übungsplätze sind Landschaftsräume, in denen 
zum Teil auch wegen der militärischen Landnutzung ökolo- 
gisch wertvolle Gebiete erhalten wurden oder entstanden 
sind. Der fast vollständige Verzicht auf Pflanzenschutz- 
mittel und Mineraldünger, die Größflächigkeit und natur- 
räumliche Verteilung der Übungsplätze, ihre Abgeschieden- 
heit und geringe Zerschneidung sowie die weitgehend aus- 
geschlossene Freizeitnutzung haben die Übungsplätze in 
der Vergangenheit zu ökologischen Inseln mit wichtigen 
Funktionen für den Biotop- und Artenschutz werden las- 
sen, denen gerade in einem dichtbesiedelten Land wie 
Deutschland eine große Bedeutung für den Naturschutz zu- 
kommt. 

Im November 1992 hat das Bundesverteidigungsministeri- 
um die Richtlinie zur umweltverträglichen Nutzung von 
Übungsplätzen der Bundeswehr in Kraft gesetzt. Auf der 
Grundlage dieser Richtlinie wurde eine Rahmenplanung für 
die militärische Landnutzung auf Übungsplätzen eingeführt. 
Ausgehend von der jeweiligen militärischen Zweckbestim- 
mung berücksichtigen diese Rahmenpläne (Benutzungs- 
und Bodenbedeckungspläne) umfassend die Forderungen 


nach Umweltverträglichkeit des militärischen Betriebs in 
Verbindung mit sachgerechter Pflege und Entwicklung der 
Landschaft. Wichtige Regelungen betreffen die Einschrän- 
kung der Nutzung von Teilflächen aus Gründen des Um- 
weltschutzes (Immissionsschutz, Biotop- und Artenschutz, 
Renaturierung etc.) sowie die Konkretisierung der Anforde- 
rungen an den Gewässerschutz und die naturschutzgerechte 
Pflege von militärischen Übungsplätzen. 
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H Forschung für die Umwelt 

Die Bundesregierung mißt der Umweltforschung und der 
Umwelttechnikentwicklung eine zentrale Bedeutung bei. 
Die Erarbeitung der notwendigen Wissensgrundlagen und 
Techniken ist wesentliche Grundlage der am Vorsorgeprin- 
zip orientierten deutschen Umweltpolitik. 

Die Gesamtausgaben der Bundesregierung für die Umwelt- 
forschung haben sich in den letzten zehn Jahren von rd. 500 
Millionen DM jährlich auf über 1 Milliarde DM pro Jahr 
mehr als verdoppelt. Mit 4,2 Prozent Anteil der Umweltfor- 
schung und entsprechender technologischer Entwicklung an 
den Gesamtaufwendungen für Forschung und Entwicklung 
lag Deutschland 1990 an der Spitze aller OECD-Staaten. 

Ziel der Forschung und Entwicklung im Umweltbereich ist 
es, sowohl das Wissen um Zusammenhänge und Ursachen- 
Wirkungsbeziehungen von Natur- und Anthroposphäre zu 
erweitern als auch Vorschläge und technische Wege zur Lo- 
sung von Umweltproblemen zu erarbeiten. Hierbei sollen 
gewonnene Erkenntnisse und technologische Möglichkeiten 
im Sinne „integrierter“ Lösungen zusammengeführt werden. 

I Umweltpolitik in 

internationaier Verantwortung 

Die internationale Zusammenarbeit im Umweltschutz hat in 
den vergangenen Jahren stetig an Bedeutung gewonnen. 
Entstanden aus der Erkenntnis, daß Umweltschäden nicht an 
Staatsgrenzen halt machen, ist die europäische und weltwei- 
te Zusammenarbeit inzwischen zu einem Schwerpunkt deut- 
scher Umweltpolitik geworden. 

1. Europäische Umweltpolitik 

Die Europäische Union steht im Umweltschutz vor wach- 
senden Aufgaben. Es gilt, eine zukunftsfähige, ökologisch 
verträgliche Entwicklung im Europäischen Binnenmarkt zu 
fördern, die Staaten Mittel- und Osteuropas bei der Bewäl- 
tigung ihrer wirtschaftlichen und ökologischen Probleme zu 
unterstützen und weltweit zur Bekämpfung der globalen 
Umweltgefahren und zur Lösung der spezifischen Probleme 
der Entwicklungsländer beizutragen. 

Das gemeinschaftliche Umweltrecht wurde vor allem in den 
letzten Jahren auf einem hohem Schutzniveau ausgebaut, 
wobei die Maßnahmen zu einem großen Teil auf deutsche 
Initiativen zurückgehen. 

Wichtige Regelungen sind die EU-weite Begrenzung der 
Kfz-Abgase, die Reduzierung der Emissionen aus Groß- 
feuerungsanlagen, die Verbesserung der Kraftstoffqualität, 
Maßnahmen zum Schutz der Ozonschicht, Emissionsbe- 
grenzungen bei Abfallverbrennungsanlagen, die Beschrän- 
kung der Abfallverbringung, die Reduzierung der Gewäs- 
serverschmutzung durch kommunale Abwässer und Nitrat- 
einträge aus der Landwirtschaft und die Verbejsserung des 
Schutzes wildlebender Arten und ihrer Lebensräume. 

Den allgemeinen Rahmen für die zukünftige Umweltpolitik 
der Europäischen Union bildet das 5. Umwelt-Aktions- 


programm „Für eine dauerhafte umweltgerechte Entwick- 
lung“, das 1992 von der Kommission vorgelegt und dessen 
allgemeines Konzept und allgemeine Strategie der Rat ge- 
billigt hat. Es bietet grundsätzlich eine geeignete Basis, um 
die Umweltpolitik auf der Ebene der Europäischen Union 
sowie auf der Ebene der Mitgliedstaaten fortzuentwickeln. 
Es bestätigt die deutsche Umweltpolitik, die auf dem Vor- 
sorgeprinzip, dem Verursacherprinzip und dem Koopera- 
tionsprinzip beruht, und enthält Forderungen nach einem 
verstärkten Einsatz ökonomischer Instrumente, nach einer 
stärkeren Integration des Umweltschutzes in andere Ge- 
meinschaftspolitiken und nach einer stärkeren Einbindung 
des Umweltschutzes in die fondsspezifischen Verfahrensab- 
läufe. 

Der 1992 in Maastricht beschlossene Vertrag über die 
Europäische Union hat die vertragsrechtlichen Grundlagen 
für die gemeinschaftliche Umweltpolitik deutlich verbessert 
und die Voraussetzungen dafür geschaffen, daß die 
Europäische Union auch zu einer „Umweltunion“ wird. Dies 
setzt voraus, daß das Ziel des Umweltschutzes auf hohem 
Niveau durchgesetzt wird. Die Bundesregierung setzt sich 
dafür ein, daß die durch Maastricht besonders hervorgeho- 
benen horizontalen Prinzipien der Subsidiarität und der 
Transparenz im Interesse der Akzeptanz, der Bürgemähe, 
aber auch der Effektivität der Umweltpolitik beachtet wer- 
den. 

Notwendige Schwerpunkte der gemeinschaftlichen Um- 
weltpolitik liegen aus der Sicht der Bundesregierung in der 
gemeinschaftlichen Klimaschutzpolitik, in der ökologischen 
Orientierung der Verkehrspolitik, in der Rückführung der 
Emissionen von Industrieanlagen durch eine europäische 
Technische Anleitung Luft mit am Stand der Technik orien- 
tierten Grenzwerten, in Maßnahmen zur Abfall Vermeidung 
und zur Schaffung einer ausreichenden Entsorgungsinfra- 
stmktur mit auf hohem Schutzniveau harmonisierten Um- 
weltanforderungen, in der Weiterentwicklung der gemein- 
schafthchen Gewässerschutzpolitik sowie im Ausbau des 
Regelwerks zum Schutz vor gefährlichen Stoffen. 

Im Rahmen der Wirtschaftskommission der Vereinten Na- 
tionen für Europa (ECE) ist die Umweltpolitik zu einem pri- 
ori tären Bereich der Zusammenarbeit geworden. Die Bun- 
desregiemng ist der Überzeugung, daß die ECE auch nach 
der Öffnung Osteuropas ihre Schlüsselrolle beibehalten und 
ausbauen muß. 

Vor allem mit ihrer gesamteuropäischen Luftreinhaltepolitik 
auf der Grundlage der Genfer Luftreinhaltekonvention und 
der hierzu ergangenen Umweltschutzprotokolle zu Schwe- 
feldioxid, Stickstoffoxid und VOC leistet die ECE einen 
wichtigen Beitrag zur Verbesserung des Umweltschutzes in 
Europa. Entsprechend positive Auswirkungen erwartet die 
Bundesregierung auch von den im Rahmen der ECE erar- 
beiteten Konventionen über die Umweltverträglichkeitsprü- 
fung (1991), über die grenzüberschreitenden Auswirkungen 
von Industrieunfällen (1992) und über den Schutz und die 
Nutzung grenzüberschreitender Wasserläufe und internatio- 
naler Seen (1992). Weitere Schwerpunkte der Umweltzu- 
sammenarbeit sind die gesamteuropäischen Folgemaßnah- 
men zur UNCED, die Kooperationen im Rahmen des Pro- 
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Aus dem Energieverbrauch resultierende 
COo-Emissionen 1990 


Quelle; Umweltbundesamt 


Abb. 16: Weltprimärenergieverbrauch — CO^-Emission 
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jektes „Energy Efficiency 2000“ zur Verbesserung von Han- 
del und Zusammenarbeit bei umweltverträglichen und ener- 
gieeffizienten Technologien und Dienstleistungen. 

Der Europarat legt den Schwerpunkt seiner Aktivitäten im 
Umweltbereich auf den Naturschutz und setzt sich vor allem 
für eine gesamteuropäische Angleichung und Weiterent- 
wicklung von Recht und Praxis des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege z.B. im Rahmen der ECE ein. Von be- 
sonderer Bedeutung sind die Aktivitäten des Europarats zur 
Schaffung gesamteuropäischer Biotopverbundsysteme. 

Die Europäische Energiecharta, die im Dezember 1991 ver- 
abschiedet und von inzwischen 51 Staaten gezeichnet 
wurde, hat zentrale Bedeutung für die wirtschaftliche Ent- 
wicklung und den Umweltschutz in den Staaten Mittel- und 
Osteuropas und in den Nachfolgestaaten der früheren 
Sowjetunion (Neue Unabhängige Staaten). Sie soll dazu bei- 
tragen, die Effizienz der Erzeugung, des Transports und der 
Nutzung der Energie zu verbessern. Gleichzeitig sollen die 
Folgen für die Umwelt möglichst gering gehalten und die 
Sicherheit bei der Nutzung der Kernenergie erhöht werden. 

2. Zusammenarbeit mit den Staaten 
Mittel- und Osteuropas sowie den 
Neuen Unabhängigen Staaten 

Die Umwelt ist in weiten Teilen der Staaten Mittel- und Ost- 
europas und der Nachfolgestaaten der früheren Sowjetunion 
(Neue Unabhängige Staaten) schwer geschädigt. Die Bun- 
desregierung mißt daher dem Ausbau der bilateralen Bezie- 
hungen mit den Staaten Mittel- und Osteuropas sowie den 
Neuen Unabhängigen Staaten besondere Bedeutung in der 
West-Ost-Zusammenarbeit bei. Umweltabkommen beste- 
hen mit Albanien, Bulgarien, Estland, Lettland, Litauen, 
Polen, Rumänien, Rußland, Ukraine und Ungarn. Vereinba- 
rungen mit der Tschechischen Republik, der Slowakischen 
Republik sowie Weißrußland sind in Vorbereitung. 

Die Abkommen haben zum Ziel, den wirtschaftlichen Er- 
neuerungsprozeß in diesen Staaten umweltpolitisch zu be- 
gleiten: 

Zweck des 1992 aufgelegten umfassenden Programms der 
Bundesregierung„Beratungshilfe beim Aufbau von Demo- 
kratie und Sozialer Marktwirtschaft“ ist es, die Entschei- 
dungsträger und Multiplikatoren in den mittel- und ost- 
europäischen Staaten sowie den Neuen Unabhängigen Staa- 
ten bei ihrer schwierigen Aufgabe der Vorbereitung und 
Durchführung der notwendigen Reformen in ihren Ländern 
sachgerecht und problembezogen zu beraten und mit dem 
Instrumentarium des demokratischen Rechtsstaates und der 
Sozialen Marktwirtschaft vertraut zu machen. 

Seit 1992 fördert das Bundesumweltministerium in be- 
grenztem Umfang auch Umweltschutzinvestitionen im Aus- 
land, sofern dabei Maßnahmen des neuesten technischen 
Standes realisiert werden und die Umweltentlastungen auch 
in Deutschland zum Tragen kommen. In diesem Zusam- 
menhang wurden zwei Vorhaben in der Ukraine und in der 
Tschechischen Republik bereits realisiert. 


Einen Schwerpunkt der Zusammenarbeit mit Polen und der 
Tschechischen Republik bildet das ökologisch stark belaste- 
te Drei-Länder-Eck „Schwarzes Dreieck“. 

Eine gemeinsame Konferenz der Umweltminister der west- 
lichen Industriestaaten und der Staaten Mittel- und Osteuro- 
pas fand erstmals 1991 in Dobris (damals CSFR) statt. Auf 
der Folgekonferenz „Umwelt für Europa“ im April 1993 in 
Luzern (Schweiz) wurde ein Umweltaktionsprogramm für 
Mittel- und Osteuropa verabschiedet, an dessen Umsetzung 
das Bundesumweltministerium maßgeblich mitwirkt. 

3. Zusammenarbeit mit den 
westlichen Industrieländern 

Mit den westlichen Industrieländern arbeitet die Bundes- 
regierung im Umweltschutz vor allem in der Organisation 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD) zusammen. Die OECD widmet sich nach UNCED 
verstärkt den Querschnittsaspekten des Umweltschutzes wie 
dem Thema Umwelt und Handel. Bei der Vorbereitung des 
Umweltaktionsprogramms für Mittel- und Osteuropa hat die 
OECD intensive Vorarbeiten geleistet. 

Im Rahmen des 1991 initiierten Projekts „Environmental 
Performance Review“ werden alle OECD-Mitgliedstaaten 
einer umfassenden Bewertung ihrer Umweltpolitik unterzo- 
gen. Deutschland war 1992 Pilotland. Der 1993 von der 
OECD veröffentlichte Abschlußbericht bescheinigt der 
deutschen Umweltpolitik gute Ergebnisse, zeigt aber zu- 
gleich auch weiteren Handlungsbedarf auf 

4. Umwelt und Entwicklung 

Konferenz der Vereinten Nationen für Umwelt und 
Entwicklung (UNCED) 

Auf der UNCED sind im Juni 1992 in Rio de Janeiro mit den 
Konventionen zu Klima und biologischer Vielfalt, mit der 
Walderklärung und der Rio-Deklaration sowie mit dem Ak- 
tionsprogramm Agenda 21 und dem Beschluß zur Einrich- 
tung einer Kommission der Vereinten Nationen für nachhal- 
tige Entwicklung (CSD) die Grundlagen für eine qualitativ 
neue weltweite Zusammenarbeit in der Umwelt- und Ent- 
wicklungspolitik geschaffen worden. 

Mit dem Aktionsprogramm Agenda 21 werden für alle we- 
sentlichen Bereiche der Umwelt- und Entwicklungspolitik 
detaillierte Handlungsempfehlungen an alle Staaten gege- 
ben, um einer weiteren Verschlechterung der Situation ent- 
gegenzu wirken, eine schrittweise Verbesserung zu erreichen 
und eine nachhaltige Nutzung der Ressourcen sicherzustel- 
len. Die Bundesregierung sieht sich durch die Agenda 21 in 
der konsequenten Fortführung ihrer Umweltvorsorgepolitik 
bestätigt und richtet auch ihre entwicklungspolitische Zu- 
sammenarbeit an den Forderungen der Agenda 21 aus. 

Die Verhandlungen zur Neu Strukturierung und Wiederauf- 
füllung der Globalen Umweltfazilität (GEF) mit dem Ziel, 
sie als ständigen Finanzierungsmechanismus insbesondere 
für globale Umweltkonventionen auszugestalten, wurden 
zwischenzeitlich erfolgreich abgeschlossen. Eine Auffüllung 


39 


Drucksache 1 2/8451 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


der GEF um rd. 2 Milliarden US-Dollar wurde vereinbart. 
Die Bundesregierung wird sich daran mit 240 Millionen US- 
Dollar (rd. 390 Millionen DM bzw. 12 Prozent) beteiligen. 

Die im Juni 1993 eingerichtete Kommission der Vereinten 
Nationen für nachhaltige Entwicklung (CSD) soll die künf- 
tige Politik der Vereinten Nationen im Bereich Umwelt und 
Entwicklung wesentlich beeinflussen. Im Rahmen eines 
mehljährigen Arbeitsprogramms soll die Agenda 21 sowie 
die Walderklärung bis zur Sonder-General Versammlung der 
Vereinten Nationen im Jahr 1997 behandelt werden. In der 
Sitzungsperiode 1994/1995 tagt die Kommission unter Vor- 
sitz von Bundesumweltminister Töpfer. 

Bekämpfung der globalen Umweltgefahren 

Mit der Klimarahmenkonvention ist eine völkerrechtliche 
Basis für die weltweite Bekämpfung des anthropogen verur- 
sachten zusätzlichen Treibhauseffektes geschaffen worden. 
Am 21. März 1994 ist die Konvention in Kraft getreten. 

In der Konvention wird für die Industrieländer und weitere 
im Anhang genannte Länder das Ziel festgelegt, die Koh- 
lendioxidemissionen auf das Niveau von 1990 zurückzu- 
führen. Die vorgesehene jährliche Überprüfung der Kon- 
vention durch die Vertragsstaatenkonferenz bietet die Mög- 
lichkeit, die Konventionsverpflichtungen fortzuentwickeln. 
Mit ihrem Bericht „Klimaschutz in Deutschland“ ist die 
Bundesregierung bereits 1993 ihren Verpflichtungen zur Er- 
stellung eines nationalen Klimaschutzberichtes nachgekom- 
men. 

Die Vorbereitung der ersten Vertragsstaatenkonferenz, die 
im Frühjahr 1995 in Berlin stattfmden soll, erfolgt durch 
einen zwischenstaatlichen Verhandlungsausschuß (INC- 
Klima). Wissenschaftliche Unterstützung erhält das INC- 
Klima durch den zwischenstaatlichen Ausschuß für Klima- 
veränderungen (IPCC). 

Die Konvention zum Schutz der biologischen Vielfalt (vgl. 
S. 22) dient dem weltweiten Schutz von Tier- und Pflanzen- 
arten sowie ihrer bedrohten Lebensräume und der Sicherung 
genetischen Potentials. Die Entwicklungsländer mit dem 
größten Anteil an der biologischen Vielfalt sollen durch ver- 
stärkte Zusammenarbeit, verbesserten Technologietransfer 
und zusätzliche finanzielle Hilfen bei der Durchführung des 
Übereinkommens unterstützt werden. Wie im Falle der Kli- 
marahmenkonvention stellt die Bundesregierung auch in 
diesem Bereich 5 Millionen DM zur Finanzierung von So- 
fortmaßnahmen der Entwicklungsländer bereit. 

Die Bundesregierung hat ihre Bereitschaft erklärt, die Kon- 
ferenz der Weltemährungsorganisation über pflanzengeneti- 
sche Ressourcen (ICPGR) voraussichtlich 1996 in Deutsch- 
land auszurichten. Als konkreten Beitrag zur Umsetzung der 
Konvention und der Agenda 21 soll die Konferenz einen 
Weltzustandsbericht und einen globalen Aktionsplan für 
pflanzengenetische Ressourcen als wichtigen Schritt zur 
Sichemng biologischer Grundlagen der Weltemährung an- 
nehmen. 

Die Kontrolle der Umsetzung und der Fortentwicklung der 
Waldgrundsätze (vgl. S. 24) ist ausdrücklich in das Mandat 


der CSD aufgenommen worden. Die Bundesregiemng hat 
einen Nationalen Waldbericht zur Umsetzung der Beschlüs- 
se der UNCED erarbeitet, der der CSD zugeleitet worden ist. 

Das Sektorkonzept Tropenwald des Bundesministeriums für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung definiert 
die Gmndsätze für die Planung und Durchführung von Vor- 
haben und Maßnahmen zur bilateralen forstlichen Entwick- 
lungszusammenarbeit der Bundesrepublik Deutschland. In 
weiten Bereichen besteht eine inhaltliche Übereinstimmung 
mit der Waldgrundsatzerklämng von Rio, teilweise gehen 
die Leitlinien und Fördergmndsätze des Sektorkonzepts im 
Hinblick auf Schutz und nachhaltige Bewirtschaftung von 
Tropenwäldem über die UNCED-Prinzipien hinaus. Ziel ist 
es, die verbliebenen natürlichen Tropen wälder zu erhalten 
und vor Degradierung und Zerstörung zu schützen. Das 
Konzept umfaßt sowohl Fördermaßnahmen des Wald- 
schutzes als auch solche, die eine nachhaltige Nutzung von 
Tropenwäldem unterstützen. 

Im März 1993 hat die Bundesregierung ihren Dritten Tro- 
penwaldbericht verabschiedet. Er informiert über die aktuel- 
le Situation der Tropen wälder und über die Beiträge der 
Bundesregierung zu ihrer Erhaltung. Deutschland ist mit 
jährlich über 300 Millionen DM für Programme der Tro- 
penwalderhaltung und Forstentwicklung im Rahmen der bi- 
lateralen Entwicklungszusammenarbeit wichtigster Geber in 
diesem Bereich. 

Eine Ausweitung des Anwendungsbereichs des Internatio- 
nalen Tropenholzübereinkommens auf alle Wälder und 
Holzarten wird von der Bundesregiemng abgelehnt, da der 
weltweite Schutz der Wälder nicht in einem Handelsabkom- 
men, sondern in der angestrebten globalen Waldkonvention 
geregelt werden muß. 

Das Problem der voranschreitenden Wüstenbildung ist 
nach Ansicht der Bundesregiemng und der meisten anderen 
Industriestaaten im wesentlichen auf die inadäquate Land- 
nutzung aufgmnd wirtschaftlicher, politischer, rechtlicher 
und soziokultureUer Gegebenheiten zurückzuführen. Die 
Bundesregiemng hat sich deshalb dafür eingesetzt, daß die 
Konvention zur Bekämpfung der Wüstenbildung vor allem 
diesem Zusammenhang Rechnung trägt. Darüber hinaus be- 
fürwortet sie die Einbindung aller internationalen Maßnah- 
men gegen die Wüstenbildung in konsistente nationale Ent- 
wicklungsprogramme. 

Das Montrealer Protokoll ist die internationale Vertragsba- 
sis des weltweiten FCKW-Halon- Ausstiegsprogramms. An- 
läßlich der Vierten Vertragsstaatenkonferenz im November 
1992 in Kopenhagen wurde eine weitere Verschärfung der 
jeweiligen Ausstiegsfristen beschlossen. Der vollständige 
Verzicht auf FCKW, andere vollhalogenierte FCKW und 
Tetrachlorkohlenstoff wurde auf den Beginn des Jahres 
1996 vorverlegt. Erstmals sind darüber hinaus auch die teil- 
halogenierten Fluorbromkohlenwasserstoffe (H-FBKW) 
und die teilhalogenierten FCKW (H-FCKW) global gere- 
gelt. In der Bundesrepublik Deutschland gelten bereits seit 
1991 mit der FCKW-Halon- Verbots- Verordnung wesent- 
lich strengere Regelungen. 

Die Entwicklungsländer sollen bei der Erfüllung ihrer Ver- 


40 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 1 2/8451 


pflichtungen aus dem Montrealer Protokoll weiterhin finan- 
ziell unterstützt werden. Die Fünfte Vertragsstaatenkonfe- 
renz hat im November 1993 in Bangkok den Finanzbedarf 
für 1994 bis 1996 auf 510 Millionen Dollar festgelegt. Die 
Bundesregierung unterstützt auch im - Rahmen der bi- 
lateralen Entwicklungszusammenarbeit einzelne Länder bei 
der Umstellung auf FCKW-freie Technologien. 

Entwicklungszusammenarbeit und 
nachhaltige Entwicklung 

Die dauerhafte Sicherung der Existenzgrundlagen der ge- 
samten Menschheit kann nur gelingen, wenn das große Ge- 
fälle zwischen Industrie- und Entwicklungsländern verrin- 
gert und die Lebensbedingungen der in Armut lebenden 
Menschen verbessert werden. Für die Bundesregierung ist 
die Armutsbekämpfung von jeher vorrangiges Ziel ihrer 
Entwicklungspolitik; dabei geht es im weiteren Sinne um 
einen Beitrag zur Schaffung menschenwürdiger Lebensbe- 
dingungen einschließlich demokratischer Gesellschafts- und 
marktwirtschafthch orientierter Wirtschaftsordnungen. 
Dazu gehören die Gewährung der Menschenrechte und die 
Teilhabe der Armen an den wirtschaftlichen und gesell- 
schaftlichen Entscheidungen. Die Beschlüsse der UNCED 
bestätigen dieses Konzept der En twicklungs Zusammenar- 
beit der Bundesregierung. 

Eine enge Verbindung besteht zwischen dem Umwelt- und 
Ressourcenschutz und der Armutsbekämpfung. Zunehmen- 
de Umweltdegradierung schadet häufig besonders den 
Armen; umgekehrt können, wie die Problematik der Abhol- 
zung zeigt, Armut und hoher Bevölkerungsdruck Ursache 
von Umweltschäden sein. Armutsminderung und Umwelt- 
schutz können daher, wie verschiedene deutsche Entwick- 
lungshilfeprojekte bestätigen, Hand in Hand gehen. Im 
übrigen durchzieht die Armutsbekämpfung als Quer- 
schnittsaufgabe sämtliche Sektoren der Entwicklungszu- 
sammenarbeit. 

Die Grundlagen der deutschen Politik der Armutsminderung 
sind im Selbsthilfekonzept von 1990 (Armutsbekämpfung 
durch Hilfe zur Selbsthilfe) und dem erweiterten konzeptio- 
nellen Ansatz der „Hauptelemente der Armutsbekämpfung“ 
vom Oktober 1992 dargelegt. 

Als Rahmen für die Zusammenarbeit mit den einzelnen Ent- 
wicldungs ländern erarbeitet das Bundesministerium für 


wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung Länder- 
konzepte, die auch auf die Lage der Armen und die 
Möglichkeiten der Verbesserung ihrer Situation in den ein- 
zelnen Ländern eingehen. Strukturelle Reformen, Freiräume 
für private Initiativen, die Förderung produktiver Fähigkei- 
ten sowie die Unterstützung von Selbsthilfeaktivitäten sind 
entscheidende Voraussetzungen für die Armutsbekämp- 
fung. 

Die Bundesregierung wird trotz notwendiger erheblicher 
Einsparungen bei anderen öffentlichen Aufgaben ihr ent- 
wicklungspolitisches Engagement auf dem erreichten Ni- 
veau fortsetzen. Bereits in den vergangenen Jahren konnte 
der Anteil von Vorhaben, die überwiegend und direkt dem 
Umwelt- und Ressourcenschutz dienen, erheblich gesteigert 
werden. 1993 erreichte er mit rund 1 Milliarde DM erneut 
mehr als ein Viertel der bilateralen Gesamtzusage. Darin ent- 
halten sind Maßnahmen zur Walderhaltung und Forstent- 
wicklung mit einem jährlichen Zusagevolumen von 250 bis 
300 Millionen DM. 

Die Bundesregierung sieht in nichtstaatlichen Trägem wich- 
tige Partner für die Erreichung entwicklungs- und umwelt- 
politischer Zielsetzungen. Die deutschen Nichtregierungsor- 
ganisationen haben im Rahmen des Rio-Folgeprozesses das 
„Fomm Umwelt und Entwicklung“ gegründet, das sich aus 
umweltpolitisch und entwicklungspolitisch tätigen Organi- 
sationen zusammensetzt. Die bereits im Vorfeld der 
UNCED bestehende Kooperation zwischen Bundesregie- 
mng und Nichtregiemngsorganisationen im Bereich „Tro- 
penwald und indigene Völker“ wurde fortgesetzt. Die Bun- 
desregiemng beabsichtigt, Nichtregierungsorganisationen 
verstärkt in nationale Prozesse zur Umsetzung der Agenda 
21 einzubeziehen. 

Im September 1994 wird in Kairo die Weltbevölkerungs- 
konferenz stattfmden. Auf der Gmndlage der Ergebnisse 
von LTNCED wird diese Konferenz erstmals einen breiteren, 
über reine Bevölkemngsfragen hinausgehenden Ansatz 
haben und sich mit der Thematik Bevölkemng, wirtschaftli- 
ches Wachstum und nachhaltige Entwicklung beschäftigen. 
Der engen Verbindung zwischen Bevölkemngswachstum, 
Ressourcenverbrauch, Belastung bzw. Tragfähigkeit von 
Ökosystemen, Technologieeinsatz sowie Gesundheitsfür- 
sorge und Erziehung ist dabei Rechnung zu tragen. 
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„In Rio wurde ein dynamischer Prozeß eingeleitet, der uns bei der 
Lösung der drängenden Zukunftsfragen der Menschheit voran- 
bringt. Die Kräfte, die durch den Abbau des Ost-West-Gegensat- 
zes freiwerden, sollten nun zur Sicherung der Lebensgrundlagen 
der gesamten Menschheit eingesetzt werden.“ 

(Regierungserklärung des Bundeskanzlers vor dem Deutschen 
Bundestag am 17. Juni 1992) 


Teil A: Grundfragen der Umweltpolitik und aktuelle Trends 


An der Wende zum 21. Jahrhundert hat der Umwelt- 
schutz eine neue Dimension erreicht. Umweltverän- 
derungen weisen zunehmend globalen Charakter auf 
und werden sich in den kommenden Jahren ohne ent- 
schlossene Gegenmaßnahmen weiter verschärfen. 
Der untrennbare Zusammenhang zwischen Umwelt- 
und Entwicklungsproblematik rückt in das Bewußt- 
sein. In allen Staaten der Erde setzt sich die Erkennt- 
nis durch, daß die Bewältigung der globalen, aber 
auch vieler lokaler Umweltgefahren ein koordiniertes 
Vorgehen in der internationalen Staatengemeinschaft 
erfordert. 

Die Konferenz der Vereinten Nationen für Umwelt 
und Entwicklung (UNCED) im Juni 1992 in Rio de Ja- 
neiro ist zum Symbol des neuen Bewußtseins der ge- 
meinsamen Verantwortung für die Eine Welt gewor- 
den. 178 Staaten haben auf den dringenden Hand- 
lungsbedarf zur Rettung der Erde hingewiesen und 
grundlegende Vereinbarungen über die Förderung 
einer nachhaltigen Entwicklung und eine weltweite 
Zusammenarbeit in der Umwelt- und Entwicklungs- 
politik getroffen. 

Die Ergebnisse von Rio stehen im Einklang mit der 
deutschen Politik der Umweltvorsorge, die seit 1982 
erheblich weiterentwickelt wurde und auch in den 
neuen internationalen Bezügen nach Rio stetig fort- 
gesetzt wird. Das Prinzip der Umweltvorsorge, das 
durch Aufnahme in die Rio-Deklaration weltweit Gel- 
tung erlangt hat, hält Industrie- und Entwicklungs- 
länder dazu an, auf die bestehenden globalen Her- 
ausforderungen zu antworten und den Umweltschutz 
in alle Politikbereiche zu integrieren. Deutschland lei- 
stet seinen Beitrag zur Bewältigung der globalen Um- 
weltgefahren durch Verstärkung der Zusammenar- 
beit mit den Ländern Mittel- und Osteuropas und mit 
den Entwicklungsländern sowie durch konsequente 
Fortentwicklung seiner Umweltpolitik. 

1 . Leitbilder der Umweltpolitik 

Die Umweltpolitik der Bundesregierung ist gerichtet 
auf die Sicherung von Freiheit und Verantwortung 
auf der Grundlage christlicher Wertvorstellungen. Ih- 
re umweltpolitischen Strategien orientieren sich an 
folgenden Leitbildern: 

- Bewahrung der Schöpfung 

- Soziale Marktwirtschaft in ökologischer Verantwor- 
tung 


- nachhaltige Entwicklung 

- gemeinsame Verantwortung 

1 .1 Bewahrung der Schöpfung 

Der Schutz der natürlichen Umwelt leitet sich auch 
aus dem christlichen Menschenbild verpflichtend ab. 
Der Mensch ist als Teil der Schöpfung eingebunden in 
die ihn umgebende Natur, für deren Schutz und Er- 
halt er ebenso Verantwortimg trägt wie für sich und 
seine Mitmenschen. 

Auch aus der Hinordnung zum Mitmenschen folgt die 
Verpflichtung zur Sicherung der natürlichen Lebens- 
grundlagen im Hinblick auf künftige Generationen, 
über deren Lebensbedingungen und Entfaltungs- 
chancen heute mitentschieden wird. Die Nutzung der 
natürlichen Ressourcen muß auf der Grundlage eines 
„ökologischen Generationen Vertrages* erfolgen. 

Die Sorge um die Natur in ihrer ganzen Vielfalt ist 
auch Ausdruck der Achtung vor der Schöpfung, die 
dem Menschen zur Bewahrung und Pflege anvertraut 
ist. Insofern bedarf die natürliche Umwelt eines 
Schutzes auch um ihrer selbst willen. 

Die Verantwortung für die Schöpfung verpflichtet zur 
aktiven Bewahrung der Umwelt. Wissenschaft und 
Technik haben hierzu entscheidende Beiträge zu lei- 
sten. 

Der Staat hat den Rahmen dafür zu setzen, daß die 
Verantwortung des einzelnen für den Schutz der Um- 
welt eingefordert wird und zur Geltung kommen 
kann. 


1.2 Soziale Marktwirtschaft in 
ökologischer Verantwortung 

Die Soziale Marktwirtschaft in ökologischer Verant- 
wortung stellt einen wirtschafts- und gesellschafts- 
politischen Rahmen dar, der den Leistungswillen des 
einzelnen mit dem sozialen Ausgleich und dem Um- 
weltschutz verbindet und Marktkräfte im Sinne sozia- 
ler und ökologischer Zielsetzimgen wirksam werden 
läßt. Umweltschutz stellt eine Chance für die Ent- 
wicklung eines leistungsfähigen, zukunftsorientier- 
ten Wirtschaftsstandortes dar. 

Umweltschutz ist unabdingbar, um die natürlichen 
Grundlagen des Wirtschaftens auf Dauer zu sichern. 
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Die Bedeutung des Produktionsfaktors „Umwelt" 
wird bei Verknappung natürlicher Ressourcen künf- 
tig zunehmen. Dies erfordert vorsorgenden Umwelt- 
schutz. Er erspart auch auf mittlere und lange Sicht 
die hohen Kosten einer nachträglichen Reparatur und 
dient daher der dauerhaften Standortsicherung. Wei- 
terentwicklung und Einsatz moderner Technik erlan- 
gen daher zunehmende Bedeutung. 

Eine vorsorgende Umweltpolitik fördert den langfri- 
stig notwendigen Wandel zu einer umweltverträgli- 
chen und ressourcensparenden Kreislaufwirtschaft. 
Sie muß zugleich ökologisch wirksam und ökono- 
misch effizient gestaltet sein, damit es nicht zu einer 
Überforderung der Wirtschaft kommt. Umweltver- 
trägliche, ressourcenschonende Verfahren, Techni- 
ken und Produkte verzeichnen bereits heute einen 
wachsenden Markt. Dieser Trend wird sich in Zukunft 
deutlich verstärken. Die Zunahme der Weltbevölke- 
rung und weltweit wachsende Bedürfnisse zwingen 
zu umweltschonenden Produktionsprozessen und 
Produkten. Im internationalen Wettbewerb haben zu- 
mindest längerfristig diejenigen Staaten Vorteile, die 
sich diesen Anforderungen frühzeitig gestellt haben. 

Prinzipien der Umweltpolitik 

Umweltpolitische Handlungsmaximen in der Markt- 
wirtschaft sind das Vorsorgeprinzip, das Verursacher- 
prinzip und das Kooperationsprinzip. 

Das Vorsorgeprinzip verpflichtet über die Gefahren- 
abwehr hinaus zu einer Minderung von Risiken für 
Mensch und Umwelt entsprechend dem Fortschreiten 
wissenschaftlicher Erkenntnisse und technischer Ent- 
wicklungen. Eine so verstandene Risikovorsorge ver- 
langt umweltpolitische Entscheidungen vielfach auch 
schon da, wo noch keine Gefahr, sondern nur ein be- 
gründeter Gefahrenverdacht besteht. Es darf nicht 
abgewartet werden, bis die Wissenschaft letzte Klar- 
heit gewonnen hat, etwa über den Kausalzusammen- 
hang zwischen bestimmten Luftschadstoffen und der 
Schädigung der Wälder, Gewässer und Gebäude oder 
gar der Gefährdung der menschlichen Gesundheit. 
Dies bedeutet keineswegs Verzicht auf eine gründli- 
che Erforschung der Zusammenhänge. Forschung 
darf aber nicht als Alibi für die Unterlassung umwelt- 
politischer Maßnahmen dienen. 

Dieser umweltpohtische Ansatz, seit jeher Leithnie 
der deutschen Umweltpolitik, hat auch in Prinzip 15 
der Rio-Deklaration Eingang gefunden. 

Dem Vorsorgeprinzip entsprechen integrierte Um- 
weltschutzstrategien, die das Entstehen von Umwelt- 
belastungen von vornherein vermeiden. Entscheiden- 
de Voraussetzung für eine wirksame Umweltpolitik 
ist im übrigen die Integration des Umweltschutzes in 
andere Politikbereiche. Bei jedem Entscheidungspro- 
zeß müssen auch die Auswirkungen auf die Umwelt 
bewertet und berücksichtigt werden. Dies gilt beson- 
ders für die Bereiche Energieversorgung, Verkehr, 
Landwirtschaft, Wohnungsbau und Tourismus. 

Das Verursacherprinzip im Umweltschutz ist Kosten- 
zurechnungsprinzip und ökonomisches Effizienzkri- 
terium. Danach müssen grundsätzlich demjenigen 
die Kosten einer Umweltbelastung angelastet wer- 


den, der für ihre Entstehung verantwortüch ist. Dies 
gilt insbesondere auch für die Kosten der Einhaltung 
von staatlichen Umweltauflagen. 

Umweltnutzung muß sich zunehmend in den Kosten 
und den Marktpreisen niederschlagen. Nur so erhal- 
ten die Unternehmen und privaten Haushalte die um- 
weltpolitisch richtigen Preissignale als Grundlage für 
ihre Entscheidungen. 

Aus dem Verursacherprinzip folgt das Konzept der 
Produktverantwortung, das Produzenten und Konsu- 
menten in die Verantwortung nimmt und vor allem in 
der abfallpohtischen Handlungsstrategie seinen Nie- 
derschlag gefunden hat. 

Das Kooperationsprinzip steht für eine möglichst 
weitgehende Beteiligung der gesellschaftlichen 
Gruppen bei der Formulierung und Durchsetzung 
umweltpolitischer Ziele und Maßnahmen. Auf diese 
Weise wird die umweltpohtische Verantwortung der 
Bürger, der Wirtschaft und der gesellschafthchen 
Gruppen eingefordert. Das Kooperationsprinzip er- 
langt angesichts der Notwendigkeit eines durchgrei- 
fenden ökologischen Strukturwandels in Wirtschaft 
und Gesellschaft zunehmende Bedeutung. 

Instrumente der Umweltpolitik 

Die Soziale Marktwirtschaft in ökologischer Verant- 
wortung stellt verschiedene Instrumente zur Verfü- 
gung, die einzeln oder in Kombination eingesetzt wer- 
den, um umweltpohtische Ziele zu erreichen. 

Das Ordnungsrecht setzt in Form von Geboten und 
Verboten für Produzenten und Konsumenten einen 
verbindlichen ökologischen Rahmen. Mit ordnungs- 
rechthchen Instrumenten läßt sich ein angestrebtes 
Verhalten in der Regel zuverlässig und schneh errei- 
chen. Auf diese Weise konnten in den vergangenen 
Jahren nachhaltige Verminderungen der Belastungs- 
situation durchgesetzt werden. Das Ordnungsrecht 
wird - jedenfahs im Bereich der Gefahrenabwehr - 
auch in Zukunft eine unverzichtbare Grundlage der 
Umweltpohtik bleiben. 

Das Ordnungsrecht hat allerdings auch Nachteile und 
stößt zunehmend an Grenzen, je höher die Rege- 
lungsdichte und je differenzierter die Anforderungen 
im Umweltschutz werden. Es besteht dann die Gefahr 
volkswirtschaftlicher Effizienzverluste. Die Bundesre- 
gierung setzt daher zunehmend auf marktwirtschaft- 
liche Instrumente, die an der Eigenverantwortung der 
Verursacher ansetzen und ihr Eigeninteresse an der 
Vermeidung von Umweltbelastungen fördern. 

Ökonomische Instrumente sind darauf gerichtet, das 
Eigeninteresse der Nutzer von natürlichen Ressour- 
cen an umweltgerechtem Verhalten zu stärken. Ihr 
gemeinsames Merkmal besteht darin, daß sie einen 
Anreiz auslösen, im Sinne umweltpolitischer Zielset- 
zungen tätig zu werden. Hierzu gehören z. B. Gebüh- 
ren, Versicherungslösungen, Selbstverpflichtungen 
und Branchenabkommen, Steuern und Sonderabga- 
ben, wobei die Probleme neuer Abgaben (u. a. Frage 
der Lenkungswirkung, Komplizierung und Bürokrati- 
sierung des Abgabenrechts) im Einzelfall gegen ihre 
Vorteile abzuwägen sind. 
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Zunehmend bedeutsame Instrumente zur Stärkung 
der Verantwortung und Eigeninitiative von Bürgern 
und Wirtschaft sind Umwelterziehung, Information 
und Beratung des Bürgers, z. B. durch Vergabe des 
Umweltzeichens für umweltfreundliche Produkte, so- 
wie der Ausbau von Umweltmanagementsystemen 
und Umweltaudits in der Wirtschaft. 

Planerische Instrumente dienen der vorausschauen- 
den Bewältigung von Interessenkonflikten. Die raum- 
bezogene Planung muß sich im Rahmen ihres Ko- 
ordinierungsauftrages unter Vorsorgegesichtspunk- 
ten verstärkt an der Begrenztheit der natürlichen 
Ressourcen ausrichten. Durch Gesetz vorgesehene 
Fachplanungen wie die Luftreinhalteplanung, die 
Gewässerschutzplanung, die AbfaUentsorgungspla- 
nung und die Landschaftsplanung dienen der Ver- 
wirklichung bestimmter fachlicher Ziele. Bei ihrer 
Aufstellung sind die Erfordernisse der Raumordnung 
und Landesplanung zu beachten und die jeweüs an- 
deren Fachplanungen zu berücksichtigen. 


Bedeutung von Wissenschaft und Technik 

Die Entwicklung umweltpolitischer Konzeptionen, 
Ziele, Instrumente und Maßnahmen bedarf der Er- 
kenntnisse und Forschimgsergebnisse von Wissen- 
schaft und Technik. Die Aufgabe der Wissenschaft 
liegt in der Sammlung und der fachlichen Bewertung 
vorhandenen Wissens sowie in der Forschung und der 
Bereitstellung neuer Erkenntnisse. Die Wissenschaft 
sollte darüber hinaus auch in der Diskussion um die 
Bewertung von Risiken und um die Formulierung 
entsprechender Zielvorstellungen mitwirken. Durch 
die Weiterentwicklung und den Einsatz moderner 
Technik sind in den letzten Jahren auf allen Gebieten 
des Umweltschutzes ökologisch und ökonomisch ent- 
scheidende Voraussetzungen für technische Lösun- 
gen von Umweltproblemen entwickelt worden. Wie 
große internationale Umweltschutzmessen zeigen, 
hält diese Entwicklung weiter an. 


1 .3 Nachhaltige Entwicklung 

Das Leitbild der nachhaltigen Entwicklung steht für 
ein Konzept, das die Verbesserung der ökonomischen 
und sozialen Lebensbedingungen der Menschen mit 
der langfristigen Sicherung der natürlichen Lebens- 
grundlagen in Einklang bringt. Der Schutz der Um- 
welt darf danach nicht am Ende stehen, sondern muß 
integraler BestandteU jeder Entwicklung sein. Nach- 
haltigkeit ist als Imperativ zu verstehen, der die Be- 
rücksichtigung ökologischer wie auch ökonomischer 
und soziokultureller Faktoren gebietet - und zwar so- 
wohl im nationalen als auch im globalen Rahmen. 

Die Förderung der nachhaltigen Entwicklung ist eine 
Aufgabe, die sich Industrieländern wie Entwicklungs- 
ländern stellt, wenn sich auch die Ausgangsbedin- 
gungen grundlegend unterscheiden. 

Die Industrieländer haben einen immer ertragreiche- 
ren Gebrauch der natürlichen Ressourcen ermöglicht, 
der in diesen Ländern eine Steigerung des Wohlstan- 


des einschließlich der sozialen Sicherheit und der me- 
dizinischen Versorgung mit sich gebracht, gleichzei- 
tig jedoch zu einer erheblichen Inanspruchnahme 
und teilweise zu irreversiblen Belastungen und Schä- 
digungen der natürlichen Umwelt geführt hat. Trotz 
der inzwischen in einigen Industrieländern - so auch 
in Deutschland - gelungenen Entkoppelimg von Wirt- 
schaftswachstum und bestimmten Umwelteinwirkun- 
gen ist das nach wie vor insgesamt hohe Belastungs- 
niveau in den Industrieländern eine der Hauptursa- 
chen der heutigen globalen Umweltprobleme. 

In den Entwicklungsländern führen auch Armut und 
Bevölkerungswachstum zu einer übermäßigen Bean- 
spruchung der Umwelt. In ihrem Bestreben, die 
Grundbedürfnisse der Bevölkerung zu befriedigen 
und das Wohlstandsgefälle gegenüber den Industrie- 
ländern abzubauen, betreiben die Entwicklungslän- 
der bisher eine weitgehend nachholende ressourcen- 
intensive Entwicklung und übernehmen vielfach die 
Produktions- und Konsumgewohnheiten der Indu- 
strieländer. Die Tatsache, daß auf die Industrienatio- 
nen mit einem Viertel der Weltbevölkerung gegen- 
wärtig rund 80 Prozent des Weltrohstoffverbrauchs 
und drei Viertel des Energieverbrauchs entfallen, ver- 
deutlicht, daß eine solche Entwicklung weder für die 
Industrieländer noch für die Entwicklungsländer zu- 
kunftsfähig ist. Zur Förderung einer verantwortbaren 
weltweiten Entwicklung müssen Industrieländer und 
Entwicklungsländer ihre wirtschaftlichen Verhaltens- 
weisen nach ökologisch und sozial verträglichen Kri- 
terien neu ausrichten. Dazu gehört u. a., daß alle Län- 
der mit den natürlichen Ressourcen effizienter und 
sparsamer umgehen. Die Industrieländer haben hier 
eine besondere Verantwortung. 

Konkrete Anforderungen an die Förderung der nach- 
haltigen Entwicklung wurden auf der Konferenz der 
Vereinten Nationen für Umwelt und Entwicklung 
(UNCED) 1992 in Rio de Janeiro formuliert. Mit der 
Rio-Deklaration sind die wesentlichen Grundsätze 
festgelegt worden, die im Bereich Umwelt und Ent- 
wicklung künftig das Verhalten der Staaten unter- 
einander und von Staaten zu ihren Bürgern bestim- 
men sollen. 

Mit dem Aktionsprogramm „Agenda 21" werden für 
die wesentlichen Bereiche der Umwelt- und Entwick- 
limgspolitik detaillierte Handlungsempfehlungen an 
alle Staaten gegeben, um einer weiteren Verschlech- 
terung der Situation entgegenzuwirken, eine schritt- 
weise Verbesserung zu erreichen und eine nach- 
haltige Nutzung der Ressourcen sicherzustellen. Das 
Aktionsprogramm wendet sich sowohl an die In- 
dustrieländer als auch an die Entwicklungsländer. Es 
enthält u. a. Festlegungen zur Armutsbekämpfung, 
zur Bevölkerungspolitik, zu Handel und Umwelt, zur 
Abfallwirtschaft, Chemikaliensicherheit, Luftreinhal- 
tung und zur Energiepolitik, zur Integration von Um- 
welt- und Entwicklungszielen in alle Entscheidungs- 
prozesse sowie zur Einbeziehung gesellschaftlicher 
Gruppen, zu Finanzen, Forschung und Technologie. 
Die Bundesregierung wird auf dieser Grundlage ihre 
vorsorgeorientierte Umweltpolitik konsequent fort- 
setzen und ihre entwicklungspolitische Zusammenar- 
beit verstärkt auf die dauerhafte Sicherung der natür- 
lichen Lebensgrundlagen ausrichten. 
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1 .4 Gemeinsame Verantwortung 

Um auf die heutigen globalen Umweltprobleme ange- 
messen zu reagieren, sind umfassende Anstrengun- 
gen in Wirtschaft und Gesellschaft erforderlich. Die 
gesellschaftlichen Ursachen von Umweltproblemen, 
die z. B. im Konsumverhalten, im Freizeitverhalten 
und im Mobilitätsbedürfnis begründet sind, gewin- 
nen zunehmende Relevanz. Die Umkehr der sich ab- 
zeichnenden Trends der Umweltbelastungen kann 
dauerhaft nur gelingen, wenn nachhaltige Verände- 
rungen in den individuellen Wertehaltungen und im 
Lebensstil eintreten. Das in der Bundesrepublik 
Deutschland durchaus hohe Umweltbewußtsein in 
der Bevölkerung muß in aktive Handlungsbereit- 
schaft umgesetzt werden. 

In der Vermittlung des Verständnisses für die globa- 
len und generationsübergreifenden Dimensionen des 
Umweltschutzes liegt eine Aufgabe, die jeden einzel- 
nen und alle gesellschaftlichen Gruppen betrifft. Die 
Agenda 21 beschreibt in den Kapiteln 23 ff. die Hand- 
lungsmöglichkeiten und Aufgaben der wichtigsten 
für Umwelt und Entwicklung relevanten Akteure 
(Wirtschaft, Gewerkschaften und Arbeitnehmer, Wis- 
senschaft und Technik, nichtstaatliche Organisatio- 
nen, Kinder, Jugendliche, Frauen, lokale Bevölke- 
rung, Kommunen und Landwirtschaft). Da viele glo- 
bale Umweltprobleme nicht unmittelbar anschaulich 
und erlebbar sind, kommt ihrer Vermittlung große Be- 
deutung zu. Politik hat die Aufgabe, z. B. durch Um- 
weltinformation, Umweltbildung und Umwelterzie- 
hung zur Stärkung des Umweltbewnßtseins beizutra- 
gen und den umweltpolitischen Dialog zu fördern, um 
der Bedeutung des Umweltschutzes in allen Berei- 
chen politischen Handelns ausreichend Rechnung zu 
tragen und die Menschen zu konkretem umweltge- 
rechtem Handeln anzuhalten. 

Die Interdependenz von Mensch und Natur gebietet 
eine stärkere Zusammenarbeit zwischen Natur- und 
Gesellschaftswissenschaften. Der Wissenschaftliche 
Beirat der Bundesregierung „Globale Umweltverän- 
denmgen", der 1992 eingerichtet wurde, hat die 
Grundstruktur globaler Mensch-Umwelt-Beziehun- 
gen untersucht, den Menschen in seiner RoHe als Ver- 


ursacher, Betroffener und potentieller Bewältiger der 
Umweltgefahren dargesteUt und hieraus wichtige 
Empfehlungen für die künftige Umweltpolitik abge- 
leitet. Auch der Sachverständigenrat für Umweltfra- 
gen (Umweltrat) hat sich in seinem im Februar 1994 
vorgelegten Gutachten verstärkt mit den ethischen 
Grundlagen und den gesamtgesellschaftlichen Di- 
mensionen der Umweltpolitik auseinandergesetzt. 
Nach seiner Auffassung ist die Herausbildung eines 
Ethos gefordert, das den Sinn und das Gespür für das 
Ganze menschlicher Entfaltungsbedingungen zu 
wecken und zur Gestaltung zu bringen vermag. 

Das Leitbild der „gemeinsamen Verantwortung" ver- 
pflichtet zur weltweiten Solidarität der Staaten unter- 
einander. Zur Lösung der globalen Umweltprobleme 
ist nur gemeinsames Handeln im Sinne einer Umwelt- 
partnerschaft langfristig erfolgreich. Umweltpartner- 
schaft bedeutet, daß unter gleichberechtigten Ver- 
handlungspartnern klare Vorgaben über Ziele und 
Leistungsverpflichtungen aller Beteiligten ausgehan- 
delt werden, wie dies z. B. mit den Vereinbarungen 
der Konferenz der Vereinten Nationen für Umwelt 
und Entwicklung (UNCED) 1992 geschehen ist. 

Ohne Hilfe von außen sind die Entwicklungsländer 
kaum in der Lage, aus dem Teufelskreis von Armut 
und Umweltzerstörung auszubrechen. Es fehlen vor 
allem technische und finanzielle Mittel. Aufgrund ih- 
res technischen Know-how und ihres Anteils an den 
bestehenden Umweltbelastungen sind daher die In- 
dustrieländer zur Initiative aufgefordert. 

Die Hilfe der Industrieländer muß Hilfe zur Selbst- 
hilfe sein. In den Entwicklungsländern wie in den 
Staaten Mittel- und Osteuropas müssen durch eigen- 
verantwortliches Handeln, durch die Schaffung ge- 
eigneter wirtschaftlicher Rahmenbedingungen so’wie 
durch demokratische Entwicklung und effektive 
Verwaltungsstrukturen die Voraussetzungen für eine 
nachhaltige, umweltgerechte Entwicklung verbessert 
werden. Moderne umweltschonende Technologien 
sind vor allem in den Bereichen Energie und Verkehr 
sowie industrieller und landwirtschaftlicher Produkti- 
on zunehmend erforderlich. Die Stärkung der institu- 
tioneilen und technischen Kapazitäten zur Auswahl 


Tabelle 1 

Energieverbrauch und energiebedingte COz-Emissionen 1990 absolut und pro Einwohner 

nach Ländergruppen 


Ländergruppe 

Energieverbrauch 

C02-Emissionen 

gesamt 

pro Einw. 

gesamt 

pro Einw. 

PJ 

GJ 

Mio t 

t 

OECD 

166 809 

199 

10 385 

12,4 

Osteuropa^) 

74 481 

175 

4 989 

11,7 

Übrige Länder .... 

100 621 

24 

6 754 

1,6 


J einschließlich ehemalige Sowjetunion 

Quelle : Umweltbundesamt nach Angaben der OECD 
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und Anwendung von geeigneten und angepaßten 
Technologien ist daher ein Schwerpunkt der deut- 
schen Umwelt- und Entwicklungszusammenarbeit. 

2. Aktuelle Rahmenbedingungen des 
Umweltschutzes 

Die umweltpohtischen Handlungsstrategien wurden 
in den Jahren seit 1990 entscheidend durch die neuen 
Herausforderungen beeinflußt, die sich aus der Wie- 
derherstellung der staatlichen Einheit Deutschlands, 
der europäischen Integration und den erweiterten 
Handlungsmöglichkeiten in der internationalen Staa- 
tengemeinschaft ergeben haben. 

2.1 Umweltschutz im geeinten 
Deutschland 

Mit der politischen Wende in der DDR und dem Be- 
ginn des politischen Einigungsprozesses wurde die 
Angleichung der Lebensverhältnisse auf hohem Ni- 
veau zur zentralen Gestaltungsaufgabe auch der Um- 
weltpolitik. Die Notwendigkeit einer zügigen ökolo- 
gischen Erneuerung in den neuen Ländern machte 
neue Schwerpunktsetzungen erforderlich. 

Vorrangig ging es darum, zum Schutz der Bevölke- 
rung akute Gefährdungen zu beheben. Darüber hin- 
aus umfaßte das Aktionsprogramm für den ökologi- 
schen Aufbau ein Paket von Maßnahmen zur Unter- 
stützung der im Aufbau befindlichen Umweltverwal- 
tungen, vor allem durch zielgerichtete Forschungstä- 
tigkeit wie die Erstellung von Sanierungs- und Ent- 
wicklungsplänen für besonders belastete Problemre- 
gionen. 

Mit einer engen Verknüpfung von Arbeitsförderungs- 
maßnahmen und Umweltschutz konnte ein wichtiger 
Beitrag zur sozialen Flankierung und zukunftsge- 
rechten Bewältigung des Umbruchprozesses geleistet 
werden. Gerade in den neuen Ländern sind ohne mo- 
dernste Technik Boden, Wasser und Luft nicht zu sa- 
nieren. Dies verursacht erheblichen finanziellen Auf- 
wand. In der Entwicklung und Anwendung moderner 
Umwelttechniken und Verfahren liegt jedoch gleich- 
zeitig eine nicht zu unterschätzende wirtschaftliche 
Chance. Im Interesse eines zügigen Ökologischen 
Aufbaus wurde das Umweltrecht vereinfacht, um un- 
ter Beibehaltung des hohen Standards des deutschen 
Umweltrechts zu mehr Effizienz in der Anwendung 
zu gelangen. 

Eine leistungsfähige, moderne Infrastruktur ist eine 
zentrale Voraussetzimg für die wirtschaftliche Auf- 
wärtsentwicklung in den neuen Ländern. Der im- 
mense Nachholbedarf im Bereich der Umweltschutz- 
infrastruktur stellt eines der wesentlichen Hemmnisse 
für die Neuansiedlung von Unternehmen dar. Mit der 
Förderung von Umweltschutzmaßnahmen u. a. im 
Rahmen des Gemeinschaftswerks Aufschwung Ost 
wurden wichtige Anschubhilfen gegeben. 

Insgesamt wurde in den neuen Ländern die Phase der 
wirtschaftlichen, sozialen und gesellschaftlichen Er- 
neuerung genutzt, um sich auf die neuen Herausfor- 
derungen einer umweltgerechten Entwicklung einzu- 


stellen. Dabei kommt es neben der Modemisienmg 
der Wirtschaft, dem zügigen Ausbau der Infrastruktur 
und der Sanierung der vorhandenen Altlasten auch 
weiterhin darauf an, das Natur- und Kulturerbe zu 
pflegen und zu bewahren und behutsam in den Auf- 
bauprozeß einzubinden. Der erfolgreiche ökologische 
Aufbau der neuen Länder wird den Staaten Mittel- 
und Osteuropas bei der Wahrnehmung ihrer gewalti- 
gen Sanierungsaufgaben wichtige Impulse geben. 

2.2 Umweltschutz in der Europäischen 
Union 

Die Vollendung des Binnenmarktes 1993 stellte einen 
wichtigen Schritt auf dem Weg zur Reahsierung der 
pohtischen und wirtschaftlichen Ziele der Euro- 
päischen Gemeinschaft dar. Das erwartete wirtschaft- 
hche Wachstum ist zugleich eine Chance und eine 
neue Herausforderung für den europäischen Umwelt- 
schutz. Zunehmende Industrieproduktion und wach- 
sende Verkehrsleistung bringen die Gefahr verstärk- 
ter Umweltbelastungen mit sich. Die wichtigen Be- 
lange des Umweltschutzes müssen deshalb auch 
im \vettbewerbsorientierten Binnenmarkt durch an- 
spruchsvolle, klare Umweltrahmenbedingungen zur 
Geltung gebracht werden. Mit dem Vertrag über 
die Europäische Union (Maastricht- Vertrag), der am 
1. November 1993 in Kraft getreten ist, wurden die 
Rechtsgrundlagen im Umweltschutz weiterentwik- 
kelt. 

Das 5. Umweltaktionsprogramm „Für eine dauerhafte 
umweltgerechte Entwicklung", das die Europäische 
Kommission im April 1992 dem Rat zugeleitet hat, bil- 
det eine wesentliche Grundlage für die Fortentwick- 
lung der Umweltpohtik der Europäischen Union. Es 
bietet grundsätzlich eine geeignete Basis, um die Um- 
weltpohtik auf der Ebene der Europäischen Union so- 
wie auf der Ebene der Mitghedstaaten fortzuentwik- 
keln und beruht - wie die deutsche Umweltpolitik - 
auf dem Vorsorgeprinzip, dem Verursacherprinzip 
und dem Kooperationsprinzip. Es enthält auch Forde- 
rungen nach einem verstärkten Einsatz ökonomischer 
Instrumente, nach einer stärkeren Integration des 
Umweltschutzes in andere Gemeinschaftspolitiken 
und nach einer stärkeren Einbindung des Umwelt- 
schutzes in die fondsspezifischen Verfahrensabläufe. 

Die Vertiefung der Integration nach innen und die 
Stärkung der Handlungsfähigkeit der Europäischen 
Union nach außen erweitern auch die Handlungs- 
möglichkeiten im Umweltschutz. Durch den Ausbau 
der Europäischen Union zur Umweltgemeinschaft 
wird ihre Bedeutung als Partner in der weltweiten Zu- 
sammenarbeit zur Förderung einer nachhaltigen Ent- 
wicklung weiter steigen. 

2.3 Welt im Wandel 

Die Überwindung des Ost-West-Konflikts und die 
Entscheidung der Menschen in Mittel- und Osteuro- 
pa für Demokratie und Marktwirtschaft hat die Hand- 
lungsfähigkeit in der internationalen Staatengemein- 
schaft vergrößert und neue Chancen der Zusammen- 
arbeit eröffnet. 
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Tabelle 2 


I. Gemeinschaftswerk Aufschwung Ost 

- Bundesanteü - in Mio. DM - 



1991 

Baransatz 

(ursprünglich) 

1991 

Baransatz nach 
Umschichtungen 

1992 

Baransatz 

(ursprüngüch) 

1992 

Baransatz nach 
Umschichtungen 

1. Kommunales 

Investitionsprogramm 

5 000 

5 035,576 

- 

- 

2. Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 

(ABM) 

2 500 

2 450 

3 000 

(3 000) 

davon: 





- Lohnkostenzuschüsse 

1 600 

1 600 

1 500 

1 550 

- Sachkostenzuschüsse 

900 

850 


1 450 

3. Verkehr 

1400 

1 371,8 

4 900 

(4 890) 

davon: 





- Bundesfemstraßen 

400 

371,8 

1 500 

1 490 

- öffentlicher Personennahverkehr . . . 

400 

400 

400 

400 

- kommunaler Straßenbau 

600 

600 

1400 

1 618 

- Investitionsvorhaben 

der Deutschen Reichsbahn 

- 

- 

1 600 

1 382 

4. Wohnungs- und Städtebau 

1 100 

1 057,425 

1 100 

1 300 

davon; 





- Modernisierung/Instandhaltung .... 

700 

700 

700 

965 

- Privatisierung 

kommun. Wohnungen 

200 

150,98 

200 

135 

- Städtebauförderung 

200 

206,44 

200 

200 

5. Verstärkte Förderung privater 

Untemehmensinvestitionen 

388 

388 

650 

(650) 

davon; 





- Verlängerung 

Investitionszulage 

_ 

- 

250 

(250) 

- Kumulation der Investitions- 
zulage mit steuerlichen 
Sonderabschreibungen 

388 

388 

400 

(400) 

6. Sonderprogramm 

„Regionale Wirtschaftsförderung" .... 

600 

600 

600 

637,5 

7. Werfthilfen Ost 

130 

130 

260 

231 

8. Umweltschutzsofortmaßnahmen 

412 

419 

400 

410 


59 











Drucksache 1 2/8451 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


noch Tabelle 2 


1. Gemeinschafts werk Aufschwung Ost 

- Bundesanteil - in Mio. DM - 



1991 

Baransatz 

(ursprünglich) 

1991 

Baransatz nach 
Umschichtungen 

1992 

Baransatz 

(ursprünglich) 

1992 

Baransatz nach 
Umschichtungen 

9. Hochschulen 

200 

200 

499,3 

465,3 

davon: 





- Erneuerungsprogramm 

- 

_ 

73,0 

226,3 

73,0 

182,3 

- Instandsetzungnahmen 

200 

200 

200 

210,0 

10. Instandsetzung im Gebäudebestand 
des Bundes; 





- BMVg 

120 

120 

20 


- BMF 

120 

114 

90 

90,4 

- BMI 

20 

20 

5 

5 

- BMV 

10 

12,6 

35 

35 

- BRH 


1,0 

- 

0,8 

- BMA 


20,0 

- 

- 

- BMWi 


0,6 

- 

- 

- BPA 



- 

0,5 

1 1 . Baumaßnahmen der Kirchen 

- 

- 

80 

80 

12. Zuschüsse an Seeschifffahrts- 

Unternehmen 


25,0 

25 

25 

13. SanierungvonFemwärme- 

einrichtungen 

- 

- 

150 

150 

14. Förderung von Projekten 
bei wirtschaftsnahen 
Forschungseinrichtungen 

- 

- 

100 

80 

106,5 

93,5 

15. Agrar- und 

forstkulturelle Einrichtungen 




4 


Absatzförderung 


5,0 



16. Sonstige Maßnahmen 

- 

- 

1,7 

5,5 

Abbau Grenzanlagen 


30,0 



Insgesamt 

12 000 

12 000 

12 000 

11 550 

Summe Baransätze 1991/1992 



24 000 

23 550 


Quelle: Bundesministerium der Finanzen 
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Die Bundesregierung leistet in den Staaten Mittel- 
und Osteuropas, in den Neuen Unabhängigen Staa- 
ten sowie in den Entwicklungsländern Hilfe bei der 
Schaffung der rechtlichen Grundlagen für den Um- 
weltschutz, dem Aufbau einer funktionierenden Um- 
weltverwaltung, der Ausbildung von Fachleuten so- 
wie bei der Förderung des Transfers moderner Anla- 
gentechniken. 

Einen besonderen Schwerpunkt der Zusammenarbeit 
bildet die Erhöhung der Sicherheit der Kemenergie- 
nutzung in den Staaten Mittel- und Osteuropas und 
den Neuen Unabhängigen Staaten. Auf Initiative der 
Bundesregierung wurde auf dem Weltwirtschaftsgip- 
fel 1992 in München ein multilaterales Aktionspro- 
gramm zur Erhöhung der kerntechnischen Sicherheit 
in Kernkraftwerken sowjetischer Bauart beschlossen. 
Zusätzlich wnrde die bilaterale Zusammenarbeit aus- 
gebaut. 

Im Mittelpunkt des globalen Umweltschutzes stehen 
besonders die Weiterentwicklung des Montrealer Pro- 
tokolls zum Schutz der Ozonschicht und die Umset- 
zung und Fortentwicklung der in Rio 1992 beschlosse- 
nen Konventionen zum Klimaschutz und zur biologi- 
schen Vielfalt. 


3. Zukunftssicherung des Standorts 
Deutschland 

Der Umweltschutz hat in der Bundesrepublik 
Deutschland ein hohes Niveau erreicht. Die breit 
angelegte UmweltvorsorgepoUtik schlägt sich zu- 
nehmend in einer deutlichen Verbesserung der Um- 
weltqualität nieder. 

Der hohe Stellenwert, den die Umweltpolitik in 
Deutschland einnimmt, berücksichtigt die Situation 
Deutschlands mit seiner geographischen Lage in der 
Mitte Europas, mit seiner hohen Bevölkerungsdichte, 
mit hoher Industrialisierung, dichtem Verkehrsnetz 
und erhebhchem Transitverkehr. 

Seit Beginn der achtziger Jahre läßt sich eine deutli- 
che Entkoppelung der realen Wirtschaftsleistung auf 
der einen Seite und dem Energieverbrauch sowie be- 
stimmten Schadstoffemissionen auf der anderen Seite 
erkennen. So sind der Ausstoß wichtiger Luftschad- 
stoffe wie Schwefeldioxid und Staub sowie die Stoff- 
einleitungen in Oberflächengewässer spürbar zu- 
rückgegangen; die Luft- und Gewässergüte hat sich 
vielerorts erheblich verbessert. 

Große Herausforderungen für den Umweltschutz be- 
stehen nach wie vor im Abfallbereich, in der Vermin- 
derung der Umweltbelastungen durch Verkehr und 
Landwirtschaft, in der Bekämpfung der neuartigen 
Waldschäden und der Gefährdung der biologischen 
Vielfalt, in der möglichst weitgehenden Vermeidung 
des Eintrags schwer abbaubarer Schadstoffe in die 
Umwelt und in der Bekämpfung der globalen Um- 
weltgefahren. 

Die Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (OECD) hat in ihrem 1993 veröffent- 
lichten Bericht über die Umweltsituation und die 
Umweltpolitik in Deutschland (Umweltprüfbericht 


Deutschland) der Bundesrepublik Deutschland gute 
Ergebnisse bei dem Bemühen bescheinigt, Wirt- 
schaftswachstum und Umweltziele miteinander in 
Einklang zu bringen. Es sei gelungen, den Umwelt- 
schutz zu einem öffentlichen Anhegen und zu einer 
Priorität für die staathche Politik zu machen. 

Angesichts der sich abzeichnenden weltweiten Ent- 
wicklung werden langfristig nur solche Formen des 
Lebens und Wirtschaftens Bestand haben, die einen 
effizienten und sparsamen Umgang mit knapper wer- 
denden Ressourcen gewährleisten. Auch in wirt- 
schaftlich schwierigen Phasen darf es daher keinen 
Stillstand in der Umweltpolitik geben. Notwendig 
sind allerdings vernetzte Handlungsstrategien, die 
wirtschaftliche Rentabihtät, ökologische Wirksam- 
keit, gesellschaftliche Akzeptanz und politische 
Durchsetzbarkeit miteinander verknüpfen und die 
Belastbarkeit von Wirtschaft und Gesellschaft nicht 
überfordern. 

Maßnahmen zur Steigerung der Energieeffizienz und 
zur Ressourcenschonung sind nicht nur aus wirt- 
schaftlichen Gründen geboten. Sie bilden auch den 
wesentlichen Bestandteil der nationalen Handlungs- 
strategie zur Abwendung der drohenden globalen 
Klimaveränderungen. Mit dem C02-Minderungspro- 
gramm strebt die Bundesregierung an, die energiebe- 
dingten C02-Emissionen bis zum Jahre 2005 um 25 
bis 30 Prozent gegenüber 1987 zurückzuführen. In 
ihrem auf Versorgungssicherheit, Wirtschaftlichkeit, 
Umweltverträglichkeit und Ressourcenschonung aus- 
gerichteten energiepolitischen Konzept kommt der 
friedlichen Nutzung der Kernenergie im Energieträ- 
ger-Mix auch unter Klimaschutzaspekten besondere 
Bedeutung zu. 

Die Bewältigung der Abfallproblematik ist entschei- 
dende Voraussetzung für die dauerhafte Sicherung 
der Grundlagen des Wirtschaftens. Die Entsorgungs- 
probleme, die in jüngerer Zeit aufgetreten sind, 
haben deutlich gemacht, daß gesicherte Entsorgungs- 
kapazitäten im eigenen Land unabdingbar für einen 
funktionierenden Wirtschaftsprozeß sind. Das abfall- 
politische Konzept der Bundesregierimg knüpft an 
die Produktverantwortung der Hersteller, Händler 
und Konsumenten an und gibt so einen Anreiz, Res- 
sourcen intelligenter zu nutzen und innovative Pro- 
dukte und Produktionsverfahren zu entwickeln, die 
auf den auch international zunehmend umweltsen- 
siblen Märkten erfolgreich sein können. 

Mit dem Bundesbodenschutzgesetz sollen der Wirt- 
schaft Rechtssicherheit und klare Vorgaben für einen 
vorsorgenden Bodenschutz, für die Gefahrenabwehr 
und insbesondere für eine nutzungsorientierte Sanie- 
rung der Altlasten gegeben werden. 

Eine konsequente, von allen staatlichen Stellen und 
gesellschaftlichen Gruppen getragene Umweltvorsor- 
gepolitik ist eine wichtige Voraussetzung für die Ent- 
wicklung eines leistungsfähigen, zukunftsorientier- 
ten Wirtschaftsstandorts. Die Bundesregierung ver- 
steht ihre Maßnahmen zur Umweltvorsorge nicht zu- 
letzt als Beitrag zur nachhaltigen Entwicklung von 
Wirtschaft und Gesellschaft, mit dem sie der gestiege- 
nen Verantwortung Deutschlands in der internationa- 
len Staatengemeinschaft Rechnung trägt. 
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Abbildung 1 


Bedeutung der Städte 


Bevölkerungsdichte 

Einwohner je km 2 

bis unter 80 
80 bis unter 150 
150 bis unter 300 
300 und mehr 


Verdichtungsräume 

Verdichtungsraum 


Agglomerationen 
(Größe proportional 
zur Einwohnerzahl) 


O 


sonstige 

Verdichtungsräume 


□ 


Städte außerhalb der 
Verdichtungsräume nach 
der Einwohnerzahl 

100 000 - 150 000 • 

50 000 - 100 000 • 

20 000 - 50 000 • 


Flughäfen 


Größe nach der inter- 
nationalen Bedeutung 
gemessen an der Zahl 
der Auslandsverbindungen 


Messestandorte 


Größe nach der inter- 
nationalen Bedeutung 
gemessen an der Zahl 
ausländischer Aussteller 




Quelle: Raumordnungsbericht 1993 
- Kreise und Gemeinden 



Cottbu* 


Hoito/S. 


NOmberg 
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iLiechtenstein 
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Abbildung 2 


Bruttoinlandsprodukt und Schadstoffemissionen im 
früheren Bundesgebiet 


Index 1970= 100% 



1970 


T TI 

1975 


I I r 

1980 


T 1 I I T 

1985 


+ 67% 


+ 21 % 
+ 13% 
+ 5% 


-14 % 


-66 % 
-73% 


PEV 

NOx 

C02 


NMVOC 


Staub 

S02 


T — i — r 

1990 


1) Bruttoinlandsprodukt (Preisbasis 1985) 

2) Primärenergieverbrauch 

3) flüchtige organische Verbindungen (ohne Methan) 

Quelle: Umweltbundesamt 
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Teil B: Umweltpolitische Strategien für eine nachhaltige Entwicklung 


1 . Ökologische Sanierung und 

Entwicklung in den neuen Ländern 

Mit der Herstellung der staatlichen Einheit Deutsch- 
lands am 3. Oktober 1990 wurde die Vollendung der 
inneren Einheit durch Schaffung gleichwertiger Le- 
bensverhältnisse zur zentralen politischen Aufgabe. 
Der Einigungsvertrag vom 31. August 1990 hebt die 
Bedeutung des Umweltschutzes für die Gesamtent- 
wicklung in Deutschland besonders hervor. Artikel 34 
verpflichtet, „die Gesetzgeber des Bundes und der 
Länder, die natürlichen Lebensgrundlagen des Men- 
schen unter Beachtung des Vorsorge-, Verursacher- 
und Kooperationsprinzips zu schützen und die Ein- 
heitlichkeit der ökologischen Lebensverhältnisse auf 
hohem, mindestens jedoch dem in der Bundesrepu- 
blik Deutschland erreichten Niveau zu fördern". Die 
ökologische Sanierung und Entwicklung in den neu- 
en Ländern ist seither eine umweltpolitische Aufgabe 
erster Priorität, bei deren Bewältigung der Leitgedan- 
ke der nachhaltigen, umweltgerechten Entwicklung 
in besonderer Weise in konkretes Handeln umgesetzt 
wird. 

Im Mittelpunkt der nachfolgenden Ausführungen ste- 
hen die Darstellung der besonderen Problemlage in 
den neuen Ländern und ihrer Ursachen, übergreifen- 
de Strategien und Programme sowie die Maßnahmen, 
die zur Bewältigung der besonderen Probleme in den 
neuen Ländern in Angriff genommen werden. Im 
übrigen wird auf die einzelnen Fachkapitel verwie- 
sen. 


1.1 Ausgangslage 

Die neuen Länder sind mit enormen Umwelthypothe- 
ken belastet. Die zum Teü dramatischen Belastungen 
von Boden, Wasser und Luft sind in weiten Bereichen 
das Ergebnis der jahrzehntelangen sozialistischen 
Planwirtschaft, die durch einen rücksichtslosen Um- 
gang mit den natürlichen Ressourcen gekennzeichnet 
war und notwendige strukturelle Anpassungen ver- 
hindert hat. Eine ineffiziente Energieversorgung, ver- 
altete Produktionsstrukturen, eine unzureichende 
Versorgungs- und Entsorgungsinfrastruktur und eine 
industriell geprägte Landwirtschaft mit hohem Ein- 
satz von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln haben zu 
nachhaltigen Schädigungen der Umwelt geführt. 

Im sozialistischen System der ehemaligen DDR hatte 
der einzelne im Regelfall kaum eine Möglichkeit, 
Verantwortung für den Umweltschutz wahrzuneh- 
men. Der Vorrang kurzfristiger materieller Planer- 
füllungserfolge vor den Erfordernissen des Umwelt- 
schutzes führte dazu, daß veraltete Anlagen nicht 
modernisiert wurden und Schadstoffe ohne Rück- 
halteeinrichtung in die Umwelt gelangen konnten. 


Aufgrund der fehlenden Gewaltenteilung waren Kon- 
trolleure und Kontrollierte vielfach identisch, was die 
Durchsetzung von Umweltschutzanforderungen er- 
hebhch erschwerte. Die Ausschaltung von Marktprei- 
sen als Steuerungsinstrument hatte eine Verschwen- 
dung von Ressourcen und erhebliche Umweltbeein- 
trächtigungen zur Folge. Dies alles führte zu einem 
Teufelskreis, in dem der Bedarf für Umweltschutz- 
maßnahmen infolge jahrzehntelanger Vernachlässi- 
gung und laufenden Verzehrs des Infrastrukturkapi- 
tals ständig zunahm, wegen der sinkenden Leistungs- 
fähigkeit der Wirtschaft die zur Sanierung erforderh- 
chen Mittel jedoch immer weniger aufgebracht wer- 
den konnten. 

Die mit einer laufenden Erneuerung des Kapital- 
stocks verbundene „Umweltrendite", die sich u. a. in 
neuen ressourcenschonenden Produktionslinien und 
emissionsärmeren Verfahren widerspiegelt, blieb aus. 
Gleichzeitig führte das systembedingte Festhalten an 
wirtschaftlicher Autarkie zu einer Abkehr von der 
weltweiten Arbeitsteilung und zur Abkoppelung vom 
umwelttechnischen Fortschritt. Notwendige Anpas- 
sungsprozesse der Wirtschaft unterblieben, und die 
Schere zwischen umwelttechnologischem Ost- und 
Weststandard sprang weiter auf. Hier zeigte sich 
deutlich, wie unterlassener Umweltschutz die Pro- 
duktionsbasis einer Volkswirtschaft nach und nach 
aushöhlt und letztendlich zerstört. 

Die Umweltsituation in der ehemaligen DDR war vor 
allem durch eine extrem hohe Luftbelastung mit 
Schadstoffen gekennzeichnet. Die sehr hohen Schwe- 
feldioxid- und Staubbelastungen in der DDR waren 
Folge der dortigen Schadstoffemissionen, die mit 
320 kg Schwefeldioxid pro Einwohner und mit 135 kg 
Staub pro Einwohner jeweils etwa 15mal so hoch 
lagen wie im alten Bundesgebiet. 

Besonders in den Industrie- und Ballungsräumen Hal- 
le/Leipzig, Erfurt, Weimar und in Westsachsen (Aue, 
Zwickau) wurden die Grenzwerte der Technischen 
Anleitung Luft weiträumig erheblich überschritten. 
Hohe Bevölkerungsdichte, eine relativ hohe Konzen- 
tration von Industriebetrieben bei gleichzeitig gerin- 
ger Zahl wirksamer Abscheidungsanlagen für Luft- 
schadstoffe bei der Industrie, fehlende Rauchgasreini- 
gungsanlagen bei Kraftwerken und die hohen Emis- 
sionen des Hausbrands in städtischen Altbaugebieten 
~ verursacht durch besonders schwefelreiche Brenn- 
stoffe - waren Hauptursache für diese Situation. 

Aufgrund veralteter Techniken benötigte die DDR 
erheblich mehr Primärenergie zur Erzeugung von 
Strom und Wärmeenergie als die alten Länder. Der 
durchschnittliche Wirkungsgrad der DDR-Kraftwerke 
lag im Schnitt bei 28 Prozent, in den alten Ländern 
dagegen bei 38 Prozent. Darüber hinaus ging auf- 
grund fehlender Regelungseinrichtungen und Wär- 
medäiTunung ein erheblicher Energieanteil verloren. 
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Abbildung 3 


Bundesrepublik Deutschland 
SO2 -Jahresmittelwerte 



1989 1992 


0 100 200 km 


|jg/m' 



< 25 
25 -< 50 
50 -< 75 
75 - < 100 
100 - < 125 
125 - < 150 
150 - < 175 
> 175 


Daten: Meßnetze der Bundesländer/Umweltbundesamt 


Das Gewässersystem der ehemaligen DDR war über 
weite Strecken schwer beschädigt. Die Fließgewässer 
- vor allem die abflußreichsten Flüsse Elbe, Saale, 
Mulde, Pleiße, Schwarze und Weiße Elster waren 
stark mit Schadstoffen belastet, die Werra wies eine 
extrem hohe Salzlast aus der Kaliindustrie auf. Über 
die Elbe hatte die DDR erheblichen Anteil an der Be- 
lastung der Nordsee. Nur 3 Prozent der Wasserläufe 
und 1 Prozent der stehenden Gewässer waren ökolo- 
gisch intakt. 42 Prozent der Wasserläufe und 24 Pro- 
zent der stehenden Gewässer waren für die Trinkwas- 
sergewinnung auch mit aufwendigster Technologie 


Tabelle 3 


Energiebedingte C02-Pro-Kopf-Emissionen 
in Tonnen pro Einwohner 


Gebiet 

1970 

1980 

1990 

alte Länder 

12,0 

12,7 

11,1 

neue Länder 

16,8 

18,5 

18,6 

Deutschland 




(gesamt) 

13,1 

14,0 

12,6 

Welt 




(zum Vergleich) . . . 

4,4 

4,4 

4,2 


Quelle: Umweltbundesamt/OECD: Energy Statisücs and 
Balances, versch. Jahrgänge. 


nicht mehr nutzbar. In weiten Bereichen erfüllten die 
Gewässer nicht einmal mehr die Qualitätsanforde- 
rung für Brauchwasser und Bewässerungssysteme. 
Hauptursachen für diese Situation waren ein hoher 
Abwasseranfall aus veralteten Produktionstechnolo- 
gien, diffuse Schadstoffeinträge sowie der qualitativ 
und quantitativ unbefriedigende Anschlußgrad an in- 
dustrielle und kommunale Kläranlagen. Von den an 
über 8 000 Standorten anfallenden 4 Milliarden m^ In- 
dustrieabwasser pro Jahr wurden über 95 Prozent 
nicht oder unzureichend behandelt und ungeklärt in 
die Gewässer eingeleitet. Nur 31 Prozent der Einwoh- 
ner waren an eine biologische Kläranlage angeschlos- 
sen (alte Bundesländer 90 Prozent). Dabei ist zu be- 
rücksichtigen, daß ein großer Teil der Anlagen nur 
teilweise funktionstüchtig war. 

Von den vorhandenen 36 000 km öffentlicher Abwas- 
serkanäle wiesen 60 bis 70 Prozent bauliche Schäden 
auf. Etwa 800 km waren in hohem Maße funktionsge- 
fährdet und dringend sanierungsbedürftig. 

Auch die Beschaffenheit des Grundwassers hatte sich 
in der ehemaligen DDR vor allem in industriellen Bal- 
lungsgebieten und in Gebieten mit intensiver Land- 
wirtschaft kontinuierlich verschlechtert; es weist z. T. 
eine hohe Nitratbelastung auf. 

Der „real existierende" Sozialismus in der DDR hat 
schwere Bodenbelastungen und Altlasten hinterlas- 
sen. Der Boden ist durch eine große Zahl und Menge 
unterschiedlich wirkender Schadstoffe aus Industrie, 
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Abbildung 4 


öffentliche Abwasserbeseitigung 


Einwohner mit 
Kläranlagenanschluß 
in v.H. 1987/1989 

bis unter 60 

60 bis unter 70 

70 bis unter 80 

90 bis unter 90 ||||| ^ 

90 und mehr ||H 


Anm.: Unterschiedliche 
Erhebungsmethoden in den 
alten und neuen Ländern 


Quelle: Raumordnungsbericht 1993 
- Kreise 
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J^xemburg 


lunchen 


©BfLR 


Braunkohle- und Uranerz-Bergbau und auch aus der 
Landwirtschaft stark beeinträchtigt. 

An den Standorten zahlreicher Industrie- und Gewer- 
bebetriebe hat ein unsachgemäßer und zum Teil fahr- 
lässiger Umgang mit toxischen Stoffen zu erheblichen 
Gefährdungen von Mensch und Umwelt geführt, Aus 
dem Braunkohletagebau im Niederlausitzer Revier 
um Cottbus und im Raum Halle/ Leipzig ergeben sich 
weitere große Umweltbelastungen. 

Der Braunkohlebergbau hat ca. 120 000 Hektar in An- 
spruch genommen, von denen lediglich 50 Prozent 
mit teilweise erheblichen Mängeln wieder nutzbar 


gemacht wurden. Mehrere 100 km^ verwüstete 
Brachflächen stehen zur Rekultivierung an, wobei 
sich besondere Probleme im Hinblick auf die Regulie- 
rung des Wasserhaushalts ergeben. Neben der flä- 
chenhaften Zerstörung der Landschaft wurde eine 
Vielzahl der Tagebaurestlöcher, die sich aus geologi- 
scher Sicht kaum zur Abfallablagerung eignen, ohne 
jede Sicherungsmaßnahme als Müllkippen und zur 
Deponierung oder „Einschlämmung" von zum Teil 
hochproblematischen Rückständen aus der chemi- 
schen Industrie und der Kohlechemie genutzt. Ein 
weiterer Schwerpunkt der Bodenbelastung wurde 
durch Einträge aus Abfalldeponien erzeugt. 
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Bodenschäden wurden auch durch die Agrarwirt- 
schaft verursacht. Der Einsatz von Mineraldünger je 
Hektar Ackerland lag in der DDR im Durchschnitt um 
etwa 10 Prozent höher als im alten Bundesgebiet, der 
Einsatz von Kalkdünger sogar um mehr als das 
2y2fache. Hinzu kamen angereicherte und ausgela- 
gerte Nährstoffe aus den Güllemengen, die bei der 
überwiegenden Viehhaltung in Großbetrieben punk- 
tuell und regional konzentriert auf betriebsnahe Bo- 
denflächen praktisch ganzjährig ausgebracht wur- 
den. Dies führte vor allem in Regionen mit überhöh- 
tem Tierbesatz zu Bodenverunreinigungen und Kon- 
taminationen des oberflächennahen Grundwassers 
durch Stickstoffverbindungen. Anreicherungs- bzw. 
Austragungsvorgänge resultierten auch aus der An- 
wendung von Pflanzenschutzmitteln, die im flächen- 
bezogenen Vergleich doppelt so hoch wie im alten 
Bundesgebiet waren. Daneben hat eine den Boden- 
verhältnissen und Klima- und Witterungsbedingun- 
gen z. T. nicht angepaßte Bodenbearbeitung regional 
zu einer erheblichen Schädigung der Bodenstruktur 
durch Wasser- und Winderosion sowie zur Bodenver- 
dichtung beigetragen. 

Erhebliche Schadstoffeinträge in den Boden wurden 
auch durch die überwiegend landwirtschaftliche Ver- 
wendung von Klärschlämmen verursacht (1988: von 
ca. 232 000 Tonnen Trockensubstanz wurden 71 Pro- 
zent landwirtschaftlich verwendet). Darüber hinaus 
wurden unbehandelte kommunale Abwässer und 
vorbehandelte industrielle Abwässer (Abwasserbo- 
denbehandlung) auf landwirtschaftlicher Fläche ver- 
regnet. 

Das Hausmüllaufkommen je Einwohner lag zwar in 
der DDR mit ca. 180 kg/Jahr deutlich niedriger als in 
der Bundesrepublik Deutschland (1987: 319 kg), die 
Engpässe lagen jedoch in einer ordnungsgemäßen 
Abfallentsorgung. Die ca. 2 000 überwiegend be- 
triebseigenen Deponien, von denen 600 für schad- 
stoffhaltige Abfälle, 200 für Schadstoffe und 4 für Gift 
(Sonderdeponien) zugelassen waren, genügten nicht 
den Anforderungen nach der Technischen Anleitung 
Sonderabfall. Von rd. 11 000 Standorten für Haus- 
müllablagerungen wurden 120 in der Statistik der 
DDR als „geordnete Deponien" geführt, weitere 1 000 
galten als kontrollierte Ablagerungen, die restlichen 
rd. 10 000 wurden als unkontrollierte „wilde Müllkip- 
pen" betrieben, auf denen auch Industriemüll und 
Sondermüll gelagert wurde. 

In der Regel fand keine ausgeprägte Deponiestand- 
ortprüfung statt. Viele Deponien stellen eine Gefahr 
für das Grundwasser und - wegen der möglichen 
Ausgasung - für die Umgebung dar. So wurden z. B. 
Deponien genehmigt, die in Trinkwassereinzugsge- 
bieten liegen. 

Nur in einem geringen Umfang erfolgte eine Vorbe- 
handlung, Verbrennung oder chemisch-physikali- 
sche Behandlung der AbfäUe. Für einen geringen Teil 
der Siedlungsabfälle wurden eine Müllverbren- 
nungsanlage (ohne Rauchgasentschwefelung) sowie 
55 überwiegend betriebsinteme Verbrennungsanla- 
gen, von denen lediglich 3 über eine Rauchgasreini- 
gung verfügten, betrieben. Gleichzeitig wurden 20 of- 
fene Verbrennungsplätze genutzt. 


1 .2 Strategie der ökologischen 
Sanierung und Entwicklung 

1.2.1 Gefahrenabwehr: Schutz von Mensch 
und Umwelt 

Die Vielzahl der Umweltbelastungen zwang zu einer 
klaren Prioritätensetzung bei der Sanierung. Schwer- 
punkte der Umweltpolitik nach der Wiedervereini- 
gung waren zunächst die umgehende Beseitigung 
von Gesundheitsgefährdungen und der gezielte Ab- 
bau von Schadenspotentialen im Wasser und im Bo- 
den sowie in Natur und Landschaft. 

Zur Verbesserung der Umweltsituation wurden nach 
der Wiedervereinigung gezielt überalterte, umwelt- 
belastende Betriebe stillgelegt sowie zahlreiche Um- 
weltschutzsofortmaßnahmen von den Ländern mit 
Unterstützung des Bundes initiiert. 

Am Standort Greifswald wurden aus Sicherheitsgrün- 
den fünf Kemkraftwerksblöcke sowjetischer Bauart 
vom Netz genommen, im Bau befindliche Blöcke wur- 
den nicht mehr fertiggestellt. 

Am Standort Stendal wurde der Bau von zwei Kem- 
kraftwerksblöcken sowjetischer Bauart eingestellt. 

Bei den Sofortmaßnahmen standen Maßnahmen im 
Bereich der Trinkwasserversorgung und Abwasserbe- 
handlung im Vordergrund. 

Um akute gesundheitliche Gefährdungen schnellst- 
möglich erkennen und bewerten zu können, wurde 
noch im Jahr 1990 das „Sofortprogramm Trinkwasser" 
gestartet. Im Rahmen dieses Programms wurden Mit- 
tel für die Reinigung und Desinfektion des Trinkwas- 
sers m etwa 40 Wasserwerken bereitgestellt und Pro- 
jekte zum Anschluß von Gemeinden und Ortsteilen 
an die öffentliche Trinkwasserversorgung, für die An- 
schaffung moderner Analysetechnik in den Wasser- 
versorgungsunternehmen und zur Untersuchung der 
Trinkwasserqualität öffentlicher Wasserversorgungs- 
anlagen gefördert. Über das „Notprogramm Trink- 
wasser" des Bundesgesundheitsministeriums wurden 
weitere Mittel für die Anschaffung von analytischem 
Gerät und für modellhafte Vorhaben der Trmkwasser- 
aufbereitung zur Verfügung gestellt. Zur Unterstüt- 
zung der neuen Länder bei der Sicherung einer quali- 
tätsgerechten Trinkwasserversorgung hat das Bun- 
desgesundheitsmmisterium die Fachkommission 
„Soforthilfe Trmkwasser" gebildet. 

Weiter unmittelbar eingeleitete Maßnahmen zur Ge- 
fahrenabwehr waren: 

- Sicherung und Schließung von Abfallentsorgungs- 
anlagen, von denen akute Gefahren ausgingen 

- Einleitung von Sicherungsmaßnahmen bei Altla- 
sten 

- Nutzungsbeschränkungen für Böden, die mit 
Schwermetallen und giftigen organischen Stoffen 
stark belastet waren; Stillegung landwirtschaftli- 
cher Produktion im Umkreis von Hüttenstandorten 
und Verbrennungsanlagen 
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- Durchführung von Sofortmaßnahmen an besonders 
belasteten Objekten im Bereich des Strahlenschut- 
zes 

- Aufbau von Smog-Frühwamsystemen zur Abwehr 
von Gesundheitsgefahren im Smogfall. 

Durch gezielte Fördermaßnahmen - unterstützt durch 
sinnvollen Einsatz von Arbeitsbeschaffungsmaßnah- 
men - ist es weitgehend gelungen, akute Gefahren 
für die menschliche Gesundheit abzuwehren. Eine 
nachhaltige Sanierung erfordert weitergehende Maß- 
nahmen, die im folgenden in ihren Grundzügen dar- 
gesteUt sind. Im übrigen wird auf die Ausführungen 
in den j eweüigen Fachkapiteln verwiesen. 

1 .2.2 Übernahme des Umweltrechts 

Ein ganz wesentlicher Schritt zur Vermeidung weite- 
rer Beeinträchtigungen von Umwelt und Natur war 
die frühzeitige Übernahme des in der Bundesrepublik 
Deutschland in den vergangenen Jahrzehnten ent- 
wickelten Umweltrechts. Noch am 29. Juni 1990 hat 
die DDR-Volkskammer das Umweltrahmengesetz be- 
schlossen, mit dem mit Wirkung zum 1. JuM 1990 die 
wesenttichen Elemente des deutschen Umweltrechts 
übernommen und somit zeitgleich mit der Wirt- 
schafts-, Währungs- und Sozialunion die Umweltuni- 
on begründet wurde. 

Aufgrund des Einigungsvertrages vom 12. August 
1990 gilt das bundesdeutsche Umweltrecht seit der 
Wiedervereinigung am 3. Oktober 1990 als unmittel- 
bares Bundesrecht im Beitrittsgebiet. Die im Umwelt- 
rahmengesetz enthaltenen Anpassungsregelungen 
wurden unmittelbar den entsprechenden Vorschrif- 
ten der jeweiligen Fachgesetze zugeordnet. 

Eine Weitergeltung des Umweltrechts der DDR kam 
grundsätzhch nur in Bereichen in Betracht, für die in 
der Bundesrepublik Deutschland keine speziellen 
Rechtsvorschriften existierten. Voraussetzung war da- 
bei in jedem Falle, daß die fortgeltenden Regelungen 
einen auch im internationalen Vergleich hohen Um- 
weltstandard gewährleisten. So sieht der Einigungs- 
vertrag für die Sanierung der Altlasten des Uranerz- 
bergbaus in den neuen Ländern die Fortgeltung be- 
stimmter Vorschriften des DDR-Strahlenschutzrechts 
vor. Die Aufnahme in den Einigungsvertrag erfolgte 
vor dem Hintergrund, daß diese Regelwerke detail- 
lierte und differenzierte Strahlenschutzbestimmun- 
gen für die Sanierung und Rekultivierung bergbauli- 
cher Anlagen und Altlasten enthalten. Vergleichbare 
Vorschriften waren in der Bundesrepublik Deutsch- 
land bis dahin nicht vorhanden, da hier kein Uran- 
erzbergbau betrieben wurde. 

Die mit dem Einigungsvertrag vollzogene Übernah- 
me des bundesdeutschen Umweltrechts ist die ent- 
scheidende Grundlage für die Verwirklichung eines 
hohen Schutzstandards. Für die Einrichtung und den 
Betrieb von genehmigungsbedürftigen Anlagen gel- 
ten nunmehr in ganz Deutschland grundsätzlich die 
gleichen Anforderungen. 

Gleichzeitig wurde der besonderen Situation in den 
neuen Ländern Rechnung getragen. So stellen Über- 
gangs- und Anpassungsvorschriften sicher, daß ein 


dem neuesten Stand der Technik entsprechendes 
Neuvorhaben nicht an der am Standort vorhandenen 
Vorbelastung scheitert. Für Altanlagen traten die Sa- 
nierungskonzepüonen der Großfeuerungsanlagen- 
verordnung und der Technischen Anleitung Luft mit 
angemessenen, im einzelnen festgelegten Fristen in 
Kraft. Ferner wurde mit der Altlastenfreistellungs- 
klausel die Möglichkeit geschaffen, Eigentümer, Be- 
sitzer und Erwerber von Grundstücken, die gewerbli- 
chen Zweken dienen oder im Rahmen wirtschaftli- 
cher Unternehmungen Verwendung finden, in be- 
stimmten Fällen von der Verantwortung für verur- 
sachte Schäden freizustellen, die vor dem 1. Juli 1990 
durch den Betrieb der Anlage oder die Benutzung des 
Grundstückes verursacht worden sind. 

Das Genehmigungsverfahren wurde ohne Abstriche 
an materiellen Umweltschutzanforderungen und 
ohne Beeinträchtigung der Öffentlichkeitsbeteili- 
gung vereinfacht. Für eine Übergangszeit bis zum 
30. Juni 1994 wurde in bestimmten Verfahren Verwal- 
tungshilfe von Fachbehörden der alten Länder vorge- 
sehen. 

Seit der Wiedervereinigung am 3. Oktober 1990 gilt 
im Beitrittsgebiet grundsätzlich auch das Umwelt- 
recht der Europäischen Gemeinschaften. 

Die Unterschiede in den Anforderungen des Umwelt- 
rechts und die außerordentlich hohen Umweltbela- 
stungen auf dem Gebiet der DDR im Vergleich zur 
übrigen Gemeinschaft hat den Rat jedoch veranlaßt, 
am 4. Dezember 1990 zwei Richtlinien zu erlassen, in 
denen den neuen Ländern Übergangsfristen bis zur 
vollen Geltung umweltbezogener Richtlinien der Ge- 
meinschaft eingeräumt wurden. 

In insgesamt 18 Artikeln der beiden Richtlinien wer- 
den in erster Linie Übergangsfristen festgeschrieben, 
nach deren Ablauf das jeweils in der Gemeinschaft 
geltende Umweltrecht seine volle Anwendung findet. 

Um sicherzustellen, daß nach Ablauf dieser Fristen 
das Gemeinschaftsrecht auch tatsächlich eingehalten 
wird, sehen die Übergangsrichtlinien darüber hinaus 
zeitlich gestaffelte Mitteilungspflichten sowie die 
Vorlage von Sanierungsprogrammen vor. Die Über- 
gangsfristen enden je nach Einzelrichtlinie in der Re- 
gel zwischen dem 31. Dezember 1992 und 31. Dezem- 
ber 1995 (längere Fristen gelten z. B. nach Artikel 15 
der Richtlinie 90/656/EWG für die Begrenzung der 
Schadstoffemissionen von Großfeuerungsanlagen). 

Durch die Übernahme des bundesdeutschen und des 
EG -Umweltrechts wird sichergestellt, daß nach Ab- 
lauf der vorgesehenen Fristen die Altanlagen in den 
neuen Ländern in der Industrie und Energiewirtschaft 
hinsichtlich des Sicherheitsstandards und der Emis- 
sionen dem bundesdeutschen Standard entsprechen. 

Wie in anderen besonders sicherheitsrelevanten 
Rechtsbereichen gilt auch im Atomrecht seit dem 
3. Oktober 1990 das bundesdeutsche Recht ohne 
Übergangsfristen. Die nach früherem Recht der DDR 
erteüten Genehmigungen gelten als Genehmigung 
nach den entsprechenden Vorschriften des Atomge- 
setzes mit gesetzlich bestimmten Beendigungszeit- 
punkten fort. Fortbestehende Genehmigungen für 
Kernkraftwerke werden spätestens am 30. Juni 1995, 
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alle sonstigen atomrechtlichen Genehmigungen am 
30. Juni 2000 unwirksam. 

Unabhängig davon kann die Genehmigungs- oder 
Aufsichtsbehörde nach dem geltenden Atomrecht je- 
derzeit bei Gesetzesverstößen gegen den Genehmi- 
gungsinhaber einschreiten. 

1 .2.3 Umweltsanierung als Basis für einen 
dauerhaften Aufschwung 

Bei der Gestaltung des Aufbauprozesses in den neuen 
Ländern kommt der Umweltpolitik eine zentrale Be- 
deutung zu. Die Schaffung und Erhaltung gesunder 
Lebens- und Umweltbedingungen ist zentrales Gebot 
politischen Handelns. Die Umweltqualität stellt zu- 
dem einen wichtigen Faktor für die wirtschaftliche 
Entwicklung dar. Die ökologische Vorbelastung eines 
Standortes bestimmt den Spielraum für private und 
öffentliche Investitionsentscheidungen und bildet die 
Grundlage für die Entwicklungsplanung der Gebiets- 
körperschaften. Eine befriedigende Umweltsituation 
ist unabdingbare Voraussetzung, um den Menschen, 
aber auch den Unternehmen in einer Region langfri- 
stige Zukunftsperspektiven zu sichern. 

Die Vollzugsaufgaben im Umweltschutz liegen zwar 
ganz überwiegend bei den Ländern und den Kommu- 
nen. Der Bund hat jedoch angesichts der Notwendig- 
keit des völligen Neuaufbaus der Landesverwaltun- 
gen seine Möglichkeiten im Bereich der Gesetzge- 
bung, der Forschungsförderung, der Förderung von 
Modellvorhaben voll ausgeschöpft, um die neuen 
Länder gezielt zu unterstützen. 

Hinzu kommt die enge fachliche Zusammenarbeit 
des Bundesumweltministeriums mit der Treuhandan- 
stalt (THA) bei der Erfüllung der Umweltanforderun- 
gen durch THA-Untemehmen, insbesondere bei der 
Altlastensanierung sowie bei der Sicherung von Ar- 
beitsplätzen durch Umweltsanierungsmaßnahmen, 
mit dem Ziel, Altstandorte für Neuansiedlungen wie- 
der nutzbar zu machen. 

Das bereits im November 1990 vorgelegte Eckwerte- 
Papier des Bundesumweltministeriums enthielt ne- 
ben einer umfassenden Analyse der Umweltsituation 
den konzeptionellen Gesamtrahmen für die von Bund 
und Ländern gemeinsam zu bewältigende Aufgabe 
der ökologischen Sanierung und Entwicklung. 

Mit dem Gemeinschaftswerk Aufschwung Ost und 
dem darin enthaltenen Umweltschutzsofortprogramm 
wurden den Ländern wichtige Anschubhilfen gege- 
ben. 

1 .2.3.1 Ökologische Sanierungs- und 
Entwicklungsprogramme 

Nach Artikel 34 Abs. 2 des Einigungsvertrages sind 
zur Förderung des Umweltschutzes in den neuen Län- 
dern ökologische Sanierungs- und Entwicklungspro- 
gramme aufzustellen. Der Bund erfüllt diesen Auftrag 
im Rahmen seiner grundgesetzlichen Zuständigkei- 
ten mit umfangreichen Forschungs- und Entwick- 
lungsvorhaben, wobei die Erarbeitung von raumbe- 
zogenen Sanierungs- und Entwicklungskonzepten 


für besonders belastete Regionen im Mittelpunkt 
steht. Zweck dieser Sanierungs- und Entwicklungs- 
konzepte ist es, eine Planungsgrundlage für die öko- 
logische Entwicklung der Untersuchungsregionen zu 
schaffen und zugleich die wesentlichen Bestim- 
mungsfaktoren für die wirtschaftliche Entwicklung zu 
berücksichtigen. 

Mit dem Ökologischen Sanierungs- und Entwick- 
lungskonzept für den Großraum Leipzig/Bitterfeld/ 
HaUe/Merseburg wurde im November 1991 das um- 
fassendste Vorhaben zum ökologischen Aufbau in 
den neuen Ländern abgeschlossen. Untersucht wur- 
de eine Region, die eine der wirtschaftlichen Schwer- 
punktregionen in der ehemaligen DDR darstellte und 

- geprägt durch die chemische Industrie und den 
Braunkohleabbau sowie die Braunkohleverarbeitung 

- als ökologisches Krisengebiet bezeichnet werden 
muß. Veraltete technische Ausrüstungen und ein ho- 
her Ballaststoffgehalt der Kohle führten zu extrem ho- 
hen Belastungen in der Umgebung der Produktions- 
standorte. In der ersten Phase des Projekts wurden 
insbesondere Vorschläge für Maßnahmen der Gefah- 
renabwehr erarbeitet. In der zweiten Phase wurde ein 
Sanierungskonzept erstellt, das Modellcharakter für 
die Untersuchung ähnlich gelagerter Regionen hat. 

Mit dem Vorhaben „Umweltsanierung des Großrau- 
mes Mansfeld" wurde in gleicher Weise eine umfas- 
sende Bestandsaufnahme der Umweltsituation im 
Mansfelder Land (Kreise Eisleben, Hettstedt, Sanger- 
hausen, Querfurt) vorgenommen. Die höchsten Bela- 
stungen in der Region für Mensch und Umwelt gehen 
von den Standorten der Kupferhütten aus. Mit der im 
September 1991 abgeschlossenen Studie und einer 
Folgestudie zu den Betriebsflächen der Mansfeld AG 
(Abschluß Ende 1993) wurden Maßnahmen zur Ge- 
fahrenabwehr unter Darstellung der technischen 
Möglichkeiten und des Kostenrahmens dargelegt. 

Weitere Großraumstudien betreffen das Lausitzer 
Bergbau- und Energiegebiet, die Uranerzbergbauge- 
biete in Sachsen und Thüringen (vgl. Abschnitt 
B. 2. 1.9. 4. 3), das Erzgebirge und die Küstenregion 
Mecklenburg-Vorpommern. Ergänzt werden diese 
Arbeiten durch medienbezogene Studien in allen 
Umweltbereichen wie z. B. 

- Trinkwasseruntersuchungsproqramm (vql. Ab- 
schnitt B.2. 1.3) 

- Abwasser- und Luftreinhai tekonzepte 

- modellhafte Untersuchungen von Industriestand- 
orten 

- Flächendeckendes Abfallwirtschaftskonzept für 
Mecklenburg-Vorpommern 

- Umweltbeitrag zur Regionalplanung Rügen 

- Ökologisches Sanierungskonzept für den Groß- 
raum Rostock 

- Modellvorhaben Umweltverbund im Nahverkehr 
(Fallbeispiel Rostock) 

- Ökologische Zustandsanalyse der Kreise Greifs- 
wald und Wolgast 

- Ökologische Ressourcenplanung Umland Berlin 
(vgl. auch Abschnitt B.2.3.4) 
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Abbildung 5 


Ökologische Untersuchungsgebiete in den neuen Ländern 

(Studien des BMU) 

Stand: Januar 1994 
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Darüber hinaus wurden durch die Bundesländer ei- 
genständig Regionalstudien erarbeitet. Beispiele 
hierfür sind die Gesamtentwicklungskonzeption 
Sächsische Schweiz und das Sonderprogramm Luft- 
reinhaltung Erzgebirge, die durch den Freistaat Sach- 
sen in Auftrag gegeben wurden. 

1 .2.3.2 Förderung von Umweltschutz- 
maßnahmen 

Zur Unterstützung des ökologischen Aufbaus in den 
neuen Ländern wurden zahlreiche Umweltschutzso- 
fortmaßnahmen von Bund und Ländern initiiert. Von 
1990 bis 1992 hat der Bund insgesamt 1,6 Milliarden 
DM für die Umweltsanierung in den neuen Ländern 
eingesetzt. Im Vordergrund standen dabei Maßnah- 
men im Bereich der Trinkwasserversorgung und der 
Abwasserbehandlung. 

Allein im Rahmen des Gemeinschaftswerks Auf- 
schwung Ost wurden für Umweltschutzsofortmaß- 
nahmen insgesamt 829 Millionen DM für 1991/1992 
bereitgestellt. Bei den geförderten Maßnahmen han- 
delte es sich im wesentlichen um kleinere Projekte, 
die keinen großen Genehmigungs vorlauf hatten, son- 
dern unmittelbar begonnen oder fortgeführt werden 
keimten und kurzfristig Umweltentlastungseffekte 
mit sich brachten. Mit diesen umweltpolitischen So- 
fortmaßnahmen wurde gleichzeitig ein wichtiger Bei- 
trag zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit in den 
neuen Bundesländern geleistet. 

Von diesen Finanzmitteln wurden in den Jahren 1991 
und 1992 677,1 Millionen DM für 1 186 neue Vor- 
haben eingesetzt. 

Darüber hinaus wurden 150,2 Millionen DM zur Dek- 
kung von bereits in 1990 für 1991 eingegangenen 
Verpflichtimgen für Umweltschutzsofortmaßnahmen 
sowie weitere 1,6 Millionen DM für die Finanzierung 
länderübergreifender Maßnahmen (Beratung bei der 
Anwendung privatwirtschaftlich finanzierter Abwas- 
seranlagen; Entwicklung einer Systematik zur Ko- 
stenermittlung von Altlastensanierungen) verwendet. 

1 .2.4 Aufbau einer modernen Umweltschutz- 
Infrastruktur 

Der zügige Ausbau der Umweltschutz-Infrastruktur 
ist eine wesentliche Voraussetzung für den wirtschaft- 
lichen Aufbau und damit für positive Zukunftsper- 
spektiven der Menschen in den neuen Ländern. Eine 
leistungsfähige Trinkwasserversorgung, Abwasser- 
reinigung, Abfallentsorgung und Altlastensanierung 
ist Grundlage einer umfassenden wirtschaftlichen Er- 
neuerung und Entwicklung. Dem Aufbau einer funk- 
tionierenden Umweltinfrastruktur kommt daher eine 
besondere Bedeutung für die Sicherung des Indu- 
striestandortes Deutschland zu. Ohne eine funktions- 
fähige Infrastruktur sind positive Standortentschei- 
dungen interessierter Investoren zugunsten der neu- 
en Länder nur schwerlich zu erwarten. Keine Papier- 
fabrik, kein Chemiewerk und kein metallverarbeiten- 
der Betrieb kann ohne Anschluß an eine funktionie- 
rende Kläranlage und ohne Entsorgungsanlagen für 
anfallende Reststoffe und Abfälle seine Produktion 


Tabelle 4 


Umweltschutzsofortprogramm 
- Aufteilung nach Bundesländern - 



Mio. DM 

Vorhaben 

Mecklenburg-Vorpommern . . 

73,8 

204 

Brandenburg 

71,7 

64 

Sachsen-Anhalt 

142,8 

149 

Sachsen 

224,0 

506 

Thüringen 

101,4 

232 

Berlin 

63,4 

31 

gesamt 

677,1 

1 186 


Umweltschutzsofortprogramm 
- Aufteilung nach Förderbereichen - 



Mio. DM 

Vorhaben 

Wasserversorgung 

129,6 

139 

Abwasserbehandlung/ 



-ableitung 

245,4 

107 

Abfallwirtschaft/Deponien . . . 

144,0 

326 

Emissionen/ 



Luftreinhaltung 

70,2 

281 

Natur- und Landschafts- 



schutz 

57,6 

310 

Gewässerausbau/ 



Seensanierung 

20,2 

12 

Sonstige Maßnahmen 

10,1 

11 

gesamt 

677,1 

1 186 


aufnehmen. Es hat sich gezeigt, daß gerade diejeni- 
gen Gemeinden, die am schnellsten eine funktionie- 
rende Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung 
aufbauen, im Wettbewerb um Gewerbeansiedlungen 
entscheidende Vorteile haben. 

Nach vorliegenden Schätzungen erfordert der Auf- 
bau einer funktionierenden Ver- und Entsorgungsin- 
frastruktur in den neuen Ländern ein Finanzvolumen 
von mehr als 200 Milliarden DM. Davon entfällt allein 
über die Hälfte auf den Aufbau einer funktionieren- 
den Abwasserbeseitigung. 

Angesichts begrenzter Finanzkraft und Verwaltungs- 
kapazitäten der Kommunen in den neuen Ländern 
kommt der Einbeziehung von privatem Know-how, 
Management und Kapital bei der Realisierung der In- 
vestitionsvorhaben in diesem Bereich eine herausra- 
gende Rolle zu. 

Für den raschen Aufbau einer effizienten Umweltin- 
frastruktur ist eine umfassende Beteiligung der Pri- 
vatwirtschaft entscheidend. Im Unterschied zu den al- 
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ten Ländern, in denen eine funktionierende Entsor- 
gungsinfrastruktur über Jahrzehnte gewachsen ist, 
kommt es in den neuen Ländern darauf an, flächen- 
deckend gleichermaßen technisch anspruchsvolle 
wie effiziente Entsorgungs- und Sanierungskapazitä- 
ten in kurzer Zeit zu realisieren. Um den gewaltigen 
Nachholbedarf in den neuen Ländern decken zu kön- 
nen, geht es jetzt darum, möglichst schnell ganze, für 
einen modernen Industriestandort notwendige „In- 
frastrukturpakete" zu realisieren. Das ist nur unter 
Einschaltung privater Investoren bei der Finanzie- 
rung, der Planung, dem Bau und dem Betrieb dieser 
Vorhaben zu erwarten. 

Im Auftrag des Bundeskanzlers hat der Bundesum- 
weltminister im September 1993 gemeinsam mit dem 
Ministerpräsidenten von Mecklenburg-Vorpommern 
sowie den Präsidenten des Deutschen Industrie- und 
Handelstages (DIHT) und des Bundesverbandes der 
Deutschen Industrie (BDI) einen Bericht vorgelegt, 
der Ursachen und Fehlentwicklungen beschreibt, die 
einem privatwirtschafüichen Engagement beim Auf- 
bau der Umweltinfrastruktur in den neuen Ländern 
entgegenstehen. Gleichzeitig werden Vorschläge un- 
terbreitet, die beschriebenen Hemmnisse zu überwin- 
den. 

Der Bericht enthält detaillierte Vorschläge zur 

- Einführung von WirtschafÜichkeitsvergleichen bei 
den Organisationsentscheidungen der Kommunen 
in dem Bereich der Ver- und Entsorgung 

- einheitlichen Besteuerung von kommunal- und pri- 
vatwirtschaftlichen Organisationsformen 

- Verknüpfung der Vergabe von Fördermitteln mit 
der Durchführung von Wirtschaftlichkeitsverglei- 
chen 

- Gleichbehandlung von kommunal- und privatwirt- 
schaftlichen Modellen im Rahmen der kommunal- 
aufsichüichen Prüfung 

- Schaffung eines Beratungsangebots zu techni- 
schen, rechtlichen und ökonomischen Möglichkei- 
ten und Organisationsformen privatwirtschaftlicher 
Lösungen. 

Anläßhch des 19. Spitzengespräches des Bundes- 
kanzlers mit Wirtschaft und Gewerkschaften am 
6. Dezember 1993 hat der Bundesumweltminister zur 
Umsetzung der genannten Vorschläge den „Zweiten 
Bericht zur Beschleunigung des Aufbaus einer effizi- 
enten Umweltschutzinfrastruktur in den neuen Län- 
dern durch privatwirtschaftliche Organisationsfor- 
men" vorgelegt. Dieser Bericht enthält Verfahrensvor- 
schläge zur praktischen Durchführung von Wirt- 
schaftlichkeitsvergleichen sowie die Ankündigung 
von Gesetzentwürfen zur steuerlichen Gleichbehand- 
lung von kommunal- und privatwirtschaftlichen Or- 
ganisationsmodellen. Kernstück des Gesetzentwurfs 
ist die Änderung des Körperschaftsteuergesetzes, mit 
der öffentlich-rechtliche Organisationsformen der 
Abwasser- und Abfallentsorgung als „Betriebe ge- 
werblicher Art" eingestuft werden. Wasserversor- 
gung, Abwasserentsorgung und Abfallentsorgung 
sollen künftig einem einheitlichen Umsatzsteuersatz 
von 7 Prozent unterworfen werden. 


Mit Fördermitteln der Deutschen Bundesstiftung Um- 
welt wird unter Projektträgerschaft des DIHT ein Be- 
ratungsprogramm für die Kommunen der neuen Län- 
der zu Organisationsfragen der Wasserversorgung 
und Abwasserentsorgung realisiert. Ziel ist die Be- 
schleunigung des Aufbaus einer umweltgerechten 
und effizienten flächendeckenden Wasserversorgung 
und Abwasserentsorgung in den neuen Ländern. Das 
Programm zielt in erster Linie darauf ab, die Kommu- 
nen der neuen Länder bei ihrer Entscheidung zum 
Aufbau der jeweüs bestmöglichen Organisationsform 
unter Einbeziehung privatwirtschaftlicher Lösungen 
zu beraten. Das Programm ist auf 3 Jahre befristet; die 
Durchführung des Programms obliegt dem in Berlin 
angesiedelten Beratungsbüro Kommunale Umweltin- 
frastruktur. 

Ein weiteres schwerwiegendes Hindernis beim zügi- 
gen wasserwirtschaftlichen Ausbau stellt die sich nur 
schleppend vollziehende Umstrukturierung der ehe- 
maligen Wasser- und Abwasserbetriebe in leistungs- 
starke, flächendeckende Ver- und Entsorgungsunter- 
nehmen dar. Dazu ist prinzipiell die überregionale Ko- 
operation der Kommunen im Rahmen von Zweckver- 
bänden unter wettbewerblicher Beteiligung lei- 
stungsfähiger Privatunternehmen sinnvoll. Auch hier 
leisten das Bundesumweltministerium sowie das Bun- 
deswirtschaftsministerium Hilfe durch Beratung vor 
Ort. 


1 .2.5 Altlastensanierung 

1. 2.5.1 Verwaltungsabkommen „ökologische 
Altlasten“ 

Ökologische Altlasten sind neben der unzureichen- 
den Umweltinfrastruktur eines der schwerwiegend- 
sten Umweltprobleme in den neuen Ländern. Nach 
Schätzungen muß von rund 80.000 Altlastverdachts- 
flächen ausgegangen werden. Dabei handelt es sich 
um 

- wilde Abfallablagerungen und stillgelegte Depo- 
nien 

- industrielle Altstandorte, von denen hohe Umwelt- 
belastungen ausgehen 

- Schadstoff- und Hausmüllablagerungen in Tage- 
baurestlöchem mit bereits eingetretenem oder zu 
erwartendem Grundwasserkontakt. 

Altlasten stellen nicht nur für Mensch und Umwelt 
eine Gefahr dar, sondern bedeuten zudem für Investo- 
ren ein erhebliches finanzielles Risiko. Schon für die 
Sanierung einzelner Grundstücke sind oft mehrstelli- 
ge Millionenbeträge erforderlich. Deshalb wurde 
schon 1990 mit der - in modifizierter Fassung fortgel- 
tenden - Altlastenfreistellungsklausel des Umwelt- 
rahmengesetzes die rechtliche Basis geschaffen, um 
Eigentümer, Besitzer und Erwerber von Grundstük- 
ken und Anlagen von der Verantwortung für Schäden 
durch Altlasten freizustellen. 

Durch die Freistellung sollen der Erhalt sowie die 
Neuansiedlung von Firmen an alten Standorten geför- 
dert und der Verlagerung von Ansiedlungen auf die 
„grüne Wiese" entgegengewirkt werden. Insgesamt 
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Tabelle 5 


Anzahl bisher erfaßter Altlastverdachtsflächen in den neuen Ländern (einschließlich Berlin) 


Bundesland 

Erfaßte alüastverdächtige 

Gesamtzahl alllastverdächtiger 
Altablagerungen und Altstandorte 

Altablagerungen 

Altstandorte 

erfaßt 

geschätzt 

Berlin 

746 

4 242 

4 988 

5 290 

Brandenburg 

4 750 

8 815 

13 565 

15 000 

Mecklenburg -Vorpommern 

4 749 

7 209 

11 958 

k. A. 

Sachsen 

8 045 

10 597 

18 642^) 

22 000 

Sachsen-Anhalt 

7 853 

7 100 

14 953 

17 000 

Thüringen 

4 618 

969 

5 5872) 

12 000 

gesamt 

30 761 

38 932 

69 693 

83 248 


') zusätzlich 38 großflächige Bodenkontaminationen erfaßt, 
zusätzlich 13 702 Freistellungsanträge. 

Quelle : Umweltbundesamt nach Angaben der Länder (Stand: 31. Dezember 1993) 


sind rund 70 000 Freistellungsanträge gestellt wor- 
den. Die Antragsfrist endete am 28. März 1992. 

Das Freistellungsverfahren ist nur schleppend ange- 
laufen. Deshalb hat die Bundesregierung darauf ge- 
achtet, daß die Treuhandanstalt - im Vorgriff auf eine 
spätere Freistellung - in den Kaufverträgen weitge- 
hend die Sanierungskosten für die Altlasten über- 
nommen hat. Soweit die Altlasten nicht im Kaufpreis 
berücksichtigt wurden, wird der vertraglich zu ver- 
einbarende Eigenbetrag des Erwerbers üblicherweise 
auf einen Sockelbetrag sowie darüber hinaus auf eine 
prozentuale Beteiligung (mindestens 10 Prozent der 
Sanierungskosten) festgeschrieben. 

Die mit den Altlastenfreistellungen verbundenen Fol- 
gekosten gehen, sofern kein anderer Verantwortli- 
cher herangezogen werden kann, zu Lasten der Län- 
der. Damit können aus der AJtlastenfreistellung er- 
hebliche Belastungen auf die Länder zukommen. Der 
Bund hat deshalb im Interesse der Beseitung des Inve- 
stitionshemmnisses „Altlasten" und der Schaffung 
von Arbeitsplätzen den Ländern eine auf den Treu- 
handbereich beschränkte finanzielle Beteiligung an 
den Freistellungsfolgekosten angeboten. Über diese 
Finanzierungsregelung ist im Oktober 1992 zwischen 
Bund und neuen Ländern Einvernehmen erzielt wor- 
den; die Finanzierungsregelung ist im Dezember 
1992 in einem Verwaltungsabkommen verbindlich 
festgeschrieben worden. 

Zwischenzeitlich liegen für die Umsetzung der Finan- 
zierungsregelung der ökologischen Altlasten die not- 
wendigen Vereinbarungen zwischen Bund, Treu- 
handanstalt und Ländern vor. Damit sind die Hinder- 
nisse aus dem Weg geräumt, und das Freistellungs- 
verfahren kann nunmehr durch die Länder ohne Ver- 
zögerung in größerem Umfang durchgeführt werden. 

Kern der Finanzierungsregelung ist die Vereinba- 
rung, daß sich Treuhandanstalt und Länder die bei 


der Freistellung von Unternehmen im Bereich der 
Treuhandanstalt anfallenden Folgekosten im Verhält- 
nis 60 : 40 teilen. Hierfür ist ab 1992 für einen Zeit- 
raum von 10 Jahren ein jährlicher Finanzrahmen von 
bis zu 1 Milliarde DM vorgesehen. Einbezogen in 
diese Regelung sind noch im Besitz der Treuhandan- 
stalt stehende und seit dem 1. Januar 1992 privati- 
sierte Unternehmen. 

Für Großprojekte ist ein auf die effektiv zu tragenden 
Kosten bezogener Schlüssel von 75 (THA) : 25 (Län- 
der) festgelegt worden. 

Für den Bereich der Braunkohlesanierung, der bereits 
im Verwaltungsabkommen selbst als Großprojekt 
festgelegt worden ist, ist für die Jahre 1993 bis 1997 
ein Finanzrahmen von jährlich bis zu 1,5 Milliarden 
DM festgesetzt worden (siehe Abschnitt 1.2. 5. 2). 

Die Auswahl der weiteren Großprojekte einschließ- 
lich der Festsetzung eines speziellen Altlastensanie- 
rungskonzeptes und eines gesonderten Finanzrah- 
mens ist Aufgabe der zur Umsetzung des Verwal- 
tungsabkommensgebildeten Gemeinsamen Arbeits- 
gruppe Bund/TH A/Länder „Ökologische Altlasten". 
Diese Arbeitsgruppe hat ihre Beratungen zur Aus- 
wahl der Großprojekte weitgehend abgeschlossen. 
Insgesamt sind bisher die folgenden 21 Vorhaben als 
Großprojekte festgestellt: 

Berlin 

- Region „Industriegebiet Spree" (Adlershof, Rum- 
melsburg, Oberschöneweide, Niederschöneweide, 
Johannisthal) 

Brandenburg 

- Region „Kreis Oranienburg" (Hennigsdorf, Velten, 
Birkenwerder, Oranienburg, Technopark Gew'erbe- 
park Hennigsdorf GmbH) 

- Stadt Brandenburg 
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Mecklenburg-Vorpommern 

- Neptun-Wamow-Werft, Rostock 

- MTW Schiffswerft, Wismar 

- Stralsund 

Sachsen 

- SAXONIA Freiberg 

- Olefinwerke Böhlen/Lippendorf (SOW) 

- Coschütz/Gittersee/Friedrichstadt 

- Lautawerk GmbH i.L. für chemische und metallur- 
gische Produktion 

Sachsen-Anhalt 

- Buna AG 

- Leuna-Werke AG 

- Filmfabrik Wolfen AG 

- Chemie AG Bitterfeld-Wolfen 

- Hydrierwerk Zeitz GmbH 

- Erdöl/Erdgas-Gommem (Förderfeld Salzwedel/ 
Peckensen) 

- Mansfeld AG (Rohhütte Helbra, Kupfer-Süber- 
Hütte, Mansfelder Kupfer und Messing MKM 
(ehemaliges Walzwerk Hettstedt)) 

- Region „Magdeburg Rothensee" (Großgaserei 
Magdeburg, Faserzement GmbH, Stahlgießerei Ro- 
thensee GmbH, Metallaufbereitung Magdeburg 
GmbH, Entstaubunqstechnik, Holzhandelsqesell- 
schaft) 

Thüringen 

- Kali- Werra AG (Merkers) 

- Kali-Südharz AG (Sondershausen, Bleicherode, 
Sollstedt, Bischofferode) 

- Verwaltungs- und Verwertungsgesellschaft, Rositz 

Jedes dieser Großprojekte erfordert aus heutiger 
Sicht einen Sanierungsaufwand von 100 Millionen 
DM und mehr. Für die gesamten 21 Großprojekte wer- 
den die Sanierungskosten auf rd. 6 Milliarden DM ge- 
schätzt. 

Mit dem Finanzierungsabkommen sind die Grundla- 
gen geschaffen, um das Investitionshemmnis „Altla- 
sten" in den neuen Ländern systematisch und zielge- 
richtet zu beseitigen. Zugleich werden wichtige Im- 
pulse für die Verbesserung der Wirtschafts- und Ar- 
beitsmarktsituation gegeben. 

Allein in der Braunkohlesanierung und im Chemie- 
dreieck Halle/Leipzig/Bitterfeld werden damit insge- 
samt 32 000 Arbeitsplätze in der Umweltsanierung 
gesichert und neu geschaffen. 

1. 2.5.2 Braunkohlesanierung 

Der großflächige Braunkohletagebau, die technolo- 
gisch veralteten Braunkohlekraftwerke und die 
Braunkohleveredelung haben m der ehemaligen 
DDR zu massiven Umweltbelastungen geführt. Die 
größten Hypotheken aus dieser Zeit sind großräumige 
Landschaftsschäden in Form großflächiger Restlöcher 
und Kippen und ein weiträumig gestörter Wasser- 
haushalt. Die außerordentlich große Dimension der 
Sanierung der Braunkohletagebaue wird durch Re- 


kultivierungsrückstände von 60 000 Hektar und über 
1 000 Altlastenverdachtsflächen belegt. 

Neben der Sanierung dieser Altlasten erfordert vor al- 
lem die Neuregelung der gesamten Wasserwirtschaft 
ein koordiniertes Vorgehen. Durch den Rückgang des 
Bergbaus drohen dramatische Engpässe un regiona- 
len und überregionalen Wasserhaushalt. Dies gilt vor 
allem für die Spree. Um eine ausreichende Trink- und 
Brauchwasserversorgung in der Lausitz bis hin nach 
Berlin sicherzustellen und ökologische Schäden im 
Spreewald zu vermeiden, ist eine weiträumige Was- 
serbewirtschaftung erforderlich. Zu den dafür not- 
wendigen Maßnahmen zählen die großflächige Spei- 
cherung sowie ggf. die Überleitung und Aufbereitung 
von Wasser aus anderen Flußgebieten. Gleichzeitig 
muß der Gefahr begegnet werden, daß mit dem Wie- 
deranstieg des Grundwasserspiegels vorhandene Alt- 
lasten das Grundwasser großflächig verseuchen. 

Bund und Länder haben sich im Oktober 1992 auf 
eine Finanzierungsregelung für die anstehenden Sa- 
nierungsmaßnahmen verständigt. Diese Regelung 
sieht vor, daß zunächst in den Jahren 1993 bis 1997 
jährlich ca. 1,5 Milliarden DM für Sanierungsmaßnah- 
men bereitgestellt werden. Nach Abzug der Mittel 
der Arbeitsverwaltung teilen sich Treuhandanstalt/ 
Bund und Länder die Kosten im Verhältnis von 75 zu 
25 (siehe dazu im einzelnen unter 1.2. 5.1). Die aus der 
Privatisierung der Braunkohle-Unternehmen erziel- 
ten bzw. künftig zu erzielenden Erlöse werden zusätz- 
lich vorab durch Treuhandanstalt/Bund in die Braun- 
kohlesanierung investiert. 

Speziell zur Koordinierung der Braunkohlesanierung 
hat das Bundeskabinett im September 1992 die Ein- 
richtung eines „Büros" beschlossen, das bei der Treu- 
handanstalt in Berlin angesiedelt ist. Das Braunkohle- 
sanierungsbüro soll dazu dienen, daß die von der 
Bundesregierung, der Treuhandanstalt, der Bundes- 
anstalt für Arbeit und den Ländern für die Braunkoh- 
lesanierung bereitgestellten Mittel effizient verwen- 
detwerden. 

Wesentliche Aufgabe des Büros ist es, Empfehlungen 
zu geben für die Schaffung planerisch-technischer 
Grundlagen der landes- und untemehmensübergrei- 
fenden Sanierungsplanung, insbesondere im Bereich 
der Wasserwirtschaft, für die Festlegung von Prioritä- 
ten bei der Sanierung von Altlasten und bei der Re- 
kulüvierung sowie für einen optimalen Einsatz von 
Arbeitskräften in der Sanierung. Dabei sollen auch 
die Ergebnisse des vom Bundesumweltministerium 
geförderten Forschungs- und Entwicklungsvorha- 
bens „Ökologischer Sanierungs- und Entwicklungs- 
plan Niederlausitz" Berücksichtigung finden. 

Eine Steuerungsgruppe unter Federführung des Bun- 
desumweltministeriums, in der die Beteiligten, na- 
mentlich auch die Braunkohleländer Brandenburg, 
Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen intensiv 
mitwirken, erarbeitet die inhaltlichen Vorgaben für 
die Tätigkeit des Büros. Dabei wird den landes- und 
regionalplanerischen Anforderungen Rechnung ge- 
tragen. 

Für die Bundesregierung und die Treuhandanstalt hat 
das Büro einen hohen Stellenwert. Dies erklärt sich 
zum einen aus den gewaltigen Umweltlasten, die 
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durch die Braunkohlenutzung in der ehemaligen 
DDR entstanden sind, zum anderen aber auch aus 
den Wirtschafts- und arbeitsmarktpolitischen Proble- 
men, die dringend gelöst werden müssen. Potentielle 
Investoren wollen vor einem Engagement sicher sein, 
daß sie nicht für die rechthchen und finanziellen Fol- 
gekosten der Altlasten einstehen müssen. Eine Lö- 
sung der Altlastenfrage ist somit auch entscheidend 
für die künftige Nutzung der Braunkohle und die Be- 
schäftigung vieler tausend Mitarbeiter der Braunkoh- 
leunternehmen in der Lausitz und in Mitteldeutsch- 
land. 

Seit 1991 ist die Zahl der Beschäftigten in der Braun- 
kohlesanierung kontinuierlich von knapp 10 000 auf 
über 18 000 im Juni 1994 gestiegen. Davon sind rd. 
2 000 Arbeitnehmer in Fremdfirmen tätig, die im Auf- 
trag der Sanierungsgesellschaften Spezialaufgaben 
wahmehmen. 

Vorläufig ist die Tätigkeit des Braunkohlesanierungs- 
büros bis Ende 1994 befristet. Die gesetzlich erforder- 
lichen Sanierungsarbeiten - einschließlich der Wie- 
derherstellung des völlig gestörten Wasserhaushalts - 
und die Aufgaben der Planung, Koordination und 
Kontrolle werden ] edoch mit Sicherheit weit mehr Zeit 
beanspruchen. 

Die Bundesregierung ist daher unter der Federfüh- 
rung des Bundesumweltministeriums in intensiver 
Zusammenarbeit mit den Ländern um eine Anschluß- 
regelung bemüht, die die Organisation der Braunkoh- 
lesanierung auf ein langfristig tragfähiges Funda- 
ment stellt. Die hierzu seit Juni 1993 geführten Bund/ 
Ländergespräche haben ergeben, daß eine Grundvor- 
aussetzung für die Sicherstellung der gesetzlich erfor- 
derlichen Planungsarbeiten die Verlängerung der Fi- 
nanzierungsregelung für ökologische Altlasten vom 
1. Dezember 1992 ist. Der Bund hat daher den Braun- 
kohleländem das Angebot unterbreitet, die Finanzie- 
rung auf der bisherigen Grundlage bis zum Jahre 
2002 zu verlängern. 


1. 2.5.3 Altlastensanierung auf militärischen 
Liegenschaften 

Liegenschaften der ehemaligen Nationalen Volksar- 
mee (NVA) sind nach Artikel 21 des Einigungsvertra- 
ges in das Verwaltungsvermögen des Bundes überge- 
gangen. Es finden damit die für zivile Altlasten gel- 
tenden Regelungen Anwendung. 

Auf Liegenschaften, die von der ehemaligen West- 
gruppe der sowjetischen Streitkräfte (jetzt; Westgrup- 
pe der Truppen-WGT) genutzt werden, hat die WGT 
nach Artikel 8 Abs. 1 des Aufenthalts- und Abzugs- 
vertrages deutsche Rechtsvorschriften auch auf dem 
Gebiet der öffentlichen Sicherheit und Ordnung und 
des Umweltschutzes einzuhalten. Unabhängig davon 
können die jeweiligen Grundstückseigentümer nach 
den einschlägigen Landesgesetzen, insbesondere 
den Wasser- und Abfallgesetzen sowie nach dem Poli- 
zei- und Ordnungsrecht auf den noch von der WGT 
genutzten Liegenschaften als Zustandsverantwortli- 
che in Betracht kommen. 


Bei Rüstungsaltlasten findet die Staatspraxis Anwen- 
dung, die bei Neufassung des Axtikel 120 Grundge- 
setz (Kriegsfolgelasten) in den Jahren 1965 und 1969 
als Kostenverteilungsregelung zwischen Bund und 
Ländern zugrunde gelegt worden ist. Danach finan- 
ziert der Bund alle erforderlichen Maßnahmen zur Be- 
seitigung von Gefahren, die von Rüstungsaltlasten 
auf bundeseigenen Liegenschaften ausgehen und im 
Rahmen seiner Verpflichtung nach § 19 Abs. 2 Nr. 1 
des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes Gefahrenab- 
wehrmaßnahmen auf nicht bundeseigenen Liegen- 
schaften, soweit die Gefahren von ehemals reichsei- 
genen Kampfmitteln (Munition, Kampfstoff und -ge- 
rät) verursacht bzw. mitverursacht worden sind und 
ein Handlungs- oder Zustandsstörer nicht haftbar ge- 
macht werden kann. 


1 .2.5.3.1 Liegenschaften der 

Nationalen Volksarmee 

In den neuen Ländern sind auf den Liegenschaften 
der WGT und der ehemaligen Nationalen Volksarmee 
zahlreiche Altlastverdachtsflächen festgestellt wor- 
den. Dabei wird unter einer AJtlastverdachtsfläche 
eine möglicherweise mit einem oder mehreren Schad- 
stoffen kontaminierte begrenzte Fläche unterschiedli- 
cher Größe und fraglichen Gefahrenpotentials ver- 
standen. 

Von den 3 315 Liegenschaften der ehemaligen Natio- 
nalen Volksarmee mit einer Fläche von 277 000 Hek- 
tar übernirrunt die Bundeswehr als sogenannte 
„struktursichere Flächen" 700 Liegenschaften. 

Ab Oktober 1990 wurden Altlastverdachtsflächen zu- 
nächst durch erste systematische Erhebungen seitens 
der Ortsdienststellen erfaßt. Im Sommer 1991 wurde 
für die struktursicheren Liegenschaften das „Altla- 
stenprogramm Ost" der Bundeswehr ausgelöst. Es 
wird schrittweise in drei Phasen im Auftrag des Bun- 
desverteidigungsministeriums von der Oberfinanzdi- 
rektion Hannover als Leitbaudienststelle durchge- 
führt. 

Tabelle 6 


Altlastenprogramm Ost 


Phase I 

Erfassung und Erstbewertung 

Phase II 

Gefährdungsabschätzung 

Phase III 

Sicherung und/oder Sanierung 


Gegenwärtig werden in über 200 struktursicheren 
Bundeswehrliegenschaften auf über 1 500 festgestell- 
ten Altlastverdachtsflächen Erfassungen und Erstbe- 
wertungen durchgeführt und bereits zahlreiche zu- 
sätzliche orientierende Untersuchungen (Phase II) 
eingeleitet. An fast 20 Standorten wurden bisher über 
30 Sofortmaßnahmen zur akuten Gefahrenabwehr 
eingeleitet, in einigen Liegenschaften auch schon ab- 
geschlossen. 

Im Jahre 1993 wurden im Rahmen des „Altlastenpro- 
gramms Ost" der Bundeswehr 90 Millionen DM aus 
dem Verteidigungsetat eingesetzt. 
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1.2.5.3.2 Liegenschaften der Westgruppe der 
Truppen (WGT) 

Die WGT, deren Abzug bis Ende August 1994 vorge- 
sehen ist, nutzte im Oktober 1990 eine Fläche von ca. 
240 000 Hektar, die sich auf die neuen Länder wie 
folgt verteilt: 

Berlin rd. 100 Hektar 

Brandenburg rd. 120 000 Hektar 

Mecklenburg- Vorpommern rd. 15 400 Hektar 

Sachsen rd. 18 000 Hektar 

Sachsen-Anhalt rd. 69 500 Hektar 

Thüringen rd. 17 000 Hektar 

Bereits im Frühjahr 1991 hat das Bundesumweltmi- 
nisterium in Abstimmung mit dem Bundesfinanzmi- 
nisterium eine Bestandsaufnahme aller Altlastver- 
dachtsflächen auf den WGT-Liegenschaften in Auf- 
trag gegeben. Ziele dieses Projektes sind: 

- Altlastverdachtsflächen auf den Liegenschaften der 
WGT zu erfassen, zu beschreiben und zu dokumen- 
tieren, 

- eine Erstbewertung der Altlastverdachtsflächen 
vorzunehmen, Sofortmaßnahmen zur unmittelba- 
ren Gefahrenabwehr vorzuschlagen und 

- Grundlagen für eine weitergehende Gefährdungs- 
abschätzung zu schaffen. 

Die Kosten des Projekts betragen ca. 97 Millionen 
DM, wobei mehr als zwei Drittel dieses Finanzvolu- 
mens an ostdeutsche Firmen fließen. Das Projekt wird 
1995 beendet. 

Gefährdungsabschätzungen und ggf. die Durchfüh- 
rung von Sicherungs- und Sanierungsmaßnahmen 
werden seit Ende 1992 durch die Finanzbauverwal- 
tung der Länder im Auftrag des Bundesministeriums 
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau auf der 
Grundlage der „Richtlinien für die Planung und Aus- 
führung der Sicherung belasteter Böden" des Bundes- 
bauministeriums durchgeführt. 

Die Liegenschaften der WGT, die nicht mehr für den 
Aufenthalt benötigt werden, wurden bisher planmä- 
ßig an die Bundesvermögensämter in dep neuen Län- 
dern übergeben. Bisher (Stand Ende 1993) wurden im 
Rahmen des genannten Projekts ca. 1 165 Berichte zu 
ganz oder teilweise geräumten Liegenschaften er- 
stellt, deren Auswertung ca. 22 150 Altlastverdachts- 
flächen ergibt. 

Weitergehende Untersuchungen haben in der Ver- 
gangenheit gezeigt, daß nur bei einem Teil dieser 
Flächen Altlasten-Sofortmaßnahmen durchzuführen 
sind. Einen großen Anteil haben jedoch Beräumungs- 
und Abfallbeseitigungsmaßnahmen. 

Erst nach vollständiger Erfassung und Bewertung der 
Altlastverdachtsflächen kann - von der Durchführung 
von Sofortmaßnahmen abgesehen - über Sanierungs- 
erfordemisse und die Setzung von Prioritäten in Ab- 
hängigkeit von der beabsichtigten Folgenutzung ent- 
schieden werden. 


1. 2.5.4 Wismut 

Zur Problematik der Altlasten des Uranerzbergbaus 
wird auf Abschnitt B. 2. 1.9. 4. 3 verwiesen. 

1.2.6 Umweltsanierung und Arbeitsförderung 

In den neuen Ländern ist ähnlich wie in den alten 
Ländern festzustellen, daß viele Unternehmen Stand- 
orte für neue Produktionsstätten nur annehmeh, 
wenn diese ökologisch unbedenklich und erschlossen 
sind. Ein konkretes Ziel besteht darin, ehemalige In- 
dustrieflächen für neue Nutzungen vorzubereiten 
und dieses „ Fläch enrecy ding" mit Arbeitsplatzsiche- 
rung zu verknüpfen. Es gilt, die im Umstrukturie- 
rungsprozeß freigesetzten qualifizierten Arbeitskräfte 
für die Umweltsanierung zu gewinnen und dadurch 
Voraussetzungen zur Erhaltung industrieller Kembe- 
reiche als Grundlage für einen Neubeginn mit Zu- 
kunftsperspektive zu schaffen. 

1991 und 1992 hat die Bundesregierung für die Finan- 
zierung von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (ABM) 
einschließlich der Mittel aus dem Gemeinschaftswerk 
Aufschwung Ost ca. 16,3 Milliarden DM bereitge- 
stellt. Davon entfällt ein beträchtlicher Anteil auf den 
Umweltschutz. Von den in der Spitze über 400 000 
ABM-Beschäftigten waren etwa 120 000 in Maßnah- 
men zur Umweltverbesserung tätig. 

Wegen der zeitlichen Begrenzung der ABM auf zu- 
nächst zwei Jahre und aufgrund der anhaltend 
schwierigen Arbeitsmarktlage war es notwendig, die 
Brücke zu Dauerarbeitsverhältnissen zu verlängern. 
Im Rahmen der zum 1. Januar 1993 für die Dauer von 
fünf Jahren neu eingeführten „Arbeitsförderung Ost" 
(§ 249 h Arbeitsförderungsgesetz) kann an Träger von 
Maßnahmen im Umwelt-, Sozial- und Jugendbereich 
ein Zuschuß gezahlt werden, der sich als Angebot zur 
Mitfinanzierung in der Höhe nach einem pauschalier- 
ten Durchschnittsbetrag aus erspartem Arbeitslosen- 
geld bzw. ersparter Arbeitslosenhilfe bemißt. Die För- 
derung nach § 249 h AFG tritt flankierend neben das 
zwischen Bund und Ländern geschlossene Verwal- 
tungsabkommen vom 1. Dezember 1992 über die Re- 
gelung der Finanzierung der ökologischen Altlasten 
(siehe Abschnitt B. 1.2. 5.1). 

1.2.7 Aufbau moderner Umwelttechnologien 

Die Umstrukturierung der Wirtschaft durch den Neu- 
aufbau von Unternehmen, Produktions- und Indu- 
strieanlagen bietet die Chance, moderne umwelt- 
schonende Technologien einzusetzen und damit für 
die neuen Länder langfristig Wettbewerbsvorteile zu 
sichern. Die anspruchsvolle Umweltschutzgesetzge- 
bung der Bundesrepublik Deutschland wird sich als 
Motor für diesen ökologischen Modemisierungspro- 
zeß in den neuen Ländern erweisen. 

Entwicklung und Einsatz modernster Umwelttechno- 
logien kann die Basis für einen Industriezweig wer- 
den, der durch überdurchschnittliche Wachstumsra- 
ten und ein national wie international erhebliches 
Marktpotential gekennzeichnet ist. Mit der Anwen- 
dung effizienter Umwelttechnologien ist es darüber 
hinaus möglich, die Negativseiten der belasteten Re- 
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gionen in positive Ansätze zu wenden. Es bietet sich 
daher auch an, die über das Finanzierungsabkommen 
zur Beseitigung des Investitionshemmnisses „Altla- 
sten" bereitgestellten Mittel dazu zu nutzen, wirksa- 
me Technologien zur Altlastensanierung einzusetzen, 
um beispielhaft zu zeigen, wie Hypotheken der Ver- 
gangenheit durch den Einsatz moderner Umwelttech- 
nik bewältigt werden können. 

Mittlerweile ist eine Vielzahl von Großprojekten mo- 
dernster Umwelttechnologien in Angriff genommen 
worden. Das reicht von der Kläranlage und Sonder- 
müllverbrennungsanlage in Bitterfeld bis zum Ver- 
wertungszentrum für Kunststoffabfälle und anorgani- 
sche Problemstoffe im Chemiedreieck Leipzig/Halle/ 
Bitterfeld. 

Die Entwicklung dieser Region zu einer Weltausstel- 
lung modernster Umwelttechnologien wird durch den 
Aufbau von Institutionen wie dem Umweltfor- 
schungszentrum (UFZ) Leipzig/Halle (siehe auch Ab- 
schnitt B.2.2.6.3) oder dem Europäischen Energie- 
und Umweltpark (EUP) in Leipzig unterstützt. 


1.2.8 Sicherung der natürlichen Lebensräume 

Die Naturschutzsituation der DDR war durch zwei Ex- 
treme gekennzeichnet. Auf der einen Seite waren die 
Naturgüter Wasser, Luft und Boden extremen Bela- 
stungen vor allem durch Stoffeinträge ausgesetzt. An- 
dererseits existieren in den neuen Ländern noch viele 
großflächige natürliche und natumahe Gebiete, in de- 
nen sich stark gefährdete oder seltene Pflanzen- und 
Tierarten ungestört entwickeln konnten. Ein Beispiel 
dafür ist die Großtrappe, die im Gebiet der alten Län- 
der schon um die Jahrhundertwende als Brutvogel 
ausgestorben war. All diese Gebiete stellen ein wert- 
volles Naturerbe dar, das vorrangig geschützt und er- 
halten werden muß. 

Noch im September 1990 wurden durch Beschluß des 
Ministerrats der DDR fünf Nationalparke, sechs Bio- 
sphärenreservate und drei Naturparke mit einer Ge- 
samtfläche von 9 180 km^ unter Schutz gestellt. Diese 
Unterschutzstellung wurde durch den Einigungsver- 
trag festgeschrieben. 

Die Bundesregierung hat außerdem die einstweilige 
Sicherstellung weiterer zehn großflächiger Schutzge- 
biete gefördert. 

Von der UNESCO sind Rhön, Spreewald, Süd-Ost- 
Rügen, Mittlere Elbe sowie Vessertal/Thüringer Wald 
und Schorfheide-Chorin als Biosphärenreservate mit 
einer Gesamtfläche von ca. 380 000 Hektar anerkannt 
worden. 

Für die erste Aufbauphase des Nationalparkpro- 
gramms wurden 1990 11,3 Mülionen DM zur Verfü- 
gung gestellt. Außerhalb des Nationalparkpro- 
gramms wurden über 90 Naturschutzprojekte in den 
neuen Ländern mit ca. 15 Millionen DM gefördert. Im 
Rahmen des Gemeinschaftswerks Aufschwung Ost 
wurden durch den Bund 310 Naturschutzprojekte mit 
einem Volumen von weiteren 57,6 Mülionen DM in 
den Jahren 1991/1992 gefördert. Darüber hinaus 
steUte der Bund 1992 Fördermittel für 


- Forschungs- imd Demonstrationsvorhaben in Höhe 
von 1 Million DM 

- Erprobungs- und Entwicklungsvorhaben in Höhe 
von 0,9 Mülionen DM 

- Naturschutzvorhaben von gesamtstaatlich reprä- 
sentativer Bedeutung in Höhe von 5,7 Mülionen 
DM zur Verfügung. 

Entsprechend der verfassungsrechtiichen Aufgaben- 
verteilung ist die Verantwortung für den Naturschutz 
von den neuen Ländern selbst übernommen worden. 
Inzwischen haben die neuen Länder Naturschutzge- 
setze erlassen. 

Um die Möglichkeiten der Landschaftsplanung in 
den neuen Ländern exemplarisch aufzuzeigen, wer- 
den in verschiedenen Demonstrationsvorhaben mo- 
deUhafte Landschaftsplanungen durch den Bund ge- 
fördert (vgl. im einzelnen Abschnitt B. 2. 1.5. 6. 2). 

1.3 Eingetretene Umweltentlastungen 

Die Umweltsituation in den neuen Ländern hat sich 
seit der Wiedervereinigung spürbar verbessert. Es ist 
vor aUem gelungen, mit einer Vielzahl von Soforthü- 
fen unmittelbare Gesundheitsgefahren von den in 
den Hauptbelastungsgebieten lebenden Menschen 
abzuwenden. Der Schadstoffeintrag in Boden, Wasser 
und Luft ist deutlich zurückgegangen. 

Die Verbesserung der Umweltsituation ist z. T. das Er- 
gebnis von StiUegungen veralteter, unrentabler Indu- 
strieanlagen, aber auch das Resultat der von Bund 
und Ländern initiierten Investitionen in den Umwelt- 
schutz. . 

Konkrete Zahlen belegen die positiven Wirkungen 
der durch den Umweltschutz eingeleiteten Maßnah- 
men. 

Die Luftbelastungssituation in den neuen Ländern 
hat sich deutlich verbessert. Dies ist neben den bereits 
erfolgten und sich noch vollziehenden wirtschafüi- 
chen Umstrukturierungsprozessen auch auf die Um- 
setzung der Vorschriften der Großfeuerungsanlagen- 
Verordnung und der Technischen Anleitung Luft zu- 
rückzuführen. Mit dem erfolgten Rückgang der Emis- 
sionen hat sich auch die Imrrüssionssituation deuüich 
verbessert. 

Verglichen mit den Jahren 1980 bis 1988 hat die mitt- 
lere S02-Belastung in den industriellen BaUungsge- 
bieten der neuen Länder in den Jahren 1990 bis 1992 
um 45 bis 65 Prozent abgenommen. Auch in den weni- 
ger belasteten Gebieten war in diesem Zeitraum ein 
Rückgang der S02Tmmission um etwa 35 Prozent zu 
beobachten. 

Ungeachtet dessen werden in den Ballungsräumen 
Sachsens, Thüringens und Sachsen-Anhalts noch 
deuüich höhere S02-Belastungen festgestellt als in 
Ballungsgebieten der alten Länder. Im Ostteü der 
Stadt Berlin verringerten sich die S02-Emissionen um 
80 Prozent im wesentlichen durch Umstellung der 
Großfeuerungsanlagen sowie der Einzelfeuerungen 
von Braunkohle auf Erdgas. 

Ein signifikanter Rückgang ist auch bei der Belastung 
der Luft mit Schwebstaub zu verzeichnen. Er liegt in 
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Abbildung 6 


Wertvolles Naturerbe in den neuen Ländern 
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ländlichen Gebieten der neuen Länder bei 20 bis 
30 Prozent, in Ballungsgebieten gebietsweise über 
50 Prozent. 

Die energiebedingten C02-Emissionen verringerten 
sich von 1987 bis 1992 um 48 Prozent. Maßgeblich zu 
dieser Entwicklung haben der wirtschaftliche Struk- 
turumbruch und Maßnahmen für einen rationellen 
Energieeinsatz und die Substitution von Brennstof- 
fen, insbesondere der Braunkohle, durch umwelt- 
freundlichere Energieträger im Bereich der privaten 
Haushalte und des Kleinverbrauchs beigetragen. 

Der Rückgang der Stickoxid (NOx) -Emissionen auf- 
grund von Stillegungen und Sanierungsmaßnahmen 
in den neuen Ländern wurde durch die Entwicklung 
auf dem Verkehrssektor z. T. wieder kompensiert. 

Seit 1990 hat sich auch die Belastung der Flüsse mit 
Schadstoffen erheblich verringert. In der Elbe sind 
Verbesserungen sowohl bei der Belastung im organi- 
schen Haushalt als auch bei den Schwermetallgehal- 
ten zu verzeichnen. An der Wassergütemeßstelle bei 
Schnackenburg konnten 1992 für den Chemischen 
Sauerstoffbedarf (CSB) und die organischen Halogen- 
verbindungen, gemessen als AOX, im Vergleich zu 
1990 um 20 Prozent niedrigere Werte gemessen wer- 
den. Der Ammoniumgehalt betrug 1992 nur noch 
40 Prozent des Wertes von 1990. Die Konzentrationen 
von Quecksilber und Cadmium sind von 1990 bis 
1992 um 30 Prozent bzw. 10 Prozent zurückgegangen. 

Im Einzugsgebiet der Ostsee konnte die biologische 
Belastung aus kommunalen Kläranlagen um 46 Pro- 
zent und die von Phosphor um 66 Prozent gesenkt 
werden. Diffuse Einträge aus landwirtschaftlichen 
Flächen wurden in diesem Gebiet bei Stickstoff um 
49 Prozent und bei Phosphor um 33 Prozent verrin- 
gert. 

Die Salzlast in der Werra ging von 130 kg Chlor pro 
Sekunde auf 49 kg Chlor pro Sekunde zurück. 

Im Bereich der Altlastensanierung sind mit der Ver- 
einbarung der finanziellen und organisatorischen 
Rahmenbedingungen zwischen Bund und neuen 
Ländern die entscheidenden Voraussetzungen für 
eine zügige Abarbeitung der ökologischen Hypothe- 
ken geschaffen worden. Im Bereich der Braunkohle- 
sanierung und bei der Wiedernutzbarmachung von 
alten Industriestandorten der Chemie-, Stahl- und 
Metallbranche sind wichtige ökologische Gefahren- 
herde beseitigt und gleichzeitig - wie etwa am ehe- 
maligen Stahlstandort Riesa - wichtige Voraussetzun- 
gen zur Umstrukturierung der Industriestandorte ge- 
schaffen worden. 


2. Fortentwicklung der Umwelt- 
vorsorgepolitik 

Der Umweltschutz in Deutschland hat ein im interna- 
tionalen Vergleich hohes Niveau erreicht. Das wird 
auch im „Länderprüfbericht Deutschland" festge- 
stellt, der 1993 von der Organisation für wirtschaftli- 
che Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) veröf- 
fentlicht worden ist. 


Die Fortschritte in der Umweltpolitik und die spürba- 
ren Verbesserungen der Umweltsituation sind das Er- 
gebnis der Leistungen von Wirtschaft und privaten 
Haushalten. Bund, Länderund Gemeinden haben be- 
sonders in den letzten zehn Jahren den Umweltschutz 
zu einem Schwerpunkt ihrer Arbeit gemacht und die 
Verursacher von Umweltbelastungen zu weitreichen- 
den Umweltschutzmaßnahmen veranlaßt, die den Be- 
troffenen zum Teil große Anstrengungen und hohen 
finanziellen Einsatz abverlangt haben. 

Die Fortschritte im Umweltschutz sind getragen von 
einem hohen Umweltbewußtsein bei den Bürgern 
und innerhalb der gesellschaftlichen Gruppen, das 
sich in einem breiten Konsens hinsichtlich der Not- 
wendigkeit umweltpolitischer Maßnahmen und in 
zum Teil beachtlichen Leistungen und Initiativen nie- 
derschlägt. 

Mit den durchgeführten Programmen und Maßnah- 
men ist in verschiedenen Umweltbereichen bereits 
eine Entkoppelung von Wirtschaftswachstum und 
Umweltbelastung gelungen. Gleichwohl besteht 
nach wie vor erheblicher Handlungsbedarf, wie auch 
die OECD in ihrem Prüfbericht bestätigt. Dieser 
Handlungsbedarf ist keineswegs auf die ökologische 
Sanierung und Entwicklung in den neuen Ländern 
beschränkt. Vielmehr erfordert die besondere Situa- 
tion Deutschlands mit seiner geographischen Lage in 
der Mitte Europas, mit seiner hohen Bevölkerungs- 
dichte, hoher Industrialisierung, dichtem Verkehrs- 
netz (u. a. mit erheblichem Transitverkehr) auf Dauer 
besondere Anstrengungen im Umweltschutz in ganz 
Deutschland. 

Diese Erfordernisse dürfen auch in Zeiten ungünsti- 
gerer wirtschaftlicher Bedingungen nicht zurückge- 
stellt werden. Denn kontinuierliche Anstrengungen 
zur Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen 
sind nicht zuletzt auch unverzichtbar für die dauer- 
hafte Sicherung des Wirtschaftsstandortes Deutsch- 
land. 

Die Beschlüsse der Konferenz der Vereinten Nationen 
für Umwelt und Entwicklung (UNCED) 1992 in Rio 
und das 5. EG-Umweltaktionsprogramih, die das Leit- 
bild einer nachhaltigen, umweltgerechten Entwick- 
lung in den Mittelpunkt stellen, bestätigen die Bun- 
desregierung in der konsequenten Fortführung ihrer 
vorsorgenden Umweltpolitik. An diesen Beschlüssen 
und Programmen orientiert die Bundesregierung Ihre 
umweltpolitischen Strategien in den verschiedenen 
Umweltsektoren, wie Luftreinhaltung, Gewässer- 
schutz, aber auch bei den übergreifenden Fragen des 
Umweltschutzes, wie der Fortentwicklung des Um- 
weltrechts, den umweltökonomischen Fragen, den 
Fragen von Umweltinformation und Umweltfor- 
schung etc.. Dabei richtet sie ihre Anstrengungen be- 
sonders auf folgende Handlungsfelder: 

- Änderung der Produktions- und Konsumgewohn- 
heiten, die sich vor allem in neuen Strategien zur 
Bewältigung der Abfallproblematik, in der Förde- 
rung der Produktverantwortung bei Herstellern 
und Handel, in zunehmendem Einsatz umweltver- 
träglicher, ressourcenschonender Technologien, 
aber auch in einem veränderten Umgang mit der 
Mobilität, mit neuen Verhaltensweisen im Energie- 
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bereich oder bei der Freizeitgestaltung niederschla- 
gen müssen, 

- zunehmende Integration des Umweltschutzes in 
andere Politikbereiche durch geeignete umweltpo- 
litische Instrumente, aber vor allem durch die um- 
weltgerechte Ausgestaltung der anderen Fachpoli- 
tiken, 

- zunehmende Nutzung und Fortentwicklung des 
umweltpolitischen Instrumentariums über die ord- 
nungssrechtlichen Gebote und Verbote hinaus. 
Dabei wird dem verstärkten Einsatz marktwirt- 
schaftlicher Instrumente besonderes Gewicht bei- 
gemessen. Außerdem spielen zunehmend solche 
Instrumente eine Rolle, die durch Information und 
Motivation, durch Erziehung und Bildung das Ver- 
halten des einzelnen oder von Gruppen in Richtung 
auf tätige Umweltverantwortung lenken. 

- Einbeziehung aller auf die Umweltsituation ein- 
wirkenden Akteure. Neben dem staatlichen Han- 
deln auf den verschiedenen Ebenen - Europäische 
Union, Bund, Länder, Kommunen - muß das Hand- 
lungspotential der nichtstaatlichen Akteure für 
den Umweltschutz genutzt werden. Dazu gehört 
die umfassende Information und die Beteiligung 
von Bürgern und gesellschaftlichen Gruppen an 
umweltpolitischen Entscheidungen. Dazu gehört 
ebenso die Einbindung von Bürgern, Umweltver- 
bänden, Wirtschaft und Gewerkschaften, Wissen- 
schaft, Frauen- und Jugendorganisationen, Ver- 
braucher etc. in die Lösung von Umweltproblemen, 
mit der der dort vorhandene Sachverstand genutzt 
und zugleich die gemeinsame Verantwortung für 
die Umwelt deutlich gemacht wird. 


2.1 Umweltvorsorgepolitik in den 
einzelnen Sektoren 

2.1 .1 Umwelt und Gesundheit, 
Chemikaliensicherheit 

2.1 .1 .1 Der stoffbezogene Ansatz in der 
Umweltpolitik 

Ein Großteü der anthropogenen Veränderungen un- 
serer Umwelt und der mit üinen verbundenen Proble- 
me hängt mit der Herstellung und Verwendung che- 
mischer Stoffe, ihrem Eintrag in die Umweltmedien 
und der Exposition des Menschen ihnen gegenüber 
zusammen. Die verschiedensten Bereiche der Um- 
weltpolitik, von der anlagenbezogenen Luftreinhal- 
tung über den Gewässerschutz, den Bodenschutz, 
den Naturschutz, die Abfallpolitik bis hin zu den Um- 
weltfragen der Verkehrspolitik und zum Klimaschutz 
sind durch diesen Aspekt miteinander verzahnt. Im- 
mer wieder sind es die Auswirkungen gefährlicher Ei- 
genschaften bestimmter Stoffe und Stoffgruppen, die 
- häufig in mehreren der betroffenen Umweltbereiche 
gleichzeitig - Handlungsbedarf auslösen. 

Eine Politik der Umwelt- und Gesundheitsvorsorge, 
die nicht nur in einzelnen Bereichen Symptome ku- 
riert, sondern darauf angelegt ist, die erforderlichen 
Rahmenbedingungen für eine nachhaltige, umwelt- 


gerechte Entwicklung des Lebens und Wirtschaftens 
zu schaffen, muß dem durch übergreifendes, stoffbe- 
zogenes Denken Rechnung tragen. Grundlage hier- 
für ist vor allem eine fundierte wissenschaftliche 
Bewertung von Stoffeigenschaften. Darüber hinaus 
ist es notwendig, die unter den Bedingungen einer 
arbeitsteiligen Industriegesellschaft entstehenden 
Stoffströme erkennen und verstehen zu lernen, um so 
die verschiedenen zu Gebote stehenden Handlungs- 
möglichkeiten mit größtmöglichem Erfolg abschätzen 
und einsetzen zu können und zu einem Stoffstrom- 
Management zu gelangen. 

Der stoffbezogene Ansatz hat auch bei der Konferenz 
der Vereinten Nationen für Umwelt und Entwicklung 
in Rio 1992 eine wichtige Rolle gespielt. Die Agenda 
21 widmet sich in Kapitel 19 („Umweltverträglicher 
Umgang mit giftigen Chemikalien einschließlich der 
Verhinderung illegalen internationalen Handels mit 
giftigen und gefährlichen Produkten") speziell dem 
Thema Chemikaliensicherheit. Sie bezieht sich dabei 
vor allem auf die Bewertung von alten Stoffen, die 
Schaffung eines weltweiten Systems der Einstufung 
und Kennzeichnung, auf den Informationsaustausch 
über giftige Chemikalien und Chemikalienrisiken, 
die Entwicklung von Programmen zur Risücovermin- 
derung, die Stärkung nationaler Kompetenzen im Be- 
reich der umweltverträgüchen Handhabung von Che- 
mikalien und die Verhütung des illegalen internatio- 
nalen Handels. 

2.1 .1 .1 .1 Grundzüge der Chemikaliensicherheits- 
politik in Deutschland 

Ausschließlich dem stoffbezogenen Ansatz gewidmet 
ist in der Umwelt- und Gesundheitspolitik das Hand- 
lungsfeld der „Chemikaliensicherheit", dessen Leit- 
gesetz das 1982 in Kraft getretene Chemikaliengesetz 
ist. Die Chemikaliensicherheitspolitik verfolgt im we- 
sentlichen die folgenden drei Anliegen: 

- Ermittlung wissenschaftlich fundierter Erkennt- 
nisse über die gefährlichen Eigenschaften von 
Stoffen: Neue Stoffe (Stoffe, die nach dem EU-ein- 
heitlichen Stichtag 18. September 1981 erstmals auf 
den Markt gebracht worden sind) unterliegen dem 
Anmelde- und Mitteilungsverfahren des Chemika- 
liengesetzes. Danach sind toxikologische und öko- 
toxikologische Prüfungen des Stoffes bei der „An- 
meldestelle nach dem Chemikaliengesetz" (Bun- 
desanstalt für Arbeitsschutz Dortmund.) vorzulegen 
und werden vom Umweltbundesamt, vom Bundes- 
gesundheitsamt und der Bundesanstalt für Arbeits- 
schutz einer sorgfältigen wissenschaftlichen Be- 
wertung unterzogen; dabei wirken in bestimmten 
Fällen auch die Bundesanstalt für Materialprüfung 
und die Biologische Bundesanstalt mit. Die sog. al- 
ten Stoffe (Stoffe, die zu dem genannten Stichtag 
bereits auf dem Markt waren; im einzelnen im Euro- 
päischen Altstoffverzeichnis EINECS aufgeführt) 
werden seit 1982 in einem systematischen, nach 
Prioritätsstufen gestaffelten Altstoffprogramm be- 
wertet, das in Deutschland im Rahmen einer freiwil- 
Ügen Zusammenarbeit von Staat, Wissenschaft und 
Wirtschaft entwickelt wurde und in der Altstoffkon- 
zeption der Bundesregierung von 1988 im einzel- 
nen dargelegt worden ist (BT-Drs. 11/6148). Auf- 
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grund der EG- Altstoffverordnung von 1993 wird 
dieses System künftig in vergleichbarer Form auch 
EU- weit rechtlich verbindlich. 

- Kenntlichmachung gefährlicher Eigenschaften 
von Stoffen, Zubereitungen oder Erzeugnissen 
durch ein System der Einstufung, Kennzeichnung 
und Verpakung von Chemikalien: Die bei gefährli- 
chen Stoffen anzubringende Kennzeichnung be- 
steht in der Regel aus standardisierten Gefahren- 
symbolen (z. B. Totenkopf), Risikohinweisen (z. B. 
„R-25: Giftig beim Verschlucken") und Sicherheits- 
ratschlägen (z. B. „S-1: Unter Verschluß aufbewah- 
ren"). Das Bild dieser Standardkennzeichnung ist 
jedem Verbraucher geläufig. Das System wird er- 
gänzt durch bestimmte Sonderkennzeichnungsvor- 
schriften, die für einzelne Produktgruppen gelten, 
z. B. die von Transformatorenhäuschen bekannte 
Kennzeichnung „PCB" bei PCB-haltigen Transfor- 
matoren. 

- Gefahrenbegrenzung durch ordnungsrechtliche 
Regelungen: Soweit dies trotz der Kennzeich- 
nungsvorschriften erforderlich ist, können auf der 
Grundlage des Chemikaliengesetzes gezielte Ver- 
bote, Beschränkungen und sonstige stoffbezogene 
Regulierungsmaßnahmen erfolgen. Dies erlaubt 
einschneidende Maßnahmen, von denen bereits 
verschiedentlich Gebrauch gemacht worden ist, so 
z. B. bei den allgemeinen Abgabevorschriften des 
sogenannten „Giftrechts", den Arbeitsschutzvor- 
schriften der Gefahrstoffverordnung und den ein- 
zelstoffbezogenen Verboten und Beschränkungen 
etwa für Asbest, Pentachlorphenol, PCB, FCKW, 
Benzol, Formaldehyd, Teeröle u. v. a. 

Das Charakteristikum aller chemikalienrechtlichen 
Regelungen ist die Anknüpfung an den Stoff und 
seine mögliche Gefährlichkeit. Diese Regelungen 
sind in dem Sinne produktübergreifend, daß sie häu- 
fig Auswirkungen auf eine Vielzahl von Produkten 
haben, in welchen diese Stoffe Verwendung finden. 
Dies ist vor allem bedeutsam, wenn ein gefährlicher 
Stoff wie beispielsweise die ozonschichtabbauenden 
FCKW in den verschiedenartigsten Produkten und 
Verwendungsformen vorkommt. Die Gefährlichkeits- 
betrachtung des Chemikalienrechts ist ferner nicht 
auf die Wirkung in einem bestimmten Umweltkom- 
partiment (Wasser, Boden, Luft, Pflanzen, Tiere etc.) 
begrenzt, sondern erfaßt die möglichen gefährlichen 
Eigenschaften eines Stoffes in ihrer Gesamtheit. Das 
Chemikaliengesetz vereint schüeßLich die in vielen 
anderen Bereichen getrennten Schutzziele des Ge- 
sundheitsschutzes einerseits und des Umweltschut- 
zes andererseits. Der Schutz des Menschen vor den 
schädlichen Einwirkungen gefährlicher Stoffe wird 
dabei in einem weiten Sinne verstanden und umfaßt 
auch die besonderen Bedingungen der Exposition am 
Arbeitsplatz. Man spricht daher von den drei Schutz- 
zielen Umweltschutz, Gesundheitsschutz und Ar- 
beitsschutz des Chemikalienrechts. 

Schutzziele des Chemikalienrechts 

- Umweltschutz 

- Gesundheitsschutz 

- Arbeitsschutz 


2.1 .1 .1 .2 Fortentwicklung des Chemikalienrechts 

Im Chemikalienrecht hat sich auf der Grundlage der 
Novellierung des Chemikaliengesetzes im Jahre 1990 
ein deutlicher Entwicklungssprung vollzogen. In 
praktisch allen Bereichen hat es substantielle Verbes- 
serungen gegeben. Hervorzuheben ist auch die Har- 
monisierung von nationalen und EG -rechtlichen Re- 
gelungen und Reformen auf hohem Niveau, Schwer- 
punkte der Neuregelungen der letzten Jahre sind: 

- Im Bereich der Informationsbeschaffung ist es zu 
einer deutlichen Verbesserung des Anmeldeverfah- 
rens für neue Stoffe durch die 7. Änderungsrichtli- 
nie der EG-Chemikalienrichtlinie 67/548/EWG ge- 
kommen, wobei wesentliche Aspekte der deut- 
schen Chemikaliengesetznovelle von 1990 aufge- 
griffen wurden; besonders wichtige Verbesserun- 
gen sind die Absenkung der Eingangsmengen- 
schwelle für das Anmeldeverfahren von 1 Tonne 
auf 10 Kilogramm Vermarktungsmenge pro Jahr 
und die Ausdehnung der ökotoxikologischen Prüf- 
pflichten. Die Altstoffbearbeitung wurde mit der 
EG- Altstoffverordnung von 1993 auf eine EU- weit 
verbindliche Grundlage gestellt. 

- Im Bereich des Kennzeichnungsrechts ist das ur- 
sprünglich nur für Stoffe bestehende standardi- 
sierte Kennzeichnungssystem auf Zubereitungen 
ausgedehnt worden; dies ist vor allem für den Ver- 
braucherschutz von erheblicher Bedeutung, da die 
meisten Chemikalien, mit denen Verbraucher um- 
gehen, Zubereitungen, also Mischungen von Stof- 
fen sind. Ferner wurden die Einstufungskriterien 
für eine Reihe von Gefährlichkeitsmerkmalen we- 
sentlich verbessert und insbesondere eine eigen- 
ständige Kennzeichnung für umweltgefährliche 
Stoffe entwickelt. 

- Im Bereich der Gefahrenbegrenzung durch Ver- 
bote und Beschränkungen konnten inhaltlich in 
einigen Bereichen Durchbrüche erzielt werden, so 
insbesondere bei dem weltweit richtungsweisen- 
den Ausstiegskonzept der FCKW-Halon-Verbots- 
verordnung, bei Asbest, bei Dioxinen, bei Cad- 
mium sowie im Bereich der aliphatischen Chlorkoh- 
lenwasserstoffe. Im Rahmen einer den gesamten 
Bereich der Verbote und Beschränkungen betref- 
fenden Neuordnung des untergesetzlichen Chemi- 
kalienrechts wurden darüber hinaus die allgemei- 
nen Regelungen des „Giftrechts" und des Arbeits- 
schutzrechts weiter verfeinert. 

Einzelheiten der Fortentwicklungen des Chemika- 
lienrechts in den letzten vier Jahren sind unter 
B. 2. 1.1. 4 dargestellt, 

2.1 .1 .1 .3 Rückstände und Verunreinigungen in oder 
auf Lebensmitteln 

Einer der wichtigsten Wege, auf denen Menschen ge- 
genüber Schadstoffen aus der Umwelt exponiert wer- 
den, ist die Aufnahme über die Nahrung. Stoffliche 
Umweltbelastungen - aus welchen Quellen sie auch 
immer stammen - wirken sich häufig in der Nah- 
rungskette aus, wo es zu Anreicherungen und 
schließlich zur Belastung des Menschen als Endglied 
der Nahrungskette kommen kann. Dem muß der 
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stoffbezogene Umweltschutz sich stellen. Gerade bei 
dem Problem der Umweltkontamination von Lebens- 
mitteln werden der übergreifende Charakter des 
stoffbezogenen Umweltschutzes und seine Verbin- 
dung zum Gesundheitsschutz deutlich. 

Ziel muß es in erster Linie sein, Umweltbelastungen, 
aus denen sich eine Kontamination von Lebensmit- 
teln und letztlich auch eine Gefährdung des Men- 
schen ergeben können, schon an der Quelle, d. h. 
beim Eintrag in die Umwelt, zu verhindern. Dazu 
müssen die kompartiment- und produktbezogenen 
Regelungen miteinander verzahnt und aufeinander 
abgestimmt werden. Erforderlich sind darüber hinaus 
flankierende Maßnahmen, die bei den belasteten Le- 
bensmitteln selbst ansetzen. Dabei geht es darum, ei- 
nerseits einen ständigen Überblick über die Kontami- 
nationssituation im Lebensmittelbereich zu gewinnen 
und andererseits Lebensmittel aus dem Verkehr zu 
ziehen, deren Schadstoffbelastung das Maß des Tole- 
rierbaren überschreitet. 

Das Instrumentarium für die Lösung dieser auf das Le- 
bensmittel selbst bezogenen Aufgaben ist Ende der 
80er Jahre entwickelt worden. Grundlage war ein mit 
Mitteln des Bundesministeriums für Gesundheit und 
des Bundesministeriums für Forschung und Techno- 
logie gefördertes Forschungsvorhaben „Bundeswei- 
tes Lebensmittel-Monitoring". Es wurden eine Reihe 
von lebensmittelrechtlichen Regelungen zur Begren- 
zung der Kontamination von Lebensmitteln mit Um- 
weltschadstoffen getroffen. Zu nennen sind die gene- 
relle Ausdehnung der Höchstmengenregelungen der 
damaligen Pflanzenschutzmittel-Höchstmengenver- 
ordnung auf Einträge über die Umwelt (Wasser, Bo- 
den, Luft), der Erlaß der Schadstoff-Höchstmengen- 
verordnung mit Regelungen für die Umweltschad- 
stoffe Quecksilber und PCB und die unabhängig 
vom Eintragsweg vorgenommene Festsetzung von 
Höchstgehalten für Perchlorethylen, Trichlorethylen 
und Chloroform in der LÖsungsmittel-Höchstmengen- 
verordnung. 

Die Pflanzenschutzmittel-Höchstmengenverordnung 
wurde mehrfach novelliert und durch zusätzliche Re- 
gelungen über Schädlingsbekämpfungsmittel und 
Düngemittel zu einer generellen Rückstands-Höchst- 
mengenverordnung (RHmV) ausgebaut. Auch die 
RHmV wurde bereits mehrfach ergänzt. Dabei wur- 
den Höchstmengenregelungen für den wichtigen Be- 
reich der Nitratbelastung in pflanzlichen Lebensmit- 
teln (Salat, Spinat) geschaffen. Eine generelle Neufas- 
sung der RHmV mit zahlreichen Änderungen zur Um- 
setzung von EG-Recht sowie zur Anpassung an den 
aktuellen Stand der Zulassung von Pflanzenschutz- 
mitteln tritt in Kürze in Kraft. 

In Beratung ist ferner eine Ergänzung der Schadstoff- 
Höchstmengenverordnung mit Regelungen für Blei 
und Cadmium in Innereien sowie in und auf Getreide 
und Kartoffeln. Ferner soll im Rahmen des 2. Gesetzes 
zur Änderung des Lebensmittel- und Bedarfsgegen- 
ständegesetzes, das sich zur Zeit im Gesetzgebungs- 
verfahren befindet, das Lebensmittel-Monitoring in- 
stitutionalisiert werden. Hierdurch sollen fortlaufend 
aktualisierte Informationen über die Kontaminations- 
situation im Lebensmittelbereich gewonnen werden. 


Der Bereich der Höchstmengenregelungen für Um- 
weltkontaminanten in oder auf Lebensmitteln wird 
künftig eine EU- weite Dimension erhalten. Der Euro- 
päische Binnenmarktrat hat am 8. Februar 1993 hier- 
zu die „Verordnung Nr. 315/93 zur Festlegung von ge- 
meinschaftlichen Verfahren betreffend Verunreini- 
gungen in Lebensmitteln" verabschiedet, die diesen 
Bereich umfaßt. Die Regelung ist als Rahmenverord- 
nung konzipiert. Mit vorbereitenden Arbeiten zur 
Festlegung gemeinschaftsrechtlicher Regelungen für 
Höchstgehalte von Nitrat und Mykotoxinen in be- 
stimmten Lebensmitteln wurde begonnen. 

2.1 .1 .2 Übergreifende Aktivitäten des stoff- 
bezogenen Umweltschutzes 

Zum stoffbezogenen Umweltschutz gehören auch all 
diejenigen Aktivitäten des Umwelt- und Gesund- 
heitsschutzes, die auf die Entwicklung übergreifen- 
der, ganzheitlicher Konzeptionen zur Beherrschung 
der von Stoffen ausgehenden Risiken für Mensch und 
Umwelt abzielen. Die Erforderlichkeit derartiger Kon- 
zepte wird angesichts der Weiterentwicklung der Um- 
weltpohtik in den „klassischen" Bereichen Wasser, 
Boden, Luft und der zunehmenden Erkenntnis ihrer 
Verflechtung immer deuüicher. Bemühungen um 
eine Erarbeitung derartiger übergreifender Hand- 
lungskonzepte nehmen daher in der umweltpoliti- 
schen Diskussion immer größeren Raum ein. 


2.1. 1.2.1 Enquete-Kommission 

„Schutz des Menschen und der Umwelt“ 
des Deutschen Bundestages 

Am 18. März 1992 hat sich die Enquete-Kornmission 
des Deutschen Bundestages „Schutz des Menschen 
und der Umwelt - Bewertungskriterien und Perspek- 
tiven umweltverträglicher Stoffkreisläufe in der Indu- 
striegesellschaft" konstituiert. Die Enquete-Kommis- 
sion, die aus 13 Mitgliedern des Bundestages und 
13 Sachverständigen besteht, hat den Auftrag, die 
wissenschaftlichen Grundlagen und politischen Ge- 
staltungsmöghchkeiten für eine ökologische Stoff- 
wirtschaft aufzubereiten und „Chancen und Risiken 
von Stoffen, Stoffströmen und Stoffkreisläufen, auch 
in Verbindung mit Energieeinsatz, Verfahrenstech- 
niken und Funktionszusammenhängen sowie den 
volkswirtschaftlichen Kosten und Nutzen" zu bewer- 
ten (BT-Drs. 12/1951). Sie soll den Chemie- und indu- 
striepolitischen Dialog vertiefen und die gesellschaft- 
liche Konsensbildung über die zukünftige Ausgestal- 
tung der Umweltpolitik voranbringen. 

Die Bundesregierung verfolgt die Arbeit der Kommis- 
sion mit großem Interesse und unterstützt sie - auch 
durch ihre nachgeordneten wissenschaftlichen Be- 
hörden. Die Enquete-Kommission hat sich in der 
ersten Phase ihrer Arbeit schwerpunktmäßig mit den 
„Übungsbeispielen" Cadmium, Benzol und R 134 a 
befaßt, eine grundsätzliche Diskussion zum Thema 
Ökobilanzen geführt und sich den Problemfeldem 
„Textilien" und „Mobilität" sowie dem Thema 
„Chlorchemie" gewidmet und hat zu diesen Schwer- 
punktthemen Arbeitsgruppen eingesetzt. Die Kom- 
mission hat darüber hinaus verschiedene Sachver- 
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ständigen-Anhörungen zu einzelnen Themen durch- 
geführt. 

Die Enquete-Kommission hat im Herbst 1993 einen 
ersten Zwischenbericht vorgelegt. Der fertiggestellte 
Schlußbericht soll am 6. September 1994 der Präsi- 
dentin des Deutschen Bundestages übergeben wer- 
den. Zur Zeit wird noch an einer ausführlichen Zu- 
sammenfassung gearbeitet, die auch ins englische 
übersetzt werden soll. Angesichts des großen Um- 
fangs der zu bewältigenden Aufgaben ist damit zu 
rechnen, daß die Enquete-Kommission auch in der 
nächsten Legislaturperiode wieder konstituiert wird. 

2.1 .1 .2.2 Innenraumluftkonzeption der 
Bundesregierung 

Als ein umweit- und gesundheitspolitisches Hand- 
lungsfeld, das die Erarbeitung übergreifender Kon- 
zepte erforderlich macht, hat sich in den letzten Jah- 
ren zunehmend die Luftverunreinigung im Innen- 
raum herausgestellt. Die Luft in Innenräumen ist oft 
wesentlich stärker mit Schadstoffen belastet als die 
Außenluft. Dies belegen zahlreiche Veröffentlichun- 
gen aus den letzten Jahren. Kennzeichnend für die 
Problematik ist dabei, daß die Quellen der Innen- 
raumluftbelastung im einzelnen außerordentlich viel- 
gestaltig sind und die verschiedensten Lebensberei- 
che, Fach- und Rechtsgebiete betreffen. Eine sachge- 
rechte Lösung der Innenraumluftproblematik setzt 
daher ein Vorgehen voraus, das der Vielfältigkeit der 
Schadstoffquellen und der sie betreffenden Rechtsge- 
biete und Zuständigkeiten im Sinne einer planvollen 
Abstimmung und Gewichtung der zu treffenden Maß- 
nahmen Rechnung trägt. 

Auf der Grundlage des im Mai 1987 vom Rat von 
Sachverständigen für Umweltfragen erstellten Son- 
dergutachtens „Luftverunreinigungen in Innenräu- 
men" (BT-Drs. 11/613) hatte die Bundesregierung im 
April 1990 eine Interministerielle Arbeitsgruppe unter 
Federführung des Bundesumweltministeriums damit 
beauftragt, eine derartige Konzeption zu erstellen. 
Aufgrund der Vorarbeiten der Interministeriellen Ar- 
beitsgruppe hat die Bundesregierung im September 
1992 eine „Konzeption zur Verbesserung der Luftqua- 
lität in Innenräumen'' beschlossen. Neben Ausführun- 
gen über die wesentlichen Handlungsprinzipien, Be- 
urteilungsmaßstäbe und Instrumente der Politik zur 
Verbesserung der Luftqualität in Innenräumen setzt 
sich die Konzeption dabei in konkreten Einzeldarstel- 
lungen besonders mit folgenden Schadstoffquellen 
auseinander: 

- Bauprodukte 

- Ausstattungsmaterialien und Einrichtungsgegen- 
stände 

- offene Flammen, Feuerstellen und Außenwand- 
feuerstätten 

- raumlufttechnische Anlagen 

- Radonbelastung 

- Einfluß der Umgebung, vor allem bei Häusern im 
Bereich von Altlastenstandorten imd starker Bela- 
stung diuch Straßenverkehr sowie bei gewerbli- 
chen Anlagen in Wohnhäusern 

- Putz-, Reinigungs- und Pflegemittel 


- Mittel zur Ungezieferbekämpfung und Desinfekti- 
on, zum Holz-und Textilschutz sowie zum Schutz 
von Zimmerpflanzen 

- Gebrauchsartikel und Produkte des Heimwerker-, 
Hobby- und Bastelbereichs 

- Tabakrauch 

- Hausstaub, Mikroorganismen und allergisierende 
Stoffe 

- unsachgemäße Anwendung chemischer Stoffe und 
Produkte in Innenräumen 

- Luftverunreinigungen in Fahrzeuginnenräumen. 

Anhand von Übersichten über den gegenwärtigen 
Erkenntnisstand und die Rechtslage werden für die 
wichtigsten Problembereiche konkrete Maßnahmen- 
vorschläge abgeleitet. 

Die Konzeption macht deutlich, daß eine Vielzahl von 
Akteuren für die Verbesserung der Luftqualität in In- 
nenräumen Verantwortung trägt. Dazu gehören 
Raumnutzer, Gebäudeeigner, Architekten, Handwer- 
ker und die Industrie ebenso wie der Gesetzgeber. 
Der individuelle Raumnutzer kann durch sein Verhal- 
ten (Verzicht auf Rauchen, sachgemäßer Umgang mit 
Chemikalien, ausreichende Raumlüftung u. ä.) erheb- 
lich dazu beitragen, daß bestimmte Luftverunreini- 
gungen in Innenräumen vermindert oder vermieden 
werden. Für den Bereich der rechtlichen Regelungen 
wird deutlich, daß neben dem Bundesrecht in hohem 
Maße Vorgaben des EG-Rechts (z. B. bei Chemikalien 
und Bauprodukten) und Zuständigkeiten der Länder 
(Bauordnungs- und Planungsrecht) eine Rolle spie- 
len. Die Konzeption zielt daher neben der Verbesse- 
rung bundesrechtlicher Regelungen auch darauf ab, 
Anregungen zu geben und Rahmenbedingungen zu 
schaffen, die für legislatives Handeln auf anderen 
Ebenen erforderlich sind. 

Die in der Konzeption zur Verbesserung der Luftqua- 
lität in Innenräumen vorgeschlagenen Maßnahmen 
werden nunmehr in Kooperation mit den Bundeslän- 
dern konkretisiert. Dabei geht es insbesondere dar- 
um, die Reihenfolge der zu ergreifenden Maßnahmen 
nach Dringlichkeit, Art und Ausmaß, Folgewirkun- 
gen, Zeit- und Kostenrahmen festzulegen. Eine Reihe 
der den Bund betreffenden Maßnahmenvorschläge 
wurde darüber hinaus im Rahmen laufender Gesetz- 
gebungsvorhaben bereits berücksichtigt oder in An- 
griff genommen. 

2.1.1 .2.3 Biozide') 

Unter dem Arbeitsbegriff „Biozide" werden Wirkstof- 
fe und Zubereitungen verstanden, die einen oder 
mehrere Wirkstoffe enthalten, die dazu bestimmt 
sind, schädliche Organismen zu zerstören, abzu- 
schrecken, unschädlich zu machen, Schädigungen 
durch sie zu verhindern oder sie in anderer Weise zu 
bekämpfen. Die in ihnen enthaltenen Wirkstoffe sind 
z. T die gleichen Wirkstoffe, wie sie zur Abwehr und 


J Vorläufiger Arbeitsbegriff in Anlehnung an den Vorschlag 
der entsprechenden EG-Richthnie; die Bundesregierung 
prüft bei der Umsetzung in das deutsche Recht, ob dieser 
Begriff durch eine andere zutreffende und allgemein ver- 
ständliche Bezeichnung ersetzt werden kann. 


83 


Drucksache 1 2/8451 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Bekämpfung von Schadorganismen in Pflanzen- 
schutzmitteln angewandt werden, die bereits dem 
umfassenden Regelwerk des Pflanzenschutzgesetzes 
und der auf seiner Grundlage erlassenen Verordnun- 
gen unterliegen. 

Diese Mittel werden als Schädlingsbekämpfungsmit- 
tel im engeren Umfeld des Menschen sowie in einer 
Vielzahl anderer Verwendungen eingesetzt, so z. B. 

- als Holzschutzmittel, 

- als Antifoulinganstriche, 

- als Konservierungsmittel in den verschiedensten 
Produktbereichen sowie 

- als Desinfektionsmittel. 

Die in diesen Bereichen existierenden rechtlichen 
Regelungen sind im einzelnen lückenhaft und nur 
imvollkommen miteinander abgestimmt. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß die Proble- 
me, die für Mensch, Tier und Umwelt durch Inver- 
kehrbringen und unsachgemäße Anwendung dieser 
Produkte entstehen können, nur durch die Entwick- 
lung eines neuen, einheitlichen Regelungsansatzes 
zu lösen ist. Dabei sind allerdings produktbezogene 
Regelungen notwendig, die im Europäischen Binnen- 
markt auf Gemeinschaftsebene verbindlich gemacht 
werden müssen. Die Bundesregierung hat die Euro- 
päische Kommission daher aufgefordert, einen Vor- 
schlag für eine EU-weite Regelung zu erarbeiten. Par- 
allel dazu hat sie die Entwicklung der erforderlichen 
konzeptionellen und wissenschaftlichen Grundlagen 
vorangetrieben. So hat das Bundesumweltministe- 
rium im Mai 1991 ein „Erstes Biozid-Symposium" in 
Bonn durchgeführt, das wesentliche Grundfragen 
einer künftigen Regelung in wissenschaftlicher, 
rechtlicher und praktischer Hinsicht beleuchtete. In 
demselben Jahr hat das Bundesgesundheitsministe- 
rium eine „Gesamtkonzeption für nicht landwirt- 
schaftlich genutzte Schädlingsbekämpfungsmittel" 
vorgelegt. 

Die Europäische Kommission hat die Anregung auf- 
gegriffen und dem Ministerrat im Juli 1993 den Ent- 
wurf einer Richtlinie des Rates über das Inverkehr- 
bringen von Biozid-Produkten vorgelegt. Der Entwurf 
erfaßt alle oben genannten Produktkategorien in ei- 
ner einheitlichen Regelung, die sich an die EG-recht- 
lichen Regelungen im Bereich der Pflanzenschutzmit- 
tel anlehnt. Die Mittel dürfen danach nur in den Ver- 
kehr gebracht werden, wenn sie ein Zulassungsver- 
fahren bei den nationalen Behörden durchlaufen ha- 
ben. Im Hinblick auf die in ihnen enthaltenen Wirk- 
stoffe gilt darüber hinaus, daß sie ausdrücklich durch 
einen Rechtsakt der Europäischen Kommission in 
eine EU-weite Wirkstoffliste eingetragen sein müs- 
sen. Dies geschieht jedoch erst nach einer ausführli- 
chen Prüfung und Beurteilung. 

Die Umsetzung der vorgesehenen EG-Regelung wird 
von der Bundesregierung bereits parallel zu den Brüs- 
seler Beratungen vorbereitet, um ein frühzeitiges In- 
krafttreten zu ermöglichen. Im Rahmen dieser Arbei- 
ten wird geprüft, ob das nationale Recht neben dem 
Inverkehrbringen der erfaßten Produkte auch ihre 
Anwendung regeln sollte. 


2.1 .1 .3 Internationale Aspekte der Chemikalien- 
Sicherheitspolitik 

Die Chemikaliensicherheitspolitik betrifft zum gro- 
ßen Teil chemische Produkte, die unmittelbar oder in 
Form von Zubereitungen oder Erzeugnissen Gegen- 
stand des internationalen Handelsaustausches sind. 
Teilweise geht es darüber hinaus auch um die Be- 
kämpfung von Stoffgefahren, die von ihrer Struktur 
her globalen Charakter haben und nur durch globale 
Regelungen wirksam in den Griff zu bekommen sind. 
Dies gilt z. B. für die ozonschichtabbauenden Stoffe. 
Im Bereich der Chemikahensicherheit ist die Politik 
der Bundesregierung daher in ausgeprägter Weise in- 
ternational orientiert und in einen interpationalen 
Prozeß eingebunden. 

Eine wesentliche Rolle spielt hierbei die Europäische 
Union. Vielen Teilbereichen des Chemikalienrechts 
liegen EG-rechtliche Regelungen zugrunde, so insbe- 
sondere dem chemikalienrechtlichen Anmeldever- 
fahren und dem System der Einstufung und Kenn- 
zeichnung gefährlicher Stoffe und Zubereitungen. 
Zunehmend wirkt sich das EG -Recht auch in Form 
von unmittelbar geltenden EG-Verordnungen aus, so 
bei der künftigen Altstoff bearbeitung nach der EG- 
Altstoffverordnung, bei der EG-Verordnung über 
ozonschichtabbauende Stoffe und der EG-Verord- 
nung über die Ausfuhr und Einfuhr bestimmter ge- 
fährlicher Chemikalien. 

Sowohl die deutsche als auch die Chemikaliensicher- 
heitspolitik der EU ist eingebunden in weltweite Akti- 
vitäten, die insbesondere von der OECD und von dem 
Umweltprogramm der Vereinten Nationen (UNEP) 
ausgehen. So gehen beispielweise die deutschen und 
EG-rechtlichen Regelungen zur Guten Laborpraxis 
und zum System der Stoffprüfungen in weiten Berei- 
chen auf Arbeiten der OECD zurück, die auch im Be- 
reich der Altstoffbearbeitung eine erhebliche Rolle 
spielen. Weitere wichtige Aktivitäten der internatio- 
nalen Zusammenarbeit im Bereich der Chemikalien- 
sicherheit sind das „International Programme on Che- 
mical Safety" der Weltgesundheitsorganisation 
(WHO), der UNEP und der Internationalen Arbeits- 
schutzorganisation ILO sowie die Arbeit des Umwelt- 
ausschusses der NATO. 

Vom 20. bis 22. Juni 1994 fand in Helsinki die Zweite 
Europäische Konferenz „Umwelt und Gesundheit" 
der WHO (Regionalbüro für Europa) statt. In der „Er- 
klärung von Helsinki" sprachen sich die Mitgliedstaa- 
ten für den „Europäischen Aktionsplan Umwelt und 
Gesundheit" aus und verpflichteten sich, bis späte- 
stens 1997 nationale Aktionspläne für Gesundheit 
und Umwelt auszuarbeiten. Die Konferenz paßt sich 
mit ihren Beschlüssen in die Bemühungen um eine 
nachhaltige Entwicklung in Europa ein. Der Prozeß 
der Zusammenarbeit zwischen Umwelt- und Gesund- 
heitsressorts, der auf der 1989 in Frankfurt/Main ver- 
anstalteten Ersten Konferenz „Umwelt und Gesund- 
heit" eingeleitet wurde, wurde positiv verstärkt. 

Die Forderungen der Konferenz der Vereinten Natio- 
nen für Umwelt und Entwicklung (UNCED) 1992, wie 

sie in Kapitel 19 der Agenda 21 festgeschrieben sind, 
entsprechen den internationalen Entwicklungen, in 
die das Chemikalienrecht der Bundesrepublik 
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Deutschland und der Europäischen Gemeinschaft 
eingebettet sind. Sie sind in Deutschland bereits 
durch nationales Recht wie das Chemikaliengesetz, 
die Gefahrstoffverordnung, das Pflanzenschutzgesetz 
und die Pflanzenschutz-Anwendungsverordnung 
umgesetzt. Die in Kapitel 19 der Agenda 21 festgeleg- 
ten Zielsetzungen bilden gleichwohl einen wichtigen 
Maßstab für die Fortentwicklung der Chemikahensi- 
cherheit in Deutschland. 

Das 5. EG-Umweltaktionsprogramm hebt die Bedeu- 
tung der Chemikaliensicherheit für den europäischen 
Umweltschutz in Kapitel 6 hervor. Die Bundesregie- 
rung begrüßt, daß viele der genannten Einzelmaß- 
nahmen inzwischen bereits verabschiedet sind oder 
konkret vorbereitet werden. Von besonderer Bedeu- 
tung sind die EG-Altstoffverordnung, die Richtlinie 
über gemeinsame Bewertungsprinzipien im Ajimel- 
deverfahren und die derzeit in den Beratungen be- 
findliche Biozid-Richthnie. Der von der EU aufge- 
stellte Förderungskatalog zur Erweiterung und Ver- 
besserung der Vereinbarungen und Verfahren zur ge- 
genseitigen Hilfe bei natürlichen und technologi- 
schen Katastrophen wird nachdrücklich unterstützt. 

2.1 .1 .4 Die Fortentwicklung des 

Chemikalienrechts im einzelnen 

2.1. 1.4.1 Chemikaliengesetznovelle von 1990 

Mit der Novelle zum Chemikaliengesetz (ChemG) 
von 1990 wurde das chemikalienrechthche Instru- 
mentarium in wichtigen Punkten verbessert. Anknüp- 
fend an den Bericht der Bundesregierung vom Febru- 
ar 1986 (BT-Drs. 10/5007), den Maßnahmenkatalog 
der Bundesregierung zur Vorsorge vor Chemieunfäl- 
len vom 3. Dezember 1986 und der Entschließung des 
Bundesrates vom 13. März 1987 (BR-Drs. 622/86) er- 
folgte, soweit es das damals geltende EG-Recht zu- 
ließ, eine Neuregelung zu folgenden Punkten: 

- Erleichterung einer möglichen rechtlichen Erfas- 
sung von Altstoffen 

- Verbesserung der kennzeichnungsrechtlichen Ver- 
ordnungsermächtigungen 

- Erweiterung der MitteilirngspfÜchten, insbeson- 
dere durch Einführung 

- nationaler Prüfpflichten für neue Stoffe, die von 
der Anmeldepflicht ausgenommen sind, weil sie 
in Mengen unter 1 Tonne pro Jahr in den Verkehr 
gebracht werden oder der Erprobungsausnahme 
unterliegen (§ 16 a ChemG), 

- einer Mitteilungspflicht für neue Stoffe, die der 
Anmeldepflicht nicht unterliegen, weil sie nicht 
oder nur außerhalb der Europäischen Union in 
den Verkehr gebracht werden („Exportstoffe" 
und „Zwischenprodukte" - § 16 b ChemG), 

~ durchgehende Senkung der EingriffsschweUen für 
Verbote und Beschränkungen in den entsprechen- 
den Vorschriften des Gesetzes. 

Weitere wesentliche Änderungen der Novelle lagen 
in der Einführung von MitteüungspfÜchten zugun- 
sten der Informations- und Behandlungszentren für 
Vergiftungen, der rechtlichen Regelung der Guten 


Laborpraxis, der Verbesserung des Arbeitsschutzes, 
der Verbesserung des Tierschutzes und in der Verbes- 
serung und Anpassung von Vollzugsvorschriften. Die 
Vorschriften zum Anwendungsbereich und zu den 
Begriffsbestimmungen wurden überarbeitet und kla- 
rer gefaßt. Der Gesetzestext wurde neu gegliedert. 


2.1. 1.4.2 Durchführungsverordnungen zum 
Chemikaliengesetz 

Zur Umsetzung der Novelle zum Chemikaliengesetz 
von 1990 wurden im gleichen Jahr die Prüfnachweis- 
verordnung, die Giftinformationsverordnung, die Ge- 
fährlichkeitsmerkmale-Verordnung, die Chemika- 
lien-Kostenverordnung und die Chemikalien-Alt- 
stoffverordnung erlassen. Von diesen Durchfühnmgs- 
vorschriften ist inzwischen allerdings nur noch die 
Giftinformationsverordnung unverändert in Kraft. Die 
Prüfnachweisverordnung imd die Chemikalien-Ko- 
stenverordnung wrurden im Zuge der Zweiten Novelle 
zum Chemikaliengesetz 1994 (vgl. 2.1.1.4.12) neuge- 
faßt, die Gefährlichkeitsmerkmale-Verordnung und 
die Chemikalien-Altstoffverordnung wurden durch 
Regelungen an anderer Stelle abgelöst. 

Die Giflinformationsverordnung konkretisiert die 
Mitteüungspflichten zugunsten der Informations- und 
Behandlungszentren für Vergiftungen nach § 16 e 
ChemG. Die Giftinformationszentren der Länder ha- 
ben die Aufgabe, Erkenntnisse über die gesundheitli- 
chen Auswirkungen gefährlicher Chemikalien zu 
sammeln und auszuwerten und bei stoffbezogenen 
Erkrankungen durch Beratung und Behandlung Hilfe 
zu leisten. Sie sind für jedermann (bedeutsam vor al- 
lem für Ärzte) rund um die Uhr für Schnellauskünfte 
zu erreichen. § 16 e ChemG sieht zur Erleichterung 
ihrer Arbeit em Mitteilungssystem vor, wonach die 
Hersteller und Einführer bestimmter chemischer Pro- 
dukte Angaben über diese Produkte und ihre Zusam- 
mensetzung zu liefern haben und Ärzte, die zur Be- 
handlung oder Beurteilung stoffbezogener Erkran- 
kungen herangezogen worden sind, über die einge- 
tretenen Vergiftungsfälle berichten. 

Die Prüfnachweisverordnung bestimmt im einzel- 
nen, welche Unterlagen und Prüfnachweise über toxi- 
kologische und ökotoxikologische Prüfungen im 
Anmeldeverfahren und in den Mitteilungsverfahren 
nach dem Chemikaliengesetz vorzulegen sind. In § 2 
enthält die Verordnung dabei eine ausführliche Rege- 
lung zum Tierschutz. Ziel der Regelung ist es, daß 
Prüfverfahren, bei denen Versuchstiere eingesetzt 
werden, wo immer dies möglich und im Hinblick auf 
den Versuchszweck vertretbar ist, durch Verfahren 
ersetzt werden, die keinen, einen geringeren oder 
einen schonenderen Einsatz von Versuchstieren erfor- 
dern. 

Die Chemikalien-Kostenverordnung legt die gebüh- 
renpflichtigen Tatbestände und Gebührensätze für 
Amtshandlungen der Bundesbehörden nach dem 
Chemikaliengesetz fest. Die Fassung von 1994 sieht 
daher erstmals auch Gebührenpflichten bei der 
Durchführung von unmittelbar geltenden EG-Vor- 
schriften im Chemikalienbereich, nämlich der EG-Im- 
port/Export- Verordnung (s. B 2. 1.1. 4. 7) vor. 
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Die Gefährlichkeitsmerkmale-Verordnung defi- 
nierte die in § 3 a Abs. 1 ChemG genannten chemi- 
kalienrechtlichen Gefährlichkeitsmerkmale. Die Ver- 
ordnung wurde inzwischen abgelöst. Ihr Regelungs- 
inhaltwurde im Oktober 1993 in die neue Gefahrstoff- 
verordnung übemonunen. 

Die Chemikalien-Altstoffverordnung definierte den 
Begriff der „alten Stoffe" durch Verweis auf das euro- 
päische Altstoffverzeichnis EINECS, das durch die 
Verordnung zugleich umgesetzt wird. Die Verord- 
nung wurde im Rahmen der zweiten Novelle des Che- 
mikaliengesetzes im Juli 1994 durch einen entspre- 
chenden Verweis direkt im Chemikaliengesetz er- 
setzt. 

Über diese Durchführungsverordnungen hinaus wur- 
den die verwaltungsintemen Regelungen zur Durch- 
führung des Anmelde- und Mitteilungsverfahrens so- 
wie zum Verfahren der behördlichen Überwachung 
der Regelungen der Guten Laborpraxis angepaßt 
bzw. geschaffen und im weiteren Verlauf fortge- 
schrieben („Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur 
Durchführung der Bewertung nach § 12 Abs. 2 
ChemG", „Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum 
Verfahren der behördlichen Überwachung der Ein- 
haltung der Grundsätze der Guten Laborpraxis"). 

2.1.1 .4.3 EG-Verordnung über Stoffe, die zu einem 
Abbau der Ozonschicht führen 

Die Anforderungen des Montrealer Protokolls von 
1987 über Stoffe, die zu einem Abbau der Ozon- 
schicht führen, und die Beschlüsse der Folgekonfe- 
renzen (zum Montrealer Protokoll siehe Abschnitt 
B.3.2.2.3) werden in der Europäischen Union einheit- 
lich durch eine unmittelbar geltende EG-Verordnung 
erfüllt. Dabei ist es in der Europäischen Union ge- 
lungen, weitergehende Regelungen zum Schutz der 
Ozonschicht durchzusetzen. 

Inzwischen ist auf Ratsebene über eine weitere Ver- 
schärfung dieser Verordnung verhandelt worden. 
Während ihrer Ratstagung am 2./3. Dezember 1993 
verständigten sich die Umweltminister der Europäi- 
schen Union darauf, über das Montrealer Protokoll 
hinaus Produktion und Verbrauch von Methylbromid 
ab dem 1. Januar 1998 um 25 Prozent zu reduzieren. 
Bei den H-FCKW sollen die Obergrenzen des jährli- 
chen Verbrauchs im Zeitraum 1995-2003 gegenüber 
dem Montrealer Protokoll um ca. 20 Prozent herabge- 
setzt und der Verbrauch in der Europäischen Union 
bereits 15 Jahre früher als nach dem Montrealer Pro- 
tokoll, d. h. bis Ende 2014, eingestellt werden. Es ist 
weiterhin vorgesehen, schrittweise bestimmte Ver- 
wendungsarten von H-FCKW zu verbieten. Bereits im 
Dezember 1992 hatten die Mitgliedstaaten der Euro- 
päischen Union beschlossen, den Verzicht auf FCKW 
und Tetrachlorkohlenstoff gegenüber den Regelun- 
gen des Montrealer Protokolls um ein Jahr, d. h. auf 
den 1. Januar 1995, vorzuziehen. 

Während ihrer Ratstagung am 8./9. Juni 1994 haben 
die Umweltminister der Europäischen Union darüber 
hinaus entschieden, unter welchen Bedingungen 
künftig noch ozonschichtschädigende Stoffe in die 
Gemeinschaft importiert werden dürfen. Derartige 
Importe sind nur noch in Ausnahmefällen zulässig 


und werden mengenmäßig beschränkt. Sie bedürfen, 
unabhängig davon, ob es sich um Frisch- oder Ge- 
brauchtware handelt, in jedem Fall einer Einfuhrli- 
zenz, an die verschärfte Anforderungen gestellt wer- 
den. 

Die geltenden Regelungen werden in den Mitglied- 
staaten von Durchsetzungsvorschriften flankiert, in 
Deutschland durch Bußgeldvorschriften auf der 
Grundlage des Chemikahengesetzes. Diese Vor- 
schriften wurden bereits mehrfach dem jeweiligen 
Stand der EG-Regelungen angepaßt; seit März 1994 
finden sie sich in der Chemikahen-Bußgeldverord- 
nung, die Bußgeldregelungen zu verschiedenen in- 
zwischen ergangenen EG -Verordnungen im Chemi- 
kahenbereich in einer einheitlichen Verordnung zu- 
sammenfaßt. 


2.1 .1 .4.4 FCKW-Halon-Verbots-VerortJnung 

Mit der FCKW-Halon-Verbots-Verordnung vom 
6. Mai 1991 wurden in Deutschland über die Umset- 
zung der Verpflichtungen des Montrealer Protokolls 
durch die genannten EG-Verordnungen hinaus im in- 
ternationalen Vergleich besonders anspruchsvolle 
Fristen hinsichtlich des Ausstiegs aus der Verwen- 
dung von ozonschichtabbauenden FCKW und Halo- 
nen festgelegt. Während die internationalen Regelun- 
gen in erster Linie an die Herstellung der ozonschicht- 
abbauenden Stoffe anknüpfen, verbietet die FCKW- 
Halon-Verbots-Verordnung gezielt und mit engen 
zeitlichen Vorgaben in den entscheidenden Ein- 
satzbereichen (Druckgaspackungen, Kältemittel, 
Schaumstoffherstellung, Reinigungs- und Lösungs- 
mittel, Löschmittel) bis Ende 1994 die Verwendung 
der wichtigsten zum Abbau der Ozonschicht beitra- 
genden Stoffe. Ausnahmen sind in eng begrenzten 
FäUen, wie z. B. bei Arzneimittelsprays, zugelassen. 
Die Verordnung enthält ferner Vorschriften zur Kenn- 
zeichnung, Instandhaltung und Außerbetriebnahme 
FCKW- oder halonhaltiger Erzeugnisse sowie zur 
Rücknahme der geregelten Stoffe durch den Handel 
nach Verwendung. Die Verordnung erfaßt auch den 
teilhalogenierten Stoff R 22, der noch in wichtigen 
Bereichen als Ersatzstoff für die international gere- 
gelten voUhalogenierten FCKW eingesetzt wird. Für 
diesen Stoff gilt eine Ausstiegsfrist bis Ende 1999. 

Trotz der durch die engen Fristsetzungen der nationa- 
len Verordnung teilweise auch heute noch bestehen- 
den Probleme u. a. bei der Stoffsubstitution und Ver- 
fahrenstechnik haben Hersteller und Verwender von 
FCKW aufgrund einer Selbstverpflichtung gegenüber 
dem Bundesumweltministerium den Ausstieg aus 
Produktion und Anwendung dieser Stoffe fast aus- 
nahmslos noch im Laufe des Jahres 1993 vorzeitig 
vollzogen. Die in der FCKW-Verordnung gesetzten 
Ausstiegsfristen sind damit fast um ein Jahr früher er- 
reicht worden. 


2.1 .1 .4.5 1 . Chloraliphaten-Verordnung 

Mit der 1. Choraliphaten-Verordnung vom 30. April 
1991 wurde von der 1990 neu gefaßten Verordnungs- 
ermächtigung des § 17 Chemikaliengesetz Gebrauch 
gemacht. Die Regelungen beziehen sich im einzelnen 
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Tabelle 7 


FCKW-Halon-Verbotsverordnung 

Stufenweises Verbot der Verwendung bzw. Herstellung folgender Stoffe 



Verbot seit 

Verbot ab 

FCKW: 



Treibgas in Spraydosen 

01.08.1991 


Schaumstoffe: 



Verpackungmaterial 

01.08.1991 


Schaumstoffgeschirr 

01.08.1991 


Montageschäume 

01.08.1991 


Dämmstoffe 


01.01.1995 

sonstige Schaumstoffe 

01.01.1992 


Kühl- und Kältemittel: 



Großanlagen 

01.01.1992 


Mobile Großanlagen 

01.01.1994 


Kleinanlagen 


01.01.1995 

Reinigungs- und Lösemittel 

01.01.1992 


Teilhalogenierte FCKW (R 22): 



Treibgas in Spraydosen 

01.08.1991 


Schaumstoffe: 



Verpackungsmaterial 

01.08.1991 


Schaumstoffgeschirr 

01.08.1991 


Montageschaum 

01.01.1993 


Dämmstoffe und sonstige Schaumstoffe 


01.01.2000 

Kühl- und Kältemittel 


01.01.2000 

Methylchloroform und Tetrachlorkohlenstoff: 



Reinigungs- und Lösemittel 

01.01.1992 


Halone: 

Handfeuerlöscher und stationäre Anlagen 

zur Brandbekämpfung 

01.01.1992 



auf die Stoffe Tetrachlormethan 1,1, 1,2- und 1,1, 2, 2, 
Tetrachlorethan sowie Pentachlorethan. Diese Stoffe, 
die wegen ihrer guten fettlösenden Eigenschaften 
und ihrer geringen Brennbarkeit in verschiedenen 
Anwendungsbereichen Verwendung als Lösungsmit- 
tel finden, können bereits in geringen Dosen in der 
Atemluft zur Augenreizungen, Übelkeit, Verwirr- 
theitszuständen und Atembeschwerden bis hin zur 
Bewußtlosigkeit führen. Tetrachlormethan, 1, 1,2,2- 
Tetrachlorethan und Pentachlorethan stehen darüber 
hinaus im Verdacht, Krebs zu erzeugen. 


Eine erste Regelung zu den genannten Stoffen fand 
sich bereits in der früheren Arbeitsstoff-Verordnung 
und wurde in die Gefahrstoffverordnung übernom- 
men. Die Regelungen wurden durch die 1. Chlorali- 
phaten-Verordnung vor allem im Hinblick auf den 
Verbraucherschutz wesentlich ausgebaut. Es ist da- 
nach verboten, die vier genannten Stoffe sowie Zube- 
reitungen oder Erzeugnisse, die diese Stoffe enthal- 
ten, zur Verwendung durch den privaten Endverbrau- 
cher in den Verkehr zu bringen oder sie in nicht ge- 
werblich genutzten Räumen zu verwenden. Im ge- 
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werblichen Bereich dürfen sie nur dann noch verwen- 
det werden, wenn sie aus technischen Gründen nicht 
durch andere, weniger gefährliche Stoffe, Zuberei- 
tungen oder Erzeugnisse ersetzt werden können. 

Die 1. Chloraliphaten-Verordnung ist inzwischen 
durch entsprechende Regelungen in der neuen Che- 
mikalien-Verbotsverordnung und der neugefaßten 
Gefahrstoffverordnung aufgegangen, durch die die 
chemikalienrechtlichen Verbote und Beschränkun- 
gen zusammengefaßt wurden. Einzelheiten siehe un- 
ter B.2. 1.1.4. 9. 


2.1. 1.4,6 Teeröl-Verordnung 

Mit der Teeröl- Verordnung vom 27. Mai 1991 wurde 
aufgrund des 1990 neu gefaßten § 17 ChemG eine 
umfassende, für die einzelnen Verwendungsbereiche 
ausdifferenzierte Regelung des Einsatzes teerölhalti- 
ger Holzschutzmittel geschaffen. Teerölprodukte ent- 
halten Phenole und Kresole, die auf der Haut eine er- 
hebliche Reizwirkung ausüben können und die Ei- 
genschaft haben, auch nachträglich aus dem Holz 
auszuschwitzen. Zusätzliche Gesundheitsrisiken ent- 
stehen durch ihren Gehalt an krebserzeugenden po- 
lyzyklischen aromatischen Kohlenwasserstoffen, von 
denen das bekannteste Benzo(a)pyren ist. 

Mit der Te er ölv er Ordnung wurde die Herstellung, 
das Inverkehrbringen und die Verwendung teeröl- 
haltiger Holzschutzmittel und mit ihnen behandelter 
Produkte vor allem im Interesse des Verbraucher- 
schutzes daher weitgehend beschränkt. Ausnahmen 
für die Anwendung teerölhaltiger Holzschutzmittel 
sind lediglich noch im gewerblichen Bereich zuläs- 
sig, wobei in Abhängigkeit vom Benzo(a)pyren-Ge- 
halt bestimmte Anwendungsbereiche und -verfah- 
?en festgelegt sind. 

Auch die Teeröl-Verordnung ist im Zuge der Neuord- 
nung der Verbote und Beschränkungen nach § 17 
ChemG inzwischen inhaltlich in der Chemikalien- 
Verbotsverordnung und der neu gefaßten Gefahr- 
stoffverordnung aufgegangen. 


2.1. 1.4.7 EG-Verordnungen über die Ausfuhr 
und Einfuhr bestimmter gefährlicher 
Chemikalien 

Die auf weltweiter Ebene im Rahmen des Umweltpro- 
gramms der Vereinten Nationen (UNEP) erarbeiteten 
Regelungen über die Ausfuhr und Einfuhr bestimm- 
ter gefährlicher Chemikalien werden in der Europäi- 
schen Union durch EG-Verordnungen umgesetzt, die 
in den einzelnen Mitgliedstaaten unmittelbar gelten 
und national durch Bußgeldvorschriften für den Fall 
des Verstoßes gegen die EG -Vorschriften flankiert 
werden. 

Die EG-Regelungen sind im Hinblick auf die Fortent- 
wicklung der internationalen Regelungen im Rahmen 
des UNEP sowie im Hinblick auf die zunehmende eu- 
ropäische Integration im Bereich der Verbote und Be- 
schränkungen für gefährliche Stoffe mehrfach geän- 
dert und angepaßt worden. Von besonderer Bedeu- 
tung ist die Verordnung (EWG) Nr. 2455/92 des Rates 
vom 23. Juli 1992, mit der insbesondere das Verfahren 


des „Prior Informed Consent" (PIC), also der „vor- 
herigen Zustimmung nach Inkenntnissetzung", EU- 
weit eingeführt wnrde. Danach dürfen Chemikalien, 
die dem PlC-Verfahren unterliegen, nur daim aus der 
EU ausgeführt werden, wenn das Empfängerland in 
voller Kenntnis der Stoffrisiken dem Import zustimmt. 
Die Einführung dieses Verfahrens kommt besonders 
den Entwicklungsländern zugute. Darüber hinaus 
sieht die Verordnung vor, daß ein Export von Stoffen, 
die in der EU verboten oder streng beschränkt sind, 
aber noch nicht dem PlC-Verfahren unterliegen, der 
zuständigen Behörde des Importlandes vorab mitge- 
teilt werden muß. Die Liste der vom KontroUsystem er- 
faßten Chemikalien richtet sich naturgemäß nach 
dem Stand der stoffbezogenen Verbots- und Be- 
schränkungsregelungen der Europäischen Gemein- 
schaft; sie bedarf daher der ständigen Anpassung im 
Hinblick auf die in diesem Bereich stattfindenden 
Fortentwicklungen. 

Mit der Verordnung (EWG) Nr. 2455/92 wurde ferner 
bestimmt, daß die Kennzeichnungsbestimmungen, 
die bei der Vermarktung innerhalb der EU einzuhal- 
ten sind, als Mindeststandard auch für solche Chemi- 
kalien gelten, die in Länder außerhalb der EU expor- 
tiert werden. Auch diese Regelung ist ein wichtiger 
Beitrag zum Umwelt- und Gesundheitsschutz speziell 
in solchen Ländern, in denen noch keine entspre- 
chenden Kennzeichnungsvorschriften existieren. 

Mit der Verordnung (EG) Nr. 41/94 der Kommission 
vom 11. Januar 1994 zur Änderung des Anhangs II 
der Verordnung (EWG) Nr. 2455/92 sind die ersten 
sechs PlC-Chemikalien und die dazugehörigen Im- 
portentscheidungen potentieller Empfängerländer in 
die Exportverordnung aufgenommen worden. Der ge- 
meinsame Standpunkt der EU- Umweltminister zu ei- 
nem Verordnungsvorschlag zur Erweiterung der Liste 
der in der Gemeinschaft verbotenen oder streng be- 
schränkten Stoffe wurde dem Europäischen Parla- 
ment zur 2. Lesung zugeleitet. 

Die flankierende nationale Bußgeldbewehrung der 
EG-Vorschriften zum Import und Export gefährlicher 
Stoffe erfolgte zunächst im Rahmen einer geson- 
derten Chem- Ausfuhr-Bußgeldverordnung. Es ist je- 
doch beabsichtigt, sie wie die, anderen Bußgeldrege- 
lungen zu EG-Verordnungen im Chemikahenbereich 
in die zusammenfassende Chemikalien-Bußgeldver- 
ordnung einzustellen. 


2.1. 1.4.8 EG-Altstoffverordnung 

Mit der Verordnung (EWG) Nr. 793/93 des Rates vom 
23. März 1993 zur Bewertung und Kontrolle der Um- 
weltrisiken chemischer Altstoffe ist erstmals ein EU- 
weites, rechtlich verbindliches System zur systemati- 
schen Altstoffbearbeitung eingeführt worden. Bei den 
sogenannten „alten Stoffen" handelt es sich um Stof- 
fe, die bereits vor dem EU-einheitlichen Stichtag, 
(18. September 1981) auf dem gemeinsamen Markt 
vorhanden waren. Diese Stoffe unterliegen nicht dem 
chemikahenrechtlichen Anmeldeverfahren, das aus 
praktischen Erwägungen EU-weit nur auf die „neuen 
Stoffe", also die nach dem genannten Stichtag erst- 
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mals in den Verkehr gebrachten Stoffe, begrenzt 
wurde. 

Die weitaus meisten chemischen Stoffe, deren Um- 
welt- und Gesundheitsgefahren öffentlich diskutiert 
werden, waren bereits vor dem Jahr 1981 bekannt 
und auf dem Markt und gehören damit der Kategorie 
der Altstoffe an; entsprechend deutlich wird die Not- 
wendigkeit, auch in diesem Bereich eine systemati- 
sche Stoffbewertung durchzuführen. Dabei gibt es 
fachlich in weiten Bereichen Ähnlichkeiten mit der 
Stoffbewertung bei neuen Stoffen. Schwierigkeiten 
bereitet jedoch die große Zahl der vorhandenen alten 
Stoffe, die eine schrittweise Bearbeitung nach einer 
rationalen Prioritätensetzung erforderlich macht, und 
das sehr heterogene Datenmaterial. 

Das System der Altstoffbearbeitung nach der EG-Alt- 
stoffverordnung lehnt sich in seinem methodischen 
Vorgehen an die Erfahrungen der kooperativen Alt- 
stoffbearbeitung in der Bundesrepublik Deutschland 
nach der Altstoffkonzeption der Bundesregierung 
von 1988 an. Ausgangspunkt ist die Sammlung der 
bereits vorhandenen Daten für die mengenmäßig be- 
deutendsten Altstoffe. Dies geschieht nach einem be- 
stimmten Raster aufgrund der in der EG-Verordnung 
geregelten Mitteilungspflichten der Hersteller in ei- 
ner nach Vermarktungsmengen zeitlich gestuften 
Form, wobei im Ergebnis alle Stoffe erfaßt werden, 
die in Mengen von mehr als 10 Tonnen pro Jahr in 
den Verkehr gebracht werden. Aufgrund der einge- 
henden Daten erfolgt eine schrittweise Prioritätenset- 
zung, bei der in regelmäßig zu erstellenden Prioritä- 
tenlisten Stoffe zur weiteren genaueren Bearbeitung 
jeweils einzelnen Mitgliedstaaten als „Berichterstat- 
ter" zugeordnet werden. Für die in den Prioritätenli- 
sten aufgeführten Stoffe ist das Datenmaterial zu- 
nächst auf mindestens den Stand der sogenannten 
„Grundprüfung" im Anmeldeverfahren der neuen 
Stoffe zu bringen. Auf der Grundlage der erhobenen 
Daten erstellt der Berichterstatter einen ausführlichen 
Stoffbericht, der eine Stoffbewertung und Maßnah- 
menvorschläge enthält. Er wird auf EU-Ebene bera- 
ten und anschließend veröffentlicht. 

Die Altstoffbearbeitung zählt wegen der großen Be- 
deutung eines soliden Stoffwissens über die vorhan- 
denen Stoffe zu den Kernaufgaben der Chemikalien- 
sicherheitspolitik. Die EG -Altstoffverordnung bietet 
eine wesentliche Verbesserung der rechtlichen und 
organisatorischen Rahmenbedingungen. Angesichts 
der großen Zahl der zu bearbeitenden Stoffe ist ein in- 
ternational abgestimmter Ansatz im Sinne der Bünde- 
lung der Ressourcen und der Vermeidung von Dop- 
pelarbeit von großer Wichtigkeit. Die EG-Altstoffver- 
ordnung kann hier zu einer wesentlichen Effektivie- 
rung der Arbeiten sowohl innerhalb der Europäischen 
Union als auch im darüber hinausgehenden interna- 
tionalen Rahmen der OECD und des International 
Programme on Chemical Safety (IPCS) beitragen. 

Der Durchsetzung der Regelungen der EG-Altstoff- 
verordnung dient in Deutschland wie bei den ande- 
ren EG-Verordnungen im Bereich des Chemikalien- 
rechts wiederum eine Bußgeldbewehrung, die im 
Rahmen der zusammenfassenden Chemikalien-Buß- 
geldverordnung erfolgt ist. 


2.1 .1 .4.9 Chemikalien-Verbotsverordnung 

Mit der am 1. November 1993 in Kraft getretenen 
Chemikalien-Verbotsverordnung wurden die bisher 
auf eine Vielzahl von Einzelverordnungen aufgespal- 
tenen Regelungen zu Verboten und Beschränkungen 
des Inverkehrbringens gefährlicher Stoffe, Zuberei- 
tungen und Erzeugnisse in einer einheitlichen Ver- 
ordnung zusammengefaßt. Ebenso wie die am selben 
Tage in Kraft getretene Zusammenfassung der ent- 
sprechenden Herstellungs- und Verwendungsbe- 
schränkungen in der neu gefaßten Gefahrstoffverord- 
nung diente dies vor allem dazu, die Regelungstrans- 
parenz zu verbessern und den rechtstechnischen Rah- 
men für einen weiteren harmonisierten Ausbau zu 
schaffen. Zugleich enthält die Chemikahen- Verbots- 
verordnung auch eine Reihe wesentlicher materieller 
Verbesserungen. Zu nennen sind vor allem: 

- Ausweitung der Verbote des Inverkehrbringens as- 
besthaltiger Produkte, die auch den Bereich der Im- 
portprodukte erfassen und damit eine wichtige Ab- 
sicherung der nationalen Herstellungs- und Ver- 
wendungsverbote für Asbest in der Gefahrstoffver- 
ordnung darstellen, die ebenfalls mit Wirkung vom 
1. November 1993 verbessert wurden 

- neue Verbotsregelungen für cadmiumhaltige 
Kunststoffprodukte sowie zwei PCB-Ersatzstoffe in 
Umsetzung entsprechender EG-rechthcher Vorga- 
ben, an deren Entwicklung die Bundesrepublik 
Deutschland maßgebhch beteiligt war 

- Ausdehnung des Kreises der Stoffe und Zuberei- 
tungen, die von den allgemeinen Abgabevorschrif- 
ten des sog. „Giftrechts" sowie dem Selbstbedie- 
nungsverbot im Einzelhandel erfaßt werden; dabei 
wurde zugleich die bisherige komplizierte Giftliste 
durch die wesentlich leichter zu handhabende Ver- 
weisung auf die Kennzeichnung nach dem EU-ein- 
heithchen Standardkennzeichnungssystem für ge- 
fährliche Stoffe und Zubereitungen ersetzt 

- inhaltliche Verfeinerung der giftrechtlichen Abga- 
beregelungen mit dem Ziel, Mißbräuchen beim 
Handel mit gefährhchen Chemikalien künftig bes- 
ser begegnen zu können. So dürfen beispielsweise 
giftige oder sehr giftige Stoffe und Zubereitungen 
künftig nur noch an Personen abgegeben werden, 
die dem Abgebenden bekannt sind oder sich ent- 
sprechend ausgewiesen haben. Über die Abgabe 
sind Aufzeichnungen zu führen. Dies geschieht im 
Einzelhandel unter Verwendung eines Abgabebu- 
ches, wobei der Erwerber grundsätzhch den Emp- 
fang des Stoffes oder der Zubereitung zu quittieren 
hat. 

2.1 .1 .4.1 0 Gefahrstoffverordnung 

Am 1. November 1993 ist eine Neufassung der Ge- 
fahrstoffverordnung in Kraft getreten. In der Neufas- 
sung sind nunmehr alle Regelungen des untergesetz- 
lichen Chemikalienrechts zusammengefaßt, die sich 
mit den Fragen der Einstufung, Verpackung und 
Kennzeichnung sowie mit den Fragen der Herstel- 
lung und Verwendung von Gefahrstoffen befassen. 
Sie ist vor allem den Fragen des stoffbezogenen Ar- 
beitsschutzes gewidmet und unterliegt daher inner- 
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halb der Bundesregierung der Federführung des Bun- 
desministeriums für Arbeit und Sozialordnung. Eben- 
so wie die Zusammenfassung der Regelungen über 
das Inverkehrbringen in der Chemikalien- Verbots- 
verordnung trägt die Neustrukturierung durch die 
Gefahrstoffverordnung wesentlich zur Transparenz 
des Chemikalienrechts bei. 

Über diesen rechtstechnischen Aspekt hinaus enthält 
die Neufassung der Gefahr Stoffverordnung eine Rei- 
he wichtiger materieller Verbesserungen. Von beson- 
derer Bedeutung speziell für den Verbraucher ist die 
Ausdehnung des EU- weiten Kennzeichnungssystems 
von Stoffen auf Zubereitungen entsprechend den 
Vorgaben der EG-Zubereitungsrichtlinie. Die meisten 
Chemikahen, mit denen der Verbraucher in Berüh- 
rung kommt, sind Gemische von einzelnen Stoffen, al- 
so Zubereitungen im Sinne des Chemikalienrechts. 
Die Ausweitung der Kennzeichnungsregelungen 
auch auf diesen Bereich bedeutet daher in vielen ver- 
braucherbezogenen Produktbereichen erstmals, daß 
der Verbraucher durch eine auffallende, einprägsame 
Kennzeichnung über wesentliche Gefahren des Pro- 
duktes und entsprechende Abwehrmaßnahmen un- 
terrichtet wird. Die neue Kennzeichnungspflicht wird 
zugleich einen wirtschaftlichen Druck auf die Herstel- 
ler ausüben, weniger gefährliche Produkte zu entwik- 
keln, um eine für den Verbraucher möglicherweise 
abschreckend wirkende Kennzeichnungspflicht zu 
vermeiden. 

Ein Kennzeichnungssymbol mit dazugehörigen Ri- 
slkohinweisen und Sicherheitsratschlägen (R- und 
S-Sätzen) sowie mit ersten Einstufungskriterien 
für das Gefährlichkeitsmerkmal „umweltgefährlich" 
wird durch die Gefahrstoffverordnung neu einge- 
führt. 

Damit hat sich ein wichtiger Einstieg in eine Kenn- 
zeichnung von umweltgefährlichen Stoffen vollzo- 
gen, die Käufer und Verwender gezielt auf die Ge- 
fährlichkeit aufmerksam macht und zu einer umwelt- 
bewußteren Handhabung anregen kann. Die Einstu- 
fungskriterien und R- und S-Sätze beziehen sich im 
wesentlichen auf den Schutz des Wassers; an Einstu- 
fungskriterien im Hinbhck auf andere Umweltberei- 
che wird zur Zeit gearbeitet. 

Entsprechend der Zusammenfassung der Verbote 
und Beschränkungen des Inverkehrbringens im Rah- 
men der Chemikahen-Verbotsverordnung sind in der 
neu gefaßten Gefahrstoffverordnung die Verbote und 
Beschränkungen des Herstellens und Verwendens 
zusammengefaßt. Auch dabei wurden verschiedene 
wesentliche Verbesserungen der Rechtslage vorge- 
nommen, insbesondere eine wesentliche Ausweitung 
der HersteUungs- und Verwendungsverbote von As- 
best. In einer Vielzahl von Einzelpunkten wurden fer- 
ner die spezifischen Arbeitsschutzvorschriften der 
Verordnung verbessert. Dies betrifft vor allem den Ar- 
beitsschutz bei krebserzeugenden Stoffen. 

2.1.1.4.11 Dioxin-Verordnung 

Dioxine gelangen unbeabsichtigt bei Verbrennungs- 
prozessen sowie als Verunreinigung in Produkten, die 
in bestimmten chemischen Prozessen hergestellt wor- 


den sind, in die Umwelt. Dort reichem sie sich auf- 
grund ihrer hohen Persistenz an und können vom 
Menschen vor allem über die Nahmngskette aufge- 
nommen werden. Angesichts der zum Teil erhebh- 
chen toxikologischen und ökotoxikologischen Rele- 
vanz - das 2,3,7,8-Tetrachlordibenzo-p-Dioxin, auch 
Seveso-Dioxin oder TCDD genannt, gehört zu den 
giftigsten bekannten Substanzen überhaupt - ist die 
Begrenzung und Reduzierung dieser Aufnahme ein 
wichtiges Ziel der Umwelt- und Gesundheitspolitik, 
das in den letzten Jahren zu einem ganzen Bündel 
einschneidender Maßnahmen geführt hat. 

Die chemikalienrechtlichen Grenzwertregelungen 
für Dioxine und Furane in Stoffen, Zubereitungen 
und Erzeugnissen sind erheblich verschärft worden. 
Die Anzahl der geregelten chlorierten Dioxine wurde 
dabei von bisher 8 auf insgesamt 17 erhöht; erstmalig 
wurden auch Grenzwerte für 8 bromierte Dioxine und 
Furane festgelegt. Eingeführt wurde ferner eine An- 
zeigepflicht für Zwischenprodukte, die bestimmte Di- 
oxingehalte überschreiten. Die Regelungen waren 
nach Zustimmung des Bundesrates im Frühjahr 1993 
von der Bundesregierung zunächst als eigenständige 
„Dioxin- Verordnung" beschlossen worden. Nach Ab- 
schluß des EG -Notifizierungsverfahrens wurden sie 
schließlich im Juli 1994 entsprechend der inzwischen 
erfolgten Neuordnung der chemikaHenrechÜichen 
Verbotsregelungen (s. B 2. 1.1. 4. 9) als „Erste Verord- 
nung zur Ändemng der Chemikalien-Verbotsverord- 
nung" in Kraft gesetzt. 

Die Verordnung leistet den chemikahenrechtlichen 
Beitrag zu einer übergreifenden Strategie, die die 
Bundesregiemng zur Bekämpfung der Gefahren des 
Umwelteintrages von Dioxinen verfolgt. Neben der 
chemikalienrechüichen Dioxin-Regelung und ihrer 
Verschärfung sind dies: 

- die Verordnung über Verbrennungsanlagen für Ab- 
fälle und ähnliche brennbare Stoffe, mit der der ex- 
trem niedrige Emissionsgrenzwert von 0,1 Nano- 
gramm je m^ Abgas vorgeschrieben wurde 

~ die Verordnung über Chlor- und Bromverbin- 
dungen als Kraftstoffzusatz, die den Einsatz von 
Scavengem zum verbleiten Benzin untersagt und 
somit die Dioxinbildung bei der Verbrennung un- 
terbindet 

- die Novelle zur Klärschlammverordnung, mit der 
erstmals ein Dioxin-Höchstwert für landwirtschaft- 
lich zu nutzende Klärschlämme festgelegt wurde 

- die chemikalienrechthchen Verbotsregelungen zu 
Pentachlorphenol und polychlorierten Biphenylen, 
die hohe Konzentrationen an Dioxinen als Verun- 
reinigungen enthielten und dadurch zu den größ- 
ten Dioxineintragsquellen gehörten. 

Die Dioxin-Problematik zeigt anschaulich den umfas- 
senden, weit über den spezifisch chemikalienrechtli- 
chen Ansatz hinausgehenden Charakter einer pro- 
blemgerechten, stoffbezogenen Umweltpolitik. Sie 
zeigt zugleich, welche grundlegende Bedeutung die 
wissenschaftliche Aufarbeitung und der gesellschaft- 
liche Konsens über die Bewertung des von einer Stoff- 
gruppe ausgehenden Risikos haben. 
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Im Frühjahr 1990 wurde in Karlsruhe unter Schirm- 
herrschaft des Bundesumweltministers ein internatio- 
nales Dioxinsymposium durchgeführt. Eine der Kern- 
aussagen der Tagung war die Empfehlung, daß es aus 
Vorsorgegründen anzustreben sei, die Belastung des 
Menschen mit Dioxinen von derzeit 2 auf unter 1 Pico- 
gramm j e Kilogramm Körpergewicht und Tag zu redu- 
zieren. Dabei wurde zugleich deutlich, daß dieses 
hochgesteckte Ziel wegen der Langlebigkeit der be- 
reits in die Umwelt eingetragenen Dioxine kurzfristig 
nicht zu erreichen ist und eine konsequente Minimie- 
rung der Neueinträge voraussetzt. Diese Erkenntnis 
war wesentlicher Ausgangspunkt für die dargestell- 
ten, einschneidenden Maßnahmen. 

Im Herbst 1992 fand in Berlin das ebenfalls vom Bun- 
desumweltministerium initiierte zweite internatio- 
nale Dioxinsymposium statt. Dort vorgetragene Er- 
gebnisse aus Meßprogrammen belegen, daß die Um- 
weltschutzmaßnahmen bereits zu greifen beginnen. 
Zahlreiche Dioxinquellen wurden in den letzten Jah- 
ren geschlossen; die Neueinträge an Dioxinen gingen 
drastisch zurück. Erfreulicherweise zeichnet sich 
auch für ein Endglied der Nahrungskette, die Mutter- 
milch, ein Rückgang der Dioxinbelastung ab. Zu- 
gleich wurde auf dem zweiten Dioxin-Symposium je- 
doch auch der Rahmen für den weiteren Handlungs- 
bedarf abgesteckt. So wurden auf dem Symposium 
auch die Arbeitsergebnisse der seit 3 Jahren unter 
Vorsitz des Bundesumweltministeriums tätigen Bund/ 
Länder-Arbeitsgruppe DIOXINE zur Diskussion ge- 
stellt. Die im ersten Bericht der Arbeitsgruppe vorge- 
stellten Richtwerte zur Bodensanierung und Boden- 
nutzung sowie die entsprechenden Handlungsemp- 
fehlungen (veröffentlicht in der Schriftreihe „Um- 
weltpolitik'' des Bundesumweltministeriums im Jahre 
1991) wurden dabei auf dem Symposium und der sich 
anschließenden Anhörung von Sachverständigen be- 
stätigt. 


2.1.1.4.12 Zweite Novelle zum Chemikaliengesetz 

Mit der im Juli 1994 verkündeten zweiten Novelle 
zum Chemikaliengesetz wurden wichtige Änderun- 
gen des EG-Rechts, die sich vor allem im Bereich des 
Anmeldeverfahrens für neue Stoffe ergeben haben, in 
das deutsche Recht umgesetzt. Dabei ging es in erster 
Linie um die Umsetzung der 7. Änderungsrichtlinie 
92/32/EWG vom 5. Juni 1992 zur EG-Chemikalien- 
richüinie 67/548/EWG. Schwerpunkte der Änderung 
sind: 

- die Absenkung der Eingangsmengenschwelle für 
das Anmeldeverfahren von der Vermarktungsmen- 
ge von 1 Tonne pro Jahr auf 10 kg pro Jahr bei 
gleichzeitiger Einführung des Instituts der „einge- 
schränkten Anmeldung" für Stoffe unter 1 Tonne 
pro Jahr 

- die Überarbeitung und Ergänzung des Prüfpro- 
gramms des Anmeldeverfahrens, vor allem im Be- 
reich der Ökotoxikologie 

- eine EG-einheitliche Regelung zum Problem der 
Anmeldung von Stoffen aus Ländern außerhalb der 
EU, die von verschiedenen Unternehmen einge- 


führt werden; Ziel ist die Reduzierung der in diesem 
Bereich bisher sehr häufigen Mehrfachanmeldungen 
eines Stoffes, die das EU-weite Anmeldesystem bela- 
sten und im Einzelfall zu Doppelprüfungen eines Stof- 
fes führen, die vor aUem im Hinblick auf nicht not- 
wendige Tierversuche unerwünscht sind 

- die Festlegung einheitlicher Grundsätze für die 
Stoffbewertung. 

Mit der Zweiten Novelle wrurde das Chemikalienge- 
setz darüber hinaus den Regelungen des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum und der 
neuen EG -Altstoffverordnung angepaßt. Die Errich- 
tung des Europäischen Wirtschaftsraumes hat für EU- 
weit abgestimmte produktbezogene Regelungen, wie 
das Chemikaliengesetz sie vorsieht, eine unmittel- 
bare, wesentliche Bedeutung. So beziehen sich künf- 
tig das Anmeldeverfahren, das EU-einheitliche Kenn- 
zeichnungssystem und das EU-weite System der An- 
erkennung und Prüfung von Prüflabors nach den 
Regelungen der Guten Laborpraxis auf den gesam- 
ten Europäischen Wirtschaftsraum. Im innerstaat- 
hchen Recht führte dies in einer Reihe von Punkten zu 
Änderungsbedarf. 

Mit der Zweiten Novelle zum Chemikaliengesetz 
wurden ferner Möglichkeiten der Rechtsbereinigung 
und inneren Harmonisierung genutzt, die sich durch 
die Rechtsentwicklung seit der Ersten Novelle erge- 
ben hatten. So wurde das DDT-Gesetz von 1972 durch 
eine Stoffverbotsregelung auf chemikalienrechtlicher 
und pflanzenschutzrechtlicher Grundlage ersetzt und 
das EG -Altstoffverzeichnis EINECS im Chemikalien- 
gesetz selbst verankert, was einen Fortfall der Chemi- 
kalien- Altstoffverordnung von 1990 und der ihr zu- 
grundeliegenden Verordnungsermächtigung ermög- 
lichte. Die Novelle knüpft in dieser Hinsicht an die 
bereits in der Novelle von 1990 vorgenommene 
Neustrukturierung des Gesetzes und die m der Fol- 
gezeit eingeleiteten Maßnahmen zur rechtstechni- 
schen Zusammenfassung des untergesetzUchen Che- 
mikalienrechts an. Ziel ist es, dem bestehenden Recht 
wie auch seiner künftigen Entwicklung eine klare 
Struktur zu geben, um so zur Transparenz und prakti- 
schen Handhabbarkeit des Chemikalienrechts beizu- 
tragen. 

Das Zweite Gesetz zur Änderung des Chemikalien- 
gesetzes hat insgesamt einen engen Bezug zur Ersten 
Novelle von 1990, die sich auf die nach dem damali- 
gen EG-Recht zulässigen Reformschritte beschrän- 
ken mußte und von vornherein auf Ergänzung ange- 
legt war. Die Zweite Novelle ist insofern der zweite 
Abschnitt eines in sich geschlossenen zweistufigen 
Reformvorgangs zur Änderung des Chemikalienge- 
setzes. Für die Beurteilung dieses Reformprozesses ist 
wichtig, daß sich wesentliche Fortentwicklungen des 
Chemikahengesetzes, die im Rahmen der Ersten No- 
velle eingeführt wurden, bei den Beratungen der 
7. Änderungsrichtlinie auf EG-Ebene durchgesetzt 
haben und Teil des durch die zweite Novelle umzuset- 
zenden EG-Anmeldeverfahrens geworden sind. Dies 
gilt insbesondere für den Kernpunkt der 7. Ände- 
rungsrichtlinie, nämlich die Einführung von Prüf- 
pflichten für neue Stoffe unter 1 Tonne pro Jahr, die 
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inhaltlich im wesen thchen den in der Novelle von 
1990 national eingeführten Mitteilungspflichten für 
diesen Stoffbereich entsprechen. Auf diese Weise 
konnte einerseits eine längerfristige Sonderbelastung 
der deutschen Industrie vermieden, andererseits aber 
im Zusammenwirken von nationalen und EG-recht- 
lichen Fortschritten eine substantielle Verbesserung 
der rechtlichen Regelung im Interesse des Umwelt- 
und Gesundheitsschutzes erreicht werden. Diese 
Entwicklung unterstreicht zugleich grundsätzlich die 
Richtigkeit der im Rahmen der Novelle von 1990 
getroffenen Entscheidung, mit den seinerzeit EG- 
rechthch zulässigen Änderungen voranzuschreiten 
und dadurch Anstöße für eine EU-weite Harmonisie- 
rung auf einem entsprechend höheren Niveau zu ge- 
ben. 


2.1 .1 .4.1 3 Die Anwendung des Chemikalienrechts 
in den neuen Ländern 

Das gesamte Chemikahenrecht wurde mit nur weni- 
gen Maßgaberegelungen in Anlage 1 des Einigungs- 
vertrages gemäß Artikel 8 des Vertrages mit Wirkung 
vom 3. Oktober 1990 als Bundesrecht für das Beitritts- 
gebiet übergeleitet, nachdem es dort inhaltlich bereits 
aufgrund des Umweltrahmengesetzes der DDR seit 
dem 1. August 1990 anzuwenden war. Zur Regelung 
von Sonderfragen der Anmeldung von Stoffen aus 
den neuen Ländern, die bereits vor der Herstellung 
der deutschen Einheit dort im Verkehr waren, ohne 
jedoch im europäischen Altstoffverzeichnis EINECS 
aufgeführt zu sein, wurde auf der Grundlage der EG- 
Übergangsmaßnahmenrichtlinie 90/660/EWG und 
der danach ergangenen Kommissionsentscheidung 
92/3/EWG die Chemikalien-Übergangsverordnung 
vom 18. Februar 1992 erlassen. Die meisten Maßga- 
be- und Übergangsregelungen sind inzwischen 
durch Fristablauf gegenstandslos bzw. durch einheit- 
lich geltende Nachfolgevorschriften abgelöst worden. 
Die Rechtsangleichung im Zuge des Einigungspro- 
zesses kann im Bereich des Chemikalienrechts daher 
als im wesenthchen abgeschlossen betrachtet wer- 
den. 


2.1.1 .5 Erfahrungen der Stoffbewertung 

2.1 .1.5.1 Zahlenmäßige Entwicklung 

Seit Einführung des Anmeldesystems für neue Stoffe 
im Jahr 1982 sind bei den Anmeldestellen der EU- 
Mitgliedstaaten bis zum 31. Dezember 1993 insge- 
samt 2 297 Stoffanmeldungen eingereicht worden, 
die 1 052 neue Stoffe betrafen. Die Zahl der Anmel- 
dungen liegt höher als die Zahl der angemeldeten 
Stoffe, weil es vielfach - insbesondere im Falle des Im- 
ports von außerhalb der EU hergesteUten neuen Stof- 
fen durch mehrere Importeure - zu Mehrfachanmel- 
dungen kommt. Von den genannten Stoffanmeldun- 
gen hat die deutsche Anmeldestelle, die Anmeldestel- 
le nach dem Chemikaliengesetz bei der Bundesan- 
stalt für Arbeitsschutz in Dortmund, insgesamt 657 
Anmeldungen zu 395 Stoffen entgegengenommen. 
Der Anteil der in Deutschland eingereichten Anmel- 
dungen innerhalb der EU liegt also bezogen auf die 
Gesamtzahl der Anmeldungen bei gut 28 Prozent, be- 
zogen auf die Zahl der angemeldeten Stoffe bei gut 
37 Prozent. 

Die zahlenmäßige Entwicklung seit 1990 stellt sich im 
einzelnen wie folgt dar (siehe Tabelle 8) : 

Die Tabelle zeigt bei den deutschen Anmeldezahlen 
zunächst die Auswirkungen der Chemikaliengesetz- 
novelle von 1990, die sich in den besonders hohen An- 
meldezahlen des Jahres 1990 und entsprechend ge- 
ringeren Zahlen des Jahres 1991 zeigen; zugrunde 
liegt dem weithin das Vorziehen von Anmeldungen 
auf die Zeit vor dem Inkrafttreten der Novelle am 
1. August 1990. Deutlich wird jedoch zugleich die 
schnelle Erholung bereits in den Jahren 1992 und 
1993 sowie insbesondere der durchgehend hohe An- 
teil der deutschen Erstanmeldungen, der 1993 den 
Rekordwert von gut 44 Prozent erreichte. Diese Zahl 
weist auf eine hohe Innovationskraft der deutschen 
chemischen Industrie auch unter schwierigen wirt- 
schaftlichen Bedingungen hin. 

Im Bereich der durch die Chemikaliengesetznovelle 
1990 grundlegend umgestalteten und erweiterten na- 
tionalen Mitteilungspflichten für neue Stoffe, die 


Tabelle 8 


Entwicklung der Anmeldezahlen 


Jahr 

Grundstufe 

1. Zusatzprüfung 

2. Zusatzprüfung 

national 

Übrige EG/EU 

national 

übrige 

EG/EU 

national 

Übrige 

EG/EU 

A 

B 

A 

B 





1990 

112 

66 

216 

87 

1 

- 

1 


1991 

81 

49 

279 

96 

10 

- 

1 

- 

1992 

107 

55 

319 

126 

3 

6 

1 

- 

1993 

131 

96 

291 

121 

2 

4 

- 

- 


A: Zahl der Anmeldungen einschließlich der Mehrfachanmeldungen 
B: Zahl der angemeldeten Stoffe (Erstanmeldungen) 
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nicht dem Anmeldeverfahren unterliegen, hat die An- 
meldestelle vom 1. August 1990 bis Ende 1993 ins- 
gesamt 632 Stoffmitteilungen entgegengenommen. 
504 dieser Mitteilungen bezogen sich dabei auf den 
Mengenbereich von v/eniger als 100 kg Vermark- 
tungsmenge pro Jahr (Mitteilungspflicht nach § 16 a 
Abs. 1 ChemG) und 90 auf den Mengenbereich von 
100 kg bis 1 Tonne (§ 16a Abs. 2). Die restlichen 38 
Mitteilungen entfielen auf die Mitteilungspflicht nach 
§ 16 b Abs. 1 ChemG für neue Exportstoffe und Zwi- 
schenprodukte über 1 Tonne. 

Im Bereich der Altstoffbearbeitung nach der Altstoff- 
konzeption der Bundesregierung wurden Altstoffda- 
tensätze für die über 800 in der Bundesrepublik 
Deutschland ermittelten Großstoffe mit Herstellungs- 
mengen von mehr als 1 000 Tonnen pro Jahr in den 
letzten Jahren fertig gestellt und werden seit 1991 
sukzessive publiziert. Für die ca. 1400 Stoffe des 
Mengenbereichs von 100-1000 Tonnen pro Jahr ist 
die Bearbeitung der Stoffdatensätze weit vorange- 
schritten. Zu als prioritär erkannten Altstoffen wur- 
den bis zum 31. Dezember 1993 vom Beratergremium 
für umweltrelevante Altstoffe ausführliche Stoffbe- 
richte für insgesamt 190 Stoffe abschließend bearbei- 
tet. Im Bereich der Altstoffbearbeitung durch die Be- 
rufsgenossenschaft Chemie wurden bis zu diesem 
Zeitpunkt „Toxikologische Bewertungen" zu insge- 
samt 151 prioritären Stoffen veröffentlicht. Für die ge- 
rade erst anlaufende Altstoffbearbeitung nach der 
EG- Altstoff Verordnung liegen aussagekräftige Zah- 
len noch nicht vor. 


2.1. 1.5.2 Bewertungsergebnisse 

Von zunehmenden Interesse ist die Gesamtschau der 
Bewertungsergebnisse speziell des EU-weiten An- 
meldeverfahrens, die mit der steigenden Zahl der in 
der EU angemeldeten Stoffe immer aussagekräftiger 
wird. Die Bewertungsergebnisse des Anmeldeverfah- 
rens beruhen auf einer einheitlichen, belastbaren Da- 
tengrundlage und erfassen inzwischen die gesamte 
erfolgreiche Stoffinnovation von mehr als 10 Jahren 
innerhalb der EU - ohne jede Vorauswahl hinsichtlich 
der möglichen Gefährlichkeit der Stoffe, wie sie etwa 
bei der Altstoffbearbeitung im Rahmen der dort erfor- 
derlichen Prioritätensetzung erfolgen muß. 

Von den bis zum 31. Dezember 1993 insgesamt 1 052 
in der EU angemeldeten Stoffen (Erstanmeldungen) 
waren insgesamt 561, also ca. 53 Prozent, als gefähr- 
lich einzustufen. Einen Hinweis auf die Art der Ge- 
fährlichkeit gibt die nachfolgende Tabelle über die 
Verteilung der Kennzeichnungssymbole, die diesen 
gefährlichen Stoffen zugeordnet wurden. Die Summe 
der in der Tabelle angegebenen Einstufungen ist da- 
bei größer als 561, da viele gefährliche Stoffe mehrere 
Kennzeichnungssymbole erhalten haben. 

Die Tabelle zeigt, daß mit insgesamt 254 Einstufun- 
gen - das entspricht ca. 45 Prozent der als gefährlich 
eingestuften Stoffe und 24 Prozent der Erstanmeldun- 
gen insgesamt - deutlich das Kennzeichnungssymbol 
Xi für reizende und sensibilisierende Stoffe dominiert. 
Diese Zahl macht erneut die besondere Dimension 
der Allergieproblematik deutlich. Sie bestätigt zu- 
gleich im Nachhinein die Notwendigkeit der Aufnah- 


Tabelle 9 


Einstufung Erstanmeldungen 
(Verteilung der Kennzeichnungssymbole) 


Kennzeichnungssymbol 

Anzahl 
der Ein- 
stufungen 

T+ 

(sehrgifüg) 

5 

T 

(giftig) 

32 

Xn 

(mindergiftig 

gesundheitsschädlich) 

153 

C 

(ätzend) 

51 

Xi 

(reizend) 

254 

E 

(explosionsgefährlich) 

16 

O 

(brandfördemd) 

22 

F-h 

(hochentzündlich) 

- 

F 

(entzündlich) 

20 

N 

(umweltgefährlich) 

190 


me eines Prüfnachweises über sensibilisierende Ei- 
genschaften bereits auf der Ebene der Mitteilimgs- 
pflichten durch die Chemikalienqesetznovelle von 
1990. 

Von Bedeutung ist die hohe Zahl der Einstufungen für 
das neue, im Rahmen der 7. Änderungsrichtlinie ein- 
geführte und durch die Novelle der Gefahrstoffver- 
ordnung von 1993 umgesetzte Kennzeichnungssym- 
bol N für umweltgefährlich. Die nachträgliche Über- 
prüfung der bisher eingereichten Anmeldungen im 
Hinblick auf die Einstufungskriterien für dieses Ge- 
fährlichkeitsmerkmal ist noch im Gange; gleichwohl 
sind schon nach jetzigem Stand gut 33 Prozent der ge- 
fährlichen neuen Stoffe als umweltgefährlich zu 
kennzeichnen. Die bisher EU- weit eingeführten Ein- 
stufungskriterien konzentrieren sich dabei im we- 
sentlichen auf den Aspekt der Wassergefährdung. 

Interessant ist auch ein Vergleich der Bewertungser- 
gebnisse des Anmeldeverfahrens mit der Einstu- 
fungssituation der erst im Mitteilimgsverfahren be- 
findlichen, also in der Regel noch nicht im Sinne des 
Grundstufenprogramms vollständig geprüften Stoffe. 
Dieser Vergleich ergibt hinsichtlich der relativen Ver- 
teilung der Kennzeichnungssymbole ein ähnliches 
Bild, jedoch sind bei den Stoffen nur ca. 30 Prozent 
(gegenüber den über 50 Prozent bei den angemelde- 
ten Stoffen) als gefährlich eingestuft. Da man davon 
ausgehen kann, daß sich die Eigenschaften der mitge- 
teilten und der angemeldeten Stoffe nicht grundsätz- 
lich unterscheiden, wird hier der durch das Anmelde- 
verfahren erreichte Erkenntniszuwachs und zugleich 
die unbedingte Notwendigkeit systematischer Stoff- 
prüfungen zur Abklärung der Sicherheitseigenschaf- 
ten chemischer Stoffe deutlich. Bei den mitgeteilten 
Stoffen sind wegen der noch fehlenden Prüfungen in 
erheblichem Umfang noch nicht erkannte Gefahren 
vorhanden. Die Vorverlegung der Forderung erster 
Sicherheitsüberprüfungen in den Bereich der mitge- 
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teilten Stoffe durch die Novelle von 1990, der nun- 
mehr auf Gemeinschaftsebene die Ausdehnung des 
Anraeldeverfahrens auf Stoffe unter 1 Tonne im Rah- 
men der 7. Änderungsrichthnie entspricht, erweist 
sich vor diesem Hintergrund als eine erhebliche Ver- 
besserung. 

2.1 .2 Luftreinhaltung, Anlagensicherheit 

2.1 .2.1 Aktuelle Herausforderungen in der Luft- 
reinhaltung und der Anlagensicherheit 

Die Luftreinhaltung hat in der Bundesrepublik 
Deutschland bereits ein hohes Niveau erreicht. Es 
wurden vor allem im Laufe der achtziger Jahre für alle 
Verursachergruppen (Energieerzeuger, Industrie, 
Haushalte und Verkehr) Maßnahmen ergriffen, um 
Schäden zu beseitigen und im Rahmen eines langfri- 
stigen Vorsorgekonzepts eine umweltgerechte Ent- 
wicklung sicherzustellen. 

Die getroffenen Maßnahmen zeigen in den alten 
Ländern bereits spürbar und nachweisbar positive 
Wirkungen. So ist vor allem der Schadstoffausstoß 
aus stationären Anlagen deutlich zurückgegangen 
(Schwefeldioxid, Stickoxide, Staub, Kohlenwasser- 
stoffe). In den neuen Ländern werden in den nächsten 
Jahren nach vollständiger Übernahme des Immissi- 
onsschutzrechts die Emissionen weiter zurückgehen. 

Bei einigen Schadstoffgruppen greifen die Minde- 
rungsmaßnahmen aber erst langsam. Das gilt vor al- 
lem für Stickstoffoxidemissionen aus dem Verkehr 
(siehe Kapitel B.2.3.2) und die Emissionen von flüchti- 
gen organischen Verbindungen (VOC). Emissionen 
von klimawirksamen Spurengasen, insbesondere von 
Kohlendioxid, werden in Kapitel B.2.3.1 behandelt. 

Weitere Fortschritte in der Luftreinhaltung erfordern 
die Nutzung des gesamten umweltpolitischen Instru- 
mentariums. Auch in Zukunft kommt es darauf an, in 
Anwendung des Vorsorgeprinzips die Rechtsvor- 
schriften kontinuierlich an neue naturwissenschaft- 
lich-technische Erkenntnisse und Entwicklungen an- 
zupassen und den aktuellen „Stand der Technik" in 
der Praxis zügig umzusetzen. Darüber hinaus werden 
zunehmend Instrumente im Vordergrund stehen, die 
über ordnungsrechtliche Gebote hinaus verstärkte 
Anstrengungen der Emittenten für eine Verbesserung 
der Luftqualität mobilisieren. 

Wirksamer Umweltschutz erfordert in zunehmendem 
Maße eine enge Zusammenarbeit über Staatsgrenzen 
hinweg. Ein Schwerpunkt liegt in der Zusammenar- 
beit mit den Staaten Mittel- und Osteuropas, die eine 
hohe industrielle Umweltverschmutzung aufweisen. 
Anliegen der Bundesrepublik Deutschland ist es, den 
Einsatz der West-Ost-Hilfen zur Neuordnung und 
zum Wiederaufbau der Wirtschaft in den mittel- und 
osteuropäischen Staaten auch im Hinblick auf eine 
nachhaltige Umweltentlastung zu optimieren. 

Im Bereich der Anlagensicherheit folgt die Bundesre- 
gierung einer dynamischen Konzeption, die sicher- 
stellt, daß Erfahrungen und neue Erkenntnisse zügig 
in innerstaatliches Recht umgesetzt werden können. 
Gegenwärtig geht es vorrangig darum, das vorhan- 
dene Regelwerk an aktuelle Erkenntnisse anzupas- 


sen sowie anlagenspezifische, dem Stand der Sicher- 
heitstechnik entsprechende Anforderungen zu ent- 
wickeln. 

Um den Besonderheiten in den neuen Ländern, insbe- 
sondere der Vorbelastungssituation und der Verwal- 
tungsstruktur, Rechnung zu tragen, wurden einige 
Rechtsvorschriften ergänzt bzw. finden mit entspre- 
chenden Maßgaben Anwendung. Der Kembereich 
dieser Regelungen war bereits auf Grundlage des 
Artikels 16 des Staatsvertrages über die Schaffung 
der Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion und das 
Umweltrahmengesetz der DDR mit Wirkung vom 
1. Juli 1990 in Kraft getreten. Bei den übernomme- 
nen Vorschriften handelt es sich um die zentralen 
Regelungsbereiche des Umweltrechts der Bundes- 
republik Deutschland, die damit gleichzeitig auch 
einen umfangreichen Bestand umwelLrechtlicher 
Vorschriften der Europäischen Gemeinschaften indi- 
rekt überleiteten. 

2.1 .2.1 .1 Entwicklung der Emissionen und 
Immissionen 

Die vergangenen Jahre sind durch eine weitere Ver- 
besserung der Emissionsentwicklung gekennzeich- 
net. Die Emissionen von Schwefeldioxid und Staub 
sind weiter merklich, von Kohlenwasserstoffen und 
Stickstoffoxiden leicht zurückgegangen. Auch bei 
Kohlenmonoxid und Kohlendioxid ist insgesamt ein 
Rückgang zu verzeichnen. 

Ein Rückgang der Emissionen ist vor allem für den 
Ausstoß aus stationären Anlagen festzustellen. Im 
Verkehrsbereich sind trotz emissionsmindernder 
Maßnahmen wie der Einführung des Katalysators für 
Ottomotoren und der Einführung von Partikelgrenz- 
werten für Dieselmotoren aufgrund des höheren Ver- 
kehrsaufkommens bisher nur in geringem Umfang 
Emissionsminderungen zu verzeichnen. Inzwischen 
ist aber durch die zunehmende Umstellung des Fahr- 
zeugbestandes eine Trendwende eingetreten. 

Die Immissionssituation ist durch einen drastischen 
Rückgang der mittleren Schwefeldioxid-Konzentra- 
tionen seit 1988 gekennzeichnet. In den alten Län- 
dern werden die Immissionswerte der Technischen 
Anleitung Luft und die Grenzwerte der EG deutlich 
unterschritten. Selbst die strengen Werte der „critical 
levels“ der ECE zum Schutz empfindlicher Ökosy- 
steme werden ganz überwiegend eingehalten. 

Auch in den neuen Ländern ist ein Rückgang zu ver- 
zeichnen. 1992 lagen die Immissions-Meßwerte für 
Schwefeldioxid in den Ländern Sachsen, Sachsen- 
Anhalt und Thüringen großflächig noch zwischen 50 
und 100 /xg/m^ im Jahresmittel; mit dem Fortschreiten 
der technischen Maßnahmen und dem Ausbau der 
Zusammenarbeit mit den Nachbarländern Republik 
Polen und Tschechische Republik ist jedoch auch in 
diesem Teil Deutschlands ein weiterer Rückgang der 
Schwefeldioxid-Konzentrationen zu erwarten. 

Eine Schlüsselrolle in der Veränderung der Immissi- 
onssituation bei Stickstoffoxiden nimmt in den alten 
wie auch in den neuen Ländern die Entwicklung des 
Kfz-Verkehrs ein. Die durch den Vollzug der Groß- 
feuerungsanlagen-Verordnung erzielte Minderung 
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Abbildung 7 
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der Stickstoffoxidbelastung wurde z.T. wieder kom- 
pensiert durch Zuwächse beim Verkehrsaufkommen. 
Nach wie vor führt daher die Stickstoffoxidbelastung 
vor allem in der Nähe vielbefahrener Straßen zu Be- 
einträchtigungen . 

Ein wesentliches Problem der gasförmigen Luftbela- 
stung im westlichen Teil des Bundesgebietes stellen 
die Ozonkonzentrationen dar. Bodennahes Ozon (O3) 
entsteht auf der Basis von Stickstoffoxiden (NOx) und 
flüchtigen Kohlenwasserstoffen (VOC). Hohe Ozon- 
konzentrationen treten im Sommer bei strahlungsrei- 
chem Wetter, hohen Temperaturen und niedrigen 
Windgeschwindigkeiten auf. 

Neben der S02-Belastung war im Gebiet der neuen 
Länder vor allem die Staubbelastung ein Problem. 
Stickstoffoxid- und Ozonbelastung waren im Verhält- 
nis hierzu von geringerer Bedeutung. Die Minderung 
der Staubemissionen spiegelt sich bereits deutlich in 
den gemessenen Immissionskonzentrationen wider. 
Waren gegen Ende der achtziger Jahre in Thüringen 
und Sachsen noch Werte über 100 /xg/m^ im Jahres- 
mittel zu verzeichnen, lagen diese Werte im Jahr 1992 
weitgehend nur noch zwischen 50 und 75 /Ltg/m^. 
Ähnlich wie bei Schwefeldioxid ist auch bei Staub 
eine Fortsetzung des abnehmenden Trends in den 
neuen Ländern zu erwarten, wobei auch hier der Zu- 
sammenarbeit mit den Nachbarstaaten eine große Be- 
deutung zukommt. 

2.1 .2.1 .2 Grenzüberschreitende Luft- 
verunreinigungen 

Die grenzüberschreitenden Schadstoffströme in Euro- 
pa werden im Rahmen des Genfer Luftreinhalteüber- 
einkommens beobachtet. In der Schwefelbilanz der 
alten Länder übersteigen die Importe deutlich die Ex- 
porte, während das Verhältnis für das Gebiet der neu- 
en Länder im Berichtszeitraum umgekehrt war. Bei 
Stickstoffoxiden liegen die Exporte über den Impor- 
ten; dies gilt gleichermaßen für das Gebiet der alten 
Länder wie für das Gebiet der neuen Länder. Hierbei 
wird deutlich, daß ein größerer Schutz vor Immissio- 
nen nicht allein durch nationale Umweltpolitik er- 
reicht werden kann, sondern daß eine Zusammenar- 
beit im internationalen Kontext notwendig ist. 

2.1 .2.1. 3 Globale Auswirkungen 

Die vom Menschen verursachten Emissionen von 
Kohlendioxid und anderen klimarelevanten Gasen 
können, wenn keine Gegenmaßnahmen ergriffen 
werden, nach heutigem Erkenntnisstand zu einer Er- 
wärmung der Erdatmosphäre führen (sog. anthropo- 
gener Treibhauseffekt). Außerdem sind die Emissio- 
nen von bestimmten Gasen, insbesondere von Fluor- 
chlorkohlenwasserstoffen (FCKW), ursächlich für die 
Schädigung der stratosphärischen Ozonschicht sowie 
für eine Erhöhung der UV-Strahlung, die das Leben 
schädigt. Die Enquete-Kommission „Vorsorge zum 
Schutz der Erdatmosphäre" des Deutschen Bundesta- 
ges hat die hiermit zusammenhängenden Probleme in 
drei Berichten umfassend aufgearbeitet. Die Bundes- 
regierung hat in ihren Beschlüssen vom 13. Juni 1990, 
7. November 1990 und 11. Dezember 1991 ein Hand- 


lungskonzept zur Verminderung von C02-Emissio- 
nen aufgestellt. Siehe dazu Kapitel B. 2.3.1. 

2.1. 2.2 Änderungen des Bundes- 
Immissionsschutzgesetzes 

Mit dem Dritten Gesetz zur Änderung des Bundes-Im- 
missionsschutzgesetzes (BImSchG) vom 11. Mai 1990 
wurde das BImSchG umfassend novelliert. Ziel der 
Novelle war zum einen die Weiterentwicklung der 
ordnungsrechtlichen Komponente, vor allem der Aus- 
bau des Gesetzes hin zu einem umfassenden Anla- 
gensicherheitsgesetz, das auch künftigen sicherheits- 
technischen Entwicklungen und Anforderungen ge- 
recht werden kann. Zum anderen ist der 1985 in das 
Gesetz aufgenommene marktwirtschaftliche Ansatz 
fortentwikelt worden, um insbesondere die Attraktivi- 
tät von Kompensationsmaßnahmen zu steigern. Das 
BImSchG ist darüber hinaus im Rahmen der Um- 
setzung der EG-Richtlinie über die Umweltverträg- 
lichkeitsprüfung durch das UVP-Gesetz angepaßt 
worden. 

Durch das Investitionserleichterungs- und Wohn- 
baulandgesetz vom 22. April 1993 wurden in das 
BImSchG Änderungen aufgenommen, die der 
Beschleunigung immissionsschutzrechtlicher Zulas- 
sungs- und Genehmigungsverfahren dienen. So ist 
u.a. nunmehr über einen Genehmigungsantrag 
durch die Behörde grundsätzlich innerhalb bestimm- 
ter Fristen zu entscheiden. Ferner wurden die Mög- 
lichkeiten des vorzeitigen Beginns einer wesentlichen 
Anlagenänderung im § 15 a BImSchG erweitert. Die 
Änderungen sind am 1. Mai 1993 in Kraft getreten. 
Die Beschleunigung und Vereinfachung von Geneh- 
migungsverfahren waren im übrigen wesentliche An- 
liegen der Novellen zur 4. imd zur 9. BImSchV. 


2.1 .2.3 Anlagenbezogene Maßnahmen zur 
Luftreinhaltung 

2.1 .2.3.1 Kleinfeuerungsanlagen-Verordnung 
(1. BImSchV) 

Kleinfeuerungsanlagen zählen zwar hinsichtlich ihres 
Anteils an den Gesamtemissionen nicht zu den gro- 
ßen Luftverschmutzern, sie tragen jedoch besonders 
in den Ballungsgebieten erheblich zur örtlichen 
Schadstoffbelastung bei. Austauscharme Wetterla- 
gen, die gerade während der Heizperiode häufiger 
auftreten, verstärken die Schadstoffbelastung. Zu 
Spitzenzeiten beträgt der Anteil der Kleinfeuerungs- 
anlagen an den Immissionen in Ballungsgebieten 
über 50 Prozent. Ihr Anteil an den energiebedingten 
C02-Emissionen beträgt in den alten Bimdesländem 
etwa 24 Prozent. 

Die erste Ämderungsverordnung vom 20. Juli 1994 
zielt auf die Sicherung des Einsatzes der mitteldeut- 
schen Braunkohle ab. 

Die beabsichtigte zweite Änderungsverordnung zur 
Kleinfeuerungsanlagenverordmmg ist Bestandteil 
des nationalen C02-Minderungsprogramms, das im 
Kapitel „Umweltschutz und Energie" (B.2.3.1) darge- 
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stellt wird. Einen wesentlichen Schwerpunkt der ge- 
planten Novelle bildet die Neuregelung der Abgas- 
verlustbegrenzung für die älteren Öl- und Gasfeue- 
rungsanlagen. Aufgrund der geltenden Kleinfeue- 
rungsanlagenverordnung sind am 1. Oktober 1993 
verschärfte Abgasverlustgrenzwerte für Altanlagen 
in Kraft getreten. Diese bleiben jedoch noch deutlich 
hinter den Anforderungen an Neuanlagen zurück. 
Durch Heranführung des Altanlagenbestandes an 
das Niveau für Neuanlagen kann ein beträchtliches 
C02"Minderungspotential ausgeschöpft werden. Der 
Novellierungsentwurf sieht dies nach Ablauf einer 
angemessenen Übergangsfrist vor. 


2.1 .2.3.2 Verordnung zur Emissionsbegrenzung von 
leichtflüchtigen Halogenkohlenwasser- 
stoffen (2. BImSchV) 

Am 1. März 1991 ist die neu gefaßte 2. BImSchV in 
Kraft getreten. Die Änderung der Anforderungen war 
notwendig geworden, weil die Verwendung von Ha- 
logenkohlenwasserstoffen (HKW) als Lösemittel z.B. 
bei der Reinigung von metallischen Werkstücken 
oder in der Textilreinigung besondere Umweltbela- 
stungen verursachen kann: FCKW sind die Haupt- 
verursacher des stratosphärischen Ozonabbaus und 
tragen zur Erwärmung der Erdatmosphäre bei; Chlor- 
kohlenwasserstoffe (CKW) sind gesundheitsgefähr- 
dend und können zu lang anhaltenden Boden- und 
Grundwasserverunreinigungen führen. Bei der Ver- 
wendung des Lösemittels Tetrachlorethen (PER) in 
Chemischreinigungen ist es darüber hinaus in der 
Vergangenheit zu teilweise erheblichen Belastungen 
von Nachbarräumen gekommen. 

Ozonabbauende Lösemittel (FCKW R 11, R 112 und 
R113 sowie 1,1,1-Trichlorethan) sind nach der 
2. BImSchV in den dort geregelten Anlagen (Ober- 
flächenbehandlungs-, Chemischreinigungs- und Ex- 
traktionsanlagen) nicht mehr zugelassen. Für Altanla- 
gen galt eine Übergangsfrist bis zum 31. Dezember 
1992. Bis dahin mußten alle Anlagen auf umweltver- 
träglichere Techniken umgestellt sein. In der Oberflä- 
chentechnik (z.B. Reinigung von Computerbauteilen 
oder optischen Linsen) kommen hierfür hauptsächlich 
wäßrige Reinigungssysteme, aber auch halogenfreie 
Lösemittel (z.B. Alkohole) in Frage. Für Chemischrei- 
nigungen sind Maschinen in der Entwicklung und Er- 
probung, die mit aromatenarmem Benzin reinigen. 

Für die Extraktion stehen schon heute eine Reihe um- 
weltverträglicherer Technologien zur Verfügung; so 
kann mit Wasserdampf oder überkritischem Kohlen- 
dioxid extrahiert werden. 

Zum Schutz von Nachbarräumen wird in der 
2. BImSchV der vom Bundesgesundheitsamt unter 
Vorsorgeaspekten definierte Grenzwert von 0,1 mg 
PER pro m^ Raumluft verbindlich vorgeschrieben. Da- 
neben werden eine Reihe von maschinentechnischen 
Anforderungen sowie Anforderungen an die Ausge- 
staltung des Betriebsraumes gestellt, die die Einhal- 
tung dieses Grenzwertes sicherstellen sollen. So muß 
die Trocknung mit einem Meßgerät überwacht und 
dieses mit einer Beladetürsicherung gekoppelt wer- 


den, damit die Ware der Maschine nur in ausreichend 
getrocknetem Zustand entnommen werden kann. Lö- 
semittel oder lösemittelhaltige Rückstände dürfen im 
Betrieb nur in geschlossenen Vorrichtungen gehand- 
habt werden, um Emissionen zu minimieren. Die Be- 
triebsräume müssen in allen emissionsrelevanten Be- 
reichen abgesaugt werden. Wände und Decken, die 
an Nachbarräume angrenzen, sind mit diffusionshem- 
menden Materialien auszukleiden. 

Auch für Oberflächenbehandlungsanlagen, wie sie in 
der metallverarbeitenden Industrie zur Reinigung von 
Werkstücken eingesetzt werden, sind die Anforde- 
rungen deutlich verschärft worden. Das gilt für die ab- 
gesaugten Abgase, die künftig nur 20 mg CKW/m^ 
enthalten dürfen (statt bisher 200 bzw. 100 mg/m^ in 
Abhängigkeit vom Abgasvolumenstrom), ebenso wie 
für die Bauweise der Anlagen. So sind nur noch Anla- 
gen zulässig, die geschlossen gebaut sind und bei de- 
nen die Entnahme des Behandlungsgutes über eine 
Schleuse erfolgt. Die CKW-Konzentration in dieser 
Schleuse muß automatisch durch ein Meßgerät über- 
wacht werden. Durch diese Maßnahmen werden An- 
lagen mit CKW- Lösemitteln in Zukunft auch deutlich 
teurer, so daß die Rentabilitätsschwellen für umwelt- 
verträglichere Reinigungsverfahren gesenkt werden 
und CKW in verstärktem Maße substituiert werden 
können. 


2.1 .2.3.3 Verordnung über genehmigungsbedürftige 
Anlagen (4. BImSchV) 

Mit der Verordnung zur Änderung der Verordnung 
über genehmigungsbedürftige Anlagen, die am 
1. Juni 1993 in Kraft getreten ist, wird vor allem ein 
Beitrag zur beschleunigten Durchführung von Ge- 
nehmigungsverfahren geleistet. 

Tabelle 10 

Neuregelungen in der 4. BImSchV 


Fristverlängerung des genehmigungsfreien 
Betriebes für mobile Anlagen von 6 auf 12 Monate 


Ausdehnung der Befreiung vom förmlichen 
Verfahren für Versuchsanlagen von 2 auf 3 Jahre 


vereinfachtes Verfahren bei Änderungen 
von Versuchsanlagen 


Wegfall der Genehmigungspflicht für Windkraft- 
anlagen und Autowaschstraßen 


Ausweitung der Genehmigungsfreiheit durch 
Anhebung der Erfassungsgrenzen bei 
verschiedenen Anlagenarten 


Entlassung einiger Anlagenarten vom förmlichen 
Verfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung in das 
vereinfachte Genehmigungsverfahren 
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2.1 .2.3.4 Verordnung über Immissionsschutz- und 
Störfalibeauftragte (5. BImSchV) 

Nach dem bewährten Muster der Vorschriften über 
den Immissionsschutzbeauftragten sieht die neu ge- 
faßte 5. BImSchV für Industrieanlagen, für die nach 
der Störfall-Verordnung eine Sicherheitsanalyse vor- 
gelegt werden muß, die Bestellung von Störfallbeauf- 
tragten vor. Dies betrifft in Deutschland rund 3 000 
Anlagen. Die Neuregelung ist in ihren wesentlichen 
Teilen am 8. August 1993 in Kraft getreten. 

Der Störfallbeauftragte muß die Einhaltung des Stör- 
fallrechts in der Anlage überwachen, indem er dem 
Betreiber festgestellte Mängel mitteilt und Vorschlä- 
ge zur Verbesserung der Anlagensicherheit unter- 
breitet. Die neue Rechtsverordnung stellt hohe Anfor- 
derungen an seine Fachkunde und Zuverlässigkeit. 
Der StörfaLlbeauftragte hat den Abschluß eines Studi- 
ums auf den Gebieten des Ingenieurwqsens, der Che- 
mie oder Physik sowie eine zweijährige praktische 
Tätigkeit nachzuweisen. Darüber hinaus muß er 
durch Lehrgänge vermittelte umfassende Kenntnisse 
auf den Gebieten der Anlagen- und Verfahrenstech- 
nik und der Eigenschaften von Stoffen und Zuberei- 
tungen nachweisen. Die Beauftragten müssen regel- 
mäßig an entsprechenden Fortbildungsveranstaltun- 
gen teilnehmen. 


2.1 .2.3.5 Emissionserklärungsverordnung 
(11. BImSchV) 

Emissionsdaten bilden eine wichtige Grundlage für 
Planungs- und Sanierungsmaßnahmen zur Vermin- 
derung von Luftverunreinigungen in Untersuchungs- 
gebieten und für die Überwachung der Luftreinhal- 
tung. 

Nach der neu gefaßten Emissionserklärungsverord- 
nung müssen die Betreiber genehmigungsbedürfti- 
ger Anlagen der Behörde alle zwei Jahre eine Emis- 
sionserklärung vorlegen. Die Verordnung, die am 
25. Dezember 1991 in Kraft getreten ist, erleichtert die 
Aufstellung von Emissionskatastem und verbessert 
damit die Informationsgrundlagen. 

2.1. 2.3.6 Gaspendelverordnungen 
(20. und 21 . BImSchV) 

Bei der Verteilung von Ottokraftstoffen von der Raffi- 
nerie oder dem Auslieferungslager bis in die Fahr- 
zeugtanks der Verbraucher werden in den alten Län- 
dern jährlich etwa 145 000 Tonnen an Kraftstoffdämp- 
fen freigesetzt. Diese enthalten Benzol, das als krebs- 
erzeugend eingestuft ist sowie Kohlenwasserstoffe, 
die unter Sonnenlichteinwirkung in Verbindung mit 
Stickstoffoxiden Ozon und andere Photooxidantien 
bilden können. 

Für Raffinerien und große Mineralöllager enthält be- 
reits die Technische Anleitung Luft Anforderungen 
zur Minderung der Emissionen. Die Bundesregierung 
hat ergänzend dazu zwei auf das Bundes-Immissions- 
schutzgesetz gestützte Rechtsverordnungen zur Be- 
grenzung von Kohlenwasserstoffemissionen beim 
Umfüllen und Lagern von Otto-Kraftstoffen verab- 


schiedet, durch die auch die kleineren Tanklager und 
die Tankstellen erfaßt werden. 

Die 20. BImSchV vom 7. Oktober 1992 schreibt Maß- 
nahmen zur Emissionsbegrenzung bei der Lagerung 
und beim Umschlag von Ottokraftstoff vor. Bei der 
Abfüllung in die Transportmittel (Straßentankwagen, 
Eisenbahnkesselwagen oder Binnentankschiffe) so- 
wie bei der Einlagerung an den Tankstellen ist künf- 
tig grundsätzlich das Gaspendelverfahren einzuset- 
zen. 

Die 21. BImSchV vom 7. Oktober 1992 verpflichtet die 
Tankstellenbetreiber, für die Betankung der Kraft- 
fahrzeuge mit Ottokraftstoffen ein Gasrückführsy- 
stem nach dem Stand der Technik einzusetzen. Mit 
dem Gasrückführsystem werden die beim Betanken 
aus dem Fahrzeugtank austretenden Kraftstoffdämp- 
fe mit einem speziellen Zapfventü erfaßt und über ei- 
nen zweiten Schlauch in den Lagertank der Tankstel- 
le zurückgeleitet. 

Die neuen Vorschriften gelten für die nach Inkrafttre- 
ten am 1. Januar 1993 errichteten Anlagen sofort. Die 
bereits in Betrieb befindlichen Anlagen müssen in- 
nerhalb bestimmter, vom jährlichen Umschlag von 
Ottokraftstoffen und von der lufthygienischen Vorbe- 
lastung des Standorts abhängiger Fristen nachgerü- 
stet werden. Die kürzeste Frist beträgt zwei Jahre, die 
längste fünf Jahre. 

2.1 .2.3.7 Reststoffe 

Mit der Rests toffvermeidungs- und verwertungs- 
pflicht nach 5 Abs. 1 Nr. 3 BImSchG besteht für die 
Behörde die Möglichkeit, im Genehmigungsverfah- 
ren für bestehende Anlagen zu prüfen, ob und inwie- 
weit der Betreiber einer genehmigungsbedürftigen 
Anlage dieser Grundpflicht nachkommt. Im Interesse 
einer bundeseinheitlichen Vorgehensweise wurde 
vom Länderausschuß für Immissionsschutz zunächst 
eine Musterverwaltungsvorschrift über grundsätzli- 
che Fragen erarbeitet und den Länderbehörden zur 
Anwendung empfohlen. Nunmehr werden verstärkt 
weitere Musterverwaltungsvorschriften zu einzelnen 
Anlagearten erarbeitet. Diese Vorschriften sollen in 
einheitlicher Tabellenform getrennt nach Vermei- 
dung und Verwertung konkretisieren: 

- Bezeichnung und Anfallort der relevanten Rest- 
stoffarten 

- Voraussetzung und Anwendungsbereich der erfaß- 
ten technisch möglichen Maßnahmen 

- Zumutbarkeit und Vermeidungsrate der technisch 
möglichen Vermeidungsmaßnahmen 

- Zumutbarkeit und Schadlosigkeit der technisch 
möglichen Verwertungsmaßnahmen. 

Entsprechende Musterverwaltungsvorschriften hat 
der Länderausschuß für Immissionsschutz für 
Schmelzanlagen für Nichteisenmetalle, Anlagen zur 
Herstellung von Anstrich- oder Beschichtungsstoffen 
oder Druckfarben und Lackieanlagen beschlossen. 
Weitere Vorschriften für Kraftwerke, Gießereien, 
GlashersteUung, Stahlerzeugung, Papier/Pappeher- 
stellung sind in Vorbereitung. 
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2.1. 2.3.8 Weitere Verordnungen über anlagen- 
bezogene Maßnahmen 

Zur geplanten Wärmenutzungsverordnung, die Be- 
standteil des C02-Minderungsprogramms der Bun- 
desregierungist, wird auf Kapitel B. 2. 3.1 verwiesen. 

Im Dritten Abschnitt des Bundes-Immissionsschutz- 
gesetzes sind die Ermittlung von Emissionen und Im- 
missionen sowie sicherheitstechnische Prüfungen ge- 
regelt. Diese Aufgaben werden von qualifizierten 
Stellen und Sachverständigen wahrgenommen. Die 
Bundesregierung ist ermächtigt, Anforderungen an 
die Fachkunde, Zuverlässigkeit und gerätetechnische 
Ausstattung dieser Stellen und Sachverständigen 
festzulegen. Eine entsprechende Verordnung wird 
derzeit vorbereitet. 


2.1. 2.3.9 Verordnung über das Genehmigungs- 
verfahren (9. BImSchV) 

Die Verordnung über das immissionsschutzrechtliche 
Genehmigungsverfahren trägt mit der Novellierung 
vom 1. Mai 1993 neuesten Anforderungen an ein mo- 
dernes Verfahrens- und Projektmanagement Rech- 
nung. Sie bildet einen Bestandteil des Gesamtpaketes 
von Maßnahmen zur Beschleunigung und Vereinfa- 
chung des Verfahrensrechts (vgl. Abschnitt B. 2. 1.2. 2). 
Die Novelle hat folgende Schwerpunkte: 

- Die Vorschriften über das Vorgespräch, das zwi- 
schen dem Träger des Vorhabens und der zuständi- 
gen Behörde vor Antragstellung geführt wird, wer- 
den wesentlich verbessert. So muß künftig geklärt 
werden, wie Doppelgutachten vermieden werden 
können und ob der behördliche Verfahrensbevoll- 
mächtigte sich zur Beschleunigung des Verfahrens 
auf Kosten des Antragstellers eines Dritten bedie- 
nen darf. 

- Für die Bewertung der Sicherheitsanalyse ist auch 
künftig in der Regel ein Sachverständigengutach- 
ten erforderlich. 

Sogenannte Parteigutachten werden dabei jedoch 
nur wie ein von der Behörde veranlaßtes Gutachten 
angesehen, weim der Auftrag mit der Genehmi- 
gungsbehörde abgestimmt ist. 

- Neue Verfahrensvorschriften bestimmen, daß die 
Antragsunterlagen sternförmig an die Fachbehör- 
den und betroffenen Gemeinden versandt werden 
sollen und diese ihre Stellungnahme innerhalb ei- 
ner Frist von einem Monat abzugeben haben. 

- Zur Entlastung der Genehmigungsbehörde sollen 
künftig auch im Verfahren Sachverständige betei- 
ligt werden, wenn zu erwarten ist, daß hierdurch 
das Verfahren beschleunigt wird. 

Durch die Maßnahmen zur Beschleunigung und Ver- 
einfachung der Zulassungsverfahren kann das Fach- 
personal der Umweltbehörden verstärkt in der Über- 
wachung der Betriebe tätig werden. Damit wird das 
Umweltrecht wirksamer durchgesetzt und ein weite- 
rer Beitrag für eine höhere Anlagensicherheit gelei- 
stet. 


2.1 .2.4 Gebietsbezogene Maßnahmen 

Die S02-Emissionen haben in den alten Ländern in- 
zwischen einen so niedrigen Stand erreicht, daß es 
auch unter ungünstigen austauscharmen Wetterbe- 
dingungen kaum noch zur Auslösung von Smog- 
Alarm kommt. Bei konsequenter Fortsetzung der 
Maßnahmen in den östlichen Nachbarstaaten wird 
der Wintersmog-Alarm auch in den neuen Ländern 
mittelfristig der Historie angehören. Ein zunehmen- 
des Problem stellt jedoch der sogenannte „Sommer- 
smog" dar. 


2.1 .2.4.1 Bekämpfung des bodennahen Ozons 
(„Sommersmog“) 

Bodennahes Ozon („Sommersmog") entsteht auf der 
Basis von Stickstoffoxiden (NOx) und flüchtigen Koh- 
lenwasserstoffen als sog. „Vorläufersubstanzen", die 
vor allem im Straßenverkehr anfallen. Die Entstehung 
von bodennahem Ozon erfolgt großräumig im Laufe 
mehrerer Stunden und setzt intensive Sonnenein- 
strahlung voraus. Die Maßnahmen der Bundesregie- 
rung sind auf eine langfristige und nachhaltige Ver- 
ringerung der Ozonvorläufersubstanzen gerichtet. 
Dazu gehören vor allem Maßnahmen zur Reduzie- 
rung von Schadstoffemissionen im Verkehr, aber auch 
Maßnahmen außerhalb des Verkehrsbereichs wie die 
stetige Verschärfung der Grenzwerte der Techni- 
schen Anleitung Luft, die Rauchgasentstickung vor 
allem in den neuen Ländern, die Reduzierung von ha- 
logenierten Kohlenwasserstoffen (PER) und Lösemit- 
teldämpfen, die bereits genannten Gaspendel-Ver- 
ordnungen sowie die Erfüllung der internationalen 
Vereinbarungen zur Reduzierung von Stickstoffoxi- 
den (NOx) urid flüchtigen organischen Verbindungen 
(VOC). 


2.1 .2.4.2 Verordnung nach § 40 Abs. 2 BImSchG 
(23. BImSchV) 

Im Juli 1993 hat die Bundesregierung den Entwurf ei- 
ner Verordnung nach § 40 Abs. 2 Satz 2 BImSchG be- 
schlossen und dem Bundesrat zugeleitet. Der Bundes- 
rat hat dieser Verordnung im März 1994 mit Änderun- 
gen zugestimmt. Mit dieser Verordnung sollen Kon- 
zentrationswerte für die verkehrsbedingten Luftver- 
unreinigungen Stickstoffdioxid, Ruß und Benzol fest- 
gelegt werden. Sie regelt die Durchführung von Mes- 
sungen und die dabei anzuwendenden Verfahren. 

Mit der Verordnung soll den zuständigen Behörden 
eine Entscheidungshilfe bei der Durchführung von 
Maßnahmen gegen die Luftbelastung aus dem Ver- 
kehrsbereich an die Hand gegeben werden. Die zu- 
ständige Behörde muß bei den vorgesehenen Maß- 
nahmen die Verkehrsbedürfnisse und die städtebauli- 
chen Belange berücksichtigen. Es müssen sowohl die 
unabweisbaren Verkehrsbedürfnisse der Bevölke- 
rung in dem betreffenden Gebiet befriedigt werden 
als auch vermieden werden, daß der Verkehr in Berei- 
che ausweicht, die - wie etwa verkehrsberuhigte Be- 
reiche in Wohngebieten - eines besonderen Schutzes 
bedürfen. Es gilt der Grundsatz der Verhältnismäßig- 
keit. 


101 


Drucksache 1 2/8451 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Im Gegensatz zu § 40 Abs. 1 BImSchG, der verkehrs- 
beschränkende oder -verbietende Maßnahmen an 
das Vorliegen einer austauscharmen Wetterlage 
knüpft, enthält § 40 Abs. 2 BImSchG diese Einschrän- 
kung nicht. Somit sind hier auch längerfristige, plane- 
rische Maßnahmen möglich. 

Die Bundesregierung bereitet zur Harmonisierung 
der verkehrsrechtlichen Maßnahmen eine Allge- 
meine Verwaltungsvorschrift vor, um eine einheitli- 
che Ermessensausübung durch die Länderbehörden 
vor Ort sicherzustellen. 

Als typische verkehrsbedingte Luftverunreinigung 
wurde Stickstoffdioxid in die Verordnung auf genom- 
men. Die Konzentrationen weiterer Luftverunreini- 
gungen aus dem Verkehrsbereich, wie z.B. Schwe- 
feldioxid, Schwebstaub und Blei, liegen heute auf- 
grund der bereits ergriffenen Luftreinhaltemaßnah- 
men deutlich unterhalb gesundheitsbezogener 
Grenz- und Richtwerte. 

Für die von Benzin- und Dieselfahrzeugen ausgehen- 
den Luftverunreinigungen mit kanzerogenem Poten- 
tial wurden als Indikatoren Benzol und Ruß aufge- 
nommen. Benzol gilt als eindeutig krebserzeugender 
Arbeitsstoff. Bei Ruß (elementarer Kohlenstoff) spre- 
chen trotz unterschiedlicher humanmedizinischer Un- 
tersuchungsergebnisse aus der Arbeitswelt emstzu- 
nehmende Indizien für eine Gefährdung des Men- 
schen. 

Sekundäre verkehrsbedingte Luftverunreinigungen, 
wie z.B. Ozon, wurden nicht in die Verordnung aufge- 
nommen. Die Verordnung gilt nur für die Beurteilung 
kleinräumiger Gebiete. Ozon bildet sich jedoch z.T. 
erst nach Stunden aus den Vorläufersubstanzen Stick- 
stoffoxide und Kohlenwasserstoffe; in dieser Zeit ist 
der überwiegende Teil der Vorläufersubstanzen nicht 
mehr im Quellgebiet vorhanden, so daß Maßnahmen 
in diesem Gebiet nur geringen Einfluß auf die dortige 
Ozonbelastung haben. 

Durch die Verordnung werden die Länder und Ge- 
meinden gmndsätzlich verpflichtet, in verkehrsbela- 
steten Gebieten die Konzentration der verkehrsbe- 
dingten Luftverunreinigungen Stickstoffdioxid, Ruß 
und Benzol zu messen. In der Bundesrepublik 
Deutschland existieren bereits Ländermeßnetze für 
Stickstoffdioxid; insgesamt gibt es ca. 400 Meßstatio- 
nen für diesen Stoff. Nur ein geringer Teil der Stand- 
orte dieser Stationen erfüllt jedoch nach heutiger 
Kenntnis die Standortkriterien nach dieser Verord- 
nung. Für Ruß und Benzol existieren solche Meßnetze 
noch nicht. 

2.1. 2.4.3 Verordnung über Immissionswerte 
(22. BImSchV) 

Mit der Verordnung über Immissionswerte vom 
26. Oktober 1993, die am 1. Dezember 1993 in Kraft 
getreten ist, werden Richtlinien des Rates der Euro- 
päischen Union förmlich in innerstaatliches Recht 
umgesetzt. Sie betreffen Grenzwerte und Leitwerte 
der Luftqualität für Schwefeldioxid und Schweb- 
staub, Grenzwerte für den Bleigehalt in der Luft sowie 
Luftqualitätsnormen für Stickstoffdioxid. Die mate- 
rielle Umsetzung der Richtlinien ist bereits durch das 


geltende deutsche Immissionsschutzrecht gewähr- 
leistet. 

Im November 1993 hat die Bundesregiemng eine No- 
velle der 22. BImSchV beschlossen. Diese Novelle 
dient der Umsetzung der EG-Richtlinie über die Luft- 
verschmutzung durch Ozon (92/72/EWG) in deut- 
sches Recht. Sie regelt die . flächendeckende Mes- 
sung, die Bewertung und die Bekanntmachung von 
bodennahen Ozonkonzentrationen. 

2.1 .2.5 Anlagensicherheit 

Die Bundesregierung folgt im Bereich der Sicherheit 
technischer Anlagen einer dynamischen Konzeption, 
die sicherstellt, daß Erfahrungen und neue Erkennt- 
nisse zügig in nationales Recht umgesetzt werden 
können. Mit dem Dritten Gesetz zur Änderung des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) vom 
11. Mai 1990 wurde das BImSchG umfassend novel- 
liert. Eines der vorrangigen Ziele der Novelle war es, 
das Gesetz zu einem umfassenden Anlagensicher- 
heitsgesetz auszugestalten, um auch künftigen si- 
cherheitstechnischen Entwicklungen und Anforde- 
rungen gerecht zu werden. Störfälle in Chemieanla- 
gen im Frühjahr 1993 haben die Notwendigkeit der 
getroffenen Maßnahmen bestätigt. Die Bundesregie- 
rung setzt sich auch international dafür ein, Sicher- 
heitsanforderungen auf höchstem Niveau zu verwirk- 
lichen. 

2.1. 2.5.1 Störfall-Verordnung (12. BImSchV) 

Mit der Verordnung zur Änderung der Störfall- Ver- 
ordnung, die am 1. September 1991 in Kraft getreten 
ist, werden die Anforderungen an die Sicherheit ge- 
nehmigungsbedürftiger Anlagen weiter verschärft. 
Gleichzeitig wurde das nationale Recht an die EG- 
Rchtlinie über die Gefahren schwerer Unfälle bei be- 
stimmten Industrietäügkeiten (EG-StörfaUrichtlinie) 
angepaßt. Dabei wurden die beim Vollzug der Ver- 
ordnung in den Ländern gewonnenen Erfahrungen 
berücksichtigt. Die Verordnung wurde vereinfacht 
und transparenter aufgebaut, um den Vollzug für die 
Behörden zu erleichtern. 

Die wesentlichen Änderungen dieser Verordnung 
sind im einzelnen: 

- die Übernahme der Mengenschwelle B aus der Er- 
sten Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Stör- 
fall-Verordnung in die Verordnung selbst zur Fest- 
legung, ob der Betreiber die erweiterten Sicher- 
heitspflichten erfüllen muß. Gleichzeitig ist klarge- 
stellt worden, daß auch unterhalb der Mengen- 
schwelle die zuständige Behörde im Rahmen einer 
Einzelfallanordnung die Erfüllung der erweiterten 
Pflichten fordern kann. 

- Ausnahmeregelungen wurden eingeschränkt, da- 
mit diese mit der EG -Störfallrichtlinie in Einklang 
stehen. 

- Die Betreiberpflichten zur Lagerung gefährlicher 
Stoffe wurden verschärft. 

- In Abstimmung mit den für den Katastrophenschutz 
und die allgemeine Gefahrenabwehr zuständigen 
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Behörden hat der Betreiber die möglicherweise von 
einem Störfall betroffene Bevölkerung über die 
Schutzmaßnahmen und das richtige Verhalten in 
geeigneter Weise und unaufgefordert zu informie- 
ren. Art und Umfang der Informationen sind in ei- 
nem neuen Anhang der Verordnung festgelegt. Die 
Informationen sind stets auf den neuesten Stand zu 
bringen und der Bevölkerung in regelmäßigen Ab- 
ständen bekannt zu machen. 

2.1 .2.5.2 Änderungen der Störfall-Verwaltungs- 
vorschriften 

Mit der Neufassung der Ersten Allgemeinen Verwal- 
tungsvorschrift zur Störfall-Verordnung vom 20. Sep- 
tember 1993 werden den zuständigen Behörden zu- 
sätzliche Anleitungen und Auslegungshilfen für den 
Vollzug der StörfaU- Verordnung gegeben. 

Die Zweite Algememe Verwaltungs Vorschrift zur 
Störfall- Verordnung, die zur Zeit überarbeitet wird, 
enthält Sicherheitsanforderungen und Anforderun- 
gen an die vorzulegende Sicherheitsanalyse. Ziel der 
zur Zeit vorbereiteten Dritten AUgememen Verwal- 
tungs Vorschrift ist es, den Länderbehörden Anleitun- 
gen und Hüfen insbesondere bei der Aufstellung und 
Fortschreibung betrieblicher Alarm- und Gefahren- 
abwehrpläne zu geben. Weiterhin soll die Dritte Stör- 
faU-Verwaltungsvorschrift die Anforderungen an die 
weitreichenden Informationspfüchten gegenüber der 
Öffentlichkeit konkretisieren, die sich aus der Novelle 
der Störfall- Verordnung von 1991 ergeben. 

2.1 .2.5.3 Störfall-Kommission, Technischer 
Ausschuß für Anlagensicherheit 

Im Januar 1992 haben sich der Technische Ausschuß 
für Anlagensicherheit (TAA) und die Störfall-Kommis- 
sion (SFK) gemäß § 31a und § 51a des Bundes-Im- 
missionsschutzgesetzes konstituiert. 

Der Technische Ausschuß für Anlagensicherheit be- 
rät die Bundesregierung in Fragen der Verhinderung 
von Störfällen und der Begrenzung ihrer Auswirkun- 
gen. Er schlägt hierzu dem Stand der Sicherheitstech- 
nik entsprechende Regeln vor. Aufgabe der StörfaU- 
Kommission ist die gutachterliche Stellungnahme zu 
sicherheitsrelevanten Themen. 

Es ist zu erwarten, daß durch die Arbeit des TAA und 
der SFK die objektive Sicherheit der Anlagen verbes- 
sert wird und auch die Vollzugskonkretisierung und 
damit die Rechtssicherheit erhöht wird. 

2.1. 2.5.4 Anlagensicherheits- 
Beratungskommissionen 

Zur Überprüfung störfallrelevanter Anlagen in den 
neuen Ländern wurden auf Initiative des Bundesum- 
weltministeriums Anlagensicherheits-Beratungskom- 
missionen (ASBK) eingerichtet. Die ASBK führten im 
Jahr 1992 insgesamt 285 Begehungen besonders stör- 
faUrelevanter Anlagen durch und fertigten Kurzgut- 
achten über deren sicherheitstechnischen Stand an. 
Die Finanzierung der ASBK erfolgte aus Mitteln des 
Umweltschutzsofortprogramms im Rahmen der Fi- 
nanzhilfen des Gemeinschaftswerkes Aufschwung 


Ost. Ziel der Initiative war es, im öffentlichen Inter- 
esse Schwachstellen und Sicherheitsmängel von An- 
lagen, die ein hohes Sicherheitsrisiko für die Beschäf- 
tigten und die umliegende Bevölkerung darstellen 
und deshalb in der Regel der Störfall-Verordnung un- 
terliegen, so rasch wie möglich aufzudecken und ab- 
zustellen. Die Kurzgutachten sollen zur Prävention 
von Störfällen Vorschläge zu besonders dringend 
durchzuführenden Sanierungsmaßnahmen unter- 
breiten, damit die zuständigen Behörden gezielte si- 
cherheitstechnische Prüfungen anordnen und evtl, 
notwendige nachträgliche Anordnungen treffen kön- 
nen. 

2.1 .2.6 Verkehrsbezogene Maßnahmen 

Zu den verkehrsbezogenen Maßnahmen gehören 
technische und nichttechnische Maßnahmen zur Ver- 
brauchsminderung und Schadstoffreduzierung, Ab- 
gasuntersuchungen und die Verminderung des 
Schadstoffgehaltes in Kraftstoffen. Einzelheiten hier- 
zu sind in Kapitel B. 2. 3. 2 dargestellt. 

2.1. 2.7 Energiebezogene Maßnahmen 

Die Bundesregierung setzt einen Schwerpunkt der 
Umwelt- und Energiepolitik in den neunziger Jahren 
auf die Entwicklung und Umsetzung einer umfassen- 
den Klimaschutzstrategie. Sie strebt an, die CO 2 - 
Emissionen bis zum Jahr 2005 um 25 bis 30 Prozent zu 
reduzieren, bezogen auf das Emissionsvolumen des 
Jahres 1987. Einzelheiten hierzu sind in Kapitel 
B.2.3.1 dargestellt. 

2.1 .2.8 Internationale Zusammenarbeit 

2.1 .2.8.1 Helsinki- und Oslo-Protokoll zur 
S 02 -Reduzierung 

Das von der Bundesrepublik Deutschland am 9. Juli 
1985 in Helsinki Unterzeichnete Protokoll zur S02-Re- 
duzierung konkretisiert die Genfer Luftreinhaltekon- 
vention der Europäischen Wirtschaftskommission der 
Vereinten Nationen (ECE) von 1979. Mit diesem Pro- 
tokoll haben 21 Staaten aus West und Ost die völker- 
rechtliche Verpflichtung übernommen, ihre jährli- 
chen nationalen Schwefelemissionen bis spätestens 
1993 um mindestens 30 Prozent gegenüber dem Ni- 
veau von 1980 zu reduzieren. 

Am 16. Juni 1994 wurde in Oslo ein neues Schwefel- 
Protokoll („Protokoll über die weitere Verringerung 
der Schwefelemissionen") unterzeichnet, das - je- 
weils unterschiedlich für die einzelnen Vertragsstaa- 
ten - verschärfte Reduzierungsraten festlegt. Die Ver- 
tragsstaaten haben ihre Gesamtschwefelemissionen 
stufenweise bis zu den Jahren 2000, 2005 und 2010 
auf bestimmte Obergrenzen verbindlich zurückzu- 
führen. Deutschland muß danach seine Schwefel- 
emissionen um 83 Prozent bis 2000 und um 87 Prozent 
bis 2005 gegenüber dem Niveau von 1980 verringern. 
Diese Reduzierungsverpflichtung wird durch das in 
Deutschland geltende Luftremhalterecht, insbeson- 
dere die Großfeuerungsanlagen-Verordnung, die TA- 
Luft und die Kleinfeuerungsanlagen- Verordnung, er- 
füllt und voraussichtlich sogar übertroffen. 
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Ähnlich drastische Reduzierungsraten gelten auch 
für Österreich, Dänemark, Finnland, Schweden (je- 
weils 80 Prozent bis 2000), die Niederlande (77 Pro- 
zent bis 2000), Frankreich (74 Prozent bis 2000, 77 Pro- 
zent bis 2005) und Belgien (70 Prozent bis 2000). Die 
Verringerungsraten der Staaten Mittel- und Osteuro- 
pas bis zum Jahr 2005 bewegen sich zwischen 17 Pro- 
zent (Kroatien) und 65 Prozent (Slovakei) und sind ge- 
messen an ihrer wirtschaftlichen Situation beachtlich. 

Mit dem Oslo-Protokoll werden erstmals auf gesamt- 
europäischer Ebene verbindliche Grenzwerte für die 
Schwefelemissionen von Großfeuerungsanlagen und 
für den Schwefelgehalt in Gasöl festgelegt. Ein neu 
eingerichteter Ausschuß wird die Einhaltung der Ver- 
pflichtungen durch die Vertragsparteien überwa- 
chen. Ein europäisches Meß- und Überwachungssy- 
stem wird für die erforderhchen Daten sorgen. 

2.1. 2.8.2 Sofia- Protokoll zur NOx-Reduzierung 

Im Rahmen der Europäischen Wirtschaftskommission 
der Vereinten Nationen (ECE) haben sich 1988 mit 
dem sog. Sofia-Protokoll Deutschland und zwölf wei- 
tere Staaten freiwillig verpflichtet, ihre Stickstoffoxid 
(NOx)-Emissionen bis zum Jahr 1998 gegenüber 1986 
um 30 Prozent zu senken. Von 3,6 Millionen Tonnen 
im Jahre 1986 (altes Bundesgebiet und DDR) konnte 
der Ausstoß von NOx-Emissionen bis 1990 auf 3,2 Mil- 
lionen Tonnen zurückgeführt werden. Der Rückgang 
setzt sich fort. 

2.1. 2.8.3 VOC-Protokoll 

In Genf wurde 1991 im Rahmen der ECE ein Protokoll 
unterzeichnet, mit dem sich die Vertragsstaaten ver- 
pflichten, den Ausstoß an flüchtigen organischen Ver- 
bindungen (VOC) bis zum Jahre 1999 gegenüber 
1988 um 30 Prozent zurückzuführen. Die Entwicklung 
in der Bundesrepublik Deutschland läßt erwarten, 
daß das Reduzierungsziel durch die bereits eingelei- 
teten Maßnahmen hier sogar weit überschritten wer- 
den kann. Nach Schätzungen des Umweltbundesam- 
tes ist bis 1999 mit einem Rückgang der VOC-Emis- 
sionen um 40-50 Prozent zu rechnen. 


2.1.3 Wasserwirtschaft 

Der vorsorgende Schutz der Gewässer als Bestandteil 
des Naturhaushaltes und die Sicherstellung der Ver- 
sorgung der Menschen mit ausreichendem Trink- und 
Brauchwasser sind zentrale Voraussetzungen einer 
nachhaltigen, umweltgerechten Entwicklung. 

Die in Kapitel 18 der Agenda 21 vorgesehenen Maß- 
nahmen zum Schutz der Wasserressourcen werden 
von der Bundesregierung nachdrücklich unterstützt. 
Für die nationale Ebene sind diese Maßnahmen be- 
reits im deutschen Recht verankert. Aufgrund der kli- 
matisch günstigen Lage bestehen in Deutschland im 
Hinblick auf die mengenmäßige Wasserversorgung - 
auch unter Berücksichtigung des im Vergleich zu den 
alten Ländern geringeren Wasserdargebots in den 
neuen Ländern - im allgemeinen keine Probleme. Im 
Vordergrund stehen daher Maßnahmen zur Verbes- 
serung der Gewässergüte. 


In den alten Ländern wurden in den letzten zwei Jahr- 
zehnten umfangreiche Gewässerschutzmaßnahmen 
vor allem zur Verbesserung der Abwasserbehandlung 
und zur Verringerung des industriellen Wasserver- 
brauchs durchgeführt. Hierdurch hat sich die Gewäs- 
sergüte der meisten Fließgewässer in den alten Län- 
dern deutlich erhöht, so daß dort nur noch wenige Ge- 
wässer als kritisch belastet oder verschmutzt einzu- 
stufen sind. 

Künftige Anstrengungen zum Schutz der Wasserres- 
sourcen in Deutschland zielen vor allem auf die nach- 
haltige Rückführung der Gewässerbelastung in den 
neuen Ländern durch Abwasservermeidungs- und 
-reinigungsmaßnahmen bei Industrie und Gemein- 
den und eine Minderung des Schadstoff- und Nähr- 
stoffeintrages aus diffusen Quellen (Landwirtschaft, 
defekte Kanalisation, Luftverschmutzung durch Ver- 
kehr und Industrie) in ganz Deutschland ab.. Beson- 
dere Aufmerksamkeit wird dabei dem vorsorgenden 
Schutz des Grundwassers, dem weiteren Ausbau der 
Abwasserreinigung vor allem in den neuen Ländern 
und der Verwendung abwasserarmer Technologien 
gewidmet. Die Bundesregierung strebt für alle Ge- 
wässer in Deutschland die Erreichung zumindest der 
Güteklasse II (mäßig belastet) an. 

Das rechtliche Instrumentarium des Gewässerschut- 
zes hat inzwischen einen hohen Stand erreicht, nicht 
zuletzt aufgrund der in den letzten Jahren durchge- 
setzten Verbesserungen des Wasserhaushaltsgeset- 
zes und des Abwasserabgabengesetzes sowie der 
Ausführungsbestimmungen im Abwasserbereich. Im 
Vordergrund steht jetzt die Umsetzung der in supra- 
und internationalen Rechtsakten vorgeschriebenen 
Gewässerschutzmaßnahmen besonders in den neuen 
Ländern sowie der Ausbau der internationalen Zu- 
sammenarbeit beim Schutz von Fließgewässem und 
im Meeresschutz. Zur Umsetzung des Kapitels 17 der 
Agenda 21 hat die Bundesregierung zahlreiche natio- 
nale und internationale Gesetzes- und Planungsmaß- 
nahmen zum Schutz der Küstengebiete und zum 
Schutz von Nord- und Ostsee ergriffen. 

2.1 .3.1 Belastung der Oberflächengewässer 

Der Zustand der Oberflächengewässer in Deutsch- 
land wird wesentlich durch menschliche Einflüsse ge- 
prägt. Industrie, Kommunen, Landwirtschaft und 
Schiffahrt tragen zur Verschmutzung bei. Die syste- 
matische Überwachung der Gewässer anhand be- 
stimmter physikalischer, chemischer und biologischer 
Gütekriterien ermöglicht fundierte Aussagen über 
vorhandene Defizite, aber auch über erzielte Sanie- 
rungserfolge. Ihre Ergebnisse bestätigen, daß die in 
den alten Ländern von Städten, Gemeinden und In- 
dustrie in den letzten Jahren ergriffenen Vermei- 
dungsmaßnahmen bereits zu erheblichen Verbesse- 
rungen des Gütezustandes geführt haben. 

Auch in den neuen Ländern ist die z.T erhebliche 
Schadstoffbelastung der Gewässer seit der Wieder- 
vereinigung vor allem in der Elbe und ihren Hauptne- 
benflüssen zurückgegangen. Diese Verbesserungen 
sind auf zahlreiche Betriebsstillegungen und Produk- 
tionsprofiländerungen, aber auch auf erste Maßnah- 
men in der Abwasserreinigungstechnik und in der Sa- 
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nierung der Infrastruktur zurückzuführen. Im Hin- 
blick auf den Ausbau einer geordneten Ver- und Ent- 
sorgungsstruktur besteht in den neuen Ländern noch 
ein erheblicher Nachholbedarf. 


2.1 .3.1.1 Gewässergütekarte 

In der Gewässergütekarte wird der Zustand der Fließ- 
gewässer in Deutschland vorrangig anhand der biolo- 
gischen Gewässergüte beschrieben. Die Einteilung 
der Gewässergüte in unterschiedliche Klassen von 


„unbelastet" bis „übermäßig verschmutzt" beruht da- 
bei auf der Erfassung von besonders charakteristi- 
schen Organismen. Zur Abstützung der biologischen 
Befunde werden chemische Meßgrößen herangezo- 
gen. 

Die erste gesamtdeutsche biologische Gewässergüte- 
karte 1990 dokumentiert anschaulich die zum Teil 
noch erheblich schlechtere Beschaffenheit der Fließ- 
gewässer in den neuen Ländern. Zur Beschreibung 
der Elbewasserqualität mußte eine zusätzliche Stufe 
„ ökologisch zerstört" eingeführt werden. 


Abbildung 9 
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Die biologische Gewässergütekarte wird ergänzt 
durch Karten der physikalisch-chemischen Beschaf- 
fenheit der Fließgewässer in Deutschland, zuletzt er- 
schienen 1993 für den Zeitraum 1982-1991. 

Von erheblicher Bedeutung für einen ökologisch um- 
fassenden Gewässerschutz ist die Struktur der Ge- 
wässer, d.h. die Gestaltung von Flußbett sowie von 
Ufer- und Auenbereichen. Dem Schutz der Ökosy- 
steme in ihrer Gesamtheit wird neben der weiteren 
Verringerung der Schadstoffbelastungen von Bund 
und Ländern zunehmende Aufmerksamkeit gewid- 
met. So laufen z.Z. Bemühungen zur Entwicklung 
einer ökologischen Gewässerstrukturkarte. 

2.1 .3.1 .2 Entwicklung von Zielvorgaben für 
oberirdische Binnengewässer 

Zielvorgaben sind zahlenmäßig festgelegte Orientie- 
rungswerte, die einen anzustrebenden Gewässerzu- 
stand im Hinblick auf bestimmte Schutzgüter (Nut- 
zungen) charakterisieren. Sie dienen der Beurteilung, 
Sicherung und Verbesserung der Wasserqualität in 
den Fheßgewässem und damit auch dem Schutz der 
Meeresumwelt. Schutzgüter sind z.B. die aquati- 
schen Lebensgemeinschaften, Sedimente, Sport- und 
Berufsfischerei oder die Trinkwasserversorgung. 

Der Bund/Länder- Arbeitskreis „Qualitätsziele" hat 
im Auftrag der Länderarbeitsgemeinschaft Wasser 
(LAWA) eine Konzeption zur „Ableitung von Ziel- 
vorgaben zum Schutz oberirdischer Binnengewässer 
vor gefährlichen Stoffen" erarbeitet. Die Zielvorga- 
ben sind als Richtwerte konzipiert. Die Umweltmini- 
sterkonferenz hat die Zielvorgaben-Konzeption zur 
Kenntnis genommen und betont, daß sie unter Einbe- 
ziehung landwirtschaftlicher Fachbehörden zunächst 
von den Ländern erprobt werden müsse. 

Zur Ableitung von Zielvorgaben für den Rhein hat die 
Deutsche Rheinschutzkommission bereits 1991 einen 
Vorschlag bei der Internationalen Kommission zum 
Schutz des Rheins gegen Verunreinigung einge- 
bracht. Einzelheiten siehe dazu unter Abschnitt 
B.2. 1.3.5. 1. 

2.1 .3.1. 3 Meßprogramme 

Ziele der Gewässerüberwachung sind die Ermittlung 
des aktuellen Gewässergütezustandes, die Beobach- 
tung von Langzeitwirkungen sowie die frühzeitige Er- 
fassung von akuten Veränderungen, danüt unverzüg- 
lich Maßnahmen zur Beseitigung oder Begrenzung 
eines Schadens emgeleitet werden können. 

Die Überwachung der Gewässerqualität ist Aufgabe 
der Bundesländer, die zu diesem Zweck Meßnetze 
betreiben. Die Wasserqualität der größeren Flüsse 
der Bundesrepublik Deutschland wie Rhein, Elbe, 
Weser, Donau wird bereits seit den siebziger Jahren 
im Rahmen länderübergreifender Meß- und Über- 
wachungsprogramme sowie teilweise im Rahmen in- 
ternationaler Meßprogramme kontrolliert. 

Die Anzahl der gewässerrelevanten Parameter hat 
bisher kontinuierlich zugenommen. Diese Entwick- 
lung wird sich fortsetzen. Die Industrie entwickelt 
und produziert ständig neue Produkte mit unter- 


schiedlichen Stoffen, die auf verschiedenen Wegen in 
die Gewässer gelangen. Einhergehend mit neuen Er- 
kenntnissen über die Wirkung von Stoffen und Stoff- 
gruppen muß die Gewässerüberwachung ausgebaut 
werden. Die Grundlage dafür sind verbesserte oder 
neu entwickelte An alysever fahren. 


2. 1.3.2 Abwassereinleitungen 

2.1 .3.2.1 Fortschreibung der Verwaltungsvorschrif- 
ten nach § 7 a Wasserhaushaltsgesetz 

Die Fortschreibung der Anforderungen an die Abwas- 
sereinleitungen bildete einen Schwerpunkt des Ge- 
wässerschutzes auch in der 12. Legislaturperiode. 
Verwaltungsvorschriften nach § 7 a des Wasserhaus- 
haltsgesetzes (WHG) legen für Kommunen und alle 
relevanten Industriebranchen Mindestanforderungen 
an die Einleitung gefährücher Stoffe und an die Ein- 
leitung sauerstoffzehrender Stoffe und Nährstoffe in 
die Gewässer fest. 

Die Bundesregierung gibt keine technischen Verfah- 
ren oder Standards vor, sondern legt Grenzwerte fest, 
die den allgemein anerkannten Regeln der Technik 
oder dem Stand der Technik entsprechen. Dabei wer- 
den einheitliche Vorschriften für ganze Branchen er- 
arbeitet. 

Bisher wurden für insgesamt 35 Branchenbereiche 
Mindestanforderungen auf der Grundlage der 5. No- 
velle des Wasserhaushaltsgesetzes festgeschrieben. 
Gleichzeitig wurde ein deutliches Zeichen zugunsten 
integrierter Produktionsverfahren gesetzt. Für die Zu- 
sammenfassung aller Abwasserteilströme ist bei- 
spielsweise nicht allein das Abwasser aus einer biolo- 
gischen Kläranlage maßgeblich; es werden vielmehr 
auch verfahrensintegrierte Minderungsmaßnahmen 
am Ort der Entstehung des Abwassers und dessen 
Abwasservorbehandlung berücksichtigt. Dies bietet 
Anlagenbetreibem zusätzliche Anreize zur Schad- 
stoffvermeidung durch Produktionsumstellung, Sub- 
stitution von Stoffen oder Wiederverwendung einge- 
setzter Betriebs- und Hilfsstoffe. 


2.1 .3.2.2 EG-Richtlinie „Kommunales Abwasser“ 

Anforderungen an die Abwasserreinigung, wie sie in 
Deutschland schon seit einiger Zeit gelten, werden 
mit der RichtKnie „Kommiinales Abwasser" (91/271/ 
EWG) vom 21. Mai 1991 auch EU-weit zur Pflicht. Die 
Richtlinie sieht die biologische Abwasserbehandlung 
für Siedlungsgebiete mit mehr als 2 000 Einwohner- 
werten (EW) als Regelfall vor. 

Eine weitergehende Abwasserbehandlung zur Redu- 
zierung der Nährstoffbelastung durch Stickstoff und 
Phosphor wird regional für sogenannte „empfindliche 
Gebiete" vorgeschrieben. Als „empfindliche Gebiete" 
sind insbesondere die Bereiche eutrophierungsge- 
fährdeter Gewässer einschließlich der Einzugsgebie- 
te ihrer Zuflüsse einzustufen und entsprechend aus- 
zuweisen. Ein großer Teil der europäischen Küstenge- 
wässer an Nord- und Ostsee sowie am Mittehneer 
wird hiervon betroffen sein. 
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Tabelle 11 

In der 12. Legislaturperiode erlassene oder geänderte Verwaltungsvorschriften nach § 7 a WHG 


Branche 

Neuregelung 

Braunkohle “Brikettfabrikation 

Begrenzung von sauerstoffzehrenden Stoffen 

Milchverarbeitung 

Begrenzung von Stickstoff- und Phosphateinträgen 

Herstellung von Obst- und Gemüseprodukten 

Begrenzung von Stickstoff- und Phosphateinträgen 

Herstellung von Erfrischungsgetränken und 
Getränkeabfüllung 

Begrenzung von Phosphateinträgen 

Fischverarbeitung 

Begrenzung von Stickstoff- und Phosphateinträgen 

Kartoffelverarbeitung 

Begrenzung von Stickstoff- und Phosphateinträgen 

Herstellung von Beschichtungsstoffen und 
Lackharzen 

Begrenzung gefährlicher Stoffe 

Fleischwirtschaft 

Begrenzung von Stickstoff- und Phophateinträgen 

Brauereien 

Begrenzung von Stickstoff- und Phosphateinträgen 

Herstellung von Alkohol und 

alkoholischen Getränken 

Begrenzung von Stickstoff- und Phosphateinträgen 

Trocknung pflanzlicher Produkte für die 
Futtermittelherstellung 

Begrenzung von sauerstoffzehrenden Stoffen 

Herstellung von Hautleim, 

Gelantine und Knochenleim 

Begrenzung von Stickstoff- und Phosphateinträgen 

Steinkohleaufbereitung 

Begrenzung von sauerstoffzehrenden Stoffen, 
Phosphateinträgen 

Herstellung keramischer Erzeugnisse 

Begrenzung gefährlicher Stoffe 

Zuckerherstellung 

Begrenzung von Stickstoff- und Phosphateinträgen 

Herstellimg von Papier und Pappe 

Begrenzung von Stickstoff- und Phosphateinträgen 
sowie gefährlicher Stoffe 

Mälzereien 

Begrenzung von Stickstoff- und Phosphateinträgen 
sowne gefährhcher Stoffe 

Mischwasser 

Begrenzung von Stickstoff- und Phosphateinträgen 
sowie gefährlicher Stoffe 

Steine und Erde 

Begrenzung gefährlicher Stoffe 

Sodaherstellung 

Begrenzung gefährlicher Stoffe 

Herstellung von Kohlenwasserstoffen 

Begrenzung von Stickstoff- und Phosphateinträgen 
sowie gefährlicher Stoffe 

Herstellung anorganischer Pigmente 

Begrenzung von Stickstoff- und Phosphateinträgen 
sowie gefährlicher Stoffe 

Nichteisenmetallherstellung 

Begrenzung gefährlicher Stoffe 

Metallbearbeitung, Metallverarbeitung . 

Begrenzung gefährlicher Stoffe 

Wäsche von Rauchgasen aus Feuerungsanlagen . . . 

Begrenzung gefährlicher Stoffe 

Herstellung von Glas und künstlichen 

Mineralfasern 

Begrenzung gefährlicher Stoffe 

Mineralölhaltige Abwasser 

Begrenzung gefährlicher Stoffe 

Zahnbehandlung 

Begrenzung gefährlicher Stoffe 

Ablagerung von Siedlungsabfällen 

Begrenzung gefährlicher Stoffe 

Chemisch-Reinigung 

Begrenzung gefährlicher Stoffe 

Erdölverarbeitung 

Begrenzung von Stickstoff- und Phosphateinträgen 
sowie gefährlicher Stoffe 
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noch Tabelle 11 


noch In der 12. Legislaturperiode erlassene oder geänderte Verwaltungsvorschriften nach § 7 a WHG 


Branche 

Neuregelung 

Herstellung von Holzfaserplatten 

Begrenzung gefährlicher Stoffe 

Wasseraufbereitung, Kühlsysteme, 


Dampferzeugung 

Begrenzung gefährlicher Stoffe 

Fotografische Prozesse 


(Silberhalogenid-Fotografie) 

Begrenzung gefährlicher Stoffe 


Die Fristen für den Vollzug der vorgeschriebenen 
Maßnahmen enden zwischen 1998 und 2005. Sie sind 
nach der Größe der Entsorgungsgebiete und der Klär- 
anlagen und der „Empfindlichkeit" der betroffenen 
Gewässer gestaffelt. 

In der deutschen Rahmen-Abwasserverwaltungsvor- 
schrift wurden die Anforderungen bereits weitge- 
hend umgesetzt, in einigen Bereichen wurden sogar 
strengere Regelungen getroffen. Eine Verschärfung 
gegenüber der nationalen Bestimmung bedeutet al- 
lerdings die Herabsetzung der Schwelle für die Phos- 
phorreduzierung von 20 000 EW auf 10 000 EW. 

Mit insgesamt anspruchsvollen Anforderungen und 
knapp bemessenen Fristen wird die Richtlinie den 
Gewässerschutz in Europa einen großen Schritt vor- 
anbringen. Sie erfordert in allen EU-Mitgliedstaaten 
erhebliche Investitionen für Kanalisationsnetze und 
Kläranlagen. 

Bund und Länder erwarten von der Umsetzung der 
EG -Richtlinie, daß auch in den anderen Mitghedstaa- 
ten vergleichbare Gewässerschutzanforderungen wie 
in Deutschland zum Tragen kommen und so wirt- 
schaftliche Unterschiede in der Belastung der Bürger 
ausgeglichen werden und Wettbewerbsverzerrungen 
zu Lasten des Wirtschaftsstandortes Deutschland ab- 
gebaut werden. Die Verantwortung für eine wirt- 
schaftliche Verwirklichung der Ziele liegt in erster Li- 
nie bei Ländern und Gemeinden. Hierzu bietet auch 
die EG-Richtlinie über die Behandlung von kommu- 
nalem Abwasser Spielraum. Darüber hinaus sind im 
Einzelfall Ausnahmeregelungen von den knapp be^ 
messenen Fristen möglich. Die Länder sind aufgefor- 
dert, entsprechende Fälle zu erfassen. Die Bundesre- 
gierung wird Länder und Gemeinden bei der Durch- 
setzung solcher Ausnahmen unterstützen. Alle Mit- 
gliedstaaten sind verpflichtet, regelmäßig Programme 
für die Umsetzung zu erstellen und der Europäischen 
Kommission zuzuleiten. Auf der Basis dieser Pro- 
gramme wird mit der Europäischen Kommission und 
den EU-Mitgliedstaaten über eine grundsätzliche An- 
passung der Umsetzungsfristen zu entscheiden sein. 

2.1 .3.2.3 Änderung des Abwasserabgabengesetzes 

Das Abwasserabgabengesetz sieht vor, daß für die di- 
rekte Einleitung von Abwässern in Gewässer eine Ab- 
gabe gezahlt werden muß, die sich nach der Menge 
und der Schädlichkeit der eingeleiteten Stoffe richtet. 


Sie wird nach den Frachten der Parameter chemischer 
Sauerstoffbedarf (CSB), Fischgiftigkeit, Schwerme- 
talle (Hg, Cd, Ni, Cr, Pb, Cu), adsorbierbare organi- 
sche Halogenverbindungen (AOX), Stickstoff und 
Phosphor errechnet. Die Abgabe pro Schadeinheit 
wurde von zunächst 12 DM im Jahre 1981 auf heute 
60 DM gesteigert. Durch die Abgabe sollen zusätzlich 
zu den strengen Abwasserverwaltungsvorschriften 
nach § 7 a WHG Anreize geschaffen werden, schädli- 
che Abwässer zu vermeiden und den Stand der Tech- 
nik anzuwenden und weiterzuentwickeln. Die Ab- 
wasserabgabe ist an die Länder zu entrichten. Sie ist 
zweckgebunden und darf nur für Maßnahmen ver- 
wendet werden, die der Gewässerreinhaltung die- 
nen. In den neuen Ländern ist das Abwasserabgaben- 
gesetz für einen Teil der Einleiter im Januar 1991, im 
übrigen im Januar 1993 in Kraft getreten. 

Um die Investitionsbereitschaft im Abwassersektor 
weiter zu fördern, hat die Bundesregierung in ihrer 
Stellungnahme vom 3. Februar 1993 zum Gesetzent- 
wurf des Bimdesrates vom 6. November 1992 ein No- 
vellierungskonzept vorgelegt (BT-Drs. 12/4272), das 
der Deutsche Bundestag am 2. Dezember 1993 im we- 
sentlichen als 4. Änderungsgesetz beschlossen hat. 
Nach der Verständigung im Vemüttlungsausschuß 
über die abweichenden Voten von Bundestag und 
Bundesrat enthält die Novelle vom 5. Juli 1994 u. a. 
folgende Neuregelungen: 

- Änderung des Abgabesatzes: 

Der seit dem 1, Januar 1993 gültige Abgabesatz 
von 60 DM wird noch einmal erhöht, und zwar auf 
70 DM ab 1997. Die Regelung über den gestaffelten 
Abgabesatz für den nach ordnungsgemäßer Reini- 
gung verbleibenden Restschmutz entfällt; die mög- 
hche Ermäßigung beträgt einheitlich 75 Prozent bis 
1998 und 50 Prozentab 1999. 

- Verrechnung mit Gewässerschutzinvestitionen: 

Die Möglichkeiten zur Verrechnung der Abwasser- 
abgabe werden um Emissionsminderungsmaßnah- 
men im Teilstrom sowie um bestimmte Kanalbau- 
maßnahmen erweitert. Die Maßnahmen müssen zu 
einer Verringerung der Gewässerbelastung beitra- 
gen. 

Darüber hinaus kann bis zum Jahr 2005 im Beitritts- 
gebiet die Abwasserabgabe auch mit Investitionen 
zur Sanierung anderer Einleitungen verrechnet 
werden. 
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Abbildung 10 

Anschlußgrad an biologische Kläranlagen im internationalen Vergleich 


Deutschland 
alte Länder 
neue Länder 

Kanada 
Vereinigte Staaten 
Frankreich 
Italien^^ 
Großbritannien^^ 



Prozent der Bevölkerung 


Schätzungen des OECD-Sekretariats 
2) nur in England und Wales 


Quelle: OECD 


- Meßlösung im Rahmen der Erklärung des 
Einleiters nach § 4 Abs. 5 

- Inkrafttreten: 1. Januar 1994 


2.1. 3.3 Wasch- und Reinigungsmittel 

Das Wasch- und Reinigungsmittelgesetz von 1975, 
zuletzt novelliert 1986, bildet die gesetzliche Grundla- 
ge für Anforderungen an die Beschaffenheit von 
Waschmitteln. Die Verwendung von gewässergefähr- 
denden Stoffen kann verboten oder beschränkt wer- 
den. Das Gesetz verpflichtet die Hersteller von 
Wasch- und Reinigungsmitteln, die Rahmenrezeptu- 
ren ihrer Produkte dem Umweltbundesamt zur Aus- 
wertung vorzulegen. Außerdem muß der Verbraucher 
auf der Verpackung über die wichtigsten Inhaltsstoffe 
und die richtige Dosierung informiert werden. 

Das Wasch- und Reinigungsmittelgesetz von 1975 hat 
mit seinen Ausführungsbestimmungen wie der Phos- 
phathöchstmengenverordnung dazu geführt, daß 
heute praktisch keine phosphathaltigen Haushalts- 
waschmittel mehr auf dem Markt sind. Wasch- und 
Reinigungsmittel stellen nach wie vor den größten 
Anteil der Einträge in häusliche Abwässer dar. Durch 
die Verwendung phosphatfreier Waschmittel ist eine 
deutliche Entlastung der Binnengewässer, aber auch 
des Küsten- und Meeresbereiches eingetreten. 


2.1 .3.3.1 Umweltzeichen für Wasch- und 
Reinigungsmittel 

Im Februar 1993 wurde zum ersten Mal das deutsche 
Umweltzeichen für ein Waschmittel im Baukastensy- 
stem vergeben. 

Der Waschmittel-Baukasten als Drei-Komponenten- 
System mit Grundwaschmittel, Enthärter und Bleich- 
mittel ermöghcht einen Einsatz von Waschmitteln, der 
auf einen geringstmöglichen Verbrauch mit der Folge 
eines geringeren Eintrags in die Abwässer abzielt. 

Die Vergabekriterien des Umweltzeichens stellen 
hohe Anforderungen an die Ergiebigkeit und Um- 
weltverträglichkeit eines Waschmittels. Die Umwelt- 
verträglichkeit bestimmt sich nach seiner Giftigkeit 
(Toxizität), seiner biologischen Abbaubarkeit und 
seinen Eigenschaften zur Anreicherung in Lebe- 
wesen (Bioakkumulierbarkeit). Nicht enthalten sein 
dürfen z. B. Phosphat, bestimmte Komplexbildner, in- 
tegrierte Weichspüler und optische Aufheller. 


2.1 .3.3.2 Gewässerbelastung durch Komplexbildner 

Besondere Aufmerksamkeit wurde der Gewässerbe- 
lastung durch den starken Komplexbildner EDTA 
(Ethylendiamintetraacetat) gewidmet. EDTA hat die 
Eigenschaft, SchwermetaUe in eine wasserlösliche 
Form zu überführen. Es ist biologisch schlecht abbau- 
bar, wird sowohl bei der Abwasserreinigung als auch 
bei der Trinkwasseraufbereitung nicht zurückgehal- 
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ten und kann daher zu Problemen in der Trinkwasser- 
versorgung führen. 

In Gesprächen mit Wasserversorgem und Industrie 
wurde Mitte 1991 Einvernehmen erzielt, auf der 
Grundlage einer Selbstverpflichtung der Industrie die 
Gewässerbelastung mit EDTA mittelfristig, d.h, in- 
nerhalb von ca. 5 Jahren, zu halbieren. 

2.1 .3.3.3 Kennzeichnung von Wasch- und 
Reinigungsmitteln 

Aufgrund der Empfehlung der Europäischen Kom- 
mission vom 13. September 1989 über die Kennzeich- 
nung von Wasch- und Reinigungsmitteln (89/542/ 
EWG) sollen die Inhaltsstoffe auf der Verpackung von 
Wasch- und Reinigungsmitteln EU- einheitlich dekla- 
riert werden. Eine Prüfung hat ergeben, daß bisher ca. 
80 Prozent der europäischen Industrie dieser Empfeh- 
lung gefolgt sind. 

Mit dieser Kommissionsempfehlung wurde das in 
Deutschland in diesem Bereich seit langem praktizier- 
te Instrument der freiwilligen Selbstverpflichtung 
EU-weit übernommen. Die Kommissionsempfehlung 
geht in wesentlichen Teilen auf Anregungen der Bun- 
desregierung zurück. Sie ist als bedeutsamer Fort- 
schritt zu werten, da die Deklaration früher in vielen 
Mitgliedstaaten fehlte und die Stoffbezeichnungen 
zum Teil unterschiedlich waren. 

2.1. 3.3.4 Fortschreibung der Verwaltungs Vorschrift 
nach § 1 9 g Abs. 5 Satz 2 WHG 

Die am 23. März 1990 erlassene „Allgemeine Verwal- 
tungsvorschrift über die nähere Bestimmung wasser- 
gefährdender Stoffe und ihre Einstufung entspre- 
chend ihrer Gefährlichkeit" ist ein wichtiger Baustein 
der Umsetzung der Gewässerschutzbestimmungen 
nach der 5. Novelle des Wasserhaushaltsgesetzes. 

Die Verwaltungs Vorschrift stuft bisher 714 Stoffe und 
Stoffgruppen als wassergefährdend ein. Die Prüfung 
weiterer Stoffe erfolgt im Rahmen der „Kommission 
zur Bewertung wassergefährdender Stoffe" des Beira- 
tes „Lagerung und Transport wassergefährdender 
Stoffe - LTwS" des Bundesumweltministeriums. 

Zurückgehend auf eine Forderung des Bundesrates 
hat die „Kommission zur Bewertung wassergefähr- 
dender Stoffe" bis Ende 1992 ein Verfahren für die 
Einstufung von Stoffen und Stoffgemischen erarbeitet 
und einen ersten Vorschlag für die Fortschreibung der 
Verwaltungs vor Schrift mit einer beträchtlich erweiter- 
ten Liste eingestufter Stoffe vorgelegt. 

Entsprechend den Wassergefährdungsklassen wer- 
den in den Anforderungskatalogen der Länder für 
Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stof- 
fen Sicherheitsvorkehrungen vorgeschrieben, die der 
Wassergefährdungsklasse und der Menge des einge- 
setzten Stoffes entsprechen. 

2.1 .3.3.5 Technisches Regelwerk zum anlagen- 
bezogenen Gewässerschutz 

Wichtiges Ergebnis eines 1992 vom Bund veranstalte- 
ten Workshops zum anlagenbezogenen Gewässer- 


schutz, an dem Vertreter der Länder und der Wirt- 
schaftsverbände teilgenommen haben, war die Emp- 
fehlung zur Entwicklung eines Regelwerks, das tech- 
nische Lösungen für praxisgerechte und kostengün- 
stige Maßnahmen zur Einhaltung der Anforderungen 
des Gewässerschutzes und Kosteneinsparungen bei 
der Wirtschaft aufzeigt. 

Mit der Erarbeitung der Regeln haben die Bundeslän- 
der den Deutschen Verband für Wasserwirtschaft und 
Kulturbau e. V. (DVWK) als einen der regelsetzenden 
technisch-wissenschaftlichen Vereine in Deutschland 
beauftragt. 

In fünf Arbeitsgruppen wird der DVWK zunächst fol- 
gende Themen behandeln: 

- zentrale und dezentrale Rückhaltung von wasser- 
gefährdenden Stoffen 

- Rückhaltevolumen 

- Ausführung von Böden in Anlagen 

- Rachbodentanks 

- unterirdische Rohrleitungen. 

In den Arbeitsgruppen sind Behörden, Wirtschaft, 
Sachverständige und der Bund vertreten. 


2.1 .3.4 Grundwasserschutz/Wasserversorgung 

Eines besonderen Schutzes bedarf das Grundwasser, 
aus dem nahezu 70 Prozent des Trinkwassers gewon- 
nen werden. Es ist darüber hinaus wesentlicher Be- 
standteil des natürlichen Wasserkreislaufs und 
Grundlage vieler Ökosysteme. 

Wegen der hohen Industriedichte und der intensiven 
landwirtschaftlichen Produktion hat sich die Grund- 
wasserqualität in Deutschland in den letzten Jahr- 
zehnten vielerorts verschlechtert. Belastungen entste- 
hen durch intensive landwirtschaftliche Bodennut- 
zung, Luftschadstoffe, Altlasten, undichte Kanalisa- 
tionen sowie durch Unfälle mit wassergefährdenden 
Stoffen. In den neuen Ländern ist neben der Bela- 
stung des Grundwassers durch Nährstoffe und Schad- 
stoffe zusätzlich das knappere Wasserdargebot zu be- 
rücksichtigen, das die Notwendigkeit eines wirksa- 
men Schutzes noch verstärkt. 


Tabelle 12 


Daigebot/Jahr 

{Grund- und Oberflächenwasser) 

Alte 

Länder 

Neue 

Länder 

Wasserdargebot 



(Mrd. m^) 

162 

29 

Wasserdargebot 



je Einwohner (m^) 

ca. 2 500 

ca. 1 850 


Die bisher dargestellten Regelungen und Maßnah- 
men zum Schutz der Oberflächengewässer kommen 
letztlich auch dem Grundwasserschutz zugute. Inso- 
weit kann auf sie verwiesen werden. Darüber hinaus 
sind gezielte Maßnahmen zum Schutz des Grundwas- 
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sers vor spezifischen Beeinträchtigungen erforder- 
lich. 

2.1 .3.4.1 Pflanzenschutzmittel 

Durch Austragung von Pflanzenschutzmittelwirkstof- 
fen ist die Wasserversorgung örtlich gefährdet. Nach 
den Ergebnissen der durchgeführten Verdachtsunter- 
suchungen wurden bei ca. 10 Prozent aller Einzelmes- 
sungen Pflanzenschutzmittelwirkstoffe im Wasser 
nachgewiesen, wobei ca. 3 Prozent aller Messungen 
über dem Trinkwassergrenzwert lagen. Ein Großteil 
der Befunde ist auf mittlerweüe verbotene Wirkstoffe 
(insbesondere Atrazin) zurückzuführen. 

Zur EG-Richtlinie über die Qualität von Wasser für 
den menschlichen Gebrauch - Trink wass er- Richtlinie 
- hat die Europäische Kommission für 1994 einen Än- 
derungsvorschlag angekündigt. Die Bundesregie- 
rung wird sich nachdrücklich dafür einsetzen, daß 
Qualität und gesimdheitliche Unbedenklichkeit des 
Wassers nicht beeinträchtigt werden. 

Wichtige Vorschriften zum Grundwasserschutz ent- 
hält das Gesetz zum Schutz der Kulturpflanzen 
(Pflanzenschutzgesetz). Mit der Verordnimg über An- 
wendungsverbote und -beschränkungen für Pflan- 
zenschutzmittel wurden Anwendungsverbote imd 
-beschränkimgen für bestimmte Pflanzenschutzmit- 
telwirkstoffe erlassen, um vor allem die rechtlichen 
Voraussetzungen für einen wirksamen Trink- und 
Grundwasserschutz zu verbesssem. 

2.1 .3.4.2 Nitratbelastung 

Bereits seit Jahrzehnten wird besonders in landwirt- 
schaftlich intensiv genutzten Regionen ein kontinu- 
ierlicher Anstieg der Nitratgehalte des Grundwassers 
beobachtet. In fast allen Regionen Deutschlands muß- 
ten Wassergewinnungsanlagen u. a. auch deshalb ge- 
schlossen werden, weil die Nitratgehalte den Trink- 
wassergrenzwert überschritten haben. 

Die EG-Richtlinie zum Schutz der Gewässer vor Ver- 
unreinigimg durch Nitrat aus landwirtschaftlichen 
Quellen von 1991 verpflichtet die EU-Mitgliedstaaten 
zur flächendekenden Einführung von Regeln der gu- 
ten fachlichen Düngepraxis, angepaßt an die regiona- 
len Verhältnisse. Die Anwendung soll durch Schu- 
lung und Fortbildung der Landwirte erreicht werden. 
In „gefährdeten Gebieten" müssen die Regeln der gu- 
ten fachlichen Praxis verbindlich vorgeschrieben und 
durch Aktionsprogramme ergänzt werden, in wel- 
chen die Aufbringung von Wirtschaftsdünger (u.a. 
Gülle) bis auf 170 kg Stickstoff je Hektar und Jahr be- 
grenzt wird. 

Bis Ende 1993 mußten die ersten Bestimmungen der 
Richtlinie in nationales Recht umgesetzt, die Regeln 
der guten fachlichen Düngepraxis erstellt und, sofern 
keine flächendekende Anwendung der Aktionspro- 
gramme vorgesehen ist, „gefährdete Gebiete" ausge- 
wiesen werden. Aktionsprogramme müssen späte- 
stens ab 1. Januar 1996 anlaufen. Im ersten Aktions- 
programm (Dauer 4 Jahre) sind noch 210 kg Stickstoff 
aus Wirtschaftsdünger je Hektar imd Jahr zugelassen. 
Im darauffolgenden Programm ist ein Wert von 170 kg 


vorgesehen. Durch diese Übergangsfrist soll die in Re- 
gionen mit intensiver Tierhaltung erforderliche struk- 
turelle Anpassung in der Landwirtschaft erleichtert 
werden. 

Die EG-Nitratrichtlinie wird einen entscheidenden 
Beitrag zum Grundwasserschutz und zum Schutz der 
eutrophierungsgefährdeten Nord- und Ostsee leisten. 
Durch Einbeziehung der Einzugsgebiete gefährdeter 
Gewässer, durch Düngung nach guter fachlicher Pra- 
xis und durch Begrenzung der Aufbringung von Wirt- 
schaftsdünger tierischer Herkunft wird em maßgebli- 
cher Schritt zur Berücksichtigung des Gewässer- 
schutzes in der Landwirtschaft getan. 

Wesentliche Teile der Nitratrichtlinie sollen in 
Deutschland durch die geplante Düngeverordnung in 
nationales Recht umgesetzt werden. Siehe dazu auch 
Abschnitt B.2.3.3. Damit wiirden wesentliche Teile 
der Aktionsprogramme zur Reduzierung der Stick- 
stoffemträge im gesamten Bundesgebiet durchge- 
führt werden, so daß eine Ausweisung „gefährdeter 
Gebiete" entfällt. 


2.1 .3.4.3 Grundwassermonitoring 

Da das Grund wass ermeß- und -beobachtungswesen 
in den neuen Ländern neu zu ordnen und den Anfor- 
derungen an ein modernes imd leistungsfähiges 
Überwachungskonzept anzupassen war, bot es sich 
an, in den neuen Ländern modellhaft em überregio- 
nales Überwachungskonzept zu erarbeiten und zu er- 
proben. Zur Untersuchung der Grundwasserbeschaf- 
fenheit in den neuen Ländern wurden die Untersu- 
chungsergebnisse des Grundwasser-Überwachungs- 
programms der ehemaligen DDR aus dem Frühjahr 
1990 ausgewertet. Dies erfolgte im Rahmen des For- 
schungsvorhabens „Aufbau eines flächendeckenden 
Grundwassermeßsystems zur regionalen Charakteri- 
sierung der Grundwasserbeschaffenheit für das Ge- 
biet der neuen Bundesländer". Das Grundwasser- 
Meßprogramm wird gemeinsam vom Bundesumwelt- 
ministerium, dem Umweltbundesamt und den neuen 
Ländern im Rahmen eines Forschungs- und Entwick- 
lungsvorhabens „Entwicklung eines einheitlichen 
Grundwasserbeschaffenheits-Meßsystems als Grund- 
lage für die Erfüllung von Berichtspflichten des Bun- 
des gegenüber der EG" bis 1995 fortgesetzt. 

Für das Forschungsvorhaben waren die Ergebnisse 
von nur 230 Meßstellenuntersuchungen verwertbar. 
Aufgrund der zum Untersuchungszeitpunkt noch 
schlechten apparativen Ausstattung der Analyse- 
labors konnten zudem einige wesentliche Parameter 
wie Schwermetalle oder chlororganische Verbindun- 
gen nicht oder nur ungenau bestimmt werden. Dane- 
ben ist nicht auszuschließen, daß durch die Probenah- 
metechnik oder den MeßsteUenausbau (Stahlrohre) 
Veränderungen der Grundwasserproben hervorgeru- 
fen wurden. Die Untersuchungsergebnisse liefern da- 
her lediglich erste Hinweise für die Beschaffenheit 
der Grundwasservorkommen m den neuen Ländern. 

Die am häufigsten ermittelten Grenzwertüberschrei- 
tungen bezogen sich auf Eisen, Mangan und Alumini- 
um. Sie können sowohl auf natürliche Lösungspro- 
zesse ün Gestein als auch auf die Art des Meßstellen- 
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Tabelle 13 


Grenzwertüberschreitung im Grundwasser 

- neue Länder - 


Parameter 

Grenzwert 
nach TrinkwV 
(mg/l) 

Anzahl 

Messungen 

Anzahl 

Grenzwert- 

überschreitungen 

Anteil in % 

Mangan 

0,05 

187 

146 

78,1 

Eisen 

0,02 

214 

165 

77,1 

Aluminium 

0,2 

109 

51 

46,8 

Ammonium 

0,5 

203 

74 

36,5 

Kalium 

12 

182 

33 

18,1 

CKW 

0,01 

61 

9 

14,8 

Sulfat 

240 

214 

28 

13,1 

Cadmium 

0,005 

201 

24 

11,9 

Nitrat 

50 

223 

24 

10,8 

Blei 

0,04 

119 

17 

8,5 


ausbaus oder den Einfluß der sauren Niederschläge 
zurückgeführt werden. Da ausreichende Daten zur 
natürlichen, anthropogen unbeeinflußten Beschaffen- 
heit im jeweiligen Untersuchungsraum nicht Vorla- 
gen, wurde hilfsweise auf die Grenzwerte der Trink- 
wasserverordnung zurückgegriffen. 

Die Ursachen für die festgestellten Überschreitungen 
der Trinkwa SS er grenz werte für Cadmium und Blei so- 
wie für Kalium und Ammonium im Grundwasser sind 
ebenfalls nicht eindeutig bestimmbar. Bei den 
Schwermetallen spielt sicher auch der Meßstellenaus- 
bau eine Rolle. Nitratkonzentrationen oberhalb des 
Trinkwassergrenzwertes und Chlorkohlenwasser- 
stoffbelastungen sind im allgemeinen immer auf an- 
thropogene Einflüsse (vor allem landwirtschaftliche 
Nutzung) zurückzuführen. 

2.1. 3.4.4 EG-Grundwasserseminar 

Auf dem EG -Ministerseminar Grundwasser im No- 
vember 1991 in Den Haag, das auf eine deutsche 
Initiative zurückging, wurde ein Paket von Maßnah- 
men beschlossen, das die Sanierung beeinträchtigter 
Grundwasservorkommen und die Verbesserung der 
Vorsorge zum Gegenstand hat und u.a. die Erarbei- 
tung einheitlicher Rechtsinstrumente vorsieht. Auf 
der Grundlage einer Bestandsaufnahme des Grund- 
wassergütezustandes und eines entsprechenden 
Überwachungsprogramms sind EU-einheitliche Re- 
geln auszuarbeiten für die Aufstellung von Sanie- 
rungsplänen, den Umgang mit wassergefährdenden 
Stoffen, die Abfallbeseitigung und die gute fachliche 
Praxis in der Landwirtschaft. 

Die Europäische Kommission wurde beauftragt, diese 
Maßnahmen in einem Grundwasseraktionsprogramm 
zu konkretisieren. Vor dem Hintergrund der deut- 
schen Erfahrungen und des hier erreichten Sicher- 


heitsstandards sind Bund und Länder übereingekom- 
men, die Europäische Kommission bei der Erarbei- 
tung des EU -einheitlichen Regelwerkes zu unterstüt- 
zen. Erste Vorschläge wurden der Europäischen Kom- 
mission bereits übermittelt. 

Alle Mitgliedstaaten haben das Erfordernis einer engen 
Vernetzung des Gewässerschutzes mit anderen Politik- 
bereichen der Gemeinschaft wie Landwirtschaft, Indu- 
strie, Energie oder Verkehr hervorgehoben. 

2.1 .3.5 Grenzüberschreitender Gewässerschutz 

Die Bundesrepublik Deutschland ist Anrainer wichti- 
ger grenzüberschreitender Wasserläufe (Oder, Elbe, 
Donau, Inn, Rhein, Mosel, Saar) und internationaler 
Seen (Bodensee) so\vie Nachbar zahlreicher Staaten, 
mit denen sie Oberflächengewässer und Grundwas- 
servorkommen teilt. Außerdem ist sie Anrainer der 
Nord- und Ostsee, deren Wasserqualität wesentlich 
von der Schadstofffracht grenzüberschreitender Was- 
serläufe abhängt. 

2.1 .3.5.1 Rhein 

Der Rhein veranschaulicht in ganz besonderer Weise 
die Aufgaben und Erfolge deutscher und europäi- 
scher Gewässerschutzanstrengungen. Das Einzugs- 
gebiet des Rheins umfaßt ein Drittel der Fläche der 
Bundesrepublik Deutschland. Im internationalen 
Maßstab ist der Rhein mit einer Länge von über 1 300 
km, einem Einzugsgebiet von ca. 190 000 km^ und ei- 
nem mittleren Abfluß an der deutsch-niederländi- 
schen Grenze von etwa 2 400 m^ pro Sekunde einer 
der bedeutendsten Ströme Europas. 

Im Zuge der Umsetzimg des Aktionsprogramms 
Rhein von 1987 wurden die Schadstoff einleitungen 
aus Industrie und kommunalen Kläranlagen deutlich 
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Abbildung 11 


Entwicklung der Nitrat-Belastung 
in Donau, Oder, Rhein und Elbe (50-Perzentile) 


Nitrat-N in mg/l 



Entwicklung der Belastung mit Gesamtphosphat-Phosphor 
in Donau, Oder, Rhein und Elbe (50-Perzentile) 

Gesamtphosphat-P in mg/l 



■i Donau (Jochenstein) H Oder (Schwedt) H Weser (Bremen) H Rhein (Kleve-Bimmen) H Elbe (Schnackenburg) 


Entwicklung der Ammonium-Belastung 
in Donau, Oder, Rhein und Elbe (50-Perzentile) 


Ammonium-N in mg/l 



82 83 84 85 86 87 88 89 90 91 


Donau (Jochenstein) Hl Oder (Schwedt) 


I Weser (Bremen) 


Rhein (Kleve-Bimmen) 


Elbe (Schnackenburg) 

Quelle: LAWA 
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Abbildung 12 


Veränderung der Artenzahl der wirbellosen Tiere im Rhein 

- ausgewählte Tiergruppen - 


200 n 


150 H 


100 H 


50 H 


Arten 


41 

■ 


27 


34 



1900 1955 1960 1965 1971 1978 

-1920 


1986 1989 
-1988 -1992 


Quelle: Bundesanstalt für Gewässerkunde 


zurückgeführt. Beispiele von Messungen an der 
deutsch-niederländischen Meßstelle Bimmen-Lobith 
belegen dies. 

Einhergehend mit der Verringerung der Schadstoff- 
belastung hat sich die Zahl der Kleinlebewesen auf 
der Rheinsohle deutlich erhöht. 

Die Rückkehr auch der höheren Arten ist das Haupt- 
ziel des Aktionsprogramms Rhein für das Jahr 2000. 
Dies erfordert Maßnahmen, die über die reine Ver- 
besserung der Wasserqualität hinausgehen. Das von 
der Internationalen Kommission zum Schutz des 
Rheins (IKSR) 1991 beschlossene „Ökologische Ge- 
samtkonzept für den Rhein" sieht umfassende Maß- 
nahmen zum Schutz ökologisch wichtiger Bereiche 
des Rheins und des Rheintals vor, um die Vielfalt der 
dort heimischen Tiere und Pflanzen wieder zu erhö- 
hen. Ein wesentlicher Schwerpunkt liegt in der Wie- 
derherstellung des Ökosystems Rhein und seiner 
wichtigsten Nebenflüsse als Lebensraum für Wan- 
derfische (Bau von Fischtreppen, Schutz von Auen- 
gebieten). 

Die internationale Pilotfunktion der multilateralen Zu- 
sammenarbeit in der IKSR für andere internationale 
Flußgebiete innerhalb und außerhalb Europas wurde 
durch den neuen Arbeitsschwerpunkt der Verbesse- 
rung des Ökosystems weiter verstärkt. 


Tabelle 14 

Ökologisches Gesamtkonzept für den Rhein 

-IKSR- 


Verbesserung der Wasserquahtät und des 
Ökosystems 


Nutzung des Rheinwassers für die Trinkwasser- 
versorgung 


Verringerung der Schadstoffbelastung der 
Flußsedimente 


Verbesserung des ökologischen Zustandes 
der Nordsee 


2.1 .3.5.2 Elbe 

Im Vergleich zum Rhein weist die Elbe etwa die glei- 
che Länge (knapp 1 100 km) auf, sie hat aber ein 
etwas kleineres Einzugsgebiet (etwa 150 000 km^) 
und einen wesenüich geringeren Abfluß, der nur 
etwa ein Drittel des mittleren Abflusses des Rheins 
beträgt (etwa 750 m^ pro Sekunde). 
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Die Elbe und ihre Hauptnebenflüsse gehören zu den 
am stärksten mit Schadstoffen belasteten Flüssen. 
Heute ist die Elbe in einem Zustand, der etwa dem 
des Rheins zu Beginn der siebziger Jahre entspricht. 
Ein Vergleich von Konzentrationsmittelwerten (ge- 
rundet) des Jahres 1989 in der Elbe an der ehemali- 
gen innerdeutschen Grenze bei Schnackenburg mit 
denen vom Rhein an der deutsch-niederländischen 
Grenze bei Bimmen/Lobith dokumentiert den unter- 
schiedlichen Gütezustand: 

Tabelle 15 


Vergleich ausgewählter Kenngrößen (1989) 



Elbe 

Schnacken- 

buig 

Rhein 

Bimmen/ 

Lobith 

Quelle 

WG -Stelle 
Elbe 

IKSR 

Sauerstoff 

8,0 mg/1 

9,6 mg/1 

Biochemischer 
Sauerstoffbedarf 

14,0 mg/1 

2,8 mg/1 

Ammonium- 
Stickstoff 

1,7 mg/1 

0,3 mg/1 

Nitrat-Stickstoff 

4,3 mg/1 

4,1 mg/1 

Ortho-Phosphat- 
Phosphor 

0,25 mg/1 

0,13 mg/1 

Chlorid 

236 mg/1 

189 mg/1 

Quecksilber 

0,46 |jLg/l 

0,06 |jLg/l 

Cadmium 

0,45 pg/l 

0,09 |xg/l 


Seit 1989 ist die Schadstoffbelastung infolge zahlrei- 
cher Betriebsstillegungen bzw. Produktionsprofilän- 
derungen im Einzugsgebiet und aufgrund erster Sa- 
nierungsansätze deutlich zurückgegangen. 

Zur Sanierung der Elbe und ihres Einzugsgebietes, 
das rund 75 Prozent der Fläche der neuen Länder um- 
faßt, sind umfangreiche Maßnahmen z. B. im Kläran- 
lagenbau erforderlich. 

Die Grundlage für eine verstärkte Zusammenarbeit 
der Elbeanliegerstaaten zur Verbesserung der Ge- 
wässergüte der Elbe und ihres Einzugsgebietes bildet 
der Vertrag zur Gründung einer Internationalen 
Kommission zum Schutz der Elbe (IKSE), der 1990 in 
Magdeburg von der Bundesrepubhk Deutschland, 
der damahgen Tschechischen und Slowakischen 
Föderativen Republik und der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft unterzeichnet wurde. 

Das Sofortprogramm der IKSE für den Zeitraum 
1992-1995 ist der erste Teil eines langfristigen Planes 
zur Reduzierung der hohen Schadstoffbelastung der 
Elbe bis zum Jahr 2000. Mit der Realisierung dieses 
Sofortprogramms sollen bis 1995 bereits wesentliche 
Senkungen der in die Elbe und ihre Nebenflüsse ein- 
geleiteten Abwasserlasten aus dem kommunalen Be- 
reich sowie aus der Industrie erreicht werden. 


Die Hauptziele des Sofortprogramms Elbe sind: 

- Fertigstellung der im Bau befindlichen kommunalen 
Kläranlagen für mehr als 20 000 Einwohnerwerte 

- Bauvorbereitung oder Baubeginn der wichtigsten 
kommunalen Kläranlagen über 50 000 Einwohner- 
werte 

- Bau von Industriekläranlagen, um vor allem das 
Abwasser aus der chemischen und pharmazeuti- 
schen Industrie, aus der Zellstoff- und Papierindu- 
strie sowie aus der metallverarbeitenden Industrie 
mit dem Ziel zu behandeln, 15 ausgewählte priori- 
täre Stoffe zu reduzieren. Dazu zählen beispielswei- 
se Quecksilber, Cadmium, Hexachlorbenzol, Tetra- 
chlorkohlenstoff und Trichlorethylen . 

Die Wasserbeschaffenheit der Elbe hat sich durch die 
Reduzierung der Produktion und die Stillegung von 
Betrieben in den neuen Ländern zwar verbessert, je- 
doch wird eine einschneidende Gewässergüteverbes- 
serung erst mit der Umsetzung des Sofortprogramms 
bis 1995 ein treten. Es kommt jetzt entscheidend dar- 
auf an, die Finanzierung der erforderlichen Maßnah- 
men sicherzustellen. Umweltpolitisches Ziel ist es, für 
die Elbe bis zum Jahr 2000 eine ähnlich positive Ent- 
wicklung der Gewässergüte zu erreichen wie beim 
Rhein. 

Um die Fortschritte der Elbesanierimg dokumentie- 
ren zu können, wurde ein international abgestimmtes 
Meß- und Untersuchungsprogramm ausgearbeitet. 
Auf dieser Grundlage wird die Elbe an insgesamt 16 
internationalen MeßsteUen auf 55 Parameter unter- 
sucht. 

Im Rahmen des Projektes Informationsnetz Elbe-Sa- 
nierung wurde damit begonnen, ein mehrstufiges 
Rechnemetz einzurichten, mit dem die Gewässergü- 
tedaten der Elbe m der Tschechischen Repubhk und 
der Bundesrepublik Deutschland erfaßt, ausgewertet 
und damit als Grundlage für Maßnahmen zur Verrin- 
gerung der Gewässerbelastung im Rahmen der IKSE 
einschließlich der ErfolgskontroUe verfügbar gemacht 
werden. 

Die IKSE verabschiedete im Dezember 1991 auch den 
Internationalen Warn- und Alarmplan Elbe. Er dient 
zur Früherkennung unfallbedingter Schadstoffeinlei- 
tungen und zur schnellen Information der für die Ge- 
fahrenabwehr zuständigen Behörden sowie der be- 
troffenen Gewässerbenutzer, um mögliche Schadens- 
folgen zu begrenzen. Es wurden fünf internationale 
Hauptwarnzentralen eingerichtet, die ihren Sitz in 
Prag, Dresden, Magdeburg, Potsdam und Hamburg 
haben. 

Das von der IKSE erarbeitete und bestätigte Pro- 
gramm „Ökologische Sofortmaßnahmen zum Schutz 
und zur Verbesserung der Biotopstrukturen der El- 
be" legt die Vorgehensweise beim Schutz erhaltens- 
werter Landschaften an der Elbe fest und gibt Hin- 
weise für ökologische Sofortmaßnahmen. Zusätzhch 
werden einige besonders schützenswerte Abschnitte 
genannt, deren Bewahrung unbedingt sicherzustel- 
len ist. Dabei handelt es sich z.B. um die Eibauen 
in Sachsen-Anhalt im Biosphärenreservat Mittlere 
Elbe. 
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Tabelle 16 


Entwicklung der Schadstoffbelastung 



1989 

1990 

1991 

1992 

Abfluß (MQ) 

m^/s 

520 

447 

384 

515 

Pegel Neu Darchau CSB 

t/a02 

760 000 

640 000 

420 000 

510 000 

Ammonium (filtriert) 

t/aN 

32 000 

23 000 

11 000 

7 700 

Nitrat (filtriert) 

t/aN 

75 000 

69 000 

58 000 

88 000 

Nitrit (filtriert) 

t/aN 

1 300 

690 

410 

510 

Quecksilber 

kg/a 

12 000 

6 500 

6 900 

4 200 

Cadmium 

kg/a 

6 400 

6 000 

4 900 

5 300 

Trichlormethan 

kg/a 

13 000 

8 700 

5 300 

2 000 

Tetra Chlormethan 

kg/a 

2 600 

1 500 

940 

710 

1,2-Dichlorethan 

kg/a 



20 000 

< 15 000 

Trichlorethen 

kg/a 

7 300 

3 400 

1 200 

1 900 

a-HCH 

kg/a 

140 

170 

80 

110 

ß-HCH 

kg/a 

90 

50 

60 

100 

r-HCH 

kg/a 

490 

270 

180 

320 

1 ,2, 3-Tri Chlorbenzen 

kg/a 

240 

90 

180 

40 

1 ,2,4-Trichlorbenzen 

kg/a 

570 

260 

320 

50 

1 ,3 ,5-Trichlorbenzen 

kg/a 

310 

90 

20 

20 

Hexachlorbenzen 

kg/a 

150 

180 

40 

50 

Pentachlorphenol 

kg/a 

1 800 

920 

330 

480 

PCB's 

kg/a 

110 

70 

<36 

<45 

Phosphorsäureester *) 

kg/a 


100 000 

30 000 

<2 700 

AOX 

kg/a CI 

1 600 000 

990 000 

890 000 

760 000 


*) Einzelproben 
Quelle: WG-SteUeElbe 


2.1, 3,5.3 Oder 

Die Oder mit einer Länge von knapp 900 km weist ein 
Einzugsgebiet von etwa 120 000 km^ und einen mitt- 
leren Abfluß von etwa 550 m^ pro Sekunde auf. 90 
Prozent des Einzugsgebiets liegen in Polen. 

Verhandlungen mit Polen und der ehemaligen Tsche- 
choslowakei (unter Beteihgung der Europäischen Ge- 
meinschaft) über die Bildung einer Internationalen 
Kommission zum Schutz der Oder (IKSO) hatten sich 
nicht zuletzt infolge der politischen Veränderungen in 
der ehemaligen Tschechoslowakei zunächst verzö- 
gert, wurden aber mit der Tschechischen Republik 
1992 und 1993 fortgesetzt. Die Unterzeichnung der 
Vereinbarung wird voraussichtlich im Herbst 1994 
erfolgen. Unmittelbar danach wird die Kommission 
ihre Tätigkeit aufnehmen und ein Sofortprogramm 
zur Reduzierung von Schadstofffrachten erarbeiten. 
Als Sitz des Sekretariats der IKSO ist Breslau vor- 
gesehen. 


2.1 .3.5.4 Donau 

Mit einer Länge von knapp 3 000 km, einem Einzugs- 
gebiet von etwa 820 000 km^ und einem mittleren Ab- 
fluß von 6 500 m^ pro Sekunde bei Einmündung in 
das Schwarze Meer gehört die Donau zu den größten 
Flüssen Europas. 

Vor dem Hintergrund der Bukarester Deklaration 
zum Gewässerschutz der Donau (1985) und dem Be- 
schluß des KSZE-Folgetreffens von Sofia (1989) sowie 
der ECE-Gewässerschutz-Rahmenkonvention (1992) 
(vgl. Abschnitt B, 2. 1.3. 5. 5) wurde seit Juni 1992 ein 
Donauschutzübereinkommen erarbeitet. Beteiligt 
waren an den Verhandlungen außer der Bundesrepu- 
blik Deutschland aus dem Einzugsbereich der Donau 
Bulgarien, Kroatien, Moldawien, Österreich, Rumä- 
nien, Slowakische Republik, Slowenien, die Tsche- 
chische Republik, Ukraine, Ungarn sowie die EU. 
Die Zeichnung des Donauschutzübereinkommens 
erfolgte am 29. Juni 1994. 
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Ausgehend von dem Ansatz der ECE -Rahmenkon- 
vention legt das Übereinkommen Vertragspflichten 
und Einzelmaßnahmen fest (Verursacher- und Vorsor- 
geprinzip, Emissionsbegrenzung, Inventare, Bran- 
chenansatz, Stand der Technik, Gewässergüteziele). 
Zu ihrer Umsetzung arbeiten die Vertragsparteien 
in der künftigen Internationalen Kommission zum 
Schutz der Donau (IKSD) zusammen, die detaillierte 
Vorschläge für Aktionsprogramme und Gewässergü- 
teziele erarbeitet. Das Übereinkommen verfolgt damit 
den Ansatz, den Gewässerschutz der Donaustaaten 
weitgehend schon durch die Konvention festzulegen 
und durch die Tätigkeit der internationalen Kommis- 
sion schrittweise fortzuentvrickeln. Damit wird dem 
Wunsch der Donaustaaten entsprochen, eine Basis 
zur Anpassung ihres nationalen Wasserrechts an den 
modernen europäischen Gewässerschutz zu erhalten. 
Ferner wird - erstmalig für ein internationales Flußge- 
biet - der Schutz des Grundwassers einbezogen. 

Das Donauschutzübereinkommen ist ein erster Prüf- 
stein für die mittel- und osteuropäische Zusammenar- 
beit im Gewässerschutz nach der ECE-Gewässer- 
schutz-Rahmenkonvention. 


2.1. 3.5.5 ECE-Gewässerschutz 

Maßgebend für die Erarbeitung des Übereinkom- 
mens zum Schutz und zur Nutzung grenzüberschrei- 
tender Wasserläufe und internationaler Seen vom 
17. März 1992 waren die von Deutschland initiierten 
Beschlüsse des KSZE-Umwelttreffens im Herbst 1989 
in Sofia. Das Übereinkommen wurde nach fünf Son- 
dersitzungen des Arbeitsausschusses „Wasserpro- 
bleme" der ECE im März 1992 in Helsinki auf Mini- 
sterebene gezeichnet. Gleichzeitig wurde vereinbart, 
daß das Übereinkommen schon vor seinem Inkraft- 
treten angewendet werden soll. Dies betrifft ins- 
besondere den Informationsaustausch zwischen den 
Zeichnerstaaten. 

Das Übereinkommen hat in erster Linie die Vermei- 
dung grenzüberschreitender Einwirkungen zum Ge- 
genstand. Darüber hinaus ist es auf den allgemeinen 
Schutz der Gewässer und eine Harmonisierung natio- 
naler Regelungen und Gewässerschutzvorhaben ge- 
richtet. Eine besondere Bedeutung erlangt das Über- 
einkommen im Hinblick auf die Verbesserung des 
Umweltschutzes in Mittel- und Osteuropa und seine 
Vorbildfunktion für die Erarbeitung eines Donau- 
schutzübereinkommens (vgl. Abschnitt 2. 1.3. 5. 4). 


2. 1 .3.6 Meeresschutz 
2.1 .3.6.1 Schutz der Ozeane 

Bei der Konferenz der Vereinten Nationen für Umwelt 
und Entwicklung (UNCED) im Juni 1992 wurde her- 
vorgehoben, daß die gesamte Meeresumwelt ein un- 
verzichtbarer Bestandteil und Aktivposten des globa- 
len Systems der Lebenserhaltung ist. Die Bundesre- 
publik Deutschland wird sich deshalb weiterhin dafür 
einsetzen, den Meeresumweltschutz nicht nur regio- 
nal voranzutreiben. Weltweit sollte die Zusammenar- 
beit zur Bekämpfung der vom Lande ausgehenden 


Meeresverschmutzung intensiviert und verbessert 
werden. 

Die Bundesregierung hat im September 1993 das 
Meeresforschungsprogramm 1993-1997 beschlossen, 
das sich vor allem einen verbesserten Schutz der 
Ozeane zum Ziel setzt. So sollen natürliche und an- 
thropogene Belastungen der Ozeane erforscht und 
Verfahren und Konzepte zur Beschreibung und Be- 
wertung des Zustandes der Ozeane und der Rand- 
meere sowie zur Vorhersage von Änderungen und Be- 
seitigung von Belastungen entwickelt werden. Im 
Hinblick auf die Vermeidung von Umweltschäden 
fördert das Bundesforschungsministerium derzeit 
Forschungsvorhaben zur Abschätzung von Auswir- 
kungen eines großräumigen Abbaus unterseeischer 
Erzlagerstätten auf das Meeresökosystem. 


2.1 .3.6.2 Nord- und Ostsee 

Die Nordsee unterliegt einer starken Nutzung und 
Belastung durch die acht Nordseeanliegerstaaten. Sie 
ist als Transportweg zwischen den europäischen und 
überseeischen Häfen eines der Meere mit der höch- 
sten Verkehrsdichte. Aufgrund der wirtschaftlichen 
Bedeutung der Nordsee liegen an ihrer Küste neben 
großen Seehäfen auch zahlreiche Industrien. In der 
Nordsee werden Öl, Gas und Kies gefördert. Viele Kü- 
stenregionen sind auch intensiv genutzte Ferienge- 
biete. Einen weiteren wichtigen Wirtschaftszweig 
stellt die Fischerei dar. 

Verstärkt wird die Belastung vor allem durch die 
Schadstoffeinträge aus dem Hinterland (auch aus 
Nichtanrainerstaaten), die indirekt über die großen 
Flußsysteme und über die Atmosphäre in die Nordsee 
gelangen. 

Besonders problematisch sind Nährstoffe, Schwerme- 
talle, organische Halogenverbindungen, Öl und ra- 
dioaktive Stoffe. Eine Abschätzung zum Gesamtein- 
trag einzelner Stoffe im Jahre 1990 ist aus der folgen- 
den Tabelle ersichtlich. 

Die massenhafte Vermehrung giftiger Algen im Früh- 
sommer 1988 wurde als deutliches Zeichen gewertet, 
daß Teile der Nordsee an der Grenze ihrer Belastbar- 
keit stehen. 

Die Probleme der Ostsee sind ähnlich gelagert wie die 
der Nordsee. Sie stellen sich aber in wesentlich ver- 
schärfter Form. Die Ostsee ist durchschnittlich nur 
55 Meter tief und ist lediglich durch sehr schmale 
Zugänge mit der Nordsee verbunden. Ein vollstän- 
diger Wasseraustausch dauert 20 bis 40 Jahre. Hin- 
zu kommt, daß aufgrund der Schichtung des unter- 
schiedlich salzhaltigen Wassers die vertikale Durch- 
mischung sehr gering ist. Der Sauerstoffausgleich 
wird dadurch erheblich eingeschränkt. Die relativ un- 
günstige natürliche Situation der Ostsee wird durch 
die bereits eingetretenen Belastungen verschärft. In 
den großen Städten der östlichen Anrain er Staaten 
fehlen Kläranlagen oft vollständig, industrielle Ab- 
wässer fließen ebenfalls oft ungeklärt der Ostsee zu. 
Aufgrund des Anstiegs des Nährstoffgehalts kommt 
es zu einem verstärkten Algenwachstum. 
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Tabelle 17 


Geschätzte Stoffeinträge über verschiedene Eintragspfade in die Nordsee 
(ohne Englischer Kanal) im Jahr 1990 



Cd 

(t) 

Hg 

(t) 

Cu 

(t) 

Pb 

(t) 

Zn 

(t) 

Ijl-HCH 

(t) 

PCBs‘) 

(t) 

N 

geschätzt 

(kt) 

P 

ge- 

schätzt 

(kt) 

ge- 

schätzte 

Genau- 

igkeit 

Flußeinträge 

und 

direkte 

Einträge 

31-50 

20-24 

1 300- 
1 400 

820- 

890 

6 800- 
6 900 

1, 1-1,3 

0, 5-2,6 

900-920 

46-47 

± 20- 
30% 

Atmo- 

sphärische 

Einträge 

32 

2,5=) 

321 

960 

2 700 

42 ) 6 ) 

- 

400®) 

- 

± 50- 
100% 

Einträge 

durch 

Verklappung 

Baggergut 

(inklusive 

innere 

Gewässer)^) 

28 

10 

950 

1 800 

5 000 

- 

0,3 

- 

- 

± 20- 
30% 

1 ^ 

0,6 

69 

74 

150 

— 

— 

5,7=) 

0,4®) 

± 20- 
30% 

Klärschlamm 











Industrie- 

abfälle 

0,3 

0,2 

180 

220 

440 

- 

- 

8,5 

0,00004 

± 20- 
30% 


- Keine Information. 

’) lUPAC Nr. 28, 52, 101, 118, 153, 138, 180. 

Ungenauer Schätzwert wegen geringer Datenbasis. 

Die Werte basieren auf Hafenbaggergut. Die Schätzungen sind zu hoch, da sie natürliche Hintergrundbelastungen ein- 
schließen. 

h Geographischer Bedeckungsgrad ist unvollständig. 

Unvollständige Schätzung. 

Nach Schätzungen der Working Group on Atmospheric Inputs modifizierter Schätzwert. 

Quelle: Oslo- und Paris-Kommissionen, Monitoring and Assessment, Teil B, 1992. 


2.1 .3.6.3 Maßnahmen zum Schutz der Nordsee und 
des Nord-Ost-Atlantik 

Die zum Schutz der Nordsee zu ergreifenden Maß- 
nahmen zur Reduzierung von Einträgen sind vor al- 
lem durch die Beschlüsse der 3. Internationalen 
Nordseeschutzkonferenz (3. INK 1990 in Den Haag) 
vorgegeben, die bereits im Umweltbericht 1990 dar- 
gestellt wurden. Den Stand der Umsetzung dieser Be- 
schlüsse gibt der „Bericht der Bundesregierung über 
die Umsetzung der Beschlüsse der 3. INK" (BT-Drs. 
12/4406) wider. 

Die auf der 3. INK beschlossene Reduzierung von 
Schad- und Nährstoffeinträgen um 50 Prozent bzw. 70 
Prozent von 1985 bis 1995 wird in Deutschland in fast 
allen Bereichen erwartet. Eine Abschätzung der Ein- 
träge in deutsche Flüsse, Ästuarien und Küstenge- 
wässer im Jahre 1985 und ihre voraussichtliche Re- 
duktion bis 1995 gibt folgende Tabelle wider. 

Probleme bereitet die Reduzierung der Stickstoffein- 
träge, die vor allem aus der Landwirtschaft stammen. 
Im Dezember 1993 fand eine Arbeitsgruppensitzung 


der Umwelt- und Landwirtschaftsminister aufgrund 
eines Beschlusses der 3. Internationalen Nordsee- 
schutz-Konferenz von 1990 u.a. zu diesem Thema 
statt. Festgestellt wurde, daß kein Nordseeanlieger- 
staat das 50-Prozent-Reduzierungsziel bis 1995 errei- 
chen wird. Beschlossen wurde ein umfangreicher 
Maßnahmenkatalog zur Reduzierung der Nährstoff- 
einträge aus der Landwirtschaft. Das Erreichen einer 
ökologisch ausgewogenen Düngüng wurde als we- 
sentliches Ziel herausgestellt. 

Im September 1992 wurde das neue Übereinkommen 
zum Schutz der Meeresumwelt des Nordostatlantik 

gezeichnet, das die Nordsee mitumfaßt. Es tritt an die 
Stelle der bisherigen Konventionen von Oslo (1972) 
und Paris (1974), die die Meeresverschmutzung auf- 
grund des Einbringens durch Schiffe und Luftfahr- 
zeuge oder vom Lande aus betreffen. 

Einer der Kernpunkte des neuen Übereinkommens ist 
das grundsätzliche Verbot der Abfallbeseitigung auf 
See. Das Verbrennen von Abfällen auf See und die 
Verklappung von Dünnsäure werden damit endgültig 
beendet. Deutschland bringt bereits seit 1983 keine 
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Tabelle 18 

Abschätzung der Emissionen in deutsche Flüsse, Astuarien und Küstengewässer 1985 
und ihre voraussichtliche Reduktion bis 1995 

(Umsetzung der Beschlüsse der 3. INK) 

Flußgebiete: Rhein, Elbe (ohne neue Bundesländer), Weser, Ems, Küste 
Bearbeitungsstand: 26. 10. 1992 



1985 

1995 

Re- 

duk- 

tion 

bis 

1995 

diffuse Quellen 

Stoff 

Kom- 

mune 

Industrie 

Summe 

Kommune 

Industrie 

Summe 


1985 

1995 





(ohne Emsdaten von NRW) 



Fracht- 

ent- 

wick- 

lung 


Fracht 
in t/a 

Fracht 
in t/a 

Fracht 
in t/a 

Fracht 
in t/a 

Fracht 
in t/a 

Fracht 
in t/a 

in % 

Fracht 
in t/a 

quali- 
tativ 2) 

1, Quecksilber 

0,9 

1.0 

1,9 

0,6 

0,4 

1.0 

47 

2.0 

-/- 

2. Cadmium . . 

3.3 

3,3 

6,6 

2,3 

1.3 

3,8 

42 

5,2 

-/- 

3. Kupfer 

305,3 

112,4 

417,7 

240,1 

83,1 

333,6 

20 

96,1 

-/- 

4. Zink 

1 512,4 

986,5 

2 498,9 

1 263,9 

263,3 

1 579,2 

37 

686,4 

-/- 

5. Blei 

156,5 

106,3 

262,8 

128,5 

93,9 

231,4 

12 

183,1 

-/- 

6. Arsen 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

20,7 

+ /- 

7. Chrom 

282,8 

242,8 

525,6 

127,7 

55,4 

190,5 

64 

94,7 

-/- 

8. Nickel 

304,3 

111,8 

416,1 

161,7 

64,2 

235,9 

43 

97,6 

-/- 

9. Drine 

< 

0 

< 

< 

0 

< 

- 

0,02 

-/- 

10. HCH 

0,05 

0,01 

0,06 

0 

0 

0 

100 

0,05 

-/- 

11. DDT 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

12. Pentachlor- 
phenol 

1.5 

0,4 

1.9 

0 

0 

0 

100 

1.3 

-/- 

13. Hexachlor- 
benzol 

0,05 

0,26 

0,31 

0,002 

0,068 

0,07 

77 

0,07 

-/- 

14. Hexachlor- 
butadien . . . 

0,002 

0,07 

0,072 

< 0,001 

0,038 

0,04 

44 

0,003 

+ /- 

15. Tetrachlor- 
kohlenstoff . 

5,1 

17,4 

22,5 

2,9 

7,5 

10,4 

54 

2,6 


16. Chloroform . 

10,8 

89,9 

100,6 

6,0 

27,0 

33,1 

67 

10,4 

-/- 

17. Trifluralin . . 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

18. Endosulfan . 

0,001 

0,002 

0,003 

- 

< 0,002 

<0,002 

33 

< 0,001 

+/- 

19. Simazin .... 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

20. Atrazin .... 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

21. Tributyl- 
zinnver- 
bindungen . 


0.4*) 

0,4*) 







22. Triphenyl- 
zinnver- 
bindungen . 

- 

<*) 

<*) 

0*) 

<*) 

<*) 

- 

- 

- 
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noch Tabelle 18 

noch Abschätzung der Emissionen in deutsche Flüsse, Astuarien und Küstengewässer 1985 
und ihre voraussichtliche Redutkion bis 1995 


(Umsetzung der Beschlüsse der 3. INK) 

Flußgebiete: Rhein, Elbe (ohne neue Bundesländer), Weser, Ems, Küste 
Bearbeitungsstand: 26. 10. 1992 




1985 



1995 


Re- 

duk- 

tion 

bis 

1995 

diffuse Quellen 

Stoff 

Kom- 

mune 

Industrie 

Summe 

Kommune 

Industrie 

Summe 


1985 

1995 





(ohne Emsdaten von NRW) 



Fracht- 

ent- 

wick- 

lung 


Fracht 
in t/a 

Fracht 
in t/a 

Fracht 
in t/a 

Fracht 
in t/a 

Fracht 
in t/a 

Fracht 
in t/a 

in % 

Fracht 
in t/a 

quali- 
tativ 2) 

23. Azinphos- 










Ethyl 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

24. Azinphos- 










Methyl 

0-) 

0,05*) 

0,05*) 

<•) 

<•) 

- 

- 

- 

- 

25. Ferütrothion 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 


26. Fenthion . . . 

0-) 

0,1-) 

0,1-) 

0-) 

<•) 

<•) 

- 

- 

- 

27. Malathion . . 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

28. Parathion . . 

0-) 

< 0,02*) 

<0,02*) 

0-) 

<0,003*) 

<0,003*) 

85 

- 

- 

29. Parathion- 










Methyl 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

30. Dichlorvos . . 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

31. Trichlor- 










ethylen .... 

11,0 

1,0 

12,0 

4,3 

0,53 

5,0 

58 

11,7 

-/- 

32. Tetrachlor- 
ethylen .... 

12,3 

8,6 

20,9 

6,0 

1,0 

7,2 

66 

16,9 

-/- 

33. Trichlor- 










benzol 

- 

1,1 

1,1 

- 

0,4*) 

0,4*) 

64 

0,7*) 


34. 1,2-Dichlor- 
ethan 

5,7 

46,1 

51,6 

3,5 

21,4 

25,0 

52 

1,5 

-/- 

35. Trichlor- 










ethan 

1,7 

0,8 

2,5 

1,1 

< 0,15 

1,2 

52 

3,1 


36. Dioxine .... 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 


- keine Daten vorhanden, < kleiner Nachweisgrenze, *) nur Rhein-Einzugsgebiet-Daten, - /- Verringerung, 
+/- keine Änderung, +/+ Erhöhung, Gesamtabschätzung von UBA durchgeführt. 


Klärschlämme mehr in die Nordsee ein und hat die 
Verbrennung auf See sowie das Verklappen von Indu- 
strieabfällen bereits 1989 beendet. Bei Klärschlamm 
ist es allein Großbritannien, das auf einer bis 1998 be- 
fristeten Ausnahme beharrt. Auch die Beseitigung 
schwach- und mittelradioaktiver Abfälle auf See ist 
grundsätzhch, allerdings zunächst auf 15 Jahre befri- 
stet, verboten. 


Gegenwärtig werden radioaktive Abfälle von keinem 
der Vertragsstaaten auf See beseitigt. Die befristete 
Regelung geht auf Großbritannien und Frankreich 
zurück, die sich die Option der Beseitigung radioakti- 
ver Abfälle auf See offenhalten wollten. Sie müssen 
aber bereits 1997 auf Ministerebene Rechenschaft 
ablegen über die Schritte, die sie unternehmen, um 
landseitige Entsorgungsaltemativen zu erkunden. 
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Sollten sie zu diesem Zeitpunkt immer noch die Opti- 
on des Dumping offenhalten wollen, müssen sie alle 
zwei Jahre entsprechende Rechenschaftsberichte auf 
Ministerebene vorlegen. Spätestens nach Ablauf der 
15 Jahre wird die Kommission entweder über ein end- 
gültiges Verbot oder über eine Verlängerung ent- 
scheiden. 

Die jetzt gemeinsam tagenden Kommissionen von Os- 
lo und Paris bestehen bis zur Ratifizierung des neuen 
Übereinkommens durch alle Vertragsparteien der bis- 
herigen Übereinkommen weiter. 

Das „Übereinkommen zur Verhütung der Meeres- 
verschmutzung durch das Einbringen von Abfälien 
durch Schiffe und Luftfahrzeuge" (London-Konven- 
tion) von 1972 gilt im Gegensatz zu dem Oslo- und Pa- 
ris-Übereinkommen weltweit. Die 15. Konsultativ-Ta- 
gung des London-Übereinkommens hat im Novem- 
ber 1992 eine Überarbeitung des Übereinkommens 
beschlossen. Kernpunkte der Überarbeitung sind 

- das Verbot der Einbringung von radioaktiven Ab- 
fällen, von Industrieabfällen sowie von Klär- 
schlamm 

- das Verbot des Verbrennens von Abfällen auf See 

- die Definition des Vorsorge- und Verursacherprin- 
zips. 

Die Armahme der Änderungen soll 1996 als Gesamt- 
paket erfolgen. 

Neben diesem Beschluß nahm die 16. Konsultations- 
sitzung im November 1993 verschiedene Änderungen 
der Anlagen des Übereinkommens an. So wurden die 
Einbringung von Industrieabfällen zum 31. Dezember 
1995, die Seeverbrennung von Industrieabfällen und 
Klärschlamm sowie die Einbringung schwach radio- 
aktiver Abfälle verboten. 


2.1 .3.6.4 Maßnahmen zum Schutz der Ostsee 

Die 1988 von den Umweltministem der Ostseeanrai- 
nerstaaten in Helsinki beschlossene 50-prozentige 
Reduzierung der Schadstoff/Nährstoff-Einträge bis 
1995 wurde auf der Ostseekonferenz der Regierungs- 
chefs im September 1990 bestärkt. 1992 wurden unter 
Einbeziehung der internationalen Finanzinstitute 
Weltbank, Nordische Investitionsbank, Europäische 
Investitionsbank und Europäische Bank für Wieder- 
aufbau die Gmndzüge eines auf zwanzig Jahre ange- 
legten Internationalen Ostsee-Aktionsprogramms 
mit Gesamtinvestitionskosten von mindestens 18 Mil- 
liarden ECU verabschiedet. Dieses soll mit gezielten 
Schwerpunktmaßnahmen die ökologisch dringend 
erforderliche Sanierung der Ostsee ankurbeln. Es be- 
nennt 132 „hot spots", d.h. Belastungsschwerpunkte, 
in denen prioritär Maßnahmen erforderlich sind. 98 
davon liegen in den östlichen, ehemals sozialistischen 
Ostseeanrainerstaaten. Deutschland ist mit 7 kommu- 
nalen Kläranlagen, überwiegend in Mecklenburg- 
Vorpommern, sowie der Landwirtschaft an dem Pro- 
gramm beteiligt. 

Angesichts der schwierigen wirtschaftlichen Situati- 
on insbesondere in den östlichen Ostseeanliegerstaa- 
ten kommt der Sicherstellung der Finanzierung des 
Programms entscheidende Bedeutung zu. Aus die- 


sem Grunde fand unter maßgeblicher Beteiligung der 
internationalen Banken im März 1993 in Danzig eine 
internationale Konferenz statt, auf der finanzielle und 
wirtschaftliche Fragen erörtert sowie Grundelemente 
und Strukturen der Umsetzung festgelegt wurden. 

Deutschland legt seinen Schwerpunkt auf die Sanie- 
rung des Ostseeeinzugsgebiets in den neuen Län- 
dern. Hierzu wurde bereits 1991 ein nationales Ost- 
seesanierungsprogramm vorgelegt. Dieses enthält 
als wesentlichen Kern eine Liste von 27 vorrangig zu 
sanierenden Kläranlagen. Außerdem nennt es 31 In- 
dustiiestandorte, für die eine Stillegung, Produktions- 
umstellung oder Verwirklichung von Reduktionsmaß- 
nahmen geplant sind. Die Gesamtkosten werden al- 
lein im Bereich der kommunalen Abwasserbehand- 
lung auf mindestens 6 Milliarden DM geschätzt. 

Die Bundesregierung hat über das Umweltschutzso- 
fortprogramm sowie im Rahmen des Gemeinschafts- 
werks Aufschwung Ost Maßnahmen zur Sanierung 
der Ostsee gefördert. Darüber hinaus werden vielfälti- 
ge Förderungen durch die Länder vorgenommen, u. a. 
über das Kommunalkreditprogramm. Erste Erfolge 
der eingeleiteten Sanierungsmaßnahmen wurden mit 
einer deutlichen Verringerung der Schad- und Nähr- 
stoffeinträge bereits erzielt. Eine dauerhafte und 
durchgreifende Gesundung der Ostsee setzt jedoch in 
Zukunft weiterhin größte gemeinsame Anstrengun- 
gen aller Ostseeanrainerstaaten voraus. 

Flankiert werden die maßnahmenbezogenen Akti- 
onsprogramme durch das neue Übereinkommen 
über den Schutz der Meeresumwelt des Ostseege- 
biets, welches die Ostseeanrainerstaaten auf der Mi- 
nisterkonferenz im April 1992 zeichneten. Dieses 
neue Helsinki-Übereinkommen entwikelt das alte 
Übereinkommen von 1974 fort und schreibt die in den 
letzten 20 Jahren erzielten Fortschritte im Meeresum- 
weltschutz rechtsverbindlich fest. Als wesentliche 
Neuerungen sind u. a. zu nennen: 

- die Ausdehnung des Konventionsgebietes auf inne- 
re Gewässer (z. B. Buchten, Bodden, Fjorde) 

- die Verankerung des Vorsorge- und des Verur- 
sacherprinzips 

- die grundsätzliche Verpflichtung zur Anwendung 
der „besten 'Umweltpraxis'' für alle Verschmut- 
zungsquellen sowie des „Standes der Technik" bei 
Punktquellen 

- Aufnahme von Naturschutz und Artenvielfalt als 
Konventionsziel 

- mehr Transparenz durch einen verstärkten Informa- 
tionsaustausch 

- ausführliche Regelung von Offshore- Aktivitäten. 


2.1 .3.6.5 Schiffahrt 

Als Reaktion auf frühere katastrophale Tankerun- 
glücke beschloß die Internationale Seeschiffahrtsor- 
ganisation IMO der Vereinten Nationen im März 
1992, daß Tankemeubauten in Zukunft mit einer Dop- 
pelhüUe oder einer gleichwertigen Sicherheitskon- 
struktion gegen das Ausfließen von Öl bei Unfällen 
gesichert sein müssen. Mit der seit dem 6. Juli 1993 
weltweit gültigen Regelung wurde eine Forderung er- 


121 


Drucksache 1 2/8451 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Abbildung 13 


Gesamteintrag an Phosphor (P) und Stickstoff (N) in die Ostsee 


Phosphor (P) 



Weißrußland, Estland, 

Litauen, Lettland, Rußland 


Deutschland 


Polen 


Schweden 


Finnland 


Atmosphäre 


Dänemark 


Stickstoff (N) 



Weißrußland, Estland, 
Litauen, Lettland, Rußland 


Schweden 


Finnland 


Polen 


Deutschland Dänemark 


Atmosphäre 


Quelle: Helsinki Kommission, 1992 
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füllt, die das Bundesumweltministerium einvernehm- 
lich mit dem hierfür federführeriden Bundesverkehrs- 
ministerium seit langem mit Nachdruck erhoben hat. 
Außerdem hat die IMO beschlossen, daß noch in 
Fahrt befindliche Öltanker ohne Doppelhülle späte- 
stens nach einer Fahrtzeit von 25/30 Jahren außer 
Dienst gestellt oder auf Doppelhüllenbauweise umge- 
rüstet werden müssen. 

Aufgrund der Tankerkatastrophen Ende 1992/An- 
fang 1993 wurden auf nationaler und internationaler 
Ebene eine Vielzahl von Maßnahmen zum wirksamen 
Schutz vor den Risiken des Seetransports von Öl und 
anderen gefährlichen Stoffen intensiv erörtert. Der 
EG- Verkehrsministerrat hat im Juni 1993 ein umfas- 
sendes Aktionsprogramm im Bereich der Sicherheit 
im Verkehr beschlossen. Es enthält neben Vorschlä- 
gen zur Verbesserung der Tankersicherheit u.a. Vor- 
schläge zur Ermittlung von ökologisch besonders sen- 
siblen Zonen, zur Festlegung von bestimmten küsten- 
femen Schiffsrouten, zur Intensivierung der Kontrolle 
von Schiffen in den Häfen und zur Verbesserung der 
Qualifikation von Seeleuten. 

Aufgrund der im September 1993 beschlossenen so- 
genannten EG -Melderichtlinie werden künftig die 
Mitgliedstaaten der EU über die Bewegung von 
Schiffen, die gefährliche oder umweltschädliche 
Güter in der Nähe ihrer Küste befördern, unterrich- 
tet und erhalten die Informationen, die sie für ein 
schnelles Eingreifen bei Unfällen auf See brau- 
chen. 

Die vom Bundeskabinett Anfang Januar 1993 ein- 
gesetzte interministerielle Arbeitsgruppe „Tanker- 
sicherheit" hat im September 1993 ihren Abschluß- 
bericht vorgelegt, der vom Kabinett zustimmend zur 
Kenntnis genommen wurde. Der Bericht erläutert die 
international getroffenen oder vorbereiteten Maßnah- 
men zur Verbesserung der Tankersicherheit und ent- 
hält konkrete Vorschläge für zusätzliche nationale 
Maßnahmen wie 

- die Vorbereitung einer Ausschließenden Wirt- 
schaftszone und die Erweiterung des deutschen 
Küstenmeeres auf bis zu 12 Seemeilen. Dadurch 
werden zusätzliche Möglichkeiten zur Erhöhung 
der Verkehrssicherheit und zur Verbesserung des 
Meeresumweltschutzes geschaffen. 

- die Aufstellung von Bedingungen für das Anlaufen 
deutscher Häfen und innerer Gewässer 

- intensivere Kontrollen in den deutschen Häfen, um 
die international vereinbarten Schiffssicherheits- 
standards durchzusetzen 

- die Durchführung des Forschungsvorhabens 
„Verkehrssicherungssysteme Deutsche Küste im 
Jahre 2000": Im Frühjahr 1994 werden insbeson- 
dere Vorschläge zu den Bereichen Seelotswesen, 
Verkehrssicherung und Radarberatung, Bergungs- 
schlepper und Begleitschlepper erwartet. 

- Deutsche Küstenwache: Eine interministerielle Ar- 
beitsgruppe befaßt sich z. Z. mit Detailfragen der 
beabsichtigten gemeinsamen Einsatzkoordinie- 
rung des Bundes zur Überwachung der deutschen 
Küstengewässer 


- die Verbesserung der Vorsorgemaßnahmen zur Be- 
kämpfung von Meeresverschmutzungen: 

- Bund und Küstenländer haben sich geeignigt, ein 
neues Verwaltungsabkommen zur Bekämpfung 
von Meeresverschmutzungen durch Öl und an- 
dere Schadstoffe unter Einbeziehung der Küsten 
von Mecklenburg- Vorpommern so schnell wie 
möglich zu unterzeichnen. 

- Neubau eines Öl- und ChemikahenunfaUbe- 
kämpfungsschiffes 

- Intensivierung der Luftüberwachung 

- die Ratifikation des Internationalen Übereinkom- 
mens von 1990 über die Vorbereitung auf Ölver- 
schmutzungen und deren Bekämpfung, des Ber- 
gungsübereinkommens von 1989 und der Proto- 
kolle von 1992 zu den Haftungsübereinkommen 
der IMO. 

Über die Umsetzung der im Bericht zur Tankersicher- 
heit vorgeschlagenen Maßnahmen wird die Bundes- 
regierung bis Ende 1994 dem Bundestag berichten. 

Für die Binnenschiffahrt wurde in der Zentralkom- 
mission für die Rheinschiffahrt ein Entsorgungskon- 
zept beschlossen, das die Sammlung und geordnete 
Entsorgung des Schiffsbetriebsabfalls (insbesondere 
Altöl und Bilgenwasser sowie übriger Sonderabfall), 
der im Zusammenhang mit der Ladung entstehen- 
den Abfälle und Abwässer sowie des an Bord an- 
fallenden häuslichen Abwassers und Mülls vorsieht. 
Die Entsorgung soll nach dem Verursacherprinzip 
indirekt finanziert werden. Die betreffenden Re- 
gelungen sollen für alle deutschen Wasserstraßen 
gelten. 


2.1 .3.7 Globale Wasserstrategie 

Die Notwendigkeit der Entwicklung einer globalen 
Wasserstrategie zum Schutz der Gewässer und Was- 
servorkommen haben die Vereinten Nationen nicht 
zuletzt durch ihren 1992 gefaßten Beschluß zur Ein- 
führung eines „Tags des Wassers" (22. März) unter- 
strichen. 

Die Bundesregierung wird sich mit Nachdruck für 
eine Realisierung folgender Maßnahmen einsetzen: 

- Umsetzung und Fortentwicklung international an- 
erkannter Leitlinien für eine nachhaltige Wasser- 
bewirtschaftung 

- Regionalübereinkommen über die Bewirtschaftung 
grenzüberschreitender Gewässer, wobei das Über- 
einkommen zum Schutz und zur Nutzung grenz- 
überschreitender Wasserläufe und internationaler 
Seen der ECE als Beispiel für solche Regional- 
abkommen dienen sollte 

- Fortführung der Anstrengungen im Rahmen der 
Entwicklungszusammenarbeit zur nachhaltigen 
Bewirtschaftung der Wasserressourcen, um allen 
Menschen Zugang zu einer ausreichenden Wasser- 
versorgung und Abwasserentsorgung zu ermög- 
lichen. 
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2.1 .4 Abfallwirtschaft 

2.1 .4.1 Von der Abfallbeseitigung zur Kreislauf- 
wirtschaft 

AnfaU und Entsorgung der ständig zunehmenden Ab- 
fallmengen entwickeln sich immer deutlicher zu einer 
zentralen umweit- und wirtschaftspolitischen Heraus- 
forderung. Eine geordnete Abfallentsorgung ist für 
ein dichtbesiedeltes, hoch industrialisiertes Land wie 
die Bundesrepublik Deutschland ein wichtiger Stand- 
ortfaktor. Die Schaffung einer sicheren und umwelt- 
verträglichen Entsorgung ist eine entscheidene Vor- 
aussetzung für eine nachhaltige, umweltgerechte 
Entwicklung. 

Die Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (OECD) hat in ihrem „Bericht über 
die Umweltsituation Ln Deutschland" festgesteUt, daß 
in den alten Ländern die Ziele 

- Sicherstellung der Entsorgung von Abfällen mit 
einem Minimum an Umweltbelastung 

- Vermeidung oder Verringerung von Abfällen 

- Steigerung der Wiederverwertung von Abfällen 

im ganzen gesehen erreicht worden sind. Die OECD 
sieht den Grund für diese positive Entwicklung für die 
Umwelt 

- in dem Erlaß Technischer Anleitungen über Anfor- 
derungen an die Abfallentsorgung und in strengen 
Vorschriften für Verbrennungsanlagen 

- in der Vermeidung einer Zunahme des Gesamtauf- 
kommens an kommmunalen Abfällen und Indu- 
striemüll in den letzten zwanzig Jahren 

- in der stetigen Steigerung der Recyclingralen bei 
„Industrieabfällen" seit 1977. 

Dennoch ist festzustellen, daß sich die Probleme in 
der Abfallentsorgung zum Teil verschärft haben. Das 
Fehlen ausreichender und geeigneter Entsorgungs- 
einrichtungen ist ein entscheidender Faktor für den 
drohenden Abfallnotstand in Deutschland. Der Man- 
gel an Entsorgungskapazität führt allein nicht dazu, 
daß Abfall vermieden oder Rückstände verwertet 
werden. Immer noch werden zu viele Abfälle einer 
Entsorgung im Ausland zugeführt. Teilweise kommt 
es auch zu illegalen Abfallexporten. 

Während die klassische Aufgabe der Abfallwirtschaft 
darin lag, Abfälle zu erfassen und einer Beseitigung 
zuzuführen, ist es Ziel der modernen Abfallwirtschaft, 
die Entstehung von Abfällen von vornherein zu ver- 
meiden oder nicht vermeidbare Abfälle möglichst zu 
verwerten. Nicht verwertbare Abfälle sind schadlos 
zu entsorgen. 

In Übereinstimmung mit dem Aktionsprogramm 
Agenda 21 der Konferenz der Vereinten Nationen für 
Umwelt und Entwicklung (UNCED) und der Umwelt- 
politik der Europäischen Union orientiert sich die Poli- 
tik der Bundesregierung in der Abfallwirtschaft an 
folgenden Grundsätzen: 

- Die Verantwortung für die Herstellung oder den 
Vertrieb von Produkten muß auch auf ihre Verwer- 
tung und auf umweltfreundliche Entsorgungsmög- 


lichkeiten ausgedehnt werden. Um umweltpolitisch 
unerwünschte Entwicklungen zu verhindern, ist 
möglichst „an der Quelle" anzusetzen. 

- Abfallvermeidung und -Verwertung muß zum 
Schutz der Umwelt Vorrang erhalten. Die Vermei- 
dungs- und Verwertungspflichten sind nach dem 
Verursacherprinzip im „Herrschaftsbereich" derje- 
nigen zu begründen, die über abfallarme Produkti- 
onsverfahren und Produktverwendungen oder über 
eine Verwertung entscheiden können. 

- Die Verwertung muß gegenüber der Beseitigung 
Vorrang haben. Es soll nichts als Abfall beseitigt 
werden müssen, was noch umweltgerecht verwer- 
tet werden kann. 

- Nicht verwertbare Abfälle sind möglichst einer Be- 
seitigung im Inland zuzuführen, die sicherstellt, 
daß von ihnen weder jetzt noch in Zukunft schäd- 
liche Umweltauswirkungen ausgehen. 

Die Bundesregierung nutzt die ihr zur Verfügung 
stehenden Instrumente, um in Deutschland eine 
moderne, umweltgerechte Abfallwirtschaft zu er- 
möglichen. Die 1985, 1990 und 1993 erfolgten No- 
vellierungen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
und die Novelle des Abfallgesetzes von 1986 haben 
bereits die rechtlichen Grundlagen für eine Len- 
kung und Überwachung der Abfallentsorgung ver- 
bessert und der technischen Fortentwicklung an- 
gepaßt sowie Eingriffsmöglichkeiten zur Abfallver- 
meidung und Abfallverwertung geschaffen. Das 
vom Bundestag am 24. Juni 1994 beschlossene Ge- 
setz zur Vermeidung, Verwertung und Beseitigung 
von Abfällen, dem der Bundesrat am 8. Juh 1994 
zugestimmt hat, begründet vor allem eine neue 
Produktverantwortung, um den Ausbau der Kreis- 
laufwirtschaft zu fördern. Durch weitergehende 
Vermeidung oder Verwertung von Abfällen soll 
nicht zuletzt ein Entsorgungsnotstand verhindert 
werden. 

Mit dem 1994 verabschiedeten Zustimmungsgesetz 
zum Basler Übereinkommen vom 22. März 1989 über 
die Kontrolle der grenzüberschreitenden Verbrin- 
gung gefährlicher Abfälle und ihrer Entsorgung und 
dem damit verbundenen Ausführungsgesetz, die im 
Herbst 1994 in Kraft treten werden, wird konsequent 
die Umsetzung des Übereinkommens mit dem Ziel 
der weltweiten Kontrolle von Abfallverbringungen 
verfolgt. Damit setzt die Bundesregierung das auf der 
Konferenz der Vereinten Nationen für Umwelt und 
Entwicklung 1992 verabschiedete Aktionsprogramm 
„ Agenda 21" auch insoweit um. 

Bei der Durchsetzung der abfallpolitischen Konzepti- 
on der Bundesregierung, die auf eine umweltverträg- 
liche Kreislaufwirtschaft abzielt, geht es vor allem 
um die Veränderung von Produktions- und Konsum- 
gewohnheiten, deren Bedeutung auch für die globa- 
len Umweltbelastungen in Kapitel 4 der Agenda 21 
hervorgehoben wird. Das in Deutschland ver- 
gleichsweise hohe Umweltbewußtsein und eine 
umfassende Aufklärung und Information der Ver- 
braucher tragen wesentlich zur Umsetzung der ab- 
fallpolitischen Handlungsstrategien der Bundes- 
regierung bei. 
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Abbildung 14 


Voraussichtliche Restlaufzeiten von Deponien, Stand 1993 

(ohne Planungen) 
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Quelle: Umweltbundesamt 


2.1. 4.2 Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz 

Das 1994 verabschiedete Gesetz zur Vermeidung, 
Verwertung und Beseitigung von Abfällen hebt u.a. 
das geltende Abfallgesetz von 1986 auf und ersetzt 
es in Artikel 1 durch das Gesetz zur Förderung einer 
abfallarmen Kreislaufwirtschaft und Sicherung der 
umweltverträglichen Entsorgung von Abfällen (kurz: 
Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz). 

Dieses Gesetz ist wesentlicher Eckpunkt der Abfall- 
wirtschaftskonzeption der Bundesregierung. Er soll 
auf der Grundlage einer umfassenden Produktions- 
und Produktverantwortung die Kreislaufwirtschaft 
im Rahmen der Sozialen Marktwirtschaft verwirkli- 
chen. Das Gesetz bezweckt eine umfassende und 
ganzheitliche Ordnung der abfallwirtschaftlichen 
Aktivitäten in der Bundesrepublik Deutschland. In 
der Intention folgt die Bundesregierung damit Vor- 
schlägen des Rates von Sachverständigen für Um- 
weltfragen (Umweltrat) in seinem Sondergutachten 
„Abfallwirtschaft" (BT-Drs. 11/8493) mit der Forde- 
rung nach einer systematischen Entwicklung einer 
umweltverträglichen Abfallwirtschaft. Das Gesetz be- 
rücksichtigt zahlreiche vom Umweltrat ausgespro- 
chene Empfehlungen. 

Das Gesetz setzt an der Quelle an, bei der Herstellung 
und dem Vertrieb von Produkten. 

Ressourcenschonung durch Vermeidung und Ver- 
wertung von Abfällen sind das oberste Gebot des 


neuen Gesetzes. Es hält Industrie, Handel und Ver- 
braucher an, künftig Abfälle möglichst zu vermeiden 
oder zu verwerten, d.h. in den Wirtschaftskreislauf zu- 
rückzuführen. Der Entwurf folgt dem Prinzip, daß 
nichts beseitigt werden soll, was unter Berücksichti- 
gung technischer Machbarkeit und wirtschaftlicher 
Zumutbarkeit noch verwertet werden kann. Um die- 
ses Ziel zu erreichen, wird über die Durchsetzung des 
Verursacherprinzips auf das marktwirtschaftliche Ei- 
geninteresse und damit verbunden auf den Ideen- 
reichtum und die Kreativität von Wirtschaft und Ge- 
sellschaft gesetzt. Die Fortentwicklung der Abfall- zur 
Kreislaufwirtschaft trägt wesentlich zu einer dauer- 
haften Sicherung des Wirtschaftsstandorts Deutsch- 
land bei. 

Das Gesetz greift Entwicklungen in der Europäischen 
Union, der OECD und den Vereinten Nationen auf. 
Mit dem Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz 
werden die Änderungsrichtlinien 91/150/EWG und 
91/692/EWG des Rates umgesetzt. Der umfassende 
Abfallbegriff der EG -Richtlinien wurde übernommen. 
Weiter wurden daran anknüpfend die durch die EG- 
Richtlinie vorgegebenen Handlungs-, Planungs-, 
Oberwachungs- und Genehmigungspflichten um- 
gesetzt. 

Die im Gesetz festgelegte Rangfolge der einzelnen 
abfallrechtlichen Optionen kann geändert werden, 
wenn ihre Einhaltung technisch unmöglich, ökolo- 
gisch nachteilig oder wirtschaftlich unzumutbar wäre. 
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Der Gesetzentwurf unterstreicht die Verpflichtung, 
Abfälle innerhalb der Bundesrepublik Deutschland 
zu beseitigen. Lediglich eine Zusammenarbeit im 
grenznahen Raum wird nicht ausgeschlossen. 

Das Gesetz schreibt die Produktverantwortung für 
Hersteller, Vertreiber und Konsumenten fest. Die 
Pflichten zur Verwertung und Beseitigung nach Rück- 
nahme von „Altprodukten" lösen einen Anreiz aus, 
über das bisher erreichte Maß hinaus umweltverträg- 
liche Produkte zu entwickeln, herzusteUen und Stoff- 
kreisläufe zu schließen. 

Zur Förderung der Kreislaufwirtschaft sind weiterhin 
Abfallwirtschaftskonzepte und -bilanzen aufzustel- 
len, die Maßnahmen zur Vermeidung, Verwertung 
und Beseitigung von Abfällen beinhalten. 

Das Gesetz räumt die Möglichkeit ein, daß die Wirt- 
schaft über ihre Selbstverwaltungskörperschaften 
(Industrie- und Handelskammern, Handwerkskam- 
mern) oder durch von ihr zu gründende Verbände den 
auferlegten Pflichten zur Verwertung und Beseiti- 
gung nachkommen kann. Sach- und fachkundige 
Spezialfirmen können eingeschaltet werden. Das Ge- 
setz stärkt damit die Eigenverantwortung der Wirt- 
schaft, nimmt sie aber gleichzeitig in die Pflicht. 

2.1. 4.3 Abfallvermeidung und -Verwertung 

Die Bundesregierung baut die Kreislaufwirtschaft 
konsequent aus, um den Anfall zu entsorgender Ab- 
fälle weiter zu reduzieren. 


2.1. 4.3.1 Verpackungsverordnung 

Die angespannte Entsorgungssituation bei Hausmüll 
und hausmüUähnlichen Gewerbeabfällen war Anlaß 
zum Erlaß der Verordnung über die Vermeidung von 
Verpackungsabfällen (Verpackungsverordnung) vom 
12. Juni 1991. 

Nach Erhebungen der Gesellschaft für Verpackungs- 
marktforschung (GVM), Wiesbaden, wurden im Jahre 
1991 bundesweit rund 15,35 Millionen Tonnen Ver- 
packungsmaterialien verbraucht. Ein TeU davon ent- 
fällt auf Mehrwegsysteme (2,38 Millionen Tonnen). 

Bei der Mehrzahl der Verpackungen (ausgenommen 
schadstoffhaltige Verpackungen und Mehrwegver- 
packungen) handelt es sich um, Verkaufsverpackun- 
gen (8,4 Millionen Tonnen). Transportverpackungen 
besitzen einen Anteü von 4,22 Mülionen Tonnen und 
Umverpackungen von 0,06 Millionen Tonnen. Am 
häufigsten werden Papier, Pappe und Karton 
(5,21 Millionen Tonnen) als Verpackungsmaterial 
verwendet, gefolgt von Glas (4,64 Millionen Tonnen) 
und Holz (2,25 Mülionen Tonnen) . 

Der Mehrweganteil am Getränkeverbrauch lag 1991 
in den alten Ländern bei 74,92 Prozent, in den neuen 
Ländern bei nur 57,26 Prozent. In den neuen Ländern 
ist es weniger, weü die UmsteUung auf neue Produkte 
Investitionen in eine entsprechende Logistik erfor- 
dern, die erst langsam zum Tragen kommen. Hier 
kündigt sich jedoch eine Trendwende an: neue Mehr- 


Abbildung 15 


Hausmüllaufkommen pro Einwohner 



Früheres Bundesgebiet Gebiet der ehern. DDR 
■ Deutschland 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Weganlagen laufen an, die Produktion wird zum 
Teil in die neuen Länder verlagert. Für das gesamte 
Bundesgebiet ergab sich 1991 bei den Getränke- 
verpackungen ein Mehrweganteil von 71,97 Pro- 
zent. 1992 stieg dieser Anteil bereits auf 73,71 Pro- 
zent, mit einem Anteil von 76,78 Prozent in den al- 
ten Ländern und von 58,70 Prozent in den neuen 
Ländern. 

Mit der Verpackungsverordnung werden Hersteller 
und Vertreiber von Produkten für die umweltverträg- 
liche Entsorgung der von ihnen in Verkehr gebrach- 
ten Produkte in die Verantwortung genommen. So 
sind: 

- Transportverpackungen seit dem 1. Dezember 1991 
von Herstellern und Vertreiben! 

- Umverpackungen seit dem 1. April 1992 vom Ver- 
treiber 

- Verkaufsverpackungen seit dem 1 . Januar 1993 von 
Herstellern und Vertreiben! 

zurückzunehmen und einer Wiederverwendung oder 
stofflichen Verwertung zuzuführen. Gleichzeitig er- 
öffnet die Verordnung Herstellern und Vertreibern 
die Möglichkeit, für Verkaufsverpackungen die Rück- 
nahme- und Pfandpllicht am Ladentisch durch ver- 
braucherfreundliche, haushaltsnahe Erfassungssy- 
steme zu ersetzen. Dabei müssen allerdings be- 
stimmte, im einzelnen festgelegte Quoten der Erfas- 
siing lind Verwertung eingehalten werden. 


Diese durch die Verpackungsverordnung einge- 
räumte Möglichkeit für ein Sammelsystem neben der 
kommunalen Abfallentsorgung wurde inzwischen 
durch die Gründung der „Duales System Deutsch- 
land GmbH" (DSD GmbH) unter der Schirmherr- 
schaft von Bundesverband der Deutschen Industrie 
(BDI) und vom Deutschen Industrie- und Handelstag 
(DIHT) von der Wirtschaft genutzt. Innerhalb von ein- 
einhalb Jahren hat die Wirtschaft ein Erfassungssy- 
stem für gebrauchte Verkaufsverpakungen praktisch 
flächendeckend in Deutschland eingerichtet. Ende 
Dezember 1992 erteilten alle 16 Bundesländer der 
DSD GmbH die sog. Freistellung von der Rücknahme- 
pflicht im Laden. 

Die Bundesländer sind für die Genehmigung des 
Sammelsystems und die Überwachung der Einhal- 
tung der gesetzlichen Vorgaben zuständig. Das Sam- 
melsystem hat die entsprechenden Nachweise ge- 
genüber der obersten AbfaLlbehörde der einzelnen 
Bundesländer zu führen. Falls das Duale System die 
Anforderungen nicht erfüllt, wird die Genehmigung 
für dieses Sammelsystem widerrufen. Im Falle des Wi- 
derrufs greift nach einer Übergangsfrist von 6 Mona- 
ten wieder die Rücknahme- und Pfandpflicht der Ver- 
ordnung. 

Auswirkungen der Verpackungsverordnung 

In den Jahren vor 1992 ist der Verbrauch an Verpak- 
kungen in Deutschland jährlich stark angewachsen. 


Abbildung 16 


Entwicklung des Verpackungsverbrauchs 

Von 1991 auf 1993 



|1991 01993 Quelle: GVM 


127 


Drucksache 1 2/8451 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Dadurch nahmen natürlich auch die Abfallmengen 
ständig zu. Seit 1992 ist jedoch erstmals eine Trend- 
wende eingetreten. Nachdem im Jahr 1991 der Ver- 
packungsverbrauch noch um 800 000 Tonnen gestie- 
gen war, vollzog sich in den Jahren 1992 und 1993 ein 
Rückgang von rd. 1 Million Tonnen. Dies bestätigt, 
daß mit der Verpackungsverordnung Vermeidung an 
der Quelle bewirkt wird. Eine Prognose für 1995 läßt 
die Fortsetzung dieses Trends erkennen. 

Als Folge der Verpackungsverordnung ist bei Trans- 
portverpackungen ein deutlicher Trend zur Mehr- 
wegverpackung erkennbar. Das spart Verpackungs- 
materialien. 

Auch bei Umverpackungen wurden klare Vermei- 
dungseffekte erzielt. Das in diesem Bereich vorhan- 
dene Abfallvermeidungspotential wird nahezu voll 
ausgeschöpft, um die ansonsten wirksam werdende 
gesetzliche Rücknahmepflicht am Ladentisch zu ver- 
meiden. 

Bei Verkaufsverpackungen ist ebenfalls erkennbar, 
daß die Verantwortlichen ihre Verpackungsgestal- 
tung verändern, indem sie teilweise auf derartige Ver- 
packungen verzichten oder Verpackungsvolumen 
vermindern und Verpackungsmaterialien an ihrer 
stofflichen Verwertbarkeit orientieren. Im Getränke- 
bereich wurde der Mehrweganteü von 71,97 Prozent 
im Jahr 1991 auf 73,71 Prozent im Jahr 1992 gestei- 
gert. Der Anteil an Getränkedosen ist in demselben 
Zeitraum um 10,6 Prozent gesunken. 

Verwertungskapazitäten für Kunststoffe 

Die Verpackungsverordnung zielt auf den Ausbau 
der Verwertungskapazitäten und die Schaffung neu- 
er Einsatzfelder für gebrauchte Kunststoffverpak- 
kungsmaterialien ab. Die von der Verpackungsver- 
ordnung für die Startphase des Dualen Systems bis 
Mitte 1995 geforderte Verwertung dürfte erreicht 
werden. Über die Mindestquoten hinaus erfaßte und 
sortierte Kunststoffverpackungen können jedoch der- 
zeit noch nicht in vollem Umfang verwertet werden. 
Zudem nimmt die stoffliche Verwertung von Kunst- 
stoffen zu. 

Die bereits erreichten Erfassungs-, Sortier- und Ver- 
wertungsquoten übertreffen deutlich die Vorgaben 
der Verpackungsverordnung. 

Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes wur- 
den 1990 insgesamt 41 000 Tonnen Kunststoffe (über- 
wiegend keine Verpackungen) eingesammelt, von 
denen 21 300 Tonnen einer Verwertung zugeführt 
wurden. 1993 hat die DSD GmbH 380 000 Tonnen ge- 
brauchte Kunststoffverpackungsmaterialien erfaßt, 
wobei rund 280 000 Tonnen einer stofflichen Verwer- 
tung zugeführt worden sind, davon rd. 120 000 Ton- 
nen im Inland. 

1998 sollen in Deutschland Verwertungskapazitäten in 
einer Größenordnung von 750 000 Tonnen zur Verfü- 
gung stehen, davon 500 000 Tonnen rohstofflich und 
250 000 Tonnen werkstofflich. Eine Auslandsverwer- 
tung wird unter diesen Bedingungen entbehrlich sein. 

Bei der stofflichen Verwertung im Ausland muß die 
DSD GmbH vor einem Export nachweisen, daß die 


ausländische Verwertungsanlage durch einen TÜV- 
Sachverständigen geprüft und abgenommen worden 
ist und - bei Exporten außerhalb des EG -Binnenmark- 
tes - eine Importgenehiiügung des Ziellandes vor- 
liegt. 

Gebrauchte Produkte, die als Sekundärrohstoffe wie- 
der in den Wirtschaftskreislauf eingebracht werden 
und einen Marktwert haben, sollen wie Produkte aus 
primären Rohstoffen nicht nur in Deutschland, son- 
dern auch auf dem Weltmarkt eine Vermarktungs- 
chance haben. Dies gilt umso mehr, als Deutschland 
bei allen Verpackungsmaterialien deutlich import- 
orientiert ist. So stammt kaum mehr als die Hälfte der 
jährlich in Deutschland verbrauchten 6 Millionen 
Tonnen Verpackungspapier aus inländischer Produk- 
tion. Es dürfte daher nahezu unmöghch sein, die in 
Deutschland anfallenden Mengen an Altpapier durch 
die inländischen Produktionskapazitäten einer um- 
weltverträglichen vorrangig stofflichen Verwertung 
zuzuführen. 

Mittlerweile haben auch andere europäische Regie- 
rungen ähnliche Regelungen wie die deutsche Ver- 
packungsverordnung getroffen (Frankreich, Nieder- 
lande, Österreich). 


2.1 .4.3.2 Verordnung zur Verwertung und Entsorgung 
gebrauchter Batterien und Akkumulatoren 

Die geplante Rechtsverordnung zur Rücknahme und 
Verwertung gebrauchter Batterien und Akkumulato- 
ren soU entsprechend dem vom Bundesumweltmini- 
sterium vorgelegten Entwurf folgende Punkte um- 
fassen: 

- Kennzeichnung von Batterien und Akkumulatoren 
mit mehr als 25 mg Quecksilber je Zelle, mehr als 
0,025 Gew.-% Cadmium oder mehr als 0,4 Gew.-% 
Blei 

- generelle Rücknahme gekennzeichneter Batterien 
durch den Handel und Verwertung oder Entsor- 
gung außerhalb der kommunalen AbfaUentsor- 
gung durch die Hersteller 

- soweit der Handel importierte Batterien in Verkehr 
bringt, tritt er in die Pflichten der Hersteller ein 
(Verwertung/Entsorgung) 

- in Geräten eingebaute Batterien werden analog be- 
handelt 

- der Verkauf von AlkaH-Mangan-Batterien mit mehr 
als 0,025 Gew.-% Quecksilber bzw. 0,05 Gew.-% 
für besondere Anwendungen wird verboten. 

Mit der vorgesehenen Verordnung wird gleichzeitig 
die EG-Richtlinie über gefährliche Stoffe enthalten- 
de Batterien und Akkumulatoren vom 18. März 1991 
(91/157/EWG) sowie die EG-Richtlinie 93/86/EWG 
vom 4. Oktober 1993 über ein Kennzeichnungssy- 
stem für Batterien und Akkumulatoren in nationales 
Recht umgesetzt. 
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2.1 .4.3.3 Verordnung über die Vermeidung, Verringe- 
rung und Verwertung von Abfällen aus der 
Altautoentsorgung (Altautoverordnung) 

1993 waren rd. 40 Millionen Personenkraftwagen in 
Deutschland zugelassen. Die Anzahl der Neuzulas- 
sungen ist bis 1992 kontinuierlich gestiegen. Gleich- 
zeitig erhöhte sich auch die Anzahl der Altautos. 1992 
wurden rd. 2,9 Mülionen Personenkraftwagen ver- 
schrottet. 

Eine Altteüeverwertung erfolgt heute erst bei rd. 10 
Prozent der anfallenden Altautos. Die Autowracks 
werden überwiegend in Shreddern mechanisch zer- 
kleinert, wobei rd. 75 Prozent der MetaUe erfaßt und 
verwertet werden. Übrig bleiben gegenwärtig rd. 
500 000 Tonnen Shredderrückstände pro Jahr, die 
trotz ihrer teüweise hohen Schadstoffgehalte (z.B. öl- 
haltige Bestandteüe und PCB-Spuren) deponiert wer- 
den. Der in den letzten Jahren stetig anwachsende 
Kunststoffanteü im Auto (1970: 2,9 Prozent; 1983: 10,2 
Prozent; 1991: 13 Prozent) wird die Menge der an- 
fallenden Shredderrückstände in Zukunft weiter er- 
höhen. 

Dem Verursacherprinzip folgend beabsichtigt die 
Bundesregierung, die Verantwortung für die Entsor- 
gung der Altautos auf die Hersteller zu übertragen. 
Die HersteUer von Automobüen sollen verpflichtet 
werden, die Altautos nach der endgültigen Stillegung 
vom Letztbesitzer zurückzunehmen. 

Nach der Rücknahme sollen die Altautos zunächst 
„trockengelegt" werden, d.h. die Betriebsflüssigkei- 
ten sollen aufgefangen und einer umweltverträgli- 
chen Entsorgung zugeführt werden. Danach sind die 
Altautos wie auch Ersatz-, Austauschteile, Zubehör 
und sonsüge Bauteüe einer Wiederverwendung oder 
einer vorrangig stofflichen Verwertung zuzuführen. 

Das Bundesumweltministerium hat hierzu den Ent- 
wurf einer Verordnung vorgelegt, der sich zur Zeit 
in der Diskussion befindet. Die umweltverträgliche 
Entsorgung der Shredderrückstände soll zugleich 
durch eine Allgemeine Verwaltungsvorschrift si- 
chergestellt werden (siehe Abschnitt B.2.1.4.4.1). 
Im Hinblick auf das von den beteiligten Verbän- 
den vorgelegte gemeinsame Konzept zum Kfz-Re- 
cycling wird zudem geprüft, ob auch durch ent- 
sprechende Zusagen der Wirtschaft die mit dem 
Verordnungsentwurf verfolgten Ziele erreicht wer- 
den können. 


2.1 .4.3.4 Verordnung über die Entsorgung 
von Bauabfällen 

Schadstoffhaltige Bauabfälle und eine Verwertung 
störender Bauabfälle werden heute noch vielfach ge- 
meinsam mit verwertbarem Erdaushub, Bauschutt 
und Straßenaufbruch auf Bauschutt- oder HausmüU- 
deponien abgelagert und binden wertvollen Deponie- 
raum. Umweltgefährdungen durch den Schadstoff- 
eintrag in Grund- und Oberflächengewässer, insbe- 
sondere durch Bauchemikalien, sind dabei nicht aus- 
zuschließen. Außerdem verhindert eine Vermischung 
verwertbarer Baurestmassen mit Bauabfällen die vom 
AbfaUgesetz geforderte Vermeidung und Verwertung 
von Abfällen. 


Mit der geplanten Verordnung über die Entsorgung 
von BauabfäUen sollen durch eine getrennte Erfas- 
sung schadstoffhaltiger und eine Verwertung stören- 
der Bauabfälle 

- Umweltgefährdungen vermindert 

- der knappe Deponieraum entlastet 

- die natürlichen Rohstoffreserven geschont 

- der Büdung künftiger Altlasten vorgebeugt 
werden. 

2.1 .4.3.5 Elektronikschrott-Verordnung 

ln Deutschland faUen jährlich rd. 1,4 Millionen Ton- 
nen Schrott von Elektro- und Elektronikgeräten zur 
Verwertung oder Entsorgung an. Unter Schrott wer- 
den hier nicht nur Metalle, sondern auch Bauteile aus 
anderen Materialien verstanden (insbesondere 
Kunststoffe, Glas, Verbundstoffe). Diese Menge wird 
voraussichtlich innerhalb der nächsten zehn Jahre um 
5-10 Prozent anwachsen. Eine Altteileverwertung 
wie z.B. bei der Automobüindustrie wird erst in Ansät- 
zen - und zwar vor allem bei Geräten der Datenverar- 
beitung und Unterhaltungselektronik - durchgeführt. 

Mit der geplanten Elektronikschrott- Verordnung sol- 
len Hersteller und Handel zur Rücknahme von Elek- 
tro- und Elektronikgeräten verpflichtet werden. Der 
Verordnungsentwnrf bezieht sich u.a. auf folgende 
Gerätegruppen: 

- Geräte der individuellen Büro-, Informations- und 
Kommunikations- technik 

- Elektro-Hausgeräte 

- Geräte der Unterhaltungselektronik 

- Entladungslampen 

- Uhren 

- Geräte der Labor- und Medizintechnik 

- Geräte für den Geldverkehr 

- Geräte der Meß-, Steuerungs- und Regelungstech- 
nik. 

Die zurückgenommenen Geräte und Geräteteile sind 
vorrangig stofflich zu verwerten. Dazu zählt auch die 
erneute Verwendung von Bauteilen als Ersatzteile 
oder in Geräten qualitativ geringerer Anfordenmgen. 
Eine generelle stoffliche Verwertung ist zur Zeit noch 
nicht möglich, da die heute anfallenden Geräte bis zu 
20 Jahre alt sein können. Diese Altgeräte enthalten 
zum Teü noch Materialien wie z.B. bromierte Leiter- 
platten, schwermetallstabilisierte Kunststoffe oder 
PCB-haltige Kondensatoren, die eine stoffliche Ver- 
wertung behindern oder ausschließen. Geräte oder 
Geräteteüe, für die zum Zeitpunkt der Rücknahme 
noch keine technischen Möglichkeiten der Verwer- 
tung bestehen, sind unter Beachtung der Auflagen 
der Technischen Anleitung Sonderabfall und der 
Technischen Anleitung Siedlungsabfall zu entsorgen. 

2.1 .4.3.6 Verordnung zur Förderung 

von Getränkemehrwegsystemen 

In Deutschland bestehen traditionell gut ausgebaute 
Getränkemehrwegsysteme. Dies güt besonders für 
die Bereiche Bier und Mineralwasser. Diese Systeme 
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Abbildung 17 
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sind aufgrund ihrer hohen Wiederbefüllungsraten 
ökonomisch. Zudem sind sie unter abfallwirtschaftli- 
chen wie auch unter ökologischen Gesichtspunkten 
vorteilhaft. Eine allgemeingültige Bewertung der 
Vorteile von Mehrwegverpackungen ist allerdings 
derzeit noch nicht möglich. 

Der negative Trend, auch ein Ausdruck der „Weg- 
werfmentalität" der siebziger und achtziger Jahre, 
konnte inzwischen aufgrund des Nachfrageverhal- 
tens der Verbraucher durch die Verpackungsverord- 
nung gestoppt werden (siehe Abschnitt B. 2. 1.4.3. 1). 
Bereits die Vorgabe einer Mehrweggetränke-Schutz- 
quote in der Verpackungsverordnung führte dazu, 
diesen Trend umzukehren. 

Um jedoch effektive Getränkemehrwegsysteme noch 
stärker zu fördern, werden weitergehende Überle- 
gungen angestellt. Das Bundesumweltministerium 
hat daher den Entwurf einer Getränkemehrwegver- 
ordnung vorgelegt. Mit der Verordnung werden fol- 
gende Ziele angestrebt: 

- Weiterentwicklung von Getränkemehrwegsystemen 

- Verbesserung der Effizienz von Getränkemehrweg- 
systemen 

- verbraucherfreundliche Kennzeichnung von Ein- 
weg-/Mehrwegverpackungen 

- Vereinheitlichung von Transportgebinden im Ge- 
tränkebereich 


- Verbot toxischer schwermetallhaltiger Druckfarben 
auf Getränkemehrwegverpackungen. 

Mit dieser Verordnung sollen die getränkespezifi- 
schen Mehrweganteile in den nächsten Jahren 
schrittweise gesteigert werden. So werden beispiels- 
weise für Bier und Mineralwasser 94 Prozent Mehr- 
weganteile bis zum Jahr 2002 gefordert. Sollte der 
Handel die durch die Verordnung vorgegebenen An- 
teile nicht erreichen, tritt eine Rücknahme- und 
Pfandpflicht von Einweggetränkeverpackungen des 
entsprechenden Getränkebereichs in Kraft. Zudem si- 
chern spezielle Regelungen in der vorgesehenen Ver- 
ordnung, daß einerseits heute schon vorhandene hö- 
here Mehrweganteile in verschiedenen Ländern nicht 
unterschritten werden und andererseits in den neuen 
Ländern in absehbarer Zeit eine Anpassung an die 
durchschnittlichen Mehrweganteile vollzogen wird. 
Der Verordnungsentwurf wird derzeit in der Bundes- 
regierung abgestimmt. 

In einer vom Bundesumweltministerium/Umweltbun- 
desamt in Auftrag gegebenen Studie des Fraunhofer- 
Insütuts für Lebensmitteltechnologie und Verpakung 
von 1993 wurde eine Ökobilanz für Verpackungen 
von Frischmilch und Bier erstellt, die vor allem die 
Auswirkungen der verschiedenen Verpackungen auf 
Luft, Wasser und Rohstoffverbrauch darlegt. Die Er- 
gebnisse verdeutlichen, daß die Sachzusammenhän- 
ge sehr komplex sind und eine allgemeingültige Öko- 
logische Bewertung von Einweg und Mehrweg nicht 
möglich ist. Als entscheidende Kriterien erweisen sich 
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Abbildung 18 
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Transportentfemung und Umlaufzahl. Die Ökobilanz 
für Mehrwegverpackungen wird umso günstiger, je 
kürzer die zurückgelegten Transportwege sind und je 
höher die erreichte Umlaufzahl ist. 


2.1 .4.3.7 Verordnung über die Vermeidung und Ver- 
wertung von Abfällen aus Druckerzeugnis- 
sen sowie aus Büro- und Administrations- 
papieren (Altpapierverordnung) 

In den Jahren 1985 bis 1991 ist das Aufkommen an Pa- 
pierabfall von 4,3 Millionen Tonnen auf 5,8 Millionen 
Tonnen angewachsen. Der Anstieg dieses Aufkom- 
mens ist vor allen Dingen auf die hohen Zuwachsra- 
ten im Papierverbrauch zurückzuführen, mit denen 
die Altpapierverwertung nicht Schritt gehalten hat. 

Aufgrund der angespannten Entsorgungssituation 
wurden für Verpackungspapiere verbindliche abfall- 
wirtschaftliche Rahmenbedingungen zur Reduzie- 
rung des Papierabfallaufkommens vorgegeben. Die 
Verpackungsverordnung verpflichtet Hersteller und 
Vertreiber zur Rücknahme und Wiederverwendung 
bzw. Verwertung gebrauchter Papierverpackungen 
(siehe Abschnitt B. 2. 1.4. 3.1). Abfallwirtschaftlicher 
Handlungsbedarf besteht jedoch auch bei graphi- 
schen Papieren (Druck-, Presse- und Büropapiere). 
Vor allem geht es um 

- die Sicherstellung einer höchstmöglichen stoffli- 
chen Verwertxmg gebrauchter Papiere 


- die Ausschöpfung vorhandener Altpapiereinsatz- 
möglichkeiten 

- die technologische Weiterentwicklung der Altpa- 
piereinsatzmöglichkeiten im Rahmen der Neupa- 
piererzeugung 

- die Erschließung von Einsatzmöglichkeiten für Alt- 
papiere außerhalb der Papiererzeugxmg. 

Zur Erreichung der gesetzten Ziele hat das Bundes- 
umweltministerium im September 1992 den Entwurf 
einer Altpapierverordnung vorgelegt, der unentgelt- 
liche Rücknahmepflichten der Hersteller und Ver- 
treiber von Büro- und Administrationspapieren so- 
wie Druckerzeugnissen nach Gebrauch vorsieht. 
Die Rücknahmepflicht für Druckerzeugnisse gilt da- 
bei vor allem für Zeitungen, Zeitschriften, Anzeigen 
und Offertenblätter. Sie erstreckt sich aber auch auf 
jede Art von verteilter Werbung (z. B. Prospekte, 
Postwurfsendungen, Handzettel und Kataloge). Die 
zurückgenommenen graphischen Papiere, aber 
auch die nicht abgesetzten Druckerzeugnisse, sind 
einer weitestgehenden stofflichen Verwertung au- 
ßerhalb der öffentlichen Abfallentsorgimg zuzu- 
führen. 

Die geplante Verordnung will dabei die unterneh- 
merische Eigeninitiative nicht begrenzen, sondern 
fördern. Es wird die Möglichkeit eingeräumt, die indi- 
viduellen Rücknahme- und Verwertungspflichten 
durch endverbrauchernahe Erfassungssysteme erfül- 
len zu lassen. 
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Im Verlauf des Verordnungsgebungsverfahrens ist 
deutlich geworden, daß bei den betroffenen Wirt- 
schaftsbeteiligten gezielt weitgehende Ansatzpunkte 
für eine freiwillige Lösung im Bereich Altpapier be- 
stehen. Die Arbeitsgemeinschaft Graphische Papiere, 
ein Zusammenschluß von Verbänden und Organisa- 
tionen der papierherstellenden und -verarbeitenden 
Industrie, der Papierimporteure, des Papiergroßhan- 
dels sowie der Verbände der Zeitungs-, Zeitschriften-, 
Buch-, Anzeigenblattverleger, hat in Aussicht ge- 
stellt, die von der Altpapierverordnung angestrebten 
Recyclingziele auch auf kooperativem Wege zu errei- 
chen. In der Diskussion ist eine entsprechende Selbst- 
verpflichtungserklärung. Das Bundesumweltministe- 
rium prüft daher zur Zeit, ob insoweit eine Zurückstel- 
lung der geplanten Altpapierverordnung in Betracht 
kommt. 


2.1. 4.3.8 Klärschlammverordnung 

Wegen seines Gehaltes an Pflanzennährstoffen und 
an organischer Substanz wird Klärschlamm seit lan- 
gem zur Pflanzendüngung und zur Verbesserung der 
Bodenstruktur eingesetzt. Unabdingbare Vorausset- 
zung für die Verwertung von Klärschlämmen in der 
Landwirtschaft ist jedoch, daß nur solche Klär- 
schlämme zum Einsatz kommen, deren Gehalte an 
Schwermetallen, organischen Schadstoffen und Dün- 
gestoffen keine negativen Auswirkungen auf Mensch 
und Umwelt erwarten lassen. 


Die Klärschlammverordnung regelt Aufbringungsver- 
bote und mengenmäßige Beschränkungen im Hin- 
blick auf Schwermetalle. Aufgrund der am 1 . Juli 1992 
in Kraft getretenen Novelle zur Klärschlammverord- 
nung sind bei der landwirtschaftlichen Klärschlamm- 
verwertung nunmehr auch Bestimmungen bezüglich 
organischer Schadstoffe zu beachten. Zusätzliche Auf- 
lagen wurden für die Klärschlammaufbringung auf 
Feldfutteranbauflächen festgelegt. Eine Aufbringung 
auf Dauergrünland ist nicht mehr gestattet. 

Neu eingeführt wurden Pflichten zur Berücksichti- 
gung des Düngewertes sowie eine verschärfte Nach- 
weispflicht bei der Klärschlammaufbringung. 

Zur Förderung der Akzeptanz der landwirtschaftli- 
chen Klärschlanunverwertung wurde im Zusammen- 
hang mit der Verabschiedung des Kreislauf Wirt- 
schaftsgesetzes das Düngemittelgesetz um die Er- 
mächtigung zur Einrichtung eines Entschädigimgs- 
fonds ergänzt. Dieser Fonds soll für eventuelle Schä- 
den aufkommen, die dem Landwirt trotz Einhaltung 
der Bestimmungen der Klärschlammverordnung ent- 
stehen könnten. 

2.1 .4.4 Umweltverträgliche Entsorgung 

2.1 .4.4.1 Anforderungen an die Entsorgung 
von Abfällen 

In der 11. Legislaturperiode wurde mit der Zweiten 
Allgemeinen Verwal tun gs Vorschrift zum Abfallgesetz 
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(TA Abfall) Teil I („TA Sonderabfall") in Verbindung 
mit der Abfallbestimmungsverordnung, der Reststoff- 
bestimmungsverordnung und der Abfall- und Rest- 
stoffüberwachungsverordnung ein bundeseinheitli- 
ches engmaschiges Netz zur Sicherung der umwelt- 
verträglichen Entsorgung von besonders überwa- 
chungsbedürftigen Abfällen geschaffen. In der laufen- 
den Legislaturperiode vmrden entsprechende bun- 
deseinheitliche Regelungen zur Sicherung einer mo- 
dernen, am Stand der Technik orientierten Entsor- 
gung von Siedlungsabfällen erarbeitet. 

Ziel der Technischen Anleitung Siedlungsabfall ist 

die Verringerung der zu deponierenden festen Sied- 
lungsabfälle durch Schaffung integrierter Entsor- 
gungssysteme in Verbindung mit vorgeschalteten 
Maßnahmen der Verwertung und Schadstoffentfrach- 
tung. Die TA Siedlungsabfall dient der Lenkung der 
Stoffströme, der Verringerung der Umweltrisiken bei 
der Abfallbehandlung, der Steigerung der Entsor- 
gungsqualität und der Steigerung der Akzeptanz der 
notwendigen Entsorgungsanlagen in der Bevölke- 
rung. Damit sind die TA Siedlungsabfall ebenso wie 
die TA „Sonderabfall" und die Maßnahmen nach § 14 
Abfallgesetz wichtige Eckpfeiler der Abfallwirt- 
schaftspolitik der Bundesregierung. 

In der TA Siedlungsabfall werden bundeseinheitliche 
Rahmenbedingungen zur Flankierung integrierter 
Abfallwirtschaftskonzepte festgelegt. Für die unter- 
schiedlichen Arten von Siedlimgsabfällen wird zur 
Schadstoffentfrachtung, zur Verwertung, zur Vorbe- 
handlung nicht verwertbarer Abfälle und zur Ablage- 
rung vorbehandelter Abfälle ein aufeinander abge- 
stimmtes und miteinander verzahntes System von 
Verfahren imd Techniken zur Erreichung der abfall- 
politischen Ziele festgeschrieben. Wesentlicher Inhalt 
der Verwaltungsvorschrift ist, daß zur Verminderung 
der Umweltrisiken Siedlungabfälle vor einer endgül- 
tigen Ablagerung grundsätzlich vorbehandelt wer- 
den müssen. Dies ist nach dem heutigen Stand der 
Technik nur in thermischen Behandlungsanlagen 
(Müllverbrennungsanlagen) möglich. 

Die TA Siedlungsabfall gibt kein starres System vor. 
Vielmehr wird ausreichend Raum für die Berücksichti- 
gung regionaler Besonderheiten und Gegebenheiten 
gewährt. Die Verwaltungsvorschrift ist am 1. Juni 1993 
in Kraft getreten. 

Zur Verbesserung der Entsorgung von Shredderrück- 
ständen von Altautos erarbeitet die Bundesregierung 
eine weitere Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum 
Abfallgesetz, die Technische Anleitung zur Verwer- 
tung und sonstigen Entsorgung von Shredderrück- 
ständen. Diese TA Shredderrückstände soll mit der 
Altauto-Verordnung (vgl. Abschnitt B. 2. 1.4. 3. 3) ein 
Gesamtpaket zur Altautoentsorgung bilden. 

In dem vom Bundesumweltministerium vorgelegten 
Entwurf der TA Shredderrückstände wird bestimmt, 
daß - sofern eine thermische Entsorgung nicht mög- 
lich ist - bei der Zulassung zur oberirdischen Ablage- 
rung vorgeschriebene Werte für PCB und für Kohlen- 
wasserstoffe in Shredderrückständen nicht über- 
schritten werden. Die Ergebnisse einer vom Bundes- 
umweltministerium erstellten Dokumentation „Alt- 
autoentsorgung - Großversuche zur Auswirkung von 


Vorsorgemaßnahmen auf den Gehalt an Polychlorier- 
ten Biphenylen und Kohlenwasserstoffen in Shred- 
derrückständen" sind eingearbeitet. Die wichtigsten 
Ergebnisse dieser Dokumentation und die daraus zu 
ziehenden Folgerungen sind: 

- Der diskutierte PCB-Zuordnungswert von 10 mg/kg 
ist in Shredderrückständen von Altautos im statio- 
nären Betrieb der Shredderanlagen einhaltbar. 

- Ein Zuordnungswert von 4 Gew.-% für Kohlenwas- 
serstoffe in Shredderrückständen erscheint reali- 
stisch und notwendig. 

Der vom Bundesumweltministerium vorgelegte Ent- 
wurf der TA Shredderrückstände Avird im Zusammen- 
hang mit der Altautoverordnung innerhalb der Bun- 
desregierung und mit den Ländern abgestimmt. 

2.1 .4.4.2 NeuotxJnung von Zulassungsverfahren 

Zur Beschleunigung der Zulassungsverfahren von 
Abfallentsorgungsanlagen hat das Investitionser- 
leichterungs- und Wohnbaulandgesetz (Gesetz zur 
Erleichterung von Investitionen und der Ausweisung 
und Bereitstellung von Wohnbauland) das Zulas- 
sungsrecht geändert. Seit dem 1. Mai 1993 werden 
Abfallentsorgungsanlagen, die mit Industrieanlagen 
vergleichbar sind, im immissionsschutzrechtlichen 
Genehmigungsverfahren zugelassen. Nur Deponien 
werden weiterhin im Rahmen des abfallrechtlichen 
Verfahrens zugelassen. Die Immissionsschutzbehör- 
de stellt bei Erteilung der Genehmigung sicher, daß 
die im Abfallrecht vorgeschriebene Rangfolge von 
Vermeidung, Verwertung und Entsorgung nach Maß- 
gabe der technischen und wissenschaftlichen Mög- 
lichkeiten und der Umweltverträglichkeit eingehal- 
ten wird. Abfall- und Immissionsschutzrecht werden 
harmonisiert. Auch die Genehmigung hat eine Kon- 
zentrationswirkung. Die Überführung der Zulassung 
von Abfallentsorgungsanlagen in das Immissions- 
schutzrecht ermöglicht ein schrittweises Vorgehen 
mit Teilgenehmigungen und Vorbescheiden, die das 
Abfallrecht nicht kennt, und trägt damit zur Verfah- 
rensbeschleunigung bei. 

2.1 .4.5 Maßnahmen zur Eindämmung 
der Abfallexporte 

Abfälle zur Beseitigung sind gern. § 2 Abs. 1 Abfallge- 
setz grundsätzlich im Inland zu entsorgen. Ihr Export 
bedurfte bereits bisher der Genehmigung der zustän- 
digen Landesbehörde. Die Genehmigungsvorausset- 
zungen waren in § 13 Abfallgesetz geregelt; das for- 
melle Genehmigungsverfahren richtete sich nach der 
Abfallverbringungs- Verordnung. Danach war für den 
Export von gefährlichen Abfällen im Sinne des § 5 Ab- 
fallverbringungs-Verordnung in Länder, die nicht 
über die administrativen und technischen Vorausset- 
zungen zum Umgang mit Abfällen verfügen, keine 
Genehmigung zu erteilen. Darüber hinaus hatten die 
Umweltminister und -Senatoren des Bundes und der 
Länder zuletzt mit ihrer „Gemeinsamen Erklärung" 
vom 14. September 1992 ein „faktisches Exportver- 
bot" für nicht verwertbare Abfälle in die Staaten Mit- 
tel- und Osteuropas sowie die Neuen Unabhängigen 
Staaten beschlossen. 
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Tabelle 19 


Grenzüberschreitende Abfallverbringung aus Deutschland 1991 


Herkunfts-Bundesland 

Bestimmungsland 

Verbrachte Abfallmenge 
in t 


Sonderabfälle und 
Sonstige (Klär- 
schlamm usw.) mit 
Ausnahme von 
Siedlungsabfällen 

Siedlungsabfälle 
(Hausmüß-, ähnli- 
che, Spermüll) 

insgesamt 
in t 

Baden Württemberg 

Belgien 

47 330 




Frankreich 

102 858 

461 529 



Großbritannien 

367 




Niederlande 

3 039 




Schweiz 

64 

8 399 



insgesamt 

153 658 

469 928 

623 586 

Bayern 

Belgien 

50 




Frankreich 

600 

117 807 



Niederlande 

1 434 





2 084 


119 891 

Belgien 

Frankreich 

21 




Schweiz 

9 


30 

Brandenburg 

Großbritannien 

60 


60 

Bremen 

Belgien 

4 135 


4 135 

Hamburg 

Dänemark 

2 056 




Frankreich 

311 




Großbritannien 

59 




Niederlande 

408 


2 834 

Hessen 

Niederlande 

670 


670 

Mecklenburg-Vorpommern 

Fehlanzeige 




Niedersachsen 

Belgien 

106 




Frankreich 

1 783 




Großbritannien 

772 


2 661 

Nordrhein- Westfalen 

Belgien 

84 074 




Frankreich 

106 356 




Großbritannien 

676 




Niederlande 

60 008 




Norwegen 

28 000 


279 114 

Rheinland-Pfalz 

Belgien 

10 800.. 




Dänemark 

515 




Finnland 

227 




Frankreich 

10 113 




Großbritannien 

289 




Niederlande 

453 


22 397 

Saarland 

Belgien 

6 130 

74 000 

80 755 


Frankreich 

625 



Sachsen 

Frankreich 

21 


21 
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noch Tabelle 19 


noch Grenzüberschreitende Abfallverbringung aus Deutschland 1991 


Herkunfts-Bundesland 

Bestimmungsland 

Verbrachte Abfallmenge 
in t 


Sonderabfälle und 
Sonstige (Klär- 
schlamm usw.) mit 
Ausnahme von 
Siedlungsabfällen) 

Siedlungsabfälle 
(Hausmüll-, ähnli- 
che, SpermüU) 

insgesamt 
in t 

Sachsen-Anhalt 

Dänemark 

5 000 




Großbritannien 

1 000 


6 000 

Schleswig-Holstein 

Belgien 

300 




Großbritannien 

28 




Niederlande 

6 000 


6 328 

Thüringen 

Frankreich 

700 


700 

insgesamt 


487 447 

661 735 

1 149 182 


Für die aufgeführten Mengen sind vorwiegend Genehmigungen zur grenzüberschreitenden Verbringung erteilt worden; über 
die tatsächlich exportierten Mengen liegt kein exaktes Zahlenmaterial vor. Rund ^4 von 55 950 t in die Niederlande exportier- 
ten Abfallarten (31 424 und 31 441) sind nach der Behandlung wieder nach Nordrhein-Westfalen zur Verwertung zurückge- 
führt worden. 

Quelle: Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 


Das geltende deutsche Recht wird überlagert von der 
im Februar 1993 erlassenen, seit dem 6. Mai 1994 an- 
zuwendenden EG-Verordnung zur Überwachung 
und Kontrolle der Verbringung von Abfällen in der, in 
die und aus der Europäischen Gemeinschaft (siehe 
Abschnitt 2. 1.4. 5. 2). Diese Verordnung setzt Regelun- 
gen um, die auf der Ebene des Umweltprogramms der 
Vereinten Nationen (UNEP) im Basler Übereinkom- 
men über die Kontrolle des grenzüberschreitenden 
Verkehrs mit gefährlichen Abfällen und ihrer Entsor- 
gung getroffen wurden. 


2.1 .4.5.1 Abfallexporte nach Mittel- und Osteuropa 

Seit der Öffnung Mittel- und Osteuropas häufen sich 
illegale Abfallverbringungen in diese Staaten und 
müssen mit hohem finanziellen Aufwand rückgängig 
gemacht werden. Gravierende Vorgänge waren: 

- die Lagerung von 450 Tonnen giftiger Chemikalien 
(überwiegend Pflanzenschutzmittel) aus ehemali- 
ger DDR-Produktion in Rumänien 

- die Lagerung von ca. 1 200 Tonnen zinkhaltiger Fil- 
terstäube in Polen (Freihafen Stettin) 

- die Verbringung von 230 Tonnen hochgiftiger Che- 
mikalien in die Ukraine. 

Der Export von Abfallstoffen ist abzulehnen und zu 
unterbinden, wenn diese im Ausland nicht umweltge- 
recht entsorgt werden können oder dort nicht als Roh- 
stoffe benötigt werden. Solche Abfallexporte sind 
nicht nur aus Gründen des Umweltschutzes abzuleh- 
nen, da sie die Umweltbelastung nietet beseitigen, 
sondern lediglich geographisch verlagern; sie bela- 
sten auch die Beziehungen zu den betroffenen Län- 


dern, schädigen Deutschlands internationales Anse- 
hen und schaden letztlich dem Renommee der deut- 
schen Export- und Entsorgungswirtschaft. 

Vor dem Hintergrund der Abfallexporte nach Rumä- 
nien haben die Umweltminister und -Senatoren des 
Bundes und der Länder im September 1992 m Bonn 
eine „Gemeinsame Erklärung" über folgende Sofort- 
maßnahmen abgegeben: 

- keine zusätzlichen Genehmigungen für Hausmüll- 
exporte 

- keine Genehmigung von AbfaUexporten zur Besei- 
tigung in Entwicklungsländer sowie in die Staaten 
Mittel- und Osteuropas und die Neuen Unabhängi- 
gen Staaten 

- deutliche Verschärfung der behördlichen Überwa- 
chung von Anlagen, in denen Abfälle und Reststof- 
fe anfallen 

- einheitliche Durchführung der Reststoffüberwa- 
chung, um Falschdeklarationen zu verhindern 

- strikte Anwendung des Gewerberechts, um die Tä- 
tigkeit von illegalen Abfallexporteuren zu unterbin- 
den 

- Anwendung des objektiven Abfallbegriffs auf 
Stoffe, deren ordnungsgemäße Verwertung in den 
Importländern zweifelhaft ist 

- Einlösung von Rücknahmeforderungen der durch 
illegale Transporte betroffenen Empfängerländer 
durch die Bundesländer, aus denen die Stoffe ex- 
portiert wurden 

- Beschleunigung des Ausbaus der Entsorgungs- 
infrastruktur durch Entbürokratisierung von Ge- 
nehmigungsverfahren. 
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Insbesondere die Anwendung der einvemehmlich 
vereinbarten Überwachungsmaßnahmen soll ab- 
schreckend wirken und illegale Abfallexporte verhin- 
dern helfen. Der Vollzug der bestehenden gesetzli- 
chen Regelungen ist Aufgabe der Länder. 

Die Bundesregierung hat veranlaßt, daß die Zoll- und 
Bundesgrenzschutzbehörden im Rahmen ihrer Mög- 
lichkeiten bei der Überwachung von Abfallexporten 
stärker mit den Ländern Zusammenarbeiten. Zur Ver- 
besserung des Informationsflusses soll eine zentrale 
Informations- und Anlaufstelle für grenzüberschrei- 
tende Abfallverbringungen eingerichtet werden. Ihre 
Aufgabe wird es sein, die vorhandenen Informationen 
zu sammeln, zu bewerten und auf Anfrage zur Verfü- 
gung zu stellen, um über ein dichtes Informationsnetz 
eine sichere Bewertung von Exporten zu ermögli- 
chen. 


2.1 .4.5.2 EG-Regelung für die grenzüberschreitende 
Verbringung von Abfällen 

Nach Wirksamwerden der neuen EG -Abfallverbrin- 
gungsverordnung gilt seit dem 6. Mai 1994 innerhalb 
der Europäischen Union folgendes System des Ver- 
bots und der Kontrolle von Abfallexporten: Abfälle 
zur Beseitigung dürfen nur noch in Staaten der Euro- 
päischen Union und der EFTA verbracht werden, Ab- 
fälle zur Verwertung nur noch in Staaten der OECD, 
in Vertragsstaaten des Basler Übereinkommens oder 
in Staaten, mit denen spezielle Vereinbarungen be- 
stehen, die den Grundsätzen des Basler Übereinkom- 
mens gerecht werden. 

An den Nachweis der Wiederverwertungskapazitä- 
ten in Drittstaaten stellt die Verordnung äußerst stren- 
ge Anforderungen. Eine Überprüfung der Wirksam- 
keit dieser Regelungen soll 1996 erfolgen. Die Verord- 
nimg gibt im übrigen den Mitgliedstaaten die Mög- 
lichkeit, den Import von Abfällen zur Beseitigung 
ganz oder teilweise zu verbieten. 

2.1 .4.5.3 Umsetzung des Basler Übereinkommens 

Mit der Verabschiedung des Zustimmungs- und Aus- 
führungsgesetzes zum Basler Übereinkommen sind 
die Voraussetzungen geschaffen, daß die Bundesre- 
publik Deutschland ihren internationalen Verpflich- 
tungen als Zeichnerstaat des Basler Übereinkommens 
und als Mitgliedstaat der Europäischen Union nach- 
komm en kann. Die Gesetze werden im Herbst 1994 in 
Kraft treten. 

Durch das nationale Ausführungsgesetz in Verbin- 
dung mit der EG -Verordnung wurden folgende Neu- 
regelungen zur effektiveren Bekämpfung illegaler 
Abfallexporte getroffen: 

- Die noch bestehende „Grauzone" zwischen Abfall 
und Wirtschaftsgut wird beseitigt und eine klare 
Grenzlinie zwischen legalen und illegalen Vorgän- 
gen gezogen. Auch zur Verwertung bestimmte Ab- 
fälle werden mit abgestuftem Instrumentarium in 
die Verbots-, Überwachimgs- und KontroUregelun- 
gen einbezogen. Potentiell gefährliche Abfälle dür- 
fen nicht mehr ohne Zustimmung der betroffenen 
Staaten grenzüberschreitend verbracht werden. 


- Exporteure müssen für jede notifizierungsbedürfti- 
ge Verbringung von Rückständen Sicherheit lei- 
sten, so daß bei einer notwendigen Rückführungs- 
maßnahme auf diese Sicherheitsleistung zurückge- 
griffen werden kann. 

- Es besteht bei gescheiterten oder illegalen Export- 
vorgängen eine Wiedereinfuhrpflicht, einschließ- 
lich Kostentragimgspflicht, die primär den Verursa- 
cher trifft. Falls dies nicht möglich ist, soll ein Soli- 
darfonds der Wirtschaft in einer Höhe von bis zu 
75 Mio DM für jeweils drei Jahre die überschie- 
ßenden Kosten übernehmen. 

- Informationen über grenzüberschreitende Verbrin- 
gungen müssen gegenüber dem Sekretariat des 
Basler Übereinkommens und den Mitgliedstaaten 
dieses Abkommens ausgetauscht werden. Dazu 
wird beim Umweltbundesamt in Berlin eine „An- 
laufstelle" eingerichtet, die auch mit den Vollzugs- 
behörden der Länder zusammenarbeitet. 

- Künftig benötigen Makler von „ Abfall exportge- 
schäften" eine Genehmigung durch die zuständige 
Behörde. 

- Illegale Verbringungen von gefährlichen Abfällen 
werden unter Strafe gestellt. 

Die neuen Regelungen beinhalten damit ein ausge- 
wogenes System von Exportverboten und umfassen- 
den Genehmigungspflichten bei grenzüberschreiten- 
den Verbringungen. 

2.1. 4.5.4 Vertragsstaatenkonferenz zum Basler 
Übereinkommen 

Die 2. Vertragsstaatenkonferenz zum Basler Überein- 
kommen im März 1994 in Genf wurde von der Diskus- 
sion einer Resolution beherrscht, die ein allgemeines 
Verbot (total ban) des Exports von gefährlichen Abfäl- 
len aus OECD in Nicht-OECD-Staaten vorsehen 
sollte. Dabei sieht die EG -Abfallverbringungsverord- 
nung ein sogar weitergehendes Exportverbot für Ab- 
fälle zur Beseitigung vor, für Exporte zur Verwertung 
in Mitgliedstaaten des Basler Übereinkommens oder 
in Staaten, mit denen entsprechende Übereinkom- 
men abgeschlossen wurden, gelten Ausnahmen. 

Strittig verhandelt wurde die Erstreckung des Export- 
verbots auch auf verwertbare gefährliche Abfälle für 
die seitens der Industriestaaten die Möglichkeit von 
bilateralen staatlichen Vereinbarungen offengehalten 
werden sollte. Die abschließend im Konsens verab- 
schiedete Resolution berücksichtigt diesen Gesichts- 
punkt nicht und sieht für die Abfallbeseitigung ein so- 
fortiges und für die Abfallverwertung ein ab 1 . Januar 
1998 wirksames Exportverbot in Nicht-OECD-Staa- 
ten vor. 

Die verabschiedete Resolution ist Ausdruck des politi- 
schen Willens der G 77-Staaten und von Greenpeace, 
den Export von gefährlichen Abfällen nicht nur zur 
Beseitigung, sondern auch zur Verwertung in Nicht- 
OECD-Staaten vollständig zu verbieten, ohne Rück- 
sicht darauf, ob die importierenden Länder über Mög- 
lichkeiten einer umweltverträglichen Verwertung 
verfügen. Vor diesem Hintergrund ist damit zu rech- 
nen, daß die Nicht-OECD-Staaten, die ein legitimes 
Interesse an der Aufrechthaltung entsprechender 
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Wirtschaftsbeziehungen zu OECD-Staaten haben 
und die nur teilweise auf der Vertragsstaatenkonfe- 
renz vertreten waren, bei der Weiterbehandlung die- 
ser Frage bis Ende 1997 ihre Auffassung deutlich arti- 
kulieren werden. 


2.1 .5 Naturschutz und Landschaftspflege 

Naturschutz leitet sich aus ethischen, emotionalen, 
ökologischen und ökonomischen Gründen ab. Das 
Bundesnaturschutzgesetz bezieht sich in seiner 
breit angelegten Zielsetzung nicht nur auf den 
Schutz der Pflanzen- und Tierwelt, sondern auch 
auf die Erhaltung der Vielfalt, Eigenart und Schön- 
heit von Natur und Landschaft als wichtige Grund- 
lage für die Erholung sowie auf die Sicherung der 
Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes und der 
Natur güter. 

Die Ziele des Naturschutzes sind damit auf den 
Schutz der gesamten natürlichen Umwelt gerichtet. 
Naturschutz trägt dazu bei, die Wechselwirkungen 
zwischen den einzelnen Umweltbereichen aufzudek- 
ken und medienbezogene Maßnahmen so zu ver- 
knüpfen, daß die Funktionsfähigkeit des Naturhaus- 
haltes insgesamt gesichert wird. 

Die Umsetzung von Zielen des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege erfolgt künftig schwerpunktmäßig 
durch die Schaffung von Biotopverbundsystemen. 
Der Sachverständigenrat für Umweltfragen hat sich 
wiederholt, u. a. in seinem Sondergutachten „Um- 
weltprobleme der Landwirtschaft" vom März 1985 
dafür ausgesprochen, daß der Flächenanteil für 
Biotopverbundsysteme durchschnittlich mindestens 
10 Prozent betragen solle: „Diese 10 Prozent sind ein 
Durchschnittswert, der in den verschiedenen Natur- 
räumen bzw. Agrargebieten variiert und von 5 Pro- 
zent bis über 20 Prozent schwanken kann" (1218). 
Eine Erweiterung von Vorrangf Lachen für den Natur- 
schutz darf von der Einrichtung des EU-weiten 
Netzes von Schutzgebieten „NATURA 2000" er- 
wartet werden, das durch die EG -Richtlinie zur 
Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der 
wildlebenden Tiere und Pflanzen (Flora Fauna-Ha- 
bitat-Richthnie) vom 21. Mai 1992 vorgegeben ist. 
Die Ministerkonferenz für Raumordnung hat sich 
in ihrer Entschließung vom 27. November 1992 
„Aufbau eines ökologischen Verbundsystems in 
der räumlichen Planung" für einen „Verbund öko- 
logisch bedeutsamer Gebiete" ausgesprochen, der 
„in etwa 15 Prozent der nicht für Siedlungszwek- 
ke genutzten Fläche umfassen soll". Dabei seien 
die Wechselbeziehungen mit anderen Ansprüchen 
an den Freiraum zu sehen und aufeinander abzu- 
stimmen. 

Wie weit solche Flächenansprüche des Naturschutzes 
realisiert werden können, haben die Länder im Rah- 
men ihrer Zuständigkeit und der verfügbaren Finanz- 
mittel zu entscheiden. 

Einen besonderen Erfolg des Naturschutzes stellte die 
im Einigungsvertrag vorgenommene rechtsverbind- 
liche Unterschutzstellung von 5 Nationalparken und 
3 Naturparken in den neuen Ländern dar. Damit wur- 
den großflächige Gebiete mit wertvollen natürlichen 


und naturnahen Landschaftsbestandteilen als Vor- 
rangflächen für den Naturschutz gesichert, die wichti- 
ge Eckpfeiler für die Schaffung von Biotopverbundsy- 
stemen bilden. Mit den 6 hinzugewonnenen Biosphä- 
renreservaten wurde die Zahl der Beispiellandschaf- 
ten für eine naturverträgliche Entwicklung verdop- 
pelt. 

Die konzeptionellen Vorstellungen zur Verwirkli- 
chung der Naturschutzziele beinhalten neben der 
Schaffung von Biotopverbundsystemen aus Natur- 
schutzvorrangflächen auch die bestmögliche Berück- 
sichtigung der Naturschutzbelange in allen Nut- 
zungsbereichen. Dazu muß Naturschutz nach dem 
Vorsorgeprinzip in alle naturschutzrelevanten Nut- 
zungsbereiche integriert werden. 

Darüber hinaus ist ein wirksamer Schutz vor stoffli- 
chen Einwirkungen auf Boden, Wasser, Luft sowie 
Flora und Fauna unverzichtbares Element eines dau- 
erhaften Naturschutzes. Wasser- und Bodenschutz, 
Luftreinhaltung und Strahlenschutz sowie Maßnah- 
men zur Reduzierung von Stoffeinträgen aus der 
Landwirtschaft tragen dazu bei, Naturschutz auf der 
gesamten Fläche zu verwirklichen. 

Die Naturschutzkonzeption der Bundesregierung be- 
rücksichtigt die Erfordernisse der Wirtschaft und trägt 
zur Erhaltung und Verbesserung der Attraktivität des 
Wirtschaftsstandorts Deutschland bei. Zunehmend 
spielen bei den Investitions- und Standortentschei- 
dungen der Wirtschaft neben ökonomischen Faktoren 
sogenannte weiche Standortfaktoren (soziales, kultu- 
relles Umfeld, Image einer Region, Umweltqualität) 
eine Rolle. Schutz, Pflege und Entwicklung von Natur 
und Landschaft sind somit wichtige Zukunftsinvesti- 
tionen. 

Wesentliche wissenschaftliche Grundlagen für die 
Naturschutzpolitik der Bundesregierung wurden 
hauptsächlich von der Bundesforschungsanstalt für 
Naturschutz und Landschaftsökologie (BFANL) er- 
arbeitet. Durch das am 13. August 1993 in Kraft 
getretene Gesetz über die „Errichtung eines Bun- 
desamtes für Naturschutz und zur Änderung von 
Vorschriften auf dem Gebiet des Artenschutzes" 
sind die BFANL und die für wissenschaftliche und 
Vollzugsaufgaben des Artenschutzes zuständigen 
Referate des Bundesamtes für Ernährung und 
Forstwirtschaft m einer selbständigen Bundesober- 
behörde, dem Bundesamt für Naturschutz (BfN) 
zusammengeführt worden. Das neue Amt hat 
außerdem Artenschutzvollzugsaufgaben aus dem 
Bundesamt für Wirtschaft übernommen. Mit der 
Konzentration des Naturschutzes und des Arten- 
schutzes in einem Bundesamt köimen diese Auf- 
gaben künftig noch effektiver wahrgenommen 
werden. 

Der Beirat für Naturschutz und Landschaftspflege 
des Bundesumweltministeriums hat sich im Rahmen 
seiner fachlichen Beratungstätigkeit neben verschie- 
denen naturschutzfachlichen Themen vor allem mit 
Fragen der Akzeptanz des Naturschutzes sowie der 
Naturschutzforschung befaßt. 

Wesentliches Instrument der Naturschutzpolitik des 
Bundesumweltministeriums ist die Förderung von 
Vorhaben zur Errichtung und Sicherung schutzwürdi- 
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ger Teile von Natur und Landschaft mit gesamtstaat- 
lich repräsentativer Bedeutimg. Außerdem werden 
Forschungs-, Entwicklungs- und Erprobungsvorha- 
ben von der Bundesregierung gefördert, um Erkennt- 
nisse für die Weiterentwicklung des Naturschutzes zu 
gewinnen. 

Gefördert werden auch zahlreiche in- und ausländi- 
sche Verbandsaktivitäten im Naturschutz. Die Zu- 
sammenarbeit von ehrenamtlichem und hauptamtli- 
chem Naturschutz erweist sich in vielen Fällen als 
zielführend. So hat sich das Einschalten von Nicht- 
regierungsorganisationen auch in die internationale 
und bilaterale Naturschutzzusammenarbeit - insbe- 
sondere mit mittel- und osteuropäischen Staaten - als 
äußerst effektiv erwiesen. Zur gegenseitigen Informa- 
tion und Abstimmung lädt das Bundesumweltministe- 
rium die nach § 29 Bundesnaturschutzgesetz aner- 
kannten Naturschutzverbände regelmäßig zu soge- 
nannten Geschäftsführertreffen ein. 

Das Schwergewicht der Naturschutzarbeit des Bun- 
desumweltministeriums liegt gegenwärtig im supra- 
nationalen und internationalen Bereich. Insbesondere 
die Konferenz der Vereinten Nationen für Umwelt 
und Entwicklung in Rio 1992 hat die weltweiten Na- 
turschutzprobleme sehr deutlich und auf breiter Basis 
in das politische Bewußtsein gerückt. Das spiegelt 
sich vor allem in der Unterzeichnung der Konvention 
über biologische Vielfalt durch inzwischen über 170 
Staaten und die EG wider. Mit dieser Konvention wird 
eine weltweit umfassende Naturschutzpolitik begrün- 
det. Mit der Richtlinie zur Erhaltung der natürlichen 
Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und 
Pflanzen sind die naturschutzrechtlichen Normen der 
EG gnmdlegend ergänzt worden. Auf Initiative der 
Bundesregierung hat die Konferenz für Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa (KSZE) beschlossen, 
daß die großflächigen natürlichen und naturnahen 
Ökosysteme in Mittel- imd Osteuropa gesichert und - 
in Anknüpfung an das in der Europäischen Union vor- 
gesehene Biotopverbundsystem NATURA 2000 - in 
gesamteuropäische Biotopverbundsysteme einbezo- 
gen werden sollen. 

Die Bundesregierung arbeitet darauf hin, daß diese 
Eckpfeiler der internationalen und supranationalen 
Naturschutzpolitik durch konsequente Umsetzungs- 
und Ausfüllungsmaßnahmen in allen relevanten Be- 
reichen und in Verbindung mit der Weiterentwick- 
lung aller internationalen Naturschutzaktivitäten die 
erforderlichen weltweiten Fortschritte im Naturschutz 
bewirken. 

Situation des Naturschutzes in der Welt 

Die weltweite Gefährdung von Pflanzen- und Tierar- 
ten und der Verlust ihrer Lebensräume hat ein drama- 
tisches Ausmaß angenommen. Durch menschliche 
Aktivitäten bedingte Aussterberaten haben das 100- 
bis 1 000-fache des natürhchen Artenverlustes er- 
reicht. Der größte Verlust wird durch die anhaltende 
Zerstörung von tropischen Regenwäldem erwartet. 

Im Gegensatz zu den Arten der gemäßigten Breiten 
haben die meisten tropischen Arten ein sehr kleines 
Verbreitungsgebiet. Daher hat in tropischen Regio- 


nen bereits die Beeinträchtigung und Zerstörung rela- 
tiv kleiner Gebiete die Existenzgefährdung von Arten 
zur Folge. Die Gebiete mit dem größten Artenreich- 
tum befinden sich vor allem in den Entwicklimgslan- 
dem. Teilweise sind dort die natürlichen Ressourcen 
schon übernutzt. Durch anhaltendes Bevölkerungs- 
wachstum nimmt der Nutzungsdruck auf die Pflan- 
zen- und Tierarten sowie auf die natürlichen imd 
natumahen Ökosysteme ständig zu. 

Die Gefährdung der Arten beschränkt sich nicht 
allein auf die tropischen Regenwälder. Besonders 
gefährdet sind weltweit auch Feuchtgebiete und 
Flußökosysteme durch Entwässerungen und Flußbe- 
gradigungen sowie natürliche und naturnahe terre- 
strische Ökosysteme. 

Beispiele für die vielfältigen Einflüsse, die weltweit 
negativ auf die Vielfalt von Arten und Lebensräumen 
emwirken, sind die Zerschneidung von Lebensräu- 
men, die Einbürgerung nichtheimischer Tier- und 
Pflanzenarten, die Übemutzimg von Arten, der Ein- 
trag von Schadstoffen und Nährstoffen in Boden, 
Wasser und Luft, die globale Klima Veränderung so- 
wie Monokulturen und Intensivnutzungen in der 
Land- und Forstwirtschaft. 

Ca. 5 Prozent der natürlichen Lebensräume der Erde 
sind unter Schutz gestellt. Schon der geringe Flächen- 
anteil der Schutzgebiete muß als ungenügend zur Er- 
haltung der biologischen Vielfalt bezeichnet werden. 
Außerdem sind selbst die Schutzgebiete in vielen Tei- 
len durch Eingriffe aller Art bedroht. 

2.1 .5.1 Gefährdung der Tier- und Pflanzenwelt 

Von ca. 1,1 Mülionen wüdlebenden Tierarten und ca. 
371 500 wildlebenden Pflanzenarten auf der Erde 
kommen in Deutschland knapp 45 000 Tierarten und 
28 000 Pflanzenarten vor. Der Bestand an Arten ist 
rückläufig, verursacht durch Verkleinerungen, Zer- 
schneidungen und Veränderungen der Lebensräume, 
durch Einwirkung von Schadstoffen und anderen Be- 
lastungen. In den neuen Ländern kommen aufgrund 
besonderer Lebensraumbedingungen noch in größe- 
rem Umfang wildlebende Arten vor, die in den alten 
Ländern vom Aussterben bedroht sind (z.B. Seeadler, 
Kranich, Storch, Biber, Fischotter) oder bereits als 
Brutvögel ausgestorben sind bzw. als verschollen gel- 
ten (z.B. Seggenrohrsänger, Schreiadler, Fischadler 
oder Großtrappe). Ihre Bestände können jedoch nicht 
als gesichert angesehen werden. Es ist daher erforder- 
lich, ihnen ausreichend große und vor allem störungs- 
freie Areale zu erhalten. 

2.1. 5.2 Schutzgebiete 

Naturschutzgebiete dienen der Erhaltung von Le- 
bensgemeinschaften oder Lebensstätten bestimmter 
wildlebender Pflanzen- und Tierarten oder werden 
aus wissenschaftlichen, naturgeschichtlichen oder 
landeskundlichen Gründen bzw. wegen ihrer Sel- 
tenheit, besonderen Eigenart oder hervorragenden 
Schönheit geschützt. Naturschutzgebiete haben 
rechüich den relativ strengsten Schutzstatus unter 
den nach dem Naturschutzrecht geschützten Flä- 
chen. 
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Tabelle 20 


Gesamtartenzahlen und Anteile gefährdeter Arten (absolut und prozentual) 
verschiedener Taxa der Wirbeltiere Deutschlands auf der Basis der Roten Listen 


TAXON 

Artenzahl 
in der 
Bundes- 
republik 
Deutsch- 
land 

0 

ausgest. 

oder 

verscholl. 

1 

vom 

Ausst. 

bedroht 

2 

stark 

gefährdet 

3 

gefährdet 

ins- 

gesamt 

ausgest. 

oder 

aktuell 

gefähr- 

det 

4 

potentiell 

gefährdet 

Klasse 








Säugetiere 

100 

10 

10 

21 

10 

51 

5 



(10%) 

(10%) 

(21%) 

(10%) 

(51%) 

(5%) 

Klasse 








Vögel*) 

273 

12 

31 

36 

41 

120 

19 



(4%) 

(11%) 

(13%) 

(15%) 

(44%) 

(7%) 

Klasse 








Kriechtiere 

13 

- 

5 

2 

3 

10 

1 




(38%) 

(15%) 

(15%) 

(77%) 

(8%) 

Klasse 








Lurche 

19 

- 

- 

5 

8 

13 

- 





(26%) 

(42%) 

(68%) 


Klassen 








Fische und 








Rundmäuler 

72 

3 

10 

20 

16 


3 



(4%) 

(14%) 

(28%) 

(22%) 


(4%) 

Wirbeltiere 








gesamt 

477 

25 

56 

84 

78 

243 

28 



(5%) 

(12%) 

(18%) 

(16%) 

(51 %) 

(6%) 


•) nur einheimische Arten mit Reproduktion in Deutschland 
Quelle: Bundesamt für Naturschutz; Stand: 1992 


Tabelle 21 


Gesamtartenzahlen und Anteile gefährdeter Arten (absolut und prozentual) 
verschiedener Taxa der Flora im früheren Bundesgebiet auf der Basis der Roten Listen 


TAXON 

Artenzahl 
in Deutsch- 
land 

0 

aus- 

gestorben 

oder 

verschollen 

1 

vom 

Aussterben 

bedroht 

2 

stark 

gefährdet 

3 

gefährlich 

insgesamt 

ausge- 

storben 

oder 

aktuell 

gefährdert 

4 

potentiell 

gefährdet 

Farn- und 

Blütenpflanzen 

2 728 

63 

102 

257 

305 

727 

146 

(Stand 1987) 


(2%) 

(4%) 

(9%) 

(11%) 

(27%) 

(5%) 

Moose 

ca. 1 000 

15 

12 

28 

44 

99 

40 

(Stand 1984) 


(2%) 

(1 %) 

(3%) 

(4%) 

(10%) 

(4%) 

Flechten . 

ca. 1 850 

26 

106 

140 

108 

380 

36 

(Stand 1984) 


(1 %) 

(6%) 

(8%) 

(6%) 

(21%) 

(2%) 

Armleuchteralgen . . . 

34 

2 

2 

10 

14 

28 

- 

(Stand 1984) 


(6%) 

(2%) 

(29%) 

(41%) 

(82%) 



Quelle: Bundesamt für Naturschutz 
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Tabelle 22 


Rote Liste der gefährdeten Großpilze in Deutschland 


Taxon 

bewertete 
Pilzaiten 
in Deutsch- 
land 

0 

aus- 

gestorben 

oder 

verschollen 

1 

vom 

Aussterben 

bedroht 

2 

stark 

gefährdet 

3 

gefährdet 

insgesamt 

ausge- 

storben 

oder 

aktuell 

gefährdet 

R 

latent 

gefährdet 

Röhren- und 
Blätterpilze, 
Sprödblätter- und 
Bauchpilze 

4 385 

26 

(0,6%) 

170 

(3,9%) 

363 

(8,3%) 

469 

(10,7%) 

1 028 
(23,4%) 

372 

(8,5%) 



Quelle : Bundesamt für Naturschutz; Stand: 1992 


Die Nationalparke der Bundesrepublik Deutschland 
sind großräumige Schutzgebiete, die im überwiegen- 
den Teil ihres Gebietes die Voraussetzungen eines 
Naturschutzgebietes erfüllen. Sie sollen in einem 
vom Menschen nicht oder nur wenig beeinflußten Zu- 
stand erhalten werden und vornehmlich der Siche- 
rung und Entwicklimg eines möglichst artenreichen 
heimischen Tier- und Pflanzenbestandes dienen. In 
Deutschland bestehen derzeit zehn Nationalparke, 
davon fünf in den neuen Ländern. 

Landschaftsschutzgebiete haben einen geringeren 
Schutzstatus als Naturschutzgebiete und National- 
parke. Sie lassen menschlichen Aktivitäten weiten 
Raum. In Landschaftsschutzgebieten soll die ökologi- 
sche Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes erhalten 
oder wiederhergestellt werden. Die Vielfalt, Eigenart 
und Schönheit des Landschaftsbildes sollen bewahrt 
und seine Bedeutung für die Erholung gesichert 
werden. Rund 6 200 Landschaftsschutzgebiete in 
Deutschland umfaßten Ende 1991 etwa ein Viertel der 
Fläche des Bimdesgebietes. 

Die Landschaftsschutzgebiete überlagern sich weit- 
gehend mit den Naturparken. Dies sind großräumige 
Gebiete, die sich wegen ihrer landschaftlichen Vor- 
aussetzungen für die Erholimg besonders eignen und 
die nach den Grundsätzen und Zielen der Raumord- 
nung und Landesplanung für die Erholung oder den 
Fremdenverkehr vorgesehen sind. Einzelheiten dazu 
unter B. 2. 1.5. 3. 

Seit 1976 können im Rahmen des UNESCO-Pro- 
gramms „Der Mensch und die Biosphäre" (Man and 
the Biosphere - MAB) großflächige Beispiellandschaf- 
ten als Biosphärenreservate der UNESCO anerkannt 
werden. Einzelheiten dazu siehe unter B. 2. 1.5.9. Die 
Biosphärenreservate überlagern sich häufig mit Natio- 
nalparken und werden nach nationalem Recht in Form 
der dargestellten Schutzkategorien geschützt. 

Neben diesen Schutzgebietskategorien nach Natur- 
schutzrecht gibt es weitere Schutzgebietskategorien 
z.B. nach dem Forstrecht (rd. 810 700 Hektar) mit auch 
naturschützerischen Zielsetzungen (vgl. auch 2. 1.6.5. 4). 

2.1. 5.3 Naturparke 

Die Erholungsvorsorge, d. h. die Erhaltung oder 
Schaffung von Voraussetzungen für umweltverträg- 


liche Erholungsformen in der Landschaft, ist Auftrag 
des Bundesnaturschutzgesetzes. 

Im Rahmen dieser Aufgabe arbeitet das Bundesum- 
weltministerium eng mit dem Verband Deutscher Na- 
turparke (VDN) zusammen. 

1992 wurde gemeinsam mit dem VDN und unter 
Mitwirkung von Ländervertretern der vierte Bun- 
deswettbewerb deutscher Naturparke durchgeführt, 
an dem erstmalig auch Naturparke aus den neuen 
Ländern teilnahmen. Er stand unter dem Thema 
„Vorbildliche Schutz- und Pflegemaßnahmen zur 
Erhaltung historischer Kulturlandschaften in Natur- 
parken". Preisträger waren die Naturparke Lünebur- 
ger Heide (1. Preis), Bayerischer Wald (2. Preis) und 
Thüringer Wald (3. Preis). Eine zusammenfassende 
Auswertung dieses Wettbewerbs wurde 1993 durch 
das Bundesumweltministerium veröffentlicht. 

Mit einem vom Bundesumweltministerium geförder- 
ten Forschungsvorhaben sind Grundlagen und An- 
regungen für die Leitbilddiskussion der deutschen 
Naturparke unter besonderer Berücksichtigung der 
neuen Länder entwickelt worden; dabei wurden auch 
Erfahrungen aus Frankreich vergleichend hinzugezo- 
gen. Der Abschlußbericht wurde durch das Bimdes- 
umweltministerium veröffentlicht und den beteiligten 
Kreisen zur Verfügung gestellt. Zur Thematik „Um- 
weltschutz und Freizeit" insgesamt siehe Kapitel 
B.2.3.5. 

2.1 .5.4 Schutz großflächiger Ökosysteme 
2.1. 5.4.1 Alpen 

Die Alpen stellen einen der größten zusammenhän- 
genden Naturräume Europas dar, der eine einzigarti- 
ge Schönheit, ökologische Vielfalt und hochempfind- 
liche Ökosysteme aufweist und zugleich Lebens- und 
Wirtschaftsraum der ansässigen Bevölkerung mit tra- 
ditionsreicher Kultur ist. 

Art und Intensität der Nutzung des Alpenraumes 
(Zunahme und Konzentration des Verkehrs, touristi- 
sche Aktivitäten, fortschreitende Besiedlung, Intensi- 
vierung der Land- und Forstwirtschaft) haben in den 
letzten Jahrzehnten in weiten Gebieten zu erhebli- 
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Abbildung 20 

Anteil der Naturschutzgebiete an der Kreisfläche 

stand: 31.12.1991 



Kreisgrenzen Bundesforschungs- 

anstatt für Landeskunde und ° 50__^km 
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Tabelle 23 


Schutzgebiete in Deutschland 


Typ 

Anzahl 

Fl. (ha) 

H. % 

Bemerkungen 

Naturschutzgebiet . . . 

4 888 

617 034 

1,7 

Ohne Wasserflächen der Nord- und 

Ostsee und ohne einstweilig sicher- 
gestellte sowie durch Offenlage von 
Verordnungen oder Landschaftsplänen 
geschützte NSG 

Landschafts- 
schutzgebiet 

ca. 6 206 

ca. 9 039 871 

25,3 

In einigen Ländern keine aktuellen 

Daten vorhanden 

Naturpark 

67 

5 569 477 

15,6 

11 weitere Naturparke sind in den neuen 
Ländern einstweilig sichergestellt 

Nationalpark 

10 

700 200 

2,0 

Davon ca. 80 % Watt- und Wasserflächen 
an Nord- und Ostsee 

Biosphärenreservat . . 

12 

1 165 390 

3,3 

Davon ca. 40 % Watt- und Wasserflächen 
an Nord- und Ostsee 


Quelle: Bundesamt für NaUirschutz; Stand: 31. Dezember 1992 


chen Verlusten an erhaltenswerten Landschaftsbe- 
standteilen, Biotopen und Arten sowie zur Belastung 
des von den Nutzungen betroffenen ökologischen 
Umfeldes geführt. 

Im Rahmen der Alpenkonvention beabsichtigen die 
sieben Alpenstaaten, bis Ende 1994 ein Protokoll 
„Naturschutz und Landschaftspflege" zu verabschie- 
den (vgl. Abschnitt B.3.1.6). Ziel dieses Protokolls ist 
es, Natur und Landschaft des Alpenraumes so zu 
schützen, zu pflegen und - soweit erforderlich - wie- 
derherzustellen, daß die Funktionsfähigkeit der Öko- 
systeme, die Erhaltung der Landschaftselemente und 
der wildlebenden Tier- und Pflanzenarten einschließ- 
lich ihrer natürlichen Lebensräume, die Regenerati- 
onsfähigkeit und nachhaltige Leistungsfähigkeit der 
Naturgüter und die Vielfalt, Eigenart und Schönheit 
der Natur- und Kulturlandschaft in ihrer Gesamtheit 
dauerhaft gesichert werden. 

2.1. 5.4.2 Wattenmeer 

Das dänisch-deutsch-niederländische Wattenmeer ist 
einer der größten und bedeutendsten Feuchtlebens- 
räume der Welt. Neben seiner herausragenden Be- 
deutung als Fisch -Kinderstube der Nordsee und als 
einer der Hauptlebensräume des Seehundes spielt 
das Wattenmeer eine zentrale Rolle als bedeutendster 
Rastplatz innerhalb des euro-asiatisch-afrikanischen 
Vogelzuges. 

Das durch einen Viruserreger verursachte Robben- 
sterben und Massenvorkommen von Grünalgen in 
den achtziger Jahren sowie die neuerdings an der 
Watt-Oberfläche aufgetretenen schwarzen Flecken 
werden als Warnsignale angesehen. Insbesondere 
gilt es, die Einträge von Schad- und Nährstoffen ins 
Wattenmeer weiter zu senken, aber auch bestehende 
Nutzungen des Wattenmeerraumes mit den Natur- 
schutzzielen in Einklang zu bringen. 


Die Bundesländer Niedersachsen, Schleswig-Hol- 
stein und Hamburg haben ihre jeweiligen Anteile 
am Wattenmeer als Nationalparke unter Schutz ge- 
stellt. Die Nationalparke sind auch als Biosphären- 
reservate von der UNESCO anerkannt. Das Bundes- 
verkehrsministerium hat im Einvernehmen mit dem 
Bundesumweltministerium 1992 zum Schutz der 
Tierwelt in den drei Nationalparken der Nordsee 
eine Befahrensregelung erlassen, die vor allem zum 
Schutz der Seehunde und Seevögel einschränkende 
Vorschriften über das Befahren der Bundeswasser- 
straßen in den sensiblen Zonen I enthält. Zusätzliche 
Geschwindigkeitsbeschränkungen sind noch für 
1994 vorgesehen. 

Die drei Wattenmeerstaaten Dänemark, Deutschland 
und Niederlande arbeiten seit 1982 auf der Basis einer 
gemeinsamen Erklärung der für Naturschutz zustän- 
digen Minister zum Schutz des Wattenmeeres zusam- 
men. Wichtigstes Ergebnis der Ministerkonferenz von 
Esbjerg 1991 war die grundsätzliche Einigung über 
die Errichtung eines kohärenten Schutzgebietes für 
das Wattenmeergebiet von Esbjerg bis Den Helder, 
das von einem koordinierten Managementplan ab- 
gedeckt wird. Daneben wurden eine Reihe von De- 
tailbeschlüssen zur Intensivierung des Wattenmeer- 
schutzes gefällt, die im wesentlichen die Bereiche 
Schiffahrt, Energienutzung, Fischerei, Erholung, 
Jagd, Luftverkehr, militärische Aktivitäten, Ver- 
schmutzung und direkten Arten- und Biotopschutz 
betreffen. 

Bereits verabschiedet wurde ein trilaterales Monito- 
ring-Programm, das dazu dient, jederzeit über Zu- 
stand und Entwicklung des Wattenmeeres Auskunft 
zu geben, um erforderliche Maßnahmen nach Priori- 
täten gestaffelt und rechtzeitig einleiten zu können. 
Auf der nächsten trilateralen Regierungskonferenz, 
die im November 1994 in den Niederlanden stattfin- 
den wird, sollen die Grundzüge des oben genannten 
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kohärenten Schutzgebietes sowie des Management- 
plans vorliegen. 

Um verläßliche Basisdaten zu gewinnen, wurde die 
Förderung zur Erforschung des Wattenmeeröko- 
systems erheblich verstärkt. Im Rahmen der vom 
Bundesforschungsministerium geförderten Projekte 
„Sylter Wattenmeer Austauschprozesse" und „Öko- 
systemforschung Wattenmeer" wurden Grundlagen 
zur Identifizierung von Stoffflüssen erarbeitet sowie 
die Belastungssituation des Wattenmeeres unter- 
sucht. 

2.1. 5.4.3 Ostseeküste 

Zentrale Schutzprobleme an der Ostseeküste sind die 
Wasserverschmutzung durch Eutrophierung sowie 
der zunehmende Nutzungsdruck durch Tourismus 
und Erholung einschließlich der damit verbundenen 
Infrastrukturmaßnahmen. 

Seit 1974 arbeiten die Ostseeanrainerstaaten auf- 
grund der Helsinki-Konvention zum Schutz der Mee- 
resumwelt des Ostseegebietes zusammen. Nachdem 
die 1992 beschlossene neue Helsinki-Konvention 
dem Naturschutz verstärkt Rechnung getragen hat, 
wurde 1993 innerhalb des Umweltausschusses der 
Helsinki-Kommission erstmals eine Arbeitsgruppe 
eingerichtet, die sich vor allem den Zielen des Arten- 
und Biotopschutzes im Ostseeraum widmen soll. Für 
diese Arbeitsgruppe ist die Bundesrepublik Deutsch- 
land federführend. Die Aufgabe der Koordinierung 
wird vom Bundesamt für Naturschutz wahrgenom- 
men. 

Zur Zeit werden innerhalb der Arbeitsgruppe Be- 
schlußempfehlungen zur Einrichtung eines balti- 
schen Schutzgebietssystems, eines besonderen Kü- 
stenschutzstreifens und eines Katalogs schutzwürdi- 
ger Lebensräume vorbereitet. 

2.1. 5.5 Finanzielle Förderung 

von Naturschutzvorhaben 

Mit der Förderung von Erprobungs- und Entwick- 
lungsvorhaben sollen Forschungsergebnisse und 
neue Verfahren, die der Verbesserung des Natur- 
schutzes und der Landschaftspflege dienen, in der 
Praxis erprobt und entwickelt werden. Für das Bun- 
desumweltministerium sind Vorhaben zur Renaturie- 
rung bundesweit gefährdeter Biotoptypen oder zur 
Schaffung von Biotopverbundsystemen besonders in- 
teressant. Träger solcher Vorhaben können Natur- 
schutzverbände oder Gebietskörperschaften sein. 

Das Bundesumweltministerium fördert darüber hin- 
aus die Errichtung und Sicherung schutzwürdiger 
Teile von Natur und Landschaft mit gesamtstaatlich 
repräsentativer Bedeutung (Naturschutzgroßvorha- 
ben). Ziel des Programms ist es, die ökologische und 
naturschutzfachliche Qualität großflächiger natürli- 
cher und naturnaher Landschaftsteile, in denen die 
typischen Merkmale der Landschaft Deutschlands 
zum Ausdruck kommen, dauerhaft zu sichern und zu 
verbessern. 

Im Jahre 1989 wurde dieser Förderbereich um das 
Gewässerrandstreifenprogramm erweitert. Es dient 


dem Schutz der Gewässer (Quellen, fließende und 
stehende Gewässer sowie Küstengewässer) und ihrer 
terrestrischen Randbereiche (Ufer, Auen). Aus na- 
turschutzfachlicher Sicht ist es hierzu erforderlich, 
möglichst gesamte Gewässersysteme oder wesent- 
liche Teile davon bzw. großräumige Gewässerab- 
schnitte mit den entsprechenden Einzugsgebieten zu 
berücksichtigen. 

2.1. 5.6 Landschaftsplanung 

Die Landschaftsplanung wurde im Bundesnatur- 
schutzgesetz (BNatSchG) von 1976 als das grund- 
legende Instrument zur Konkretisierung der in § 1 
BNatSchG formulierten Ziele und Maßnahmen des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege eingeführt. 
Die Landschaftsplanung muß sich auf den besiedel- 
ten und unbesiedelten Bereich erstrecken und die ge- 
samte Natur mit ihren biotischen und abiotischen 
Faktoren sowie die hierauf einwirkenden Raumnut- 
zungen umfassen. Neben dem Schutz ist dabei auch 
die Gestaltung und Entwicklung von Natur und Land- 
schaft zu verfolgen. 

Die Landschaftsplanung muß künftig noch stärker die 
Gesamtheit der Belange von Naturschutz und Land- 
schaftspflege in die Abwägung bei Planungsentschei- 
dungen einbringen und die Nutzungsfähigkeit der 
natürlichen Ressourcen und ihre Grenzen aufzeigen. 
Auf diese Weise kann sie Maßstäbe für die Bewertung 
der Umweltverträglichkeit von anderen Planungen 
und Maßnahmen bereitstellen und wesentliche Funk- 
tionen einer Leitplanung für den Umweltschutz er- 
füllen. 

Die Bemühungen zur Weiterentwicklung der Land- 
schaftsplanung sind zudem auf eine verbesserte Um- 
setzung der Planungen auszurichten. Insbesondere 
sind die Gemeinden und kommunalen Gebietskör- 
perschaften zu ermutigen, das umfassende Vorsorge- 
instrument der Landschaftsplanung mehr eils bisher 
einzusetzen. Deshalb muß die Landschaftsplanung 
auch verstärkt auf der Ebene der Gemeinden zum 
Einsatz kommen. 

Die neuen Länder können von den Erfahrungen der 
alten Länder mit der Landschaftsplanung grundsätz- 
lich profitieren. Die andere Datenlage, neue Problem- 
stellungen und der große zeitliche Entwicklungs- 
druck in diesen Ländern erfordern teilweise aber 
auch andersartige und schnellere Problemlösungen. 

2.1 .5.6.1 Landschaftsplanung und 

landwirtschaftliche Flächennutzung 

Die notwendige Ausrichtung der bisher von Aspekten 
der Mengenreduktion dominierten Agrarpolitik auch 
auf ökologische Ziele muß die fachlichen Erforder- 
nisse zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung der 
Landschaft berücksichtigen. Ein Erprobungs- und 
Entwicklungsvorhaben des Bundesumweltministeri- 
ums beschäftigte sich daher mit verschiedenen Pla- 
nungsansätzen im Bereich von Naturschutz und 
Landwirtschaft. 

Das Erprobungs-und Entwicklungsvorhaben „Aus- 
richtung von Extensivierungs-, Flächenstillegungs- 
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Zu: Abbildung 21 

Abgeschlossene und laufende E + E-Vorhaben im Bereich Naturschutz und Landschaftspflege 

(Stand: 10. 02. 1994). 

. Die angegebene Dauer bezieht sich auf den Bewilligungszeitraum; die Vorhab ennummem 

entsprechen der Numerierung in der Karte 


Nr. 

Ort Bundesland 

Thema 

Dauer 

1 

Sylt 

SH 

Wiederherstellung eines eingedeichten Salzwasserbiotops im Rantum- 
Becken 

79-89 

2 

Tönning 

SH 

Zentrum für Wattenmeermonitoring und -information 

93-94 

3 

Oldenburg/Holstein 

SH 

Großflächige Anhebung des Wasserstands in einer feuchten Niederung 

84-94 

4 

Meldorfer Bucht 

SH 

Anlage eines salz wiesenähnlichen Ersatzbiotops nach Eindeichung 

85-88 

5 

Friedrichskoog 

SH 

Neugestaltung einer Seehundaufzucht und 
-forschungsstation mit Informationszentrum 

90-98 

6 

Neumünster 

SH 

Entwicklung eines Biotopverbundsystems im besiedelten Bereich 

93-94 

7 

Greifswald 

MV 

Stadtbiotopkartierung und Stadtlandschaftsentwicklung 

91-94 

8 

Cuxhaven 

NI 

Wiedervernässung hochgelegener Saltzwiesen an der Wurster Küste 

91-94 

9 

Wilhelmshaven 

NI 

Entwicklung und Erprobung des Nationalparkzentrums „Das Watten- 
meerhaus " 

90-95 

10 

Leegmoor 

NI 

Hochmoorregeneration auf industriell abgetorften Flächen 

83-96 

11 

Lüchow-Dannenberg 

NI 

Heuvermarktung und Feuchtwiesenschutz in der Dummeniederung 

91-95 

12 

Meppen 

NI 

Naturnahe Gestaltung der Flußaue am unteren Haselauf 

91-93 

13 

Hankensbüttel 

NI 

Revitalisierung eines ehemaligen Fischotterlebensraumes in der 
Ise-Niederung 

89-94 

14 

Lingen (Ems) 

NI 

Wiederherstellung regionstypischer Biotope in der Agrarlandschaft 

89-96 

15 

Braunschweig 

NI 

Gewässersanierung und Nutzungsextensivierung in einem Teichgebiet 

90-94 

16 

Oberweser NI, NW 

Regeneration landschaftstypischer Auenstandorte 

90-94 

17 

Berlin 

BE 

Verfahren zur Hof-, Dach- und Fassadenbegrünung (Nachunter- 
suchung) 

91-94 

18 

Borken 

NW 

Entwicklung von Auenwald und Grünland in der Berkelaue 

88-95 

19 

Soest 

NW 

Naturschutz und Schutz vor Bodenerosion in einem traditionellen 
Ackerbaugebiet 

90-94 

20 

Rhein, Berg. Kreis 

NW 

Unterstützung eines Obstwiesenprogrammes 

88-91 

21 

Lommersum 

NW 

Ökologische Wirkung einer Anpflanzung in ausgeräumter Agrar- 
landschaft 

81-91 

22 

Wachtberg 

NW 

Vernetzung von Amphibienlebensräumen in der Agrarlandschaft 

88-95 

23 

Gemeinde Meißner 

HE 

Erprobung eines Biotopverbundkonzeptes in einer 
Mittelgebirgslandschaft 

92-96 

24 

Hohe Rhön 

HE 

Moorrenaturierung und Wiederherstellung von Magerwiesen und 
naturnahen Wäldern 

82-92 

25 

Biebergemünd 

HE 

Erprobung eines Gewässer- und Artenschutzkonzeptes im Spessart 

93-96 

26 

Marienberg/Erzgebirge 

SN 

Schutzkonzept und Bewirtschaftungsgrundsätze 
für Mittelgebirgshochmoore 

92-93 

27 

St. Wende 

SL 

Renaturierung eines Bachabschnittes der Oster 

90-94 

28 

Ottweiler 

SL 

Entwicklung halbnatürlicher Biotope auf landwirtschaftlichen Flächen 

88-92 

29 

Rastatt 

BW 

Naturgemäßer Waldbau und Renaturierung von Auenwäldern am 
Oberrhein 

88-93 

30 

Baiersbronn u. a. BW, SH, NI 

Koordinierung von Landschafts- und Fremdenverkehrsplanung 

89-92 

31 

Ravensburg 

BW 

Wissenschaftliche Grundlagen für den Schutz von Streuobstwiesen 

91-94 

32 

Bodensee 

BW 

Schutz und Wiederansiedlung von Uferröhrichten 

87-92 

33 

Mittelfranken 

BY 

Aufbau reichgegliederter Waldränder 

89-94 

34 

Freystadt 

BY 

Naturnahe Gestaltung eines Auenabschnittes der Schwarzach 

86-92 

35 

Donaumoos 

BY 

Regeneration niedermoortypischer Lebensgemeinschaften 

90-95 

36 

München 

BY 

Verfahren zur Heideregeneration/Magerrasenregeneration 

92-95 

37 

Stephanskirchen u. a. BY, BW 

Extensivierungs- und Flächenstillegungsmaßnahmen am Beispiel von 
vier Gemeinden 

91-93 

38 

Laufen 

BY 

Entwicklung einer Informationseinheit „Naturschutz" mit Medienpaket 

88-93 

39 

Berchtesgaden 

BY 

Telemetrieverfahren zur Standort- und Aktivitätsbestimmung 
von Tieren 

90-93 
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Abbildung 21 

Erprobungs- und Entwicklungsvorhaben im Bereich Naturschutz und Landschaftspflege 
-Stand 1.1.1994- 



Quelle: Bundesamt für Naturschutz (BFN) 
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Zu: Abbildung 22 


Naturschutzgroßprojekte des Bundes 

(Stand 1. Januar 1994) 


1 

Alte Sorge-Schleife 

(SH) 

2 

Haseldorfer Marsch 

(SH) 

3 

Nigehöm/Scharhöm 

(HH) 

4 

Schaalsee-Landschaft 

(SH, MV) 

5 

Peene-Haff-Moor/Peenetal 

(MV) 

6 

Krähenbeer-Küstenheiden 

(NI) 

7 

Flumm/Fehntjer Tief 

(NI) 

8 

Borgfelder Wümmewiesen 

(HB) 

9 

Fischerhuder Wümmeniederung . . 

(NI) 

10 

Lüneburger Heide 

(NI) 

11 

Elbniederungsgebiet Gartow- 
Höhbeck 

(NI) 

12 

Ochsenmoor 

(NI) 

13 

Neustädter Moor 

(NI) 

14 

Meerbruch/Steinhuder Meer .... 

(NI) 

15 

Meißendorf er Teiche 

(NI) 

16 

Lutter 

(NI) 

17 

Hainholz 

(NI) 

18 

Drömling 

(ST) 

19 

Unteres Odertal 

(BB) 

20 

Nuthe-Nieplitz-Niederung 

(BB) 

21 

Altrheinarm Bienen-Praest 

(NW) 

22 

Bislicher Insel 

(NW) 

23 

Ahr 2000 

(NW) 

24 

Altenburg IV (Borkener See) .... 

(HE) 

25 

Mündungsgebiet der Ahr 

(RP) 

26 

Westliche Vulkaneifel 

(RP) 

27 

Meerfelder Maar . 

(RP) 

28 

Gewässersystem Ruwer 

(RP) 

29 

Mechtersheimer Tongruben 

(RP) 

30 

Wolferskopf 

(SL) 

31 

111 

(SL) 

32 

Badberg/Haselschacher Buck . . . 

(BW) 

33 

Wollmatinger Ried 

(BW) 

34 

Wurzacher Ried 

(BW) 

35 

Hohe Röhn/Lange Rhön 

(BY) 

36 

Zinnbach 

(BY) 

37 

Regentalaue 

(BY) 

38 

Mündungsgebiet der Isar 

(BY) 

39 

Mumauer Moos 

(BY) 
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Abbildung 22 

Naturschutzgroßprojekte des Bundes 
-Stand 1.1.1994- 
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und ergänzenden agrarischen Maßnahmen auf Ziele 
des Natur- und Umweltschutzes mittels der Land- 
schaftsplanung" zeigt anhand von Fallstudien Per- 
spektiven für eine umweltverträgliche Nutzung von 
Kulturlandschaften auf. Mit Hilfe der Landschaftspla- 
nung wnrde die Ausrichtung der landwirtschaftlichen 
Bewirtschaftungsweisen auf ökologische Ziele er- 
probt. Die Zukunftsaussichten, Ängste und Wünsche 
der Landwirte wurden besonders untersucht, um zu 
einer besseren Umsetzung landschaftsplanerischer 
Ziele zu gelangen. 

Die Fallstudien zeigen, daß Elemente der EU-Agrar- 
politik, wie die Programme zur Flächenstillegung und 
Extensivierung, mit landschaftsplanerischen Verfah- 
ren zu verknüpfen sind, um positive Wirkungen im 
Umwelt- und Naturschutz zu erreichen. Die kommu- 
nale Landschaftsplanung, Flurbereinigungsverfahren 
und Biotopvemetzungskonzeptionen erhalten in Ver- 
bindung mit den agrarpolitischen Programmen einen 
stärkeren Bezug zur Umsetzung und sind dadurch 
effektiver. 

2.1. 5.6.2 Modellhafte Landschaftsplanungen 
in den neuen Ländern 

Um die Möglichkeiten der Landschaftsplanung als 
kommunale Entwicklungsplanung in den neuen Län- 
dern exemplarisch aufzuzeigen, werden vom Bundes- 
umweltministerium zusammen mit den Umweltmini- 
sterien der Länder verschiedene modellhafte Land- 
schaftsplanungen in typischen Problemgebieten ge- 
fördert. Damit wird auch eine wesentliche Grundlage 
für die räumliche Gesamtplanung und andere Fach- 
planungen geschaffen. Der in den alten Ländern 
übliche, durch die Naturschutzgesetze und die Lei- 
stungskataloge der Honorarordnung für Architekten 
und Ingenieme (HOAI) abgesteckte Rahmen der 
Landschaftsplanung wird bei den ModeLlprojekten 
auf Praxistauglichkeit unter den Bedingungen der 
neuen Länder überprüft. Die Ergebnisse der mo- 
dellhaften Landschaftsplanungen sollen aber auch 
Anregungen für die generelle Weiterentwicklung 
der bundesgesetzlichen Vorschriften zur Landschafts- 
planung liefern. 

Landschaftspläne Dresden und sächsische Kreise 

In den drei sächsischen Landkreisen Löbau, Marien- 
burg und Niesky werden auf der Stufe der Flächen- 
nutzungsplanung Landschaftspläne entwickelt. Für 
den Dresdner Ortsteil Pillnitz wird ein Grünordnungs- 
plan erstellt. Die Planungsräume weisen jeweils spe- 
zifische Problemschwerpunkte auf (u.a. industrielle 
Entwicklung, Erholungsnutzung/Tourismus, intensi- 
ve Landwirtschaft, Waldschäden, städtebauliche Ent- 
wicklung, Erhaltung kulturellen Erbes), für die mit 
Hilfe der Landschaftsplanung Lösungsmöglichkeiten 
aufgezeigt werden. 

Vorstudie zum Landschaftsrahmenplan Oder-Neiße 

Das Modellvorhaben bereitet die Erstellung eines 
gemeinsamen Landschaftsrahmenplans für fünf Ge- 
bietskörperschaften vor, die sich auf freiwilliger Basis 


zum Zweckverband „Naturschutzpark Oder-Neiße 
e. V." zusammengeschlossen hatten. Ziel ist es, Natur- 
und Umweltschutz zur Grundlage der Zukunftsent- 
wicklung dieser ökologisch sehr wertvollen Grenzre- 
gion werden zu lassen. Hierbei gilt es u.a., beispiel- 
hafte Lösungen zu suchen für die Gestaltung einer 
Kulturlandschaft durch eine ökologisch und sozial 
verträgliche Landwirtschaft, die künftige Pflege und 
Entwicklung ehemaliger Truppenübungsplätze sowie 
die Gestaltung und Nutzung von Braunkohletage- 
baugebieten. 

Eine Einbindung der beiden angrenzenden Woiwod- 
schaften auf polnischer Seite in den Projektablauf ist 
vorgesehen. Daraus ergeben sich möglicherweise 
auch Ansätze für grenzüberschreitende Problemlö- 
sungen. 

Landschaftsplan Halle 

Das besondere Erfordernis der Landschaftsplanung 
für die Stadt Halle an der Saale ergibt sich aus den un- 
absehbaren überdurchschnittlichen Umweltschäden, 
aus dem zu erwartenden hohen Landschaftsver- 
brauch durch Gewerbeansiedlung, Wohnungs- und 
Verkehrsbau und aus den landschaftsökologischen 
Sanierungs-, Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen zur 
Verbesserung der Lebensqualität der Stadt. Pla- 
nungsgegenstand ist das gesamte Stadtgebiet unter 
Beachtung wichtiger Stadt-Umland-Beziehungen. 

2.1 .5.7 Supra- und internationale Biotop- und 
Artenschutzregelungen 

2.1 .5.7.1 Übereinkommen über die biologische 
Vielfalt 

Der zunehmende Rückgang der biologischen Vielfalt, 
d.h. der Verlust oder die Beeinträchtigung von Arten 
und ihren Lebensräumen, führt zu einer nicht repara- 
blen Verarmung der Natur und bedroht die Lebens- 
grundlagen der Menschheit. Mit dem Übereinkom- 
men über die biologische Vielfalt, das anläßlich der 
Konferenz der Vereinten Nationen für Umwelt und 
Entwicklung 1992 von 153 Staaten und der Euro- 
päischen Gemeinschaft gezeichnet worden ist, soll 
dieser Entwicklung Einhalt geboten und der Schutz 
der biologischen Vielfalt gewährleistet werden. 

Das Übereinkommen enthält u. a. Verpflichtungen zu 
folgenden Maßnahmen: 

- Sowohl die gefährdeten Arten und Biotope als auch 
ihre Gefährdungsursachen sollen identifiziert und 
überwacht werden. Dazu werden Daten- und Infor- 
mationssysteme eingerichtet (Artikel 7). 

- Zum Schutz der natürlichen Lebensräume sind fol- 
gende Maßnahmen vorgesehen: Ausweisung von 
ausreichend großen Schutzgebieten, Entwicklung 
von Kriterien für die Auswahl solcher Schutzgebie- 
te, Förderung des Schutzes von Ökosystemen und 
Erhaltung von lebensfähigen Populationen in den 
natürlichen Lebensräumen, Förderung einer um- 
weltverträglichen und nachhaltigen Entwicklung 
in den die Schutzgebiete umgebenden Flächen 
(Biosphärenreservatsgedanke) , Wiederherstellung 
von beeinträchtigten und zerstörten Lebensräumen 
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und Förderung der Wiederherstellung von lebens- 
fähigen Populationen von bedrohten Arten, Regu- 
lierung oder Kontrolle von durch gentechnisch ver- 
änderte Organismen ausgehenden Risiken, Kon- 
trolle nichtheimischer Arten, Schutz und Anwen- 
dung von traditionellen Schutz- und Bewirtschaf- 
tungsformen, Entwicklung oder Beibehaltung von 
notwendigen Gesetzen oder anderen Regelungen 
für den Schutz von gefährdeten Arten und letztlich 
Kooperation bei der Bereitstellung von finanzieller 
und anderer Unterstützung für den Schutz der 
natürlichen Lebensräume (Artikel 8). 

- Ergänzende Maßnahmen zur Erhaltung der Arten- 
vielfalt sowie zu deren Erforschung sollen durch die 
Einrichtung von Genbanken sowie die Konservie- 
rung von Genmaterial in botanischen und zoologi- 
schen Gärten - nach Möglichkeit im Ursprungsland 
erfolgen. Es muß allerdings gewährleistet sein, daß 
durch die Entnahme von biologischem Material 
keine Gefährdung von Ökosystemen oder von Ar- 
ten im Lebensraum ausgeht (Artikel 9). 

- Wenn Arten genutzt werden, soll die Nutzung 
nachhaltig und umweltverträglich sein. Das Kon- 
zept der nachhaltigen Nutzung soll in die nationa- 
len Entscheidungsprozesse integriert und es soll die 
Kooperation zwischen Behörden und dem privaten 
Sektor bei der Entwicklung von Methoden zur 
nachhaltigen Nutzung von biologischen Ressour- 
cen gef ördert werden (Artikel 10). 

- Für geplante Projekte mit erheblichen nachteiligen 
Auswirkungen auf die biologische Vielfalt soll eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt wer- 
den (Artikel 14). 

- Die Vertragsstaaten soUen dafür sorgen, daß durch 
Forschung, Information, Bildung und Ausbildung 
der Schutz der Natur verbessert wird (Artikel 12 
und 13). 

- Die Biotechnologie wird als Bestandteil der für den 
Schutz der biologischen Vielfalt relevanten Techno- 
logien angesehen; es soU sichergestellt werden, daß 
sie kein Gefährdungspotential für die biologische 
Vielfalt dars teilt (Artikel 19). 

- Ausgehend von dem souveränen Recht der Staaten 
in bezug auf ihre natürlichen Ressourcen, aber im 
Bemühen, den Zugang zu genetischen Ressourcen 
für andere Vertragsparteien zu erleichtern, werden 
Regelungen getroffen, die die auf Kenntnis der 
Sachlage begründete Zustimmung des Vertrags- 
staates beinhalten, der diese Ressourcen zur Ver- 
fügung stellt. Die Bedingungen unterliegen der 
gegenseitigen Vereinbarung. Wissenschaftliche 
Forschung anhand genetischer Ressourcen soll 
unter voller Beteiligung und nach Möglichkeit 
im Hoheitsgebiet der Vertragspartei erfolgen, die 
diese zur Verfügung stellt. Ergebnisse der For- 
schung und Entwicklung und die Vorteile, die sich 
aus der kommerziellen und sonstigen Entwicklung 
und Nutzung der genetischen Ressourcen ergeben, 
sollen gerecht und ausgewogen geteilt werden 
(Artikel 15). 

- Der Transfer von umweltrelevanter Technologie in 
die Entwicklungsländer soll auf der Basis gegensei- 
tig vereinbarter Bedingungen verbessert werden. 


Dies gilt auch für die Biotechnologie. Die Vertrags- 
parteien können den Technologietransfer zu für 
die Entwicklungsländer vorteilhaften Bedingungen 
ausgestalten, etwa durch Nutzung der in dem Über- 
einkommen in den Artikeln 20 und 21 vorgesehe- 
nen Finanzierungsmöglichkeiten oder im Rahmen 
der Entwicklungszusammenarbeit. Hervorgehoben 
wird der verbesserte Zugang zu patentierter Tech- 
nologie, der jedoch eine entsprechende Vereinba- 
rung mit dem Rechtsinhaber voraussetzt. Auch sol- 
len die Ursprungsländer der genetischen Ressour- 
cen nach Möglichkeit von deren Nutzen profitieren 
(Artikel 16). 

- Die Entwicklungsländer sollen von den Industrie- 
ländern bei der Umsetzung ihrer Konventionsver- 
pflichtungen finanziell unterstützt werden. Dazu 
sollen die Industrieländer neue und zusätzliche 
Finanzmittel zur Deckung der vereinbarten vollen 
Mehrkosten den Entwicklungsländern zur Ver- 
fügung stellen (Artikel 20). 

Die Bundesregierung hat maßgeblich zum Zustande- 
kommen des Übereinkommens beigetragen und als 
eines der ersten europäischen Länder das Ratifizie- 
rungsverfahren abgeschlossen. Das Ratifizierungs- 
gesetz ist am 10. September 1993 in Kraft getreten. 
Die Ratifizierungsurkunde wurde am 21. Dezember 
1993 bei den Vereinten Nationen hinterlegt. Die Kon- 
vention ist völkerrechtlich am 29. Dezember 1993 in 
Kraft getreten. 

Im Herbst 1994 wird die erste Vertragsstaatenkonfe- 
renz zum Übereinkommen über die biologische Viel- 
falt stattfinden. Wichtiges Thema wird die Einrich- 
tung eines ständigen Finanzierungsmechanismus zur 
Unterstützung der Entwicklungsländer sein, der nach 
Auffassung der Europäischen Union und ihrer Mit- 
gliedstaaten durch die Globale Umweltfazilität (GEF) 
wahrgenommen werden soll. 

Die Bundesregierung hat in diesem Zusammenhang 
ihre Bereitschaft erklärt, die 4. Internationale Techni- 
sche Konferenz der Weltemährungsorganisation 
(FAO) über pflanzengenetische Ressourcen (ICPGR) 
voraussichthch 1996 in Deutschland auszurichten, 
und dafür 4 Millionen DM bereitgestellt. Als konkre- 
ten Beitrag zur Umsetzung der Konvention und der 
Kapitel 14 und 15 der Agenda 21 soll die Konferenz 
einen Weltzustandsbericht und einen globalen Akti- 
onsplan für pflanzengenetische Ressourcen als wich- 
tigen Schritt zur Sicherung biologischer Grundlagen 
der Welternährung annehmen. 

Im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit stellt 
die Bundesregierung rd. 5 Millionen DM zur Unter- 
stützung von Sofortmaßnahmen zur Umsetzung der 
Konvention in ausgewählten Entwicklungsländern 
bereit. 

2.1 .5.7.2 Washingtoner Artenschutzübereinkommen 

Um den Gefährdungen des Bestandes vieler freile- 
bender Tier- und Pflanzenarten infolge von Handels- 
interessen zu begegnen, wurde im März 1973 in Wa- 
shington das Übereinkommen über den internationa- 
len Handel mit gefährdeten Arten freilebender Tiere 
und Pflanzen (Washingtoner Artenschutzüberein- 
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kommen - WA) beschlossen. Die Bundesrepublik 
Deutschland setzte das Abkommen 1976 als erster 
EG-Mitgliedstaat in Kraft. Entsprechend dem Grad 
ihrer Schutzbedürftigkeit sind die geschützten Arten 
in drei Anhängen zum Übereinkommen aufgeführt, 
die ständig überprüft und den Erfordernissen ange- 
glichen werden. 

Im März 1992 fand in Kyoto, Japan, die 8. Verlrags- 
staatenkonferenz des Washingtoner Übereinkom- 
mens statt. Insgesamt wurden im Rahmen dieser Kon- 
ferenz 38 Arten neu in das WA aufgenommen, darun- 
ter einige Tropenholzarten, alle Braun- und Schwarz- 
bärarten sowie etliche Tillandsienarten. Ein wichtiger 
Beschluß der Konferenz war die Beibehaltung der 
Einstufung des Afrikanischen Elefanten sowie einiger 
Nashomarten in Anhang 1 (von der Ausrottung be- 
drohte Arten) des Übereinkommens. 

Das WA schließt nicht aus, daß die Mitgliedsländer 
strengere Vorschriften erlassen. Das EG-Recht sieht 
bereits heute für rd. 1 600 Arten der Anhänge II und 
III des Übereinkommens strengere Schutzbestim- 
mungen und ein generelles Vermarktungsverbot für 
Exemplare geschützter Tierarten vor. Um den Anfor- 
derungen des Europäischen Biimenmarktes gerecht 
zu werden, hat die Kommission im Dezember 1991 ei- 
nen Verordnungsvorschlag vorgelegt, der die Ein- 
und Ausfuhr von wildlebenden Tier- und Pflanzenar- 
ten abschließend regeln soll. Zuständig für die Durch- 
führung des WA in Deutschland sind Bundes- und 
Landesbehörden. Genehmigungsbehörde ist das neu 
errichtete Bundesamt für Naturschutz. Die Zollver- 
waltung kontrolliert den grenzüberschreitenden Wa- 
renverkehr mit Nicht-EU-Staaten. Bei der WA-spezifi- 
schen Schulung von jährlich ca. 200 Zollbeamten wir- 
ken Mitarbeiter des Bundesamtes für Naturschutz 
mit. Zur Intensivierung der Zusammenarbeit mit Poli- 
zei und Zoll arbeiten Bundesumweltministerium und 
Bundesamt für Naturschutz eng mit dem Zollkrimi- 
nalamt, dem Bundeskriminalamt, den Landeskrimi- 
nalämtem und den Staatsanwaltschaften zusammen. 
Um die Identifizierung von WA-Exemplaren bei der 
Ein- und Ausfuhr zu erleichtern, wird seit 1986 vom 
Bundesumweltministerium ein umfangreiches Erken- 
nungshandbuch herausgegeben. 

Zur Information der Bürger, speziell von Touristen, 
wird ein Pflanzenposter sowie ein Faltblatt vorberei- 
tet, das auf die in den jeweiligen Urlaubsländem vor- 
kommenden unter Schutz stehenden Arten abge- 
stimmtist. 


2.1. 5.7.3 Bonner Konvention 

Viele Arten sind aufgrund ihrer regelmäßigen 
Wanderungsbewegimgen Gefährdungen ausgesetzt. 
1979 wurde das Übereinkommen zur Erhaltung der 
wandernden wildlebenden Tierarten (Bonner Kon- 
vention) abgeschlossen, das für Deutschland am 
1. Oktober 1984 verbindlich wurde und neben einer 
umfassenden Regelung zur Erhaltung, Hege und Nut- 
zung der wandernden Arten den Abschluß von Regio- 
nalabkommen zum Schutz bestimmter Arten vorsieht. 
44 Vertragsstaaten gehören dem Übereinkommen 
an. 


Bislang kam es zum Abschluß von drei Regional- 
abkommen: 

- Das Abkommen über die Wallenmeerpopulalion 
des Seehundes wurde im Oktober 1990 von den 
drei Anliegerstaaten des Wattenmeeres (Däne- 
mark, Niederlande, Bundesrepublik Deutschland) 
unterzeichnet. Es ist seit dem 1. Oktober 1991 in 
Kraft. Schwerpunkte des Übereinkommens sind die 
Überwachung der Seehundpopulationen und ihrer 
Lebensräume sowie die Erforschung von Krankhei- 
ten und negativen Einflüssen, wobei die näheren 
Detaüs in dem „Schutz- und Managementplan für 
die Seehundpopulation im Wattenmeer 1991-1995* 
festgelegt sind. 

- Das Abkommen über Europäische Fledermäuse ist 
am 17. Januar 1994 völkerrechtlich in Kraft getre- 
ten. Neben dem Schutz der Lebensstätten sollen 
Forschungs- und Erhaltungsprogramme initiiert 
werden. Voraussichtlich im Juli 1995 wird die erste 
Vertragsstaatenkonferenz stattfinden. 

- Am 29. März 1994 ist das Abkommen über den 
Schutz der Kleinwale in der Nord- und Ostsee in 
Kraft getreten. Schwerpunkt dieses Regional- 
abkommens ist die Erforschung der wesentlichen 
Faktoren, die die Kleinwale (Schweinswal, Tümm- 
ler, Delphine) in ihrer Erhaltrmg bedrohen. Einen 
weiteren Aspekt stellt die Entwicklung „kl ein wal- 
verträglicher Fischfangmethoden'' dar. 

- Auf der vierten Vertragsstaatenkonferenz 1994 in 
Nairobi wurden auf Antrag der Bundesrepublik 
Deutschland 50 Wasservogelarten in Anhang II der 
Bonner Konvention aufgenommen. Der Entwurf ei- 
nes neuen Regionalabkommens, das im Anschluß 
an die Konferenz erstmalig beraten wurde, kann 
damit den Schutz von nunmehr 170 in der afrika- 
nisch-eurasischen Region wachsenden Wasservo- 
gelarten vorsehen. Dazu gehört z. B. der Weiß- 
storch. 


2.1 .5.7.4 Ramsar-Konvention 

Das Übereinkommen über Feuchtgebiete, insbeson- 
dere als Lebensraum für Wasser- und Watvögel von 
internationaler Bedeutung (Ramsar-Konvention), ist 
1971 in Kraft getreten und wurde inzwischen von 77 
Staaten unterzeichnet. Ziel des Übereinkommens ist 
es, über Ländergrenzen hinweg die Erhaltung und 
Entwicklung von Feuchtgebieten zu sichern. In Ent- 
wicklungsländern können Projekte zum Schutz und 
zum Management von Feuchtgebieten finanziell im- 
terstützt werden. 

Gebiete mit besonderer internationaler Bedeutung 
für die Wasser- und Watvögelpopulationen sollen von 
den Vertragsparteien als „Feuchtgebiet internationa- 
ler Bedeutung" in die Liste der Ramsar-Konvention 
aufgenommen werden. 

Im Rahmen eines Forschungsvorhabens wird derzeit 
ein Konzept zum verbesserten Schutz und zum Moni- 
toring von Feuchtgebieten internationaler Bedeutung 
in Deutschland erarbeitet; durch die Einrichtung ei- 
nes „Nationalen Ramsar- Gremiums" soll die nationale 
Zusammenarbeit im Bereich des Feuchtgebietsschut- 
zes verbessert werden. Auf der Vertragsstaatenkonfe- 
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renz 1993 in Kushiro, Japan, wurde Deutschland als 
zweiter Vertreter Westeuropas in das „Standing Com- 
mittee“ der Ramsar-Konvention gewählt. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat 29 Feuchtgebie- 
te als international bedeutsame Feuchtgebiete ange- 
meldet. 

2.1. 5.7.5 Berner Konvention 

Das Übereinkommen über die Erhaltung der euro- 
päischen wildlebenden Pflanzen und Tiere und ihrer 
natürlichen Lebensräume (Berner Konvention) ist 
1979 verabschiedet worden. Die Vertragsstaaten ver- 
pflichten sich zum Schutz der Lebensräume der in 
den Anhängen der Konvention aufgeführten Tier- 
und Pflanzenarten. 

Durch den Beitritt weiterer vier mittel- und osteuro- 
päischer Staaten hat die Konvention im Hinblick auf 
die Schaffung gesamteuropäischer Biotopverbund- 
systeme und europaweit abgestimmter Artenschutz- 
regelungen zusätzlich an Bedeutung gewonnen. 

2.1 .5.7.6 EG-Richtlinie über die Erhaltung der 
wildlebenden Vogelarten 

Die EG -Vogelschutzrichtlinie vom April 1979 ver- 
pflichtet die Mitgliedstaaten, Schutzgebiete einzu- 
richten, die Pflege und ökologisch sinnvolle Gestal- 
tung der Lebensräume auch außerhalb von Schutzge- 
bieten zu gewährleisten und zerstörte Lebensräume 
wiederherzustellen. Darüber hinaus bezweckt die 
Richtlinie den Schutz der Vögel vor dem direkten 
menschlichen Zugriff. 

1994 wurde der Anhang 11 der Richtlinie, der die Ar- 
ten auflistet, die von den Mitgliedstaaten für die Jagd 
freigegeben werden können, erweitert. 

2.1 .5.7.7 EG-Richtlinie zur Erhaltung der natürlichen 
Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere 
und Pflanzen 

Nach mehrjährigen Verhandlungen trat im Juni 1992 
die EG-Richtlinie zur Erhaltung der natürlichen Le- 
bensräume sowie der wildlebenden Tiere und Pflan- 
zen (Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie 92/43/EWG) in 
Kraft. Damit wurde erstmals eine gemeinschaftsweit 
verbindliche Rechtsgrundlage zur Erhaltung und Ent- 
wicklung des europäischen Naturerbes geschaffen. 

Die Richtlinie verpflichtet die Mitgliedstaaten, unter 
dem Namen „NATURA 2000" ein kohärentes Netz be- 
sonderer Schutzgebiete einzurichten. Es werden da- 
zu EU-einheitliche Kriterien und Maßnahmen zur 
Schutzgebietsausweisung vorgegeben; die Schutzge- 
biete der Vogelschutz-Richtlinie werden in NATURA 
2000 übernommen. Ziel ist es, die natürliche Arten- 
vielfalt zu bewahren und die Lebensräume von wild- 
lebenden Pflanzen und Tieren zu erhalten oder wie- 
derherzustellen. 

Für die Ausweisung der Schutzgebiete von gemein- 
schaftlichem Interesse ist folgendes Verfahren vorge- 
sehen: Die Mitgliedstaaten legen der Kommission 
binnen drei Jahren eine Liste der Schutzgebiete vor. 
Diese Liste enthält die Gebiete mit Lebensraumtypen 


nach Anhang I und Arten nach Anhang II der Richtli- 
nie. Aus diesen Listen erstellt die Kommission binnen 
sechs Jahren eine Liste von Gebieten von gemein- 
schaftlicher Bedeutung. Ist ein Gebiet in die Kommis- 
sionsliste aufgenommen, muß es binnen sechs Jahren 
vom Mitgliedstaat als Schutzgebiet ausgewiesen wer- 
den. Es unterliegt sofort nach Aufnahme in die Liste 
den speziellen Schutzmaßnahmen der Richtlinie 
(Störungen und Verschlechterungen sind zu vermei- 
den, Pläne und Projekte unterliegen einer Verträg- 
lichkeitsprüfung, Ausgleichsmaßnahmen sind zwin- 
gend). Als erster Schritt zur Umsetzung wurde durch 
das Bundesamt für Naturschutz ein umfangreiches 
technisches Dokument zu Anhang I erarbeitet, in dem 
die in Deutschland vorkommenden Lebensraumty- 
pen definiert und beschrieben wurden, um den zu- 
ständigen Stellen eine Benermung zu erleichtern. Die 
Koordinierung der Aufgaben findet in enger Zusam- 
menarbeit mit den Bundesländern statt. Eine Umset- 
zung in nationales Recht muß binnen zwei Jahren er- 
folgen. 

Zeitgleich mit der Verabschiedung der Fauna-Flora- 
Habitat-Richtlinie wurde auf EG-Ebene das Finanzie- 
rungsinstrument LIFE geschaffen, in dessen Rahmen 
Mittel für Umwelt- und Naturschutzprojekte bereitge- 
stellt werden. Zu den prioritären Maßnahmen für die 
Pilotphase 1993 - 1995 gehören Projekte, die der Er- 
haltung oder Wiederherstellung von Lebensräumen 
und Arten, die in der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie 
erfaßt sind, dienen. 

2.1. 5.8 UNESCO-Programm 

„Der Mensch und die Biosphäre“ 

Als eine der ersten internationalen Organisationen er- 
kannte die UNESCO die globalen Herausforderun- 
gen des Mensch-Umwelt- Verhältnisses und beschloß 
ein zwischenstaatliches Programm mit dem Leitthema 
„Der Mensch und die Biosphäre" (Man and the Bio- 
sphere - MAß). Aufgabe des MAB-Programms ist es, 
auf internationaler Ebene wissenschaftliche Grundla- 
gen für eine umweltgerechte Nutzung und Erhaltung 
der natürlichen Ressourcen zu entwickeln mit dem 
Ziel, das Spannungsfeld zwischen Mensch und Um- 
welt zu untersuchen sowie Wege für eine nachhaltige 
Verbesserung dieser Beziehung aufzuzeigen, Aus- 
gangspunkt der MAB-Forschung ist ein erweiterter 
ökosystemarer Ansatz, der neben ökologischen, öko- 
nomischen, sozialen und kulturellen Aspekten auch 
ethische Aspekte ausdrücklich mit einbezieht. 

In Deutschland sind inzwischen zwölf repräsentative 
Flächen von der UNESCO als Biosphärenreservate 
anerkannt worden. Die Biosphärenreservate umfas- 
sen damit eine Gesamtfläche von 11 589 m^; dies ent- 
spricht etwa 3,3 Prozent der Fläche Deutschlands. 
Weltweit umfaßt das Netz von Biosphärenreservaten 
311 Gebiete. 

Auf Grundlage der 1991 gezeichneten deutsch-israe- 
lischen Regierungsvereinbarung über ein gemeinsa- 
mes Projekt im Naturschutz unterstützt Deutschland 
z.Z. Israel bei der Anmeldung des Karmel-Gebirges 
als Biosphärenreservat. Wesentlicher Bestandteil der 
Zusammenarbeit ist die Einrichtung einer ökologi- 
schen Dauerbeobachtung im Karmel-Gebirge. Dabei 
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Zu; Abbildung 23 

Feuchtgebiete internationaler Bedeutung für Wat- und Wasservögel in Deutschland 

(Stand: 30. April 1993) 


Nr. 

Gebietsname 

Fläche 

(ha) 

Land 

Datum 

la 

Wattenmeer, Elbe-Weser-Dreieck 

38 460 

Niedersachsen 

26. 

2. 1976 

Ib 

Wattenmeer, Jadebusen und westliche 
Wesermündung 

49 490 

Niedersachsen 

26. 

2. 1976 

Ic 

Wattenmeer, Ostfriesisches Wattenmeer 
mit Dollart 

121 620 

Niedersachsen 

26. 

2. 1976 

2 

Niederelbe zwischen Barnkrug und 

Otterndorf 

11 760 

Niedersachsen 

26. 

2. 1976 

3 

Eibaue zwischen Schnackenburg und 
Lauenburg 

7 560 

Niedersachsen 

26. 

2. 1976 

4 

Dümmer 

3 600 

Niedersachsen 

26. 

2. 1976 

5 

Diepholzer Moomiederung 

15 060 

Niedersachsen 

26. 

2. 1976 

6 

Steinhuder Meer 

5 730 

Niedersachsen 

26. 

2. 1976 

7 

Unterer Niederrhein 

25 000 

Nordrhein-Westfalen 

28. 

10. 1983 

8 

Rieselfelder Münster 

233 

Nordrhein-Westfalen 

28. 

10. 1983 

9 

Weserstaustufe Schlüsselburg 

1 600 

Nordrhein-Westfalen 

28. 

10. 1983 

10 

Rhein zwischen Eltville und Bingen 

475 

Hessen, Rheinland-Pfalz . . . 

26. 

2. 1976 

11a 

Bodensee: WoUmatinger Ried-Giehrenmoos . 

767 

Baden-Württemberg 

26. 

2. 1976 

11b 

Bodensee: Mindelsee bei Radolfzell 

310 

Baden-Württemberg 

26. 

2. 1976 

12 

Donauauen und Donaumoos 

8 000 

Bayern 

26. 

2. 1976 

13 

Lech-Donau-Winkel 

230 

Bayern 

26. 

2. 1976 

14 

Ismaninger Speichersee mit Fischteichen . . . 

955 

Bayern 

26. 

2. 1976 

15 

Ammersee 

6517 

Bayern 

26. 

2. 1976 

16 

Starnberger See 

5 720 

Bayern 

26. 

2. 1976 

17 

Chiemsee 

8 660 

Bayern 

26. 

2. 1976 

18 

Unterer Inn zwischen Haiming und Neuhaus 

1 955 

Bayern 

26. 

2. 1976 

19 

Ostseeboddengewässer Zingst-Westrügen- 
Hiddensee 

25 800 

Mecklenburg- Vorpommern 

31. 

7. 1978 

20 

Krakower Obersee 

868 

Mecklenburg- Vorpommern 

31. 

7. 1978 

21 

Ostufer der Müritz 

4 832 

Mecklenburg- Vorpommern 

31. 

7. 1978 

22 

Galenbecker See 

1 015 

Mecklenburg- Vorpommern 

31. 

7. 1978 

23 

Unteres Odertal bei Schwedt 

5 400 

Brandenburg 

31. 

7. 1978 

24 

Niederung der Unteren Havel mit 

Gülper See 

5 792 

Brandenburg, 

Sachsen-Anhalt 

31. 

7. 1978 

25 

Teichgebiet Peitz 

1 060 

Brandenburg 

31. 

7. 1978 

26 

Helmestausee Berga-Kelbra 

1 360 

Thüringen, Sachsen -Anhalt 

31. 

7. 1978 

27 

Hamburgisches Wattenmeer 

11 700 

Hamburg 

1. 

8. 1990 

28 

Schleswig-Holsteinisches Wattenmeer und 
angr. Gebiete 

299 000 

Schleswig-Holstein 

15. 

11. 1991 

29 

Mühlenberger Loch 

675 

Hamburg 

9. 

6. 1992 


Quelle: Bundesamt für Naturschutz 
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Abbildung 23 

Feuchtgebiete internationaler Bedeutung und Biosphärenreservate in Deutschland 
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werden die in den Biosphärenreservaten in Deutsch- 
land entwickelten Methoden und Instrumente zur 
Ökosystemforschung und Ökologischen Umweltbe- 
obachtung eingesetzt, überprüft und weiterentwik- 
kelt. 


2.1 .5.9 Ökosystemforschung - Ökologische Um- 
weltbeobachtung - Umweltprobenbank 

Ökosysteme sind im allgemeinen hochgradig ver- 
netzt, komplex und dynamisch. Schädigungen unse- 
rer Umwelt können nur dann hinreichend erkannt, 
bewertet und abgewendet werden, wenn sie im Zu- 
sammenhang mit ökosystemaren Prozessen und der 
Nutzung durch den Menschen betrachtet werden. In 
der zum großen Teil vom Bundesforschungsministeri- 
um geförderten Ökosystemforschung sollen diejeni- 
gen Bedingungen herausgearbeitet werden, unter 
denen terrestrische Ökosysteme und Gewässer lang- 
fristig genutzt werden können, ohne daß ihre spezifi- 
sche Produktivität und ihre natürliche, in der Regel 
selbstorganisierte Dynamik gefährdet werden. Die 
Ergebnisse der Ökosystemforschung werden so auf- 
bereitet, daß sie Eingang in konkrete Maßnahmen der 
Umweltvorsorge und der Umweltsanierung finden 
können. 

Durch die laufende Erfassung und Bewertung der 
Entwicklung des ökologischen Zustandes in reprä- 
sentativ ausgewählten Lebensräumen können früh- 
zeitig wichtige Voraussetzungen geschaffen werden, 
um 

- sich anbahnende Fehlentwicklungen der Ökosy- 
steme zu erkennen 

- Erkenntnisse über Art und Umfang eingetretener 
Fehlentwicklungen und ihrer Folgen (Schäden) ab- 
zuschätzen 

- Erkenntnisse für die Prioritätensetzung für politi- 
sche Gegenmaßnahmen der Bundesregierung und 

- Grundlagen für die Vorsorgepolitik der Bundesre- 
gierung im Natur-, Umwelt- und Gesundheits- 
schutz zu gewinnen. 

Diese Ziele verfolgt die Ökologische Umweltbeobach- 
timg (ÖUB), wie sie der Sachverständigenrat für Um- 
weltfragen in seinem Sondergutachten „Allgemeine 
ökologische Umweltbeobachtung" (BT-Drs. 11/8123) 
gefordert hat. Zu diesem System, wie es die Bundes- 
regierung schrittweise umzusetzen beabsichtigt, ge- 
hören 

- die Zusammen führung von Informationen aus ver- 
schiedenen Meßnetzen, Langzeituntersuchungen 
und umweltrele.vanten Statistiken 

- der Aufbau eines Netzes repräsentativer Dauerbe- 
obachtungsflächen für die Erfassung von Verände- 
rungen der wichtigsten Ökosysteme mit dem Ziel, 
langfristig gesicherte Erkenntisse über Auswirkun- 
gen stofflicher und struktureller Belastungen bun- 
desweit zu gewinnen 

- der weitere Ausbau der Umweltprobenbank des 
Bui^des für retrospektive Untersuchungen über an- 
thropogene Stoffeinflüsse auf die Umwelt und für 
die Bereitstellung von Proben für Fragestellungen, 


die sich aufgrund möghcher Langzeitwirkungen er- 
geben können. 

Methoden und Instrumente der Ökologischen Um- 
weltbeobachtung sind im Rahmen des Forschungs- 
vorhabens „Der Einfluß des Menschen auf Hoch- 
gebirgsökosysteme im Alpen- und Nationalpark 
Berchtesgaden" (MAB-6) entwickelt worden; sie wer- 
den derzeit im abschließenden Forschungsvorhaben 
„Konzeption für eine ökosystemare Umweltbeobach- 
tung - Pilotprojekt für Biosphärenreservate am Bei- 
spiel des Alpen- und Nationalparks Berchtesgaden" 
für einen generellen Einsatz in Biosphärenreservaten 
fortentwickelt. 

Ein weiterer wichtiger Baustein der Ökologischen 
Umweltbeobachtung ist die Archivierung (verände- 
rungsfreie Lagerung) repräsentativer Luft-, Nieder- 
schlags-, Boden-, Pflanzen-, Tier- und Human- Organ- 
proben in der Umweltprobenbank des Bundes: Bele- 
ge für eine ökotoxikologische und toxikologische Be- 
weissicherung. 

Für die Umweltprobenbank des Bundes werden bun- 
desweit ökologisch repräsentative Proben aus der 
Umwelt und Human-Organproben gesammelt. Das 
Material wird chemisch charakterisiert und tiefkalt 
eingelagert. Somit kann jederzeit geklärt werden, wo 
und wann bestimmte Belastungen des Menschen 
oder der Umwelt zum ersten Mal auftraten. Auch die 
Verbreitung jetzt noch unbekannter Chemikalien läßt 
sich so später zurückverfolgen. 

Das Netz der repräsentativen Probenahmestandorte 
der Umweltprobenbank wird auf die neuen Länder 
ausgeweitet, z.B. auf ballungsraumnahe, limnische 
und marine Ökosysteme sowie für Humanorgan-Pro- 
ben auf die Städte Halle und Greifswald. 

In zunehmendem Maße sollten weltraumgestützte 
Beobachtungssysteme für Zwecke der Umweltbeob- 
achtung genutzt werden. Satellitengestützte Erdbe- 
obachtungssysteme bieten gegenüber konventionel- 
len Beobachtungsmethoden die Vorteile der Erfas- 
sung großräumiger Gebiete und hoher Wiederhol- 
raten. 

Seit den Vorbereitungen zur Konferenz der Vereinten 
Nationen für Umwelt und Entwicklung (UNCED) im 
Juni 1992 in Rio gibt es insbesondere im Rahmen der 
europäischen Umweltpohtik verstärkte Bemühungen, 
die Grundgemeinsamkeiten der potentiellen Nutzer 
von Satellitendaten aus dem Umweltbereich abzu- 
stimmen und den Dialog und den Informationsaus- 
tausch mit den Weltraumagenturen zu intensivieren. 
Im November 1992 fand in Bonn auf Einladung des 
Bundesumweltministeriums und des Bundesfor- 
schungsministeriums die Erste Europäische Konfe- 
renz zur Nutzung von Satellitendaten für Umwelt- 
zwecke statt. Die 26 Teilnehmerstaaten sowie Re- 
präsentanten der Europäischen Kommission und 
des Umweltprogramms der Vereinten Nationen 
(UNEP) verständigten sich in einer Deklaration dar- 
auf, Ziele und Interessen im Bereich der Umweltbe- 
obachtung künftig unter Federführung der Europäi- 
schen Kommission gemeinsam weiterzuverfolgen, 
zu harmonisieren und gegenüber den Weltraum- 
agenturen zu vertreten. 
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2.1.5.10 Anpassung und Weiterentwicklung der 
Bundes-Naturschutzgesetzgebung 

Das Bundesnaturschutzgesetz ist seit 1990 mehrfach 
geändert worden: 

- Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie des Rates vom 
27. Juni 1985 über die Umweltverträglichkeitsprü- 
fung bei bestimmten öffentlichen und privaten Pro- 
jekten (85/337/EWG) vom 12. Februar 1990 

- Investitionserleichterungs- und Wohnbaulandge- 
setz vom 22. April 1993 

- Gesetz über die Errichtung eines Bundesamtes für 
Naturschutz und zur Änderung von Vorschriften auf 
dem Gebiet des Artenschutzes vom 6. August 1993. 

2.1 .5.1 1 Gentechnik und Umwelt 

Mit den heute vorhandenen gentechnischen Metho- 
den ist es möglich, bestimmte Eigenschaften von Or- 
ganismen auch über Art- und Gattungsgrenzen hin- 
weg stabil zu übertragen. Dadurch läßt sich mit der 
Gentechnik eine völlig neue Qualität in der Biologie 
und in verwandten Bereichen wie Landwirtschaft, 
Medizin oder Biotechnologie erreichen. 

Gentechnische Verfahren und Methoden bieten 
Chancen für eine nachhaltige Entwicklung zum Nut- 
zen von Mensch und Umwelt besonders in folgenden 
Bereichen: 

- Entwicklung von Medikamenten und neuartigen 
Therapieverfahren 

- Entwicklung resistenter, den Einsatz von Pflanzen- 
schutzmitteln und Dünger verringernder Sorten in 
der Landwirtschaft 

- Abbau von Schadstoffen und Altlasten, Verbesse- 
rung der Abluft- und Abwasserbehandlung und 
Abfallentsorgung 

- Entwicklung und Verbesserung umweltschonender 
biotechnischer Produktionsverfahren 

- Erweiterung des Wissens über Funktionen, Zusam- 
menhänge und Lebensbedingungen von Mikro- 
organismen, Tieren und Pflanzen. 

Die Anwendung gentechnischer Methoden kann je- 
doch auch Risiken für die belebte und unbelebte Na- 
tur mit sich bringen. So sind in Fällen, in denen gen- 
technisch veränderte Organismen mit einem hohen 
Risikopotential aus Forschung oder Produktion unbe- 
absichtigt in die Umwelt gelangen oder im Fall der ge- 
zielten Freisetzung von Organismen in die Umwelt 
Störungen in der Natur und deren Wirkungsgefüge 
denkbar. 

Um sowohl den Chancen als auch den Risiken der Gen- 
technik gerecht zu werden, hat die Bundesregierung 
frühzeitig Maßnahmen ergriffen, um den Schutz von 
Mensch und Umwelt zu sichern und gleichzeitig die 
erforderliche Rechtssicherheit bei der Erforschung, Ent- 
wicklung und Nutzung der wissenschaftlichen und tech- 
nischen Möglichkeiten der Gentechnik herzustellen. 

2.1 .5.1 1 .1 Initiativen auf nationaler Ebene 

Gentechnik-Gesetz 

Im Juh 1990 ist das Gesetz zur Regelung von Fragen der 
Gentechnik (Gentechnik-Gesetz) in Kraft getreten; die 
wichtigsten zur Durchführung des Gesetzes erforderli- 


chen Verordnungen wurden ebenfalls bis zum Ende des 
Jahres 1990 erlassen. Mit dem Gentechnik-Gesetz setzte 
die Bundesrepublik Deutschland schon frühzeitig die 
1990 beschlossenen EG-Richtlinien zur Gentechnik um. 

Das Gentechnik-Gesetz enthält u.a. Regelungen zum 
Anmelde- und Genehmigungsverfahren für gentech- 
nische Arbeiten in gentechnischen Anlagen (Sicher- 
heitsstufen und Maßnahmen) und Freisetzungen von 
gentechnisch veränderten Organismen und das Inver- 
kehrbringen von Produkten, die gentechnisch verän- 
derte Organismen enthalten oder aus ihnen bestehen. 
In beiden Fällen hat der Betreiber eine sorgfältige Risi- 
koanalyse durchzuführen, die von den zuständigen Be- 
hörden im Rahmen von Kontrollen und von Anmelde- 
und Genehmigungsverfahren überprüft werden. 

Im Februar 1992 fand vor dem Ausschuß für For- 
schung, Technologie und Technikfolgenabschätzung 
und dem Ausschuß für Gesundheit des Deutschen 
Bundestages eine öffentliche Anhörung zum Thema 
„Erfahrungen mit dem Gesetz zur Regelung von Fra- 
gen der Gentechnik" statt. Hierbei wurde deutlich, 
daß ein Teil der Vorschriften des Gentechnik-Geset- 
zes zu einem übermäßigen, dem Risiko der gentechni- 
schen Arbeiten nach dem Stand der Wissenschaft un- 
angemessenen bürokratischen Aufwand führte, der 
erhebliche Behinderungen bei der Anwendung der 
Gentechnik in Deutschland zur Folge hatte, so daß 
Deutschland im Bereich dieser wichtigen Zukunfts- 
technologie weit hinter den in anderen EU-Mitglied- 
staaten stattfindenden Aktivitäten zurückliegt. 

Aufgrund der im Rahmen der Anhörung geäußerten 
Anregungen hat der Deutsche Bundestag die Bundes- 
regierung im November 1992 zur Novellierung des 
Gentechnik-Gesetzes aufgefordert. Die Novelle ist im 
Dezember 1993 in Kraft getreten. 

Vollzug des Gentechnik-Gesetzes 

Die seit Inkrafttreten des Gentechnik-Gesetzes bis 
September 1993 erfaßten Anlagen und Arbeiten sind in 
folgender Tabelle dargesteUt (Stand: September 1993): 


Tabelle 25 


Sicher- 

heitsstufe 

Forschung/ 

Gewerbe 

Anmeldungen/ 
Genehmigungen von 

Anlagen 

Arbeiten 

1 

Forschung .... 

605 

630 ‘) 


Gewerbe 

5 

25 

2 

Forschung .... 

72 

184 


Gewerbe 

0 

0 

3 

Forschung .... 

7 

25 


Gewerbe 

0 

0 

4 

Forschung .... 

0 

0 


Gewerbe 

0 

0 


’) Aufgeführt werden nur die gleichzeitig mit der Anlage an- 
gemeldeten Arbeiten; weitere Arbeiten der Sicherheitsstufe 1 
werden vom Betreiber nur noch aufgezeichnet und daher 
nicht erfaßt. 
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Seit Inkrafttreten des Gentechnik-Gesetzes wurden 
in Deutschland sieben Freisetzungsanträge - aus- 
schließlich für Pflanzen - gestellt (Stand September 
1993); vier davon wurden genehmigt, zwei zurückge- 
zogen und ein Antrag wird noch bearbeitet. 


Tabelle 26 


Jahr 

Pflanzen- 

art 

gentechnische 

Veränderung 

Stand 

1990 

Petunie 

Blütenfarbe 

durchgeführt 

1991 

Petunie 

Blütenfarbe 

zurückgezo- 

gen 

1992 

Zucker- 

rübe 

Virusresistenz 

durchgeführt 

1992 

Kartoffel 

Stärkezusam- 

mensetzung 

durchgeführt 

1992 

Kartoffel 

Knollengröße 

durchgeführt 

1992 

Kartoffel 

Bakterien- 

resistenz 

zurückgezo- 

gen 

1993 

Mais, 

Raps 

Herbizid- 

resistenz 

Verfahren läuft 


Seit Inkrafttreten der EG -Richtlinie über die „Ab- 
sichtliche Freisetzung gentechnisch veränderter Or- 
ganismen in die Umwelt" sind von den zuständigen 
Behörden der Mitgliedstaaten 147 Benachrichtigun- 


gen im Rahmen des Systems für den Informationsaus- 
tausch übermittelt und von den deutschen Behörden 
bearbeitet worden (Stand: September 1993). Dies be- 
traf überwiegend Pflanzen (142), aber auch Bakterien 
(3) und Viren (2). Zusammen mit den deutschen An- 
trägen wmden also insgesamt 154 Freisetzungen in 
der EU beantragt. 

Bislang wurden vier Anträge auf Inverkehrbringen im 
EU- weiten Genehmigungsverfahren geprüft; ein An- 
trag auf Inverkehrbringen eines mit gentechnischen 
Methoden attenuierten Lebendimpfstoffes gegen die 
Pseudotollwnt wurde genehmigt, ein Antrag auf In- 
verkehrbringen einer Chrysantheme mit veränderter 
Blütenfarbe wurde nach Widersprüchen und Nachfor- 
derungen einzelner Mitgliedstaaten zurückgezogen, 
ein Antrag auf Inverkehrbringen eines Tollwutimpf- 
stoffes liegt nach einem Einspruch aus Deutschland 
derzeit zur Entscheidung bei der EG-Kommission. 
Der vierte Antrag für einen weiteren Lebendimpfstoff 
gegen die Pseudotollwut wird derzeit geprüft. 

Forschung und Entwicklung 

Bei den Forschungs- und Entwicklungsvorhaben 
wurden in den letzten Jahren im Auftrag des Bundes- 
forschungsministeriums und des Bundesumweltmini- 
steriums zahlreiche Projekte im Bereich Gentechnik 
und in der Sicherheits-, Risiko- und Begleitforschung 
durchgeführt. Diese dienten zum einen der Förde- 
rung der Gentechnik durch Erarbeitung von Grundla- 
gen, methodischen Ansätzen und ersten Anwendun- 


Abbildung 24 


Zahl der Anmeldungen von Freisetzungsexperimenten 
im europäischen Vergieich 


Dänemark (6) 


Frankreich (35)- 


Italien (5) ■ 


Niederlande (26) 



- Belgien (42) 

-Deutschland (7) 
-Spanien (2) 

- Großbritannien (29) 
-Portugal (2) 
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gen, zum anderen der Untersuchung möglicher Risi- 
ken, die durch Herstellung, Freiwerdung oder Frei- 
setzung transgener Organismen entstehen könnten. 

2.1 .5.1 1 .2 Initiativen auf internationaler Ebene 

Europäische Union 

Bei der Erarbeitung der Gentechnik-Richtlinien der 
Europäischen Gemeinschaft hat sich die Bundesrepu- 
bhk Deutschland stets für einen weitreichenden 
Schutz von Mensch und Umwelt unter Berücksichti- 
gung des Vorsorgeprinzips ausgesprochen. Durch die 
in den letzten Jahren gesammelten Erfahrungen bei 
der Anwendung der Gentechnik ist es nach Ansicht 
der Bundesregierung möglich geworden, Vereinfa- 
chungen im Anmelde- und Genehmigungsverfahren 
auch auf europäischer Ebene vorzunehmen, ohne da- 
durch das Schutzniveau für Mensch und Umwelt zu 
verringern. Dementsprechend hat das Bundeskabi- 
nett im Mai 1993 beschlossen, sich für derartige Ver- 
einfachungen bei der Kommission und den Mitglied- 
staaten der EU einzusetzen. Die Verfahrensvereinfa- 
chungen betreffen im wesentlichen ungefährliche 
und schwach gefährliche Arbeiten in geschlossenen 
Systemen sowie die Freisetzung von Organismen, mit 
denen bereits weltweit umfangreiche Erfahrungen 
gewonnen werden konnten. Hierbei handelt es sich 
vor allem um einige landwirtschaftliche Nutzpflan- 
zen. 

Europarat 

Durch den Europarat wurde eine Expertengruppe fi- 
nanziert, in der unter deutscher Beteiligung speziell 
die Frage von möglichen ökologischen Langzeitwir- 
kungen gentechnisch veränderter Organismen disku- 
tiert wurde. Als Ergebnis der Beratungen wurde dem 
Europarat eine Studie vorgelegt, in der die Ergebnisse 
der Beratungen zusammengefaßt wurden und die 
Durchführung einer paneuropäischen Konferenz zum 
Thema „Langzeitwirkungen" angeregt wurde. Diese 
paneuropäische Konferenz hat im November 1993 
stattgefunden. 

OECD 

Durch die „Gruppe der nationalen Experten für Si- 
cherheit in der Biotechnologie" hat die OECD eine 
Reihe von Leitlinien für den Umgang mit genetisch 
veränderten Organismen erstellt, die u. a. auch 
Grundlage für die EG-Richtlinien gewesen sind. 
Auch an diesen Arbeiten hat sich die Bundesrepubhk 
Deutschland intensiv beteiligt. Das Mandat für diese 
Expertengruppe läuft im Sommer 1994 aus; Deutsch- 
land - wie auch der weit überwiegende Teil der übri- 
gen Mitghedstaaten - befürwortet eine Fortsetzung 
der Arbeiten. Unter anderem spricht sich die Bundes- 
regierung dafür aus, die Expertengruppe an der Erar- 
beitung international akzeptierter Grundsätze über 
Risikoabschätzungen und Sicherheitsmaßnahmen als 
Folge der Beschlüsse der Konferenz der Vereinten 
Nationen für Umwelt und Entwicklung 1992 zu betei- 
ligen. 


Vereinte Nationen 

Im Rahmen der VN-Konferenz für Umwelt und Ent- 
wicklung in Rio 1992 spielte das Thema „umweltge- 
rechte Entwicklung der Biotechnologie" eine wichti- 
ge Rolle. In Kapitel 16 der Agenda 21 konnte eine 
Übereinkunft über die Rolle der Biotechnologie für 
eine nachhaltige Entwicklung und eine Reihe von 
konkreten Zielen im Rahmen der internationalen Zu- 
sammenarbeit erzielt werden. Dabei wurde deutlich 
gemacht, daß die großen Entwicklungspotentiale der 
Biotechnologie nur dann effektiv und vorteilhaft ein- 
gesetzt werden können, wenn ihre umweltverträgli- 
che Handhabung gesichert ist. Insbesondere auf das 
Betreiben Deutschlands und seiner Partnerstaaten in 
der Europäischen Gemeinschaft konnte durchgesetzt 
werden, daß eines der Ziele internationaler Zusam- 
menarbeit im Bereich der Biotechnologie die Erarbei- 
tung international akzeptierter Grundsätze über Risi- 
koabschätzunqen und Sicherheitsmaßnahmen sein 
soll. 

2.1.6 Bewirtschaftung, Erhaltung und 
Entwicklung der Wälder 

Wälder gehören neben den Ozeanen zu den wichtig- 
sten Ökosystemen der Erde. Daher hat der Schutz der 
Wälder für die Bundesregierung sowohl auf nationa- 
ler Ebene als auch in der internationalen Zusammen- 
arbeit einen hohen Stellenwert. 

2.1. 6.1 Waldfläche 

Mitteleuropa war ursprünglich zu weit über 90 Pro- 
zent hauptsächlich mit Laubwald bewachsen. Durch 
Rodungen vor allem für landwirtschaftliche Zwecke 
wurde die Waldfläche über die Jahrhunderte zurück- 
gedrängt. 

Die Waldfläche in Deutschland umfaßt heute rund 
10,8 Millionen Hektar; das entspricht etwa 30 Prozent 
der Gesamtfläche. Die Waldverteilung ist geogra- 
phisch sehr unterschiedlich. Einem waldarmen Nor- 
den stehen waldreiche Mittelgebirgslandschaften in 
der Mitte und im Süden Deutschlands gegenüber. 
Rheinland-Pfalz und Hessen haben mit 41 Prozent 
den höchsten Waldanteil. Von den neuen Ländern ist 
vor allem Brandenburg mit 37 Prozent Flächenanteil 
stark bewaldet. 

Das Waldbild in Deutschland ist von Nadelbaumbe- 
ständen geprägt. Sie nehmen in den alten Ländern 
rund 67 Prozent und in den neuen Ländern rund 72 
Prozent der Waldfläche ein. Die häufigsten Baumar- 
ten bezogen auf das gesamte Bundesgebiet sind 
Fichte (33 Prozent der Waldfläche) und Kiefer 
(28 Prozent); dann folgen die Laubbaumarten Buche 
(14 Prozent) und Eiche (9 Prozent). 

2.1. 6.2 Multifunktionale Bedeutung des Waldes 

Wälder sind wegen ihrer Nutz-, Schutz- und Er- 
holungsfunktionen von großer wirtschaftlicher, so- 
zialer und ökologischer Bedeutung. Der Wald deckt 
etwa zwei Drittel des jährlichen Holzverbrauchs in 
Deutschland. Er liefert damit einen erheblichen Teil 
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des Rohstoffes für die deutsche Holzwirtschaft und 
Papierindustrie, die zusammen einen Anteil von rund 
1,2 Prozent an der gesamten Bruttowertschöpfung der 
deutschen Wirtschaft haben und allein in den alten 
Ländern rund 500 000 Arbeitnehmer beschäftigen. 

Den Schutzfunktionen der Wälder kommt gerade in 
einem dichtbesiedelten und hoch industrialisierteri 
Land wie Deutschland eine große, weiterhin zuneh- 
mende Bedeutung zu. Hierzu gehören der Wasser- 
schutz (Filter- und Rückhaltewirkung), der Schutz vor 
Luftschadstoffen und Lärm, der Klimaschutz (CO 2 - 
Senke), der Bodenschutz (einschließlich Erosions- 
schutz), der Landschaftsschutz sowie der Biotop- und 
Artenschutz. Da fast ganz Mitteleuropa mit Aus- 
nahme der Hochgebirge, der Meeresküsten und 
bestimmter Sonderstandorte ursprünglich mit Wald 
bedeckt war, stellen die Wälder zudem wichtige Le- 
bensräume für heimische wildlebende Tier- und 
Pflanzenarten dar. Sie sind bedeutende ökologische 
Ausgleichsräume, da sie einerseits großräumig zu- 
sammenhängende, natumahe Ökosysteme bilden 
und andererseits - insbesondere in waldärmeren Ge- 
bieten - in vielen Fällen als letztes Refugium für Arten 
dienen, deren Habitate außerhalb des Waldes mehr 
und mehr beeinträchtigt werden. 

Die Bevölkerung in Deutschland hat eine traditionell 
enge Verbindung zum Wald. Dies führt dazu, daß der 
Wald auch als Stätte für Freizeit und Erholung inten- 
siv genutzt wird. Mit der zunehmenden Freizeit stei- 
gen auch die Ansprüche der Bevölkerung an den 
Wald. Insbesondere in stadtnahen und ländlichen In- 
tensiverholungsgebieten hat der Wald eine zuneh- 
mend wichtige Rolle für die physische und psychische 
Regeneration der Menschen. 


2.1. 6.3 Belastungen der Wälder 

Die Wälder in Deutschland sind vielfältigen Belastun- 
gen ausgesetzt. Die Waldschadenserhebung 1993 
zeigt, daß die neuartigen Waldschäden trotz eines ge- 
wissen Rückgangs seit der letzten Erhebung 1992 das 
hohe Niveau der Vorjahre beibehalten haben: Ohne 
erkennbare Schadmerkmale sind 36 Prozent der Bäu- 
me; 40 Prozent zeigen schwache Schäden. Der Anteil 
deutlich geschädigter Bäume ging im Durchschnitt 
aller Länder und Baumarten um 3 Prozentpunkte auf 
24 Prozent zurück. 

Höhe und Entwicklung der Schäden weisen jedoch 
große regionale Unterschiede auf: Vergleichsweise 
gering ist der Anteil deutlich geschädigter Bäume in 
Rheinland-Pfalz mit 14 Prozent, relativ hoch dagegen 
in Mecklenburg- Vorpommern, Baden-Württemberg, 
Sachsen- Anhalt und Hessen mit Werten zwischen 30 
und 35 Prozent. Am höchsten ist er in Thüringen mit 
50 Prozent. Diese Unterschiede ergeben sich auch 
daraus, daß neben den - inzwischen vor allem beim 
Schwefeldioxid rückläufigen - Belastungen durch 
Luftschadstoffe auch eine Vielzahl natürlicher Fak- 
toren wie Witterung, Blühen, Fruchtbildung oder 
Schädlinge auf den Waldzustand einwirken. 1993 
waren diese natürlichen Streßfaktoren regional be- 
sonders unterschiedlich und haben sich außerdem je 
nach Baumart sehr uneinheitlich ausgewirkt. 


Am stärksten betroffen sind Tanne und Eiche mit 51 
bzw. 45 Prozent deutlichen Schäden, gefolgt von der 
Buche mit 32 Prozent. Fichte und Kiefer liegen bei 22 
bzw. 20 Prozent. Der Anteil deutlicher Schäden ist bei 
den Nadelbäumen seit 1985 rückläufig; er liegt nun- 
mehr bei 21 Prozent. Bei den Laubbäumen nehmen 
die deutlichen Schäden dagegen seit Beginn der Zeit- 
reüie zu; einschließlich der mit 16 Prozent vergleichs- 
weise wenig geschädigten sonstigen Laubbäume he- 
gen sie 1993 im Durchschnitt bei 30 Prozent. Damit 
hat sich die gegenläufige Entwicklung der Schäden 
bei Nadel- und Laubbaumarten auch 1993 weiter fort- 
gesetzt. 

Bei der Schädigung der Wälder ist zu beachten, daß 
außer den genannten Baumarten auch die dort leben- 
den Tier- und Pflanzenarten sowie ihre Lebensräume 
beeinträchtigt werden. Viele dieser Arten (z. B. Rech- 
ten und Moose) sind gegenüber Luftschadstoffen 
noch wesenüich empfindhcher und damit stärker ge- 
fährdet als die Baumarten. 

Die Ursachen der neuartigen Waldschäden sind viel- 
schichtig. Luftschadstoffen kommt dabei eine Schlüs- 
selrolle zu. Trotz der Erfolge der Luftreinhaltung wir- 
ken Luftschadstoffe nach wie vor auf die Waldöko- 
systeme ein und hinterlassen vor allem in den Wald- 
böden durch Anreicherung von Stickstoff, durch Aus- 
waschung von anderen Pflanzermährstoffen sowie 
durch Versauerung von Boden und Gnmdwasser lan- 
ge nachwirkende und zum Teil irreversible Schäden. 
Diese Schäden wirken weiter, selbst wenn keine Ein- 
träge mehr folgen. Unterschiede in Niveau und Ent- 
wicklung der Schäden lassen sich jedoch nicht allein 
mit der jeweiligen Schadstoffbelastung erklären, 
deim sie unterliegen vielfältigen Einflüssen (z. B. 
durch Standort, Bestand und Bewirtschaftung). Ein- 
fache und für alle Wälder gleichermaßen gültige Er- 
klärungen sind daher nicht möglich. 

Darüber hinaus ist eine mögliche Klimaänderung, 
verursacht vor allem durch den Anstieg der Kohlendi- 
oxid-Konzentration in der Luft eine Bedrohung für 
den Wald. Wälder sind durch die Langlebigkeit der 
Bäume und ihre lange Generationsdauer (Erreichen 
des Fruktifikationsalters) von einer Klimaänderung 
voraussichtlich besonders betroffen. Mit der Gefähr- 
dung der Wälder geht auch eine Gefährdung ihrer 
vielfältigen Funktionen einher. Daneben gibt es 
eine Reihe von biotisch und abiotisch bedingten 
Schäden, die bestandsbedrohende Ausmaße anneh- 
men können, wie z.B. Stürme, Waldbrände, Insekten- 
und Pilzbefall sowie Wildschäden. 

Belastungen der Wälder durch die Forstwirtschaft 
können sich z.B. durch Reinbestandswirtschaft, Bo- 
den- und Bestandsschädigungen oder den Einsatz 
von Pflanzenschutzmitteln ergeben. 

Vor allem in der Nähe großer Städte oder Ferienorte 
und in den für Wintersport geeigneten höheren Lagen 
führt auch die zunehmende Freizeit- und Erholungs- 
nutzung zu einer erheblichen Belastung der Wälder. 

Die vielfältigen anderen Belastungen der Wälder und 
Veränderungen der Waldökosysteme sind neben vie- 
len Auswirkungen mit Gefährdungen von im Wald 
heimischen Tier- und Pflanzenarten verbunden. So 
sind nach Schätzungen beispielsweise 80 Prozent der 
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Waldschäden 1991 

Alle Baumarten (Schadstufen 2 bis 4) 


Abbildung 25 
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Quelle: Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, Umweltbundesamt/UMPLIS 
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gefährdeten Großpilzarten sowie 42 Prozent der ge- 
fährdeten Vogelarten im Wald zu finden. Von den rd. 
3 700 in Wäldern vorkommenden Käferarten sind ins- 
besondere die an Totholz gebundenen und sich von 
Totholzbewohnern ernährenden Arten gefährdet. 

2.1. 6.4 Nationale Maßnahmen der Bundes- 
regierung 

Die Maßnahmen der Bundesregierung sincj darauf 
ausgerichtet, den Wald in seiner Fläche und seiner 
Funktionsfähigkeit zu erhalten. Die nachhaltige 
Waldbewirtschaftung im Sinne des Bundeswaldge- 
setzes umfaßt neben der gleichmäßigen Bereitstel- 
lung von Holz auch die dauerhafte und stetige Ge- 
währleistung der Schutz- und Erholungsfunktionen 
des Waldes. 


Nachhaltige Waldbewirtschaftung 

Mit der Konferenz der Vereinten Nationen für Umwelt 
und Entwicklung (UNCED) in Rio de Janeiro im Juni 
1992 vairde ein neues Kapitel in der Geschichte des 
Waldes aufgeschlagen. Mit der Verabschiedung der 
Walderklärung von Rio wurde erstmals weltweit ein 
politischer Konsens zu Waldschutzfragen erreicht. 
Die Walderklärung enthält weltweit festgelegte 
Grundsätze zur Bewirtschaftung, Erhaltung und 
nachhaltigen Entwicklung von Wäldern und ist eine 
tragfähige Grundlage für weitere konkrete Maßnah- 
men. Neben dem souveränen Recht der Länder auf 
eigenverantwortlichen Umgang mit ihren natürlichen 
Ressourcen wird auch die Berücksichtigung grenz- 
überschreitender und globaler Belange eingefordert. 

Aufbauend auf die Beschlüsse von UNCED wurde auf 
der Ministerkonferenz in Helsinki zum Schutz der 
Wälder in Europa 1993 eine zeitgemäße internatio- 
nale Definition der Nachhaltigkeit zwischen den Län- 
dern Europas vereinbart. Die Signatarstaaten stim- 
men darin überein, daß nachhaltige Bewirtschaftung 
die Betreuung von Waldflächen und ihre Nutzung in 
einer Art und Weise bedeutet, die die biologische 
Vielfalt, die Produktivität, die Verjüngungsfähigkeit, 
die Vitalität und die Fähigkeit, gegenwärtig und in 
Zukunft wichtige ökologische, wirtschaftliche und so- 
ziale Funktionen auf lokaler nationaler und globaler 
Ebene zu erfüllen, erhält und anderen Ökosystemen 
keinen Schaden zufügt. 

In Deutschland ist diese weitgehende Form der Nach- 
haltigkeit unabhängig von der Eigentumsform für aUe 
Wälder maßgebend. Die gesetzliche Verpflichtung 
zur nachhaltigen und ordnungsgemäßen Waldbewirt- 
schaftung ist in § 11 des Bundeswaldgesetzes veran- 
kert. Weitere Vorschriften zur Waldbewirtschaftung 
enthalten die Waldgesetze der Länder. 

Die nachhaltige Waldbewirtschaftung in Deutschland 
leistet vielfältige Beiträge zum Natur- und Arten- 
schutz auf der gesamten bewirtschafteten Waldflä- 
che. Die in den öffentlichen Forstverwaltungen und 
im Privatwald zunehmend praktizierte naturnahe 
Waldbewirtschaftung trägt in besonderer Weise zur 
Sicherung der biologischen Vielfalt und anderer 
Schutzfunktionen des Waldes bei. Ihr Ziel ist der 


standortgerechte, möglichst natumahe Wald in einer 
dem Standort und den Waldfunktionen angepaßten 
Bewirtschaftungsintensität mit dem langfristigen Ziel, 
sowohl ökologische als auch betriebswirtschaftliche 
Stabilität zu erreichen. Die natumahe Waldbewirt- 
schaftung beeinhaltet; 

- standortgerechte Baumartenwahl 

- Priorität von Naturverjüngungsverfahren 

- Verzicht auf Kahlschläge, statt dessen kleinflächige 
bis einzelstammweise Nutzung 

- Schaffung stufiger und ungleichaltriger Mischbe- 
stände 

- Förderung seltener Arten 

- Rücksichtnahme auf seltene Biotope 

- natumahe Gestaltung von Waldrändern. 

Längere Umtriebszeiten begünstigen diese Ansätze 
und ermöglichen einen höheren Anteil an Altbestän- 
den. Derzeit sind im früheren Bundesgebiet 18 Pro- 
zent der Bestände über 100 Jahre, etwa 1 Prozent 
über 160 Jahre alt. 

Eine natumahe Waldbewirtschaftung wird möglichst 
auf der gesamten forstwirtschaftlich genutzten Wald- 
fläche angestrebt. Hierzu ist es u.a. erforderlich, die 
Schadenswaldbestände auf ein ökologisch vertret- 
bares Maß zu reduzieren. Ausmaß und Umfang der 
Verbiß- und Schälschäden belegen, daß die Scha- 
denswalddichte derzeit vielerorts zu hoch ist und 
insbesondere die natürliche Wald Verjüngung be- 
hindert. 

Waldbiotopkartiemngen gewähren zusätzliche Hin- 
weise für speziell erforderliche Bewirtschaftungs- 
maßnahmen oder auch für Nutzungsbeschränkungen 
bzw. Nutzungsverbote. Sie werden, soweit vorhan- 
den, von Bund und Ländern in unterschiedlicher Wei- 
se in die Bewirtschaftungspläne der Forsteinrichtung 
integriert. Ein umfassendes Netzwerk von Schutzge- 
bieten nach dem Forst-, Naturschutz-, Wasser- und 
Jagdrecht unterstützt generelle und spezielle ökologi- 
sche Ziele. Hier werden Bewirtschaftungsmaßnah- 
men auf die Schutzziele abgestimmt und eventuelle 
Beschränkungen und Verbote in Verordnungen fest- 
gelegt. Darüber hinaus werden Maßnahmen zur Ge- 
nerhaltung im Rahmen eines speziellen Bund/Län- 
derprogramms durchgeführt. 

Zur Unterstützung der genannten Maßnahmen im 
nichtstaatlichen Wald besteht ein Bündel direkter und 
indirekter Fördermaßnahmen von Bund und Ländern. 
Größte Bedeutung hat dabei die Förderung waldbau- 
licher Maßnahmen im Rahmen der Gemeinschafts- 
aufgabe von Bund und Ländern „Verbessemng der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes" (1992: 140 
Millionen DM). Die Förderung wird jährlich hinsicht- 
lich Maßnahmen und Mitteleinsatz überprüft und 
fortgeschrieben. 

Maßnahmen gegen neuartige Waldschäden 

Nach wie vor bilden die neuartigen Waldschäden so- 
wohl ein großes ökologisches als auch ein ökonomi- 
sches Problem. Wesentliche Elemente des Programms 
der Bundesregierung gegen neuartige Waldschäden, 
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die auch dem Ökosystem Wald insgesamt zugute 
kommen, sind: 

- Maßnahmen zur Luftreinhaltung und ein Teil der 
Maßnahmen zum Klimaschutz auf nationaler und 
internationaler Ebene 

- Förderung von flankierenden forstlichen Maßnah- 
men im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Ver- 
besserung der Agrarstruktur und des Küstenschut- 
zes" zur Stabilisierung der Waldökosysteme 

- Fördenmg der Waldökosystemforschung und einer 
interdisziplinären Ursachen- und Wirkungsfor- 
schung 

- Überwachung der neuartigen Waldschäden im 
Rahmen der jährlichen Waldschadenserhebung 
und des Waldökosystemmonitorings sowie auf Dau- 
erbeobachtungsflächen. 

Die seit 1982 vor allem in der Luftreinhaltung einge- 
leiteten Maßnahmen haben bereits zu einer spürba- 
ren Verringerung der Luftemissionen in wichtigen Be- 
reichen geführt, aber bei den neuartigen Waldschä- 
den bisher lediglich eine Stabilisierung auf hohem Ni- 
veau bewirkt. Das Auseinanderklaffen von aktuellem 
Waldzustand einerseits und positiven Ergebnissen 
der Luftreinhaltepohtik andererseits ist vor allem dar- 
auf zurückzuführen, daß 

- Maßnahmen zur Luftreinhaltung, gemessen an 
dem jahrzehntelang andauernden hohen Ausstoß 
von Luftschadstoffen, erst seit vergleichsweise kur- 
zer Zeit wirken 

- Waldökosysteme auf Veränderungen außerordent- 
hch langsam reagieren (Reaktionszeiten von meh- 
reren Jahrzehnten) 

- Schadstoffeinträge sich über Jahrzehnte im Wald 
angesammelt haben 

- Luftschadstoffe (vor allem NOx und NH3) sich nach 
wie vor auf die Bäume auswirken. 

Darüber hinaus wird das Auftreten der neuartigen 
Waldschäden durch Faktoren wie Trockenheit, Sturm 
und/oder starke Fruktifikation begünstigt. 

Verbesseningen der Luftqualität begleitet von flan- 
kierenden forsüichen Maßnahmen köimen sich daher 
erst mit erheblicher zeitlicher Verzögerung positiv auf 
den Waldzustand auswirken. 

Ausweitung der Waldfläche 

Wegen der vielfältigen positiven Wirkungen des Wal- 
des für die Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes, 
die Regenerations- und Nutzungsfähigkeit der Natur- 
güter, den Artenschutz, das Klima und die Erholungs- 
möglichkeiten ist es ein besonderes Anliegen der 
Agrar- und Umweltpolitik, die Waldfläche vor allem 
in waldarmen Gebieten auszudehnen. 

Die Erstaufforstung wird in Deutschland bereits seit 
1975 innerhalb der forstlichen Maßnahmen der Ge- 
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruk- 
tur und des Küstenschutzes" gefördert. Dabei wird 
besonderer Wert auf die Anlage von natumahen 
Laub- und Mischwäldern gelegt. Die 1991 einge- 
führte Erstaufforstungsprämie, durch die Land- und 
Forstwirten maximal 20 Jahre lang eine Prämie als 


Ausgleich für Einkommensverluste gewährt wird, soll 
diese Entwicklung unterstützen. Die Höhe dieser Prä- 
mie kann seit 1993 unter bestimmten Voraussetzun- 
gen jährlich über 1 000 DM je Hektar betragen, wobei 
eine Staffelung nach Baumarten und Standortgüte 
erfolgt. 

Schätzungen gehen davon aus, daß mit Hilfe dieser 
Regelung in Deutschland jährlich bis zu 12 000 Hek- 
tar einer Aufforstung zugeführt werden können, was 
eine Steigerung um das Drei- bis Vierfache des Durch- 
schnitts der vergangenen Jahre bedeuten würde. 

Eine Abwägung der Eigentümerinteressen mit Erfor- 
dernissen der Raumordnung und Landesplanung er- 
folgt im forstrechtlich vorgeschriebenen Verfahren 
zur Genehmigung der Erstaufforstung. Über dieses 
Verfahren wird auch sichergestellt, daß die Belange 
des Naturschutzes, z. B. zur Bewahrung wertvoller 
Nichtwaldbiotope, gewahrt bleiben. 

Ausweisung von Schutzgebieten 

5 Prozent der Waldfläche (591 300 Hektar) einschheß- 
lich der Waldflächen in Biosphärenreservaten stehen 
unter strengem Schutz nach Forst- oder Naturschutz- 
recht. Zählt man die Biosphärenreservate wegen der 
Überschneidungen mit Naturschutzgebieten in der 
Kemzone nicht dazu, liegen noch 4 Prozent der Wald- 
fläche in Schutzgebieten (396 500 Hektar). Die ver- 
schiedenen Schutzkategorien überschneiden sich 
allerdings häufig. 

Nationalparke, Naturschutzgebiete, Waldschutzge- 
biete und Naturwaldreservate unterliegen Schutzver- 
ordnungen, die die Nutzung zum Teü erheblich ein- 
schränken. Vornehmlich im Staats wald der Länder 
sind die Naturwaldreservate eingerichtet worden. 
Diese Waldflächen bleiben der natürlichen Entwick- 
lung überlassen und dienen der Forschung, dem Na- 
turschutz, der Erhaltung genetischer Ressourcen und 
als Demonstrationsflächen. Erhaltenswerte histori- 
sche Waldformen sowie repräsentative oder seltene 
Waldgesellschaften werden nach Forstrecht als Wald- 
schutzgebiete ausgewiesen. 

Es wird angestrebt, weitere Waldflächen unter Schutz 
zu stellen. Nicht in den 5 Prozent enthalten sind die 
Waldflächen der großflächigen Naturparke und Land- 
schaftsschutzgebiete. Hier unterliegen Land- und 
Forstwirtschaft, soweit sie ordnungsgemäß betrieben 
werden, im Gegensatz zu Nationalparken und Natur- 
schutzgebieten in der Regel keinen Einschränkun- 
gen. Diese Gebiete dienen der Erholung der Bevölke- 
rung und der Erhaltung der Landschaft. Naturparke 
nehmen 25 Prozent der Waldfläche, Landschafts- 
schutzgebiete 33 Prozent der Waldfläche ein; zwi- 
schen diesen beiden Schutzkategorien bestehen 
erhebliche Flächenüberschneidungen. 

Darüber hinaus gibt es weitere förmlich geschützte 
Waldflächen nach Wasserrecht, Jagdrecht und Stra- 
ßenrecht. 

2.1. 6.5 Internationale Maßnahmen 

Wegen der weltweiten Gefährdung der Wälder und 
der grenzüberschreitenden ökologischen wie ökono- 


161 


Drucksache 1 2/8451 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


mischen Auswirkungen ihrer Zerstörung sind neben 
den nationalen Anstrengungen auch internationale 
Maßnahmen zu ihrer Erhaltung erforderlich. 

Die Konferenz der Vereinten Nationen für Umwelt 
und Entwicklung 1992 in Rio war gekennzeichnet von 
dem zunehmenden Bewußtsein über die Gefährdun- 
gen, denen die Waldökosysteme weltweit ausgesetzt 
sind. Sie hat darüber hinaus deutlich gemacht, daß 
Wald nicht ausschließlich in seiner Eignung als Le- 
bensraum für einzelne Pflanzen- und Tierarten be- 
trachtet werden darf. Denn die Erhaltung seiner 
Nutz- und Schutzfunktionen ist für die Existenzsiche- 
rung großer Bevölkerungskreise vor allem in den 
ländlichen Gebieten der Entwicklungsländer von er- 
heblicher Bedeutung. Mit der Verabschiedung der 
Walderklärung konnte nach intensiven Verhandlun- 
gen unter deutschem Vorsitz erstmals weltweit ein po- 
litischer Konsens über Bewirtschaftung, Erhaltung 
und nachhaltige Entwicklung von Wäldern erreicht 
werden. Alle Länder, gerade auch die Industrielän- 
der, sind danach aufgerufen, soweit möglich positive 
und deutliche Maßnahmen zur Wiederaufforshmg 
und Aufforstung sowie zur Erhaltung der Wälder zu 
treffen. Einzelheiten zur Walderklärung sind in Ab- 
s chnitt B .3 . 2 . 1 . 6 dar gestellt . 

2.1 .7 Bodenschutz und Altlasten 

2.1. 7.1 Situation des Bodenschutzes 

Unter den Bedingungen eines dichtbesiedelten Lan- 
des mit hohem Industrialisierungsgrad und intensiver 
Landwirtschaft haben sich in den letzten Jahrzehnten 
die Ansprüche an den Boden erheblich gesteigert. 
Damit ist die Gefahr gewachsen, daß die Funktionen 
des Bodens im Naturhaushalt und seine Nutzungs- 
möghchkeiten durch Stoff ein träge, Erosion, übermä- 
ßigen Landverbrauch oder Versiegelung beeinträch- 
tigt werden. 

Danüt künftig den Ansprüchen des Menschen an die 
Ressource Boden in einer nachhaltigen Weise ent- 
sprochen werden kann, muß ihre Nutzung umwelt- 
verträglich und effizient gestaltet werden. Die Not- 
wendigkeit eines integrierten Ansatzes für die Pla- 
nung und Bewirtschaftung von Bodenressourcen wird 
in Kapitel 10 der Agenda 21 ausdrücklich hervorgeho- 
ben, die die Konferenz der Vereinten Nationen für 
Umwelt und Entwicklung 1992 in Rio verabschiedet 
hat. 

In den Boden gelangen über die Luft, über das Wasser 
und auf direktem Wege Stoffe, die sich schädlich aus- 
wirken können. Schwefeldioxid und Stickstoffoxide 
sowie Ammoniak zählen zu den Hauptursachen der 
Bodenversauerung. Schwermetalle und organische 
Verbindungen gelangen vorwiegend in der Nähe von 
Industrieanlagen oder in der Umgebung verkehrsrei- 
cher Straßen über die Luft in den Boden. 

Düngemittel können sich auf Boden, Grundwasser 
und Oberflächengewässer nachteilig auswirken, 
wenn sie unsachgemäß oder über den Entzug durch 
die Pflanzen hinaus ausgebracht werden. Ein wesent- 
liches Problem liegt in der Nitratbelastung des Grund- 
wassers. Darüber hinaus sind für den gesamten 


Naturhaushalt und die Artenvielfalt nährstoffarme 
Böden als Lebensräume für viele bedrohte Pflanzen- 
und Tierarten von Bedeutung. 

Verschiedene Vorgänge der Bodenerosion, die über 
das Maß natürlicher Erosionsprozesse hinausgehen, 
sind vor allem Folge intensiver Bewirtschaftungswei- 
sen in der Land- und Forstwirtschaft und einer touri- 
stischen Übernutzung in ökologisch empfindlichen 
Landschaften wie dem Alpenraum. Die „Ausräu- 
mung" der Agrarlandschaft, wie sie in weiten TeUen 
der landwirtschaftlich intensiv genutzten Regionen 
erfolgt ist, hat auch die Winderosion begünstigt. 

Bevölkenmgsdichte und Industrialisierung führen 
auch zu steigender Flächenbeanspruchung durch 
Überbauung und Versiegelung. Die auch als „Land- 
schaftsverbrauch" bezeichnete Zunahme der Sied- 
lungs- und Verkehrsfläche erreichte in der Bundes- 
republik Deutschland bis Mitte der achtziger Jahre 
Werte von 120 Hektar täglich. Danach ist der Land- 
schaftsverbrauch auf 90 Hektar pro Tag zurückgegan- 
gen. Aufgrund der erhöhten Bautätigkeit im Woh- 
nungsbau und des Ausbaus der Siedlungs- und In- 
frastruktur vor allem in den neuen Ländern ist diese 
Tendenz inzwischen wieder steigend. Neben der Ver- 
siegelung von Flächen führt auch die Zerschneidung 
von großflächigen Landschaftsräumen durch Ver- 
kehrswege und Leitungstrassen zu einer deutlichen 
Entwertung von natürlichen Lebensräumen. 

2.1. 7.2 Die Bodenschutzkonzeption der 
Bundesregierung 

Wirksamer Bodenschutz muß alle Einwirkungen auf 
den Boden ganzheitlich betrachten. Bodenschutz ist 
eine Querschnittsaufgabe, die im Zusammenwirken 
mit Luftreinhaltung, Gewässerschutz und Abfallwirt- 
schaft sowie der Land- und Forstwirtschaft, Raumord- 
nung und Landesplanung, dem Städtebau und dem 
Verkehrswegebau gelöst werden muß. Dabei ist es 
auch erforderlich, die Bodenfunktionen unmittelbar 
unter Schutz zu stellen. 

Die Bodenschutzkonzeption der Bundesregierung 
von 1985 bestimmt den Handlungsrahmen zum Aus- 
gleich aller Nutzungsansprüche an den Boden. Sie 
zielt ab auf die Miniiiüerung von qualitativ und quan- 
titativ problematischen Stoffeinträgen aus Industrie, 
Gewerbe, Verkehr, Landwirtschaft und Haushalten 
sowie auf eine Trendwende im Landschaftsverbrauch 
durch sparsame und schonende Flächeninanspruch- 
nahme. Die Bodenschutzkonzeption büdet nach wie 
vor die programmatische Grundlage der umweltpoli- 
tischen Maßnahmen zum Schutz des Bodens. 

2.1. 7.3 Grundlagenermittlung 

Grundlage für Vorsorgemaßnahmen zum Schutz des 
Bodens sind einerseits Kenntnisse über die Belastung, 
andererseits das Wissen um seine Empfindlichkeit. 
Wegen der außerordentlich hohen Vielfalt der Boden- 
typen ist eine Vielzahl von Informationen notwendig. 
Aufgrund von Beschlüssen der Umweltministerkonfe- 
renz von Bund und Ländern wurde daher der Vor- 
schlag für die Einrichtung eines länderübergreifen- 
den Bodeninformationssystems erarbeitet. 
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In den neuen Ländern bestehen aufgrund der Homo- 
genität der vorhandenen Datenbestände günstige 
Voraussetzungen für die Schaffung einer einheitli- 
chen Datenbasis als einem grundlegenden Bestand- 
teil des Bodeninformationssystems. Flächendeckende 
bodenkundliche Kartenwerke ermöglichen die Ent- 
wicklung modellhafter Verfahren für die Transforma- 
tion und Nutzbarmachung vorliegender Daten. 

Vergleichbare und zuverlässige Informationen über 
den Bodenzustand und über Bodenbelastungen erfor- 
dern einheitliche Verfahren zur Untersuchung und 
Bewertung bei der Datenerfassung. Das Bundesum- 
weltministerium fördert entsprechende Arbeiten auf 
nationaler und internationaler Ebene einschließlich 
der Zusammenarbeit mit den mittel- und osteuropäi- 
schen Staaten. Der Bund setzt sich darüber hinaus für 
die Einrichtung eines Boden-Monitoring-Systems in 
den Ländern ein; so wurde die Einrichtung von Bo- 
den-Dauerbeobachtungsflächen in Sachsen-Anhalt 
und Brandenburg mit Bundesmitteln gefördert. 

Umfassende Forschungs- und Entwicklungsvorha- 
ben, die auf der Grundlage der Bodenschutzkonzepti- 
on zu einem großen Teil vom Bundesforschungsmini- 
sterium gefördert werden, haben wichtige Anstöße 
zum verbesserten Schutz des Bodens und des Grund- 
wassers gegeben. Bodenforschung wird heute 
schwerpunktmäßig in den Großforschungseinrich- 
tungen des Bundesministeriums für Forschung und 
Technologie betrieben. 

2.1 .7.4 Weiterentwicklung der rechtlichen 
Grundlagen 

2.1 .7.4.1 Bundes-Bodenschutzgesetz 

Das Bundesumweltministerium hat den Referenten- 
entwurf für ein Bundes-Bodenschutzgesetz fertigge- 
stellt. Das geplante Bundes-Bodenschutzgesetz soll 
den rechtlichen Rahmen für einen bundeseinheitli- 
chen Schutz des Bodens bereitstellen. Dazu gehört 
insbesondere die Ermächtigung, Bodenwerte und Be- 
wertungsmaßstäbe für ermittelte Bodenbelastungen 
durch Rechtsverordnung verbindlich festzusetzen. 

Zweck des Gesetzes soll es sein, 

- den Boden in seiner Funktionsvielfalt zu erhalten 

- Vorsorge gegen schädliche Veränderungen zu tref- 
fen 

- schädliche Bodenveränderungen abzuwehren 

- eingetretene Schäden zu beseitigen und ihre Aus- 
wirkungen auf den Menschen und die Umwelt zu 
verhindern. 

Leitgedanke ist der Schutz vor „schädlichen Boden- 
veränderungen". Sie liegen vor, wenn die Bodenfunk- 
tionen beeinträchtigt sind und dadurch Gefahren, er- 
hebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen für 
den einzelnen oder die Allgemeinheit herbeigeführt 
werden. Durch das Gesetz soll der Boden als Schutz- 
gut der AJlgemeinheit normiert werden. Seine Funk- 
tionen für den Naturhaushalt sollen geschützt wer- 
den. 

Mit der Einführung einer spezifisch bodenschutz- 
rechtlichen Vorsorgepflicht geht der Gesetzentwurf in 


seiner Zielsetzung über die Abwehr unmittelbarer 
Gefahren hinaus und eröffnet die Möglichkeit, bereits 
bei der Besorgnis einer schädlichen Bodenverände- 
rung Maßnahmen anzuordnen. Vorsorgemaßnahmen 
sind vor allem geboten, wenn zu erwarten ist, daß 
langfristig durch eine Anreicherung von umweltge- 
fährdenden Stoffen schädtiche Bodenverändenmgen 
entstehen. 

Neben der Vorsorgepflicht sieht der Entwurf die 
Pflicht zur Abwehr und Beseitigung schädlicher Bo- 
denveränderungen vor. Der Verursacher, aber auch 
der Grundstückseigentümer werden verpflichtet, Sa- 
nierungsmaßnahmen durchzuführen. Dabei ist die 
derzeitige und die vorgesehene künftige Nutzung des 
Grundstücks zu berücksichtigen. Die bodenschutz- 
rechtlichen Pflichten bilden das normative Funda- 
ment, auf dem die Anordnungsbefugnis der Behörde 
und die Verordnungsermächtigungen aufbauen. 

Das Bundes-Bodenschutzgesetz soll gesicherte recht- 
liche Grundlagen schaffen, Verdachtsflächen zu er- 
fassen, zu untersuchen, zu bewerten und über das 
Vorliegen einer Altlast zu entscheiden. Sofern ein be- 
stehender Altlastverdacht entkräftet wird, kann das 
betroffene Grundstück wieder einer Nutzung zu- 
geführt werden. Auf diese Weise sollen die Rechts- 
sicherheit erhöht, Investitionshemmnisse beseitigt 
und der Druck auf die Inanspruchnahme zusätzlicher 
Siedlungsflächen gemindert werden. 

Eine bundesgesetzliche Regelung des Bodenschutz- 
und Altlastenrechts soll sichersteUen, daß bundesweit 
einheitliche Bodenwerte für die Gefahrenabwehr und 
die Durchführung von Sanierungsmaßnahmen wie 
auch Standards für Vorsorgemaßnahmen festgelegt 
werden können. Der Gesetzentwurf verzahnt die 
Teile Bodenschutz und Altlasten und macht so eine 
einheitliche Bewertung von Bodenbelastungen mög- 
lich. 


2.1. 7.4.2 Untergesetzliche Regelungen zum Schutz 
des Bodens 

Die Rechtspflichten des Bundes-Bodenschutzgeset- 
zes werden der untergesetzlichen Konkretisierung 
bedürfen. Die Vorgabe von Mindestanforderungen an 
die Verfahren zur Erfassung, Untersuchung und Be- 
wertung von Verdachtsflächen sowie an die Sanie- 
rung und Erfolgskontrolle soll die Einheitlichkeit des 
Gesetzesvollzuges sichern, die Rechtssicherheit erhö- 
hen und die Verfahrensabläufe beschleunigen. Unter 
Berücksichtigung der bestehenden Landesvorschrif- 
ten und der Vorarbeiten von Bund/Länder-Arbeits- 
gruppen bereitet das Bundesumweltministerium da- 
her untergesetzliche Regelungen zum Bodenschutz 
vor. 

Fachliche Grundlage zur Bewertung von Bodenbela- 
stungen und Altlasten sind die toxikologischen und 
ökotoxikologischen Wirkungen der Schadstoffe sowie 
die Exposition der Schutzgüter. In aufeinander abge- 
stimmten Forschungsvorhaben wurden daher für die 
wichtigsten altlastenrelevanten Stoffe der toxikologi- 
sche und ökologische Kenntnisstand ermittelt und 
Modelle zur Expositionsabschätzung entwickelt. 
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Mit den Vorhaben wurde auch einem Wunsch der 
Länderarbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) zur Bereit- 
stellung von toxikologischen Basisdaten entsprochen. 
Die Abschlußberichte der Vorhaben liegen vor; die 
Ergebnisse werden von Experten überprüft bzw. in 
Abstimmung mit den Ländern an konkreten Beispie- 
len getestet. Mit den Vorhaben wurde ein wichtiger 
Beitrag zur Vereinheitlichung und Transparenz der 
Gefahrenbeurteilung bei Altlasten geleistet. 

Um eine bundesweit einheitliche Vorgehensweise bei 
der Erfassung von Verdachtsflächen sicherzustellen, 
werden industrielle und gewerbliche Anlagentypen 
identifiziert, die einen Altlastenverdacht begründen, 
und Erhebungsmerkmale vorgeschrieben. Für die 
Untersuchung altlastverdächtiger Flächen werden 
Mindestanforderungen in Abhängigkeit von Art und 
Nutzung der altlastverdächtigen Fläche als „Stan- 
dard-Untersuchungsprogramm" festgelegt. Unbe- 
schadet der Einzelfallprüfung wird die auf diese Wei- 
se erreichte Standardisierung den Vollzug erleich- 
tern, zur besseren Vergleichbarkeit der Ergebnisse 
beitragen und die Kosteneffizienz erhöhen. 

Zur Beurteilung der Belastungen des Bodens wird ein 
einheitlicher Gefahrenbegriff unabhängig davon zu- 
grundegelegt, ob es um die Abwehr und Beseitigung 
von schädlichen Bodenveränderungen oder um die 
Sanierung von Altlasten geht. Die fachlichen Anfor- 
derungen an den Umgang mit schädlichen Bodenver- 
änderungen und Altlasten werden so festgelegt, daß 
sie inhaltlich gleichwertig sind. 

Voraussetzung für die Beurteilung einer Gefahr wird 
eine nach einheitlichen Kriterien durchgeführte Un- 
tersuchung sein. In untergesetzlichen Regelungen 
sollen daher die Ermittlungsmethoden festgelegt wer- 
den. Dazu gehören insbesondere die Beprobungsstra- 
tegie, die Probenahme, die Probeaufbereitung, die 
chemische Analytik und die Auswertung der Meßda- 
ten. 

Die Festlegung entsprechender Regelungen wird un- 
ter Berücksichtigung bestehender landesrechtlicher 
Vorschriften und der vorliegenden Ergebnisse der 
Normungsarbeit erfolgen. 

Für wichtige Schadstoffe sollen einheitliche quantita- 
tive Bewertungsmaßstäbe vorgegeben oder Beurtei- 
lungskriterien für die Bewertung im Einzelfall festge- 
setzt werden. Als quantitative Bewertungsmaßstäbe 
sollen ausgehend vom fachlichen Kenntnisstand 
Maßnahmen- und Prüfwerte vorgegeben werden. 
Oberhalb der jeweils festgesetzten Werte wird über 
entsprechende Maßnahmen zur Gefahrenabwehr 
bzw. zur weiteren Prüfung zu befinden sein. 

Maßnahmenwerte können festgesetzt werden, wenn 
ein enger Zusammenhang zwischen der Meßgröße 
und der Wirkung der Schadstoffe auf das Schutzgut 
besteht. Sofern die vorliegenden Kenntnisse zur si- 
cheren Einschätzung der Gefahrenschwelle nicht 
ausreichen oder das Vorliegen einer Gefahr maßgeb- 
lich von den Besonderheiten des Einzelfalls abhängt, 
soll die Bewertung durch Prüfwerte erleichtert wer- 
den. Bei Unterschrei tung der Prüfwerte sind Gefähr- 
dungen der jeweiligen Schutzgüter und Nutzungen 
nicht zu erwarten, während oberhalb dieser Werte 
eine Prüfung der Umstände des Einzelfalls einzulei- 


ten ist, um festzustellen, ob eine Gefahr besteht oder 
nicht. Untersuchungsergebnisse unterhalb der Prüf- 
werte können damit ausgesondert und die knappen 
Mittel auf Fälle oberhalb der Prüfwerte konzentriert 
werden. Zugleich können kontaminationsverdächti- 
ge Böden bzw. Grundstücke aus dem Verdacht auf 
schädliche Bodenveränderungen oder Altlasten ent- 
lassen und einer Nutzung zugeführt werden. 

Maßnahmen- und Prüfwerte werden vorrangig für 
solche Schadstoffe festgelegt, die hochrangige 
Rechtsgüter schädigen können und über die gesi- 
cherte Informationen über Wirkungs- und Expositi- 
onsverhältnisse vorliegen. In einer ersten Phase wer- 
den für die Schwer- und Halbmetalle Cadmium, Blei, 
Quecksilber, Arsen (im Hinblick auf Bodeningestion) 
und Zink (im Hinblick auf phytotoxische Wirkungen) 
sowie für polyzyklische aromatische Kohlenwasser- 
stoffe (insbesondere Benzol und Benzo(a)pyren) und 
chlorierte Kohlenwasserstoffe Festsetzungen erfol- 
gen. Die Maßnahmen- und Prüfwerte beziehen sich 
zunächst auf einzelne Stoffe bzw. Stoffgruppen. 

Die Bewertimgsmaßstäbe werden nach Bodennut- 
zungen differenziert. Empfindliche Bodennutzungen 
sind Kinderspielplätze, Haus- imd Kleingärten, Bolz- 
und Sportplätze sowie landwirtschaftliche Flächen. 
Demgegenüber sind gewerbliche, industrielle und 
verkehrliche Nutzungen weniger empfindlich. Die re- 
lative Empfindlichkeit von Bodennutzungen gegen 
Schadstoffbelastungen hängt auch von den Eigen- 
schaften der Schadstoffe ab. Die nutzungsbezogene 
Abstufung von Maßnahmen- imd Prüfwerten muß 
dies berücksichtigen und kann daher nicht für sämtli- 
che Stoffe gleich ausfallen. 

Als Maßnahmen zur Gefahrenbeseitigung kommen 
grundsätzlich Dekontaminationsmaßnahmen und 
gleichwertige Sicherungsmaßnahmen sowie sonstige 
Beschränkungsmaßnahmen in Betracht. In unterge- 
setzlichen Regelungen sollen Kriterien für die Aus- 
wahl der Maßnahmen und Anforderungen an den Sa- 
nierungserfolg festgelegt werden. Zu diesen Kriterien 
gehören die Verringerung des Gefahrenpotentials, 
die Verfügbarkeit der Verfahren, Ihre technische Zu- 
verlässigkeit sowie ihre Kosteneffizienz. 

Die Bundesregierung erarbeitet darüber hinaus un- 
tergesetzüche Regelungen, um unter Berücksichti- 
gung der Empfindlichkeit der Böden zu konkretisie- 
ren, bei welchem Belastungsniveau und bei welchen 
Einträgen die Besorgnis einer schädlichen Bodenver- 
änderung besteht und auf welche Weise die Einträge 
abgestuft zurückzuführen sind. Dabei wird neben der 
Puffer- und Speicherkapazität der Böden auch ihre 
Funktion als Lebensgrundlage für Tiere und Pflanzen 
beachtet. 

Behandelte Böden müssen so verwendet oder depo- 
niert werden, daß davon keine nachteiligen Wirkun- 
gen auf die Umwelt ausgehen. In untergesetzlichen 
Regelungen wird deshalb festgelegt, welchen Anfor- 
derungen Stoffgehalte und ihre biologische Verfüg- 
barkeit im Hinblick auf verschiedene Verwendungen 
genügen müssen und wie eine ökologische Verträg- 
lichkeit zwischen den gegebenen Bodenverhältnis- 
sen und Standortbedingungen und den zugeführten 
Böden sicherzustellen ist. 


164 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 1 2/8451 


2.1. 7.5 Altlasten 

Die Erfassung, Bewertung, Sanierung sowie die Wie- 
demutzbarmachung von Industriebrachen hat sich 
seit Beginn der achtziger Jahre kontinuierlich zu ei- 
ner herausragenden umweltpolitischen Aufgabe ent- 
wickelt. 

Üblicherweise wird zwischen Altlasten zivilen Ur- 
sprungs, Rüstungsaltlasten und militärischen Altla- 
sten unterschieden. 

Eine verbindliche bundeseinheitliche Definition des 
Altlastenbegriffs gibt es bisher nicht. Kern aller Be- 
griffsbestimmungen, wie sie der Sachverständigenrat 
für Umweltfragen in seinem Sondergutachten „Alt- 
lasten" (1989) und die Länderarbeitsgemeinschaft 
Abfall vorgeschlagen haben, ist das Kriterium der Ge- 
fahr für die menschliche Gesundheit oder die Um- 
welt. 

Nach dem Entwurf des Bundesbodenschutzgesetzes 
sind Alllasten Altablagerungen und Altstandorte, 
durch die schädliche Bodeneinwirkungen oder sonsti- 
ge Gefahren für den einzelnen oder die Allgemein- 
heit hervorgerufen werden. Altablagerungen sind 
stülgelegte Abfallentsorgungsanlagen sowie sonstige 
Grundstücke, auf denen Abfälle behandelt, gelagert 
oder abgelagert worden sind. Altstandorte sind 
Grundstücke, stillgelegte Anlagen und sonstige 
Grundstücke, auf denen mit umweltgefährdenden 
Stoffen umgegangen worden ist, soweit die Grund- 
stücke gewerblichen Zwecken dienten oder im Rah- 
men wirtschaftlicher Unternehmungen verwendet 
wurden. 

Nach dem Grundgesetz liegt die Zuständigkeit für die 
Erfassung, Bewertung und Sanierung von Altlasten 
bei den Ländern. Die zu treffenden Maßnahmen be- 
stimmen sich gegenwärtig nach dem Polizei- und 
Ordnungsrecht der Länder (Gefahrenabwehr), dem 
Abfallrecht, dem Wasserrecht und dem Immissions- 
schutzrecht, wobei in der Praxis überwiegend das all- 
gemeine Polizei- und Ordnungsrecht (polizeirechtli- 
che Generalklausel) zur Anwendung kommt. Auf der 
Basis dieser Rechtsgrundlagen werden die Verursa- 
cher zu Maßnahmen der Gefahrenabwehr herangezo- 
gen. Soweit der Verursacher nicht haftbar gemacht 
werden kann, tragen die Länder die Kosten. Zu den 
speziellen Regelungen in den neuen Ländern siehe 
Abschnitt B. 1.2. 5. 

Als militärische Altlasten bezeichnet man Altstand- 
orte und Altablagerungen auf militärisch genutzten 
Grundstücken, soweit sie militärische Ursachen ha- 
ben. 

Die Gesamtfläche der militärischen Liegenschaften in 
Deutschland beträgt rund 1 Million Hektar. Das sind 
etwa 3 Prozent der Fläche des Bundesgebietes. Als 
Folge der militärischen Nutzimg von Flächen, Gebäu- 
den und Anlagen sind Boden-, Wasser- und Luftver- 
unreinigungen aufgetreten. Etwa 60 Prozent der fest- 
gestellten Kontaminationen gehen auf Mineralölpro- 
dukte zurück. 

Die in den neuen Ländern auf den Liegenschaften der 
ehemaligen Nationalen Volksarmee (NVA) und den 


Liegenschaften der ehemaligen Westgruppe der 
sowjetischen Streitkräfte (jetzt: Westgruppe derTrup- 
pen-WGT) emgeleiteten Maßnahmen der Altlasten- 
sanierung sind in Abschnitt B 1.2. 5. 3 ausführlich dar- 
gestellt. Die folgenden Ausführungen beschränken 
sich daher auf Maßnahmen in den alten Ländern. 

In den alten Ländern hat die Bundeswehr Ende 1989 
damit begonnen, kontaminationsverdächtige Flächen 
auf den zum Verteidigungsressort gehörenden Lie- 
genschaften systematisch zu erfassen. Bisher wurden 
in den Wehrbereichen I bis VI (alte Länder) rund 520 
Altlastverdachtsflächen ermittelt. 

Die Erfassung der Altlastverdachtsflächen erfolgte 
nach einem mit dem Bundesumweltministerium ab- 
gestimmten Ablaufschema, das inhaltlich weitgehend 
den Erhebungsbögen der Länder entspricht. 

Im März 1992 wurde die Gefährdungsabschätzung 
bei den inzwischen erstbewerteten Verdachtsflächen 
eingeleitet. Eine Zeit- und Kostenplanung ist erst 
möglich, sobald das Ergebnis der Gefährdungs- 
abschätzung sowie Vorschläge für Sicherungs- und 
Sanierungsmaßnahmen in Abhängigkeit von der wei- 
teren Nutzung vorliegen. 

Im Ressortvermögen des Bundesverteidigungsmini- 
steriums befinden sich auch die sog. fremdgenutzten 
NATO-Liegenschaften, die den verbündeten NATO- 
Streitkräften für die Dauer des Verteidigungsbedarfs 
überlassen worden sind. Nach den zwischenstaatli- 
chen Verträgen sind die Alliierten Streitkräfte für den 
Zustand der ihnen überlassenen Liegenschaften ver- 
antwortlich. Dies ergibt sich aus Artikel 53 Abs. 1 des 
Zusatzabkommens zum NATO-Truppenstatut. Die 
Streitkräfte arbeiten dabei mit den für den Vollzug 
des deutschen Umweltrechts zuständigen Fachbehör- 
den der Länder zusammen. Die Erfassung von Altlast- 
verdachtsflächen auf diesen Liegenschaften ist eben- 
falls eingeleitet worden. Vorrangig sollen die Liegen- 
schaften bearbeitet werden, die in absehbarer Zeit 
freigegeben werden. 

Unter Rüstungsaltlasten versteht man Gefahren, die 
auf konventionelle und chemische Kampfmittel zu- 
rückgehen. 

Verdachtsstandorte werden erst als Rüstungsaltlasten 
bezeichnet, wenn aufgrund der Ergebnisse einer de- 
taillierten Gefährdungsabschätzung bestätigt ist, daß 
eme konkrete Gefährdung der menschlichen Ge- 
sundheit und/oder der Umwelt besteht. 

Besondere Gefahr geht von ehemaligen Rüstungspro- 
duktionsstätten, Munitionslagerstätten, Entschär- 
fungsstellen, Spreng- und Schießplätzen, Delaborie- 
rungswerken sowie Lagerungsstätten für chemische 
Kampfmittel aus. Chemische Kampfstoffe, Spreng- 
stoffe sowie Brand-, Nebel- und Rauchstoffe sind die 
wichtigsten Stoffgruppen. Der erreichte Erfassungs- 
grad von ca. 80 Prozent und die vorgenommene Kate- 
gorisierung nach dem Gefährdungspotential erleich- 
tert den Ländern die prioritäre Einordnung der Rü- 
stungsaltlastverdachtsstandorte in das gesamte Spek- 
trum der Altlastenproblematik sowie die Einleitung 
detaillierter Gefährdungsabschätzungen. Seitens des 
Bundes ist vorgesehen, die Erfassung fortzuführen 
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Anzahl der bisher erfaßten und geschätzten zivilen Altlastverdachtsflächen in Deutschland 

(Stand: 31. 12. 1993) 


Land 

erfaßte altlastverdächtige 

geschätzte 

[1] 

Altablagenmgen 

[2] 

Altstandorte 

[3] 

Flächen 

[4]=[21+[3] 

altlastverdächtige 

Flächen 

[5] 

Baden-Württemberg 

6 500 

460^) 

6 960 

35 000 2) 

Bayern 

3 820^) 

1 119 

4 939^) 

k. A. 

Berlin 

746 

4 242 

4 988 

5 290 

Brandenburg 

4 750 

8 815 

13 565 

15 000 

Bremen 

100 

4 189^) 

4 289^) 

4 290^) 

Hamburg 

392^) 

212^) 

604^) 

2 600^) 

Hessen 

3 400^) 

k. A. 

3 400 

13 400®) 

Mecklenburg- Vorpommern 

4 749 

7 209 

11 958 

k. A. 

Niedersachsen 

7 488 

k. A. 

7 488 

57 550^) 

Nordrhein-Westfalen 

14 043^®) 

4 153 

18 196^°) 

k. A. 

Rheinland-Pfalz 

14 760 

k. A.^^) 

14 760 

k. A. 

Saarland 

1 700 

k. A.^2) 

1 700^^) 

4 250^®) 

Sachsen 

8 045 

10 597 

18 642 

22 000 

Sachsen -Anhalt 

7 853 

7 100 

14 953 

17 000 

Schleswig -Holstein 

2 822 

3 871 

6 693 

k. A. 

Thüringen 

4 618 

969 

5 587^^) 

12 000 

Alte Länder 

Neue Länder^®) 

55 025 

30 761 

14 004 

38 932 

69 029 

69 693 

161 678 

83 248 

Gesamt 

85 786 

52 936 

138 722 

244 926 


bisher bewertete Altstandorte 

Hochrechnung auf der Basis von 16 Pilotgemeinden 

zusätzlich 4 000 ehemalige gemeindliche Müllkippen aus der Erfassung Anfang der 70er Jahre 
"*) Altstandorte im Rahmen einer branchentypischen Studie ermittelt 

zusätzlich wurden 1 060 vermutlich unproblematische Geländeveränderungen erfaßt 
®) zusätzlich wird mit 2 000 Altstandorten gerechnet 

’) von 6 000 erfaßten Altablagerungen sind ca. 3 400 als altlastverdächtig einzustufen 
®) einschließlich geschätzter Altstandorte 

Altstandorte noch nicht erfaßt: geschätztes Verhältnis von Altablagerung zu Altbestand: 1 : 7 
Erfassungsstand 31. 12. 1992 
") Erfassung begann 1993 

im Bereich des Stadtverbands Saarbrücken wurden 2 113 kontam.-verd. Flächen ermittelt 

einschließlich 2 500 geschätzter Altstandorte 

zusätzlich 38 großflächige Bodenkontanünationen erfaßt 

zusätzlich 13 702 Freistellungsanträge 

einschließlich Berlin 

bei Fehlen einer Angabe wird die Zahl der erfaßten Flächen verwendet 


und ein bundes einheitliches Bewertungsmodell zu 
entwickeln. 

Mit dem Lexikon über Explosiv- und Kampfstoffe un- 
ter besonderer Berücksichtigung ihrer Umweltrele- 
vanz wurde das rüstungsaltlastenrelevante Stoffpo- 
tential erstmalig zusammenfassend beschrieben und 
eine wichtige Arbeitshilfe erstellt. Darüber hinaus hat 


das Bundesumweltministerium ein Forschungsvorha- 
ben zur branchentypischen Inventarisierung von mili- 
tärisch und rüstungsbedingten Bodenkontaminatio- 
nen in Auftrag gegeben. Zur Gefährdungsabschät- 
zung von Rüstungsaltlasten werden gegenwärtig die 
toxikologischen und ökotoxikologischen Orientie- 
mngswerte relevanter Schadstoffe forschungsseitig 
erarbeitet. 
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Verdachtsstandorte von Rüstungsaltlasten 


Bundesland 

Verdachtsstandorte 

absolut 

prozentual 

pro 100 km^ 

Baden-Württemberg 

222 

5,1 

0,6 

Bayern 

453 

10,4 

0,6 

Berlin 

195 

4,5 

27 

Brandenburg 

363 

8,4 

1.3 

Bremen 

25 

0,6 

6 

Hamburg 

122 

2,8 

16 

Hessen 

155 

3,6 

0,7 

Mecklenburg-Vorpommern 

218 

5,0 

0,9 

Niedersachsen 

524 

12,1 

1.1 

Nordrhein-Westfalen 

687 

15,8 

2,0 

Rheinland-Pfalz 

228 

5,3 

1,1 

Saarland 

14 

0,3 

0,5 

Sachsen 

403 

9,3 

2,2 

Sachsen-Anhalt 

322 

7,4 

1.6 

Schlesvrig-Holstein 

169 

3,9 

1.1 

Thüringen 

236 

5,4 

1.4 

Bundesrepublik (gesamt) 

4 336 

100,0 

1,2 


Erhebungen des BMU (Stand; 10/92) - Die genannten Zahlen wurden im Ergebnis einer historisch deskriptiven Erfassung ermit- 
telt und werden derzeit mit den Bundesländern in einem Datenaustausch abgestimmt. 


2.1.8 Lärmbekämpfung 

Ebenso wie in anderen dichtbesiedelten, hochindu- 
strialisierten Staaten mit hoher Verkehrsdichte ist die 
Lärmbelastung der Bevölkerung in der Bundesrepu- 
blik Deutschland nach wie vor erheblich. Deutliche 
Fortschritte bei der Lärmbekämpfung, die vor allem 
durch erhöhte Anforderungen an verschiedene Fahr- 
zeug-, Maschinen- und Anlagentypen erreicht wur- 
den, werden durch die zunehmende Anzahl und Nut- 
zungsdauer der Lärmquellen weitgehend kompensiert. 

Hauptlärmquelle ist der Straßenverkehr. Meinungs- 
umfragen aus dem Jahre 1991 zufolge fühlen sich 
in Deutschland 72 Prozent der Bevölkerung durch 
Straßenverkehrslärm belästigt. Die Betroffenheit ist 
in den neuen Ländern mit 85 Prozent deutlich größer 
als in den alten Ländern (69 Prozent). Demgegenüber 
lag die empfundene Belästigung durch Fluglärm in 
den alten Ländern mit 58 Prozent wesentlich höher als 
in den neuen Ländern (36 Prozent). Für die übrigen 
Lärmquellen bestanden keine Unterschiede. 


2. 1.8.1 Konzeption des Lärmschutzes 

Die Bundesregierung läßt sich in ihrer Lärmschutz- 
politik von folgenden Grundsätzen leiten: 


- Bekämpfung des Lärms an der Quelle, insbeson- 
dere durch die Fortentwicklung des Standes der 
Lärmminderungstechnik 

- Vorrang lärmbewußter Planung vor nachträglicher 
Sanierung 

- Nutzung markt^wirtschaftlicher Mechanismen 

- Fortschreibung international abgestimmter Regelun- 
gen, ggf. Ergänzung durch nationale Maßnahmen. 

Wirksamer Lärmschutz ist oft nur durch eine Bünde- 
lung von administrativen, technischen und planeri- 
schen Maßnahmen sovrie durch Aufklärung imd In- 
formation zu erreichen. 

In den neunziger Jahren wurden die rechtlichen Rah- 
menbedingungen der Lärmbekämpfung vor allem 
durch die Novellierung des Bundes-Immissionsschutz- 
gesetzes sowie durch verordnungsrechtliche Maßnah- 
men weiter verbessert. Gleichzeitig wurde die stufen- 
weise Verschärfung der EG -Geräusch werte für Kraft- 
fahrzeuge und Baumaschinen vorangetrieben. 

2.1 .8.2 Straßen- und Schienenverkehrslärm 

2.1 .8.2.1 Geräuschgrenzwerte für Kraftfahrzeuge 

Bei der Bekämpfung des Straßenverkehrslärms räumt 
die Bundesregierung der Lärmminderung an der 
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Kfz-Geräuschgrenzwerte in db (A) 


Gültigkeit der Grenzwerte 

vor 1983 

vor Okt. 89 

derzeit gültig 

ab 1995/96 

Pkw 

82 

80 

77 

74 

Busse < 150 kW 

89 

82 

80 

78 

Busse > 150 kW 

91 

85 

83 

80 

Kleinbusse < 2 t 

Lieferwagen 

84 

81 

78 

76 

Kleinbusse 2-3,5 t 

Lieferwagen 

84 

81 

79 

77 

Lkw >3,5 t, < 75 kW 

89 

86 

81 

77 

Lkw 75-150 kW 

89 

86 

83 

78 

Lkw >150 kW 

91 

88 

84 

80 


Quelle, d. h. an Fahrzeugen und Fahrwegen, unver- 
ändert Vorrang ein. 

In Zusammenarbeit mit der deutschen Fahrzeugindu- 
strie wurden im Rahmen von Forschungsvorhaben 
technische Möglichkeiten zur Lärmmindenmg bei 
Fahrzeugen aller Kategorien entwickelt. Die Ergeb- 
nisse dieser Vorhaben konnten bei der EG zur Ver- 
schärfung der jetzt gültigen EG-Geräuschgrenzwerte 
umgesetzt werden. Im November 1992 hat der Rat der 
Europäischen Union eine Richtlinie verabschiedet, 
die erheblich verschärfte Geräusch-Grenzwerte für 
Pkw, Lkw und Busse festlegt. Sie gelten für neue 
Fahrzeugtypen ab dem 1. Oktober 1995 und ein Jahr 
später für alle Neufahrzeuge bei der ersten Zulas- 
sung. Danach dürfen in Zukunft zwei Pkw zusammen 
nur noch so laut sein wie heute ein Pkw. Lkw und 
Busse des Baujahres 1996 werden im Stadtverkehr 
leiser sein als Pkw des Baujahres 1980. Die EG-Richt- 
linie wurde durch die Zwanzigste Verordnung zur 
Änderung der Straßenverkehrs-Zulassungsordnung 
vom 21. Oktober 1993 in innerstaatliches Recht um- 
gesetzt. 


Weitere Fortschritte können erzielt werden, weim ne- 
ben der beschlossenen Verringerung des Motor- und 
Auspuffgeräusches auch Maßnahmen zur Verringe- 
rung des Abrollgeräusches der Reifen getroffen wer- 
den. Vorschläge für eine Begrenzung des Reifenge- 
räusches will die Europäische Kommission noch 1994 
vorlegen. Im Vorfeld hat die Bundesregierung für 
Pkw-Reifen ein einfaches, praxisgerechtes Meßver- 
fahren entwickeln lassen, das in die internationale 
Normung eingebracht wird. 

Auf der Grundlage dieses Meßverfahrens bereitet die 
Bundesregierung eine Felduntersuchung zur Ermitt- 
lung des Standes der Technik der Geräuschenüssion 
von Pkw-Reifen vor. Ein ähnliches Vorgehen ist für 
Nutzfahrzeugreifen geplant. 


2.1 .8.2.2 Geräuschminderung bei Krafträdern 

Geräuschgrenzwerte für Krafträder wurden durch 
EG -Richtlinien stufenweise fortgeschrieben. Weitere 
Verschärfungen: 1. Oktober 1993, 1. Oktober 1994. 


Tabelle 30 


Geräuschgrenzwerte für Krafträder in dB (A) 


Gültigkeit 
der Grenzwerte 

vor 1988/89 
(nach Richtlinie 
78/1015/EWG) 

seit 1. Oktober 1988 
(nach Richtlinie 87/56/EWG) 

ab 1. Oktoboer 1993 
(nach Richtlinie 87/56/EWG) 

Hubraum 


Hub raum 


Hubraum 


< 80 cm^ 

78 

< 80 cm^ 

77 

< 80 cm^ 

75 

< 125 cm3 

80 

< 175 cm^ 

79*) 

< 175 cm" 

77*) 

< 350 cm3 

83 

> 175 cm^ 

82 

> 175 cm" 

80 

< 500 cm^ 

85 





> 500 cm^ 

86 






• ) Inkrafttreten 1 Jahr später 
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Durch Verwendung nicht zugelassener und lauter Er- 
satzschalldämpfer (sog. Racing-Schalldämpfer) wer- 
den im Einzelfall die Geräuschgrenzwerte für Motor- 
räder um bis zu 20 dB(A) überschritten. 

Der Rat der Europäischen Gemeinschaften hat im 
März 1989 die Richtlinie 89/235/EWG für Austausch- 
auspuffanlagen erlassen, die eine einheitliche Kenn- 
zeichnung von zugelassenen Ersatzschalldämpfem 
vorschreibt, um die Überprüfung bei Verkehrskon- 
trollen zu erleichtern. Nicht nur die Verwendung, son- 
dern auch der Verkauf von Ersatzschalldämpfem ist 
zu untersagen, wenn diese nicht den Bestimmungen 
der Richtlinie entsprechen. 

Die EG-Richtlinie wurde 1992 in innerstaatliches 
Recht umgesetzt. Damit wurde erstmals zugunsten 
des Immissionsschutzes im Verkehr ein Verkaufsver- 
bot für nicht EG -richtlinienkonforme Produkte aus- 
gesprochen. 

2.1 .8.2.3 Verkehrslärmschutzverordnung 
(16. BImSchV) 

Die Bundesregierung hat mit dem Erlaß der Sech- 
zehnten Verordnung zur Durchführung des Bundes- 
Immissionsschutzgesetzes (Verkehrslärmschutzverord- 
nung) vom 12. Juni 1990 den Schutz vor Straßen- und 
Schienenverkehrslärm deutlich verbessert. Mit dieser 
Verordnung werden zum Schutz der Nachbarschaft 
vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Ge- 
räusche Immissionsgrenzwerte für Verkehrslärm fest- 
gesetzt. Beim Bau oder der wesentlichen Änderung 
von öffentlichen Straßen sowie von Schienenwegen 
der Eisenbahnen und Straßenbahnen ist danach si- 
cherzustellen, daß der Beurteüungspegel einen be- 
stimmten nach Anlagen und Gebietsart differenzier- 
ten Immissionsgrenzwert nicht überschreitet (Lärm- 
vorsorge). Die Grenzwerte liegen z. B. für Wohngebie- 
te bei 59 dB(A) tagsüber und 49 dB(A) nachts und da- 
mit um 3 dB(A) niedriger als die Werte älterer Rege- 
lungen. Das bedeutet, daß Lärmschutzmaßnahmen 
nun schon bei der Hälfte der früher maßgebenden 
Verkehrsstärke getroffen werden müssen. 

Die Verkehrslärmschutz Verordnung wurde mit dem 
Einigungsvertrag vollständig und ohne besondere 
Maßgaben auf das Gebiet der neuen Länder über- 
geleitet. 

2.1 .8.2.4 Zonengeschwindigkeits-Verordnung 

Seit 1990 ist die Möglichkeit, Tempo 30-Zonen weit- 
räumig einzuführen, in der Straßenverkehrs-Ord- 
nung verankert. Die Erfahrungen aus der vorange- 
gangenen versuchsweisen Einführung der Zonenge- 
schwindigkeits-Verordnung hatten gezeigt, daß sich 
mit Tempo 30 deutliche Verbesserungen im Hinblick 
auf die Sicherheit im Verkehr, die Verringerung von 
Lärm und Abgasen sowie die gesamte Wohnumfeld- 
situation erreichen lassen. 

Die geltende Regelung bietet den Straßenverkehrs- 
behörden einen relativ großen Handlungsspielraum 
bei der Einrichtung von geschwindigkeitsbeschränk- 
ten Zonen. Sie können z.B. für Geschäftsstraßen mit 
viel Fußgängerverkehr Geschwindigkeitsbeschrän- 
kungen auch unter 30 km/h vorsehen. Ortskern und 


angrenzende Wohngebiete können z.B. in Kur- und 
Erholungsorten zu einer einheitlichen geschwindig- 
keitsbeschränkten Zone zusammengefaßt werden. 

2.1. 8.2.5 Lärmvorsorge und Läimsanierung 
an Straßen und Schienenwegen 

Im Rahmen der Lärmvorsorge beim Neubau oder 
der wesentlichen Änderung von Bundesfemstraßen 
finanziert die Bundesregierung Lärmschutzwälle, 
-wände und -fenster sowie in besonders gelagerten 
Einzelfällen auch Lärmschutzeinhausungen (Tunnel). 
Darüber hinaus können an bestehenden Bundesfem- 
straßen im Rahmen der Lärmsaniemng bis zu 75 Pro- 
zent der vom Eigentümer erbrachten Aufwendungen 
für Lärmschutzmaßnahmen an seinem Gebäude er- 
stattet werden. Die Ausgaben für die Lärmsanierung 
erfolgen nach Dringhchkeit im Rahmen der jeweili- 
gen haushaltsrechtlichen Vorgaben. 

Insgesamt wurden für den Lärmschutz an Bundes- 
femstraßen bisher ca. 3,5 Milliarden DM, davon in 
den Jahren 1989 bis 1992 für Vorsorgemaßnahmen ca. 
1 Milliarde DM und für die Sanierung ca. 350 Millio- 
nen DM aufgewendet. 

Insgesamt wurden bei einer Gesamtlänge der Bun- 
desfemstraßen von ca. 53 000 Kilometern bis Ende 
1992 rund 1 100 Kilometer Lärmschutzwände und 
rund 630 Kilometer Lärmschutzwälle und Steilwände 
errichtet. 

Die Immissionsgrenzwerte für die Lärmsanierung, die 
wie bei der Lärmvorsorge nach der jeweiligen Ge- 
bietsnutzung gestaffelt sind, wurden 1986 gesenkt, so 
daß die Lärmsanierungsbedingungen deutlich ver- 
bessert wurden. 

Bis einschheßhch 1991 wurden bei der Deutschen 
Bundesbahn für Lärmvorsorgemaßnahmen rd. 446 
Millionen DM aufgewendet. Allein an den beiden in- 
zwischen in Betrieb befindlichen Schienenneubau- 
strecken Hannover-Würzburg und Mannheim-Stutt- 
gart wurden 250 Millionen DM für Lärmschutzmaß- 
nahmen eingesetzt. 

2.1 .8.2.6 Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz 

Der Bund gewährt den Ländern nach dem Gemeinde- 
verkehrsfinanzierungsgesetz (GVFG) Finanzhilfen 
für Investitionen in den öffentlichen Personennahver- 
kehr und den kommunalen Straßenbau zur Verbesse- 
mng der Verkehrsverhältnisse der Gemeinden. Ne- 
ben Investitionen in die Infrastruktur werden auch die 
Beschaffung von Standard-Linien- und Standard-Ge- 
lenkomnibussen sowie von Schienenfahrzeugen des 
öffentlichen Personennahverkehrs gefördert, in den 
neuen Bundesländern in den Jahren 1992 bis 1995 
auch die Modemisiemng und Umrüstung vorhande- 
ner Straßenbahnfahrzeuge. 

Mit der Einigung wurde zunächst der Plafond der für 
Zwecke des GVFG gebundenen Mineralölsteuermit- 
tel von 2,6 Milliarden DM auf 3,28 Milliarden DM er- 
höht sowie der Förderkatalog den dringendsten Be- 
dürfnissen der neuen Länder angepaßt. Die neuen 
Länder erhielten aus Mitteln des Gemeinschaftswer- 
kes Aufschwung-Ost für den ÖPNV 800 Millionen DM 
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und für den kommunalen Straßenbau 2,2 Milliarden 
DM zusätzlich. Ferner wurden die Bundesfinanzhil- 
fen nach dem GVFG für 1992 um 1,5 Milliarden DM 
und für 1993 - 1996 um je 3 Milliarden DM erhöht, so 
daß 1992 für alle Länder zusammen rund 6,6 Mil- 
liarden DM und in den Jahren 1993-1996 rund 6,3 Mil- 
liarden DM pro Jahr zur Verfügung stehen, die insbe- 
sondere in den neuen Ländern für die Aufrechterhal- 
tung und Modernisierung des öffentlichen Perso- 
nennahverkehrs dringend benötigt werden. 

Die GVFG-Mittel werden ergänzt durch eine kommu- 
nale Investitionspauschale von 1,5 Milliarden DM im 
Jahr 1993 und nach dem Investitionsförderungsgesetz 
Aufschwung Ost ab 1995 durch jährlich 6,6 Milliarden 
DM für die neuen Länder. Diese Mittel können aus- 
drücklich auch für Investitionen zur Verbesserung 
des öffentlichen Personennahverkehrs eingesetzt 
werden. 

Mit diesen Maßnahmen wird insgesamt ein wichtiger 
Beitrag zum Umweltschutz in Städten und Gemein- 
den geleistet. 


2.1. 8.3 Fluglärm 
2.1. 8.3.1 Fluglärmgesetz 

1990 waren für 11 Verkehrsflughäfen sowie 35 militä- 
rische Flugplätze und Luft/Bodenschießplätze Lärm- 
schutzbereiche durch Rechtsverordnung festgesetzt. 
Die nach dem Gesetz erforderliche Überprüfung der 
bestehenden Lärmschutzbereiche jeweils nach Ab- 
lauf von 10 Jahren seit der Festsetzung, insbeson- 
dere aber die seit 1989 eingetretenen Veränderun- 
gen im sicherheitspolitischen Bereich haben bis 
Mitte 1994 bei 13 militärischen Flugplätzen zu einer 
Neufestsetzung, in der Regel zu einer deutlichen 
Verkleinerung der Lärmschutzbereiche geführt. Sie- 
ben Lärmschutzbereiche konnten ganz aufgehoben 
werden. 

Bis Ende 1989 sind von den Flugplatzhaltem insge- 
samt etwa 900 Millionen DM für Maßnahmen zum 
Schutz gegen Fluglärm aufgewendet worden. Die Be- 
treiber der Verkehrsflughäfen haben 202 Millionen 
DM für Maßnahmen im Rahmen des geltenden Flug- 
lärmrechts und 193 Millionen DM für Maßnahmen 
ohne unmittelbare rechtliche Verpflichtung gezahlt. 
Das Bundesverteidigungsministerium hat als Kosten- 
träger der militärischen Flugplätze 242 Millionen DM 
für die Erstattung von Aufwendungen für bauliche 
Schallschutzmaßnahmen im Rahmen des geltenden 
Fluglärmrechts und 265 Millionen DM für die Errich- 
tung von 53 Lärmschutzhallen auf gewendet. 

Nach dem Einigungsvertrag gilt seit dem 3. Oktober 
1990 das Gesetz zum Schutz gegen Fluglärm auch in 
den neuen Ländern. Es gilt für Verkehrsflughäfen 
und militärische Flugplätze. Die notwendigen Daten- 
erhebungen für die Festsetzung von Lärmschutzbe- 
reichen an den Verkehrsflughäfen sind weitgehend 
abgeschlossen. Die weitere Nutzung der militäri- 
schen Flugplätze in den neuen Ländern wird derzeit 
geprüft. Erst wenn diese Planungen abgeschlossen 
sind, können Lärmschutzbereiche für diese Militär- 
flugplätze festgesetzt werden. 


2.1 .8.3.2 Militärischer Tiefflugbetrieb 

Die Anhebung der Mindestflughöhe für Flüge mit 
strahlgetriebenen Kampfflugzeugen auf grundsätz- 
lich 300 m über Grund im September 1990 hat zu 
einer erheblichen Verminderung der Fluglärmbela- 
stung der Bevölkerung geführt. 

Seit diesem Zeitpunkt ist durch strukturelle Verände- 
rungen im Bereich der Streitkräfte (Verkleinerung der 
Luftwaffe, Teilabzug alliierter fliegender Verbände 
aus den alten Bundesländern, vollständiger Abzug 
der ehemals sowjetischen Luftstreitkräfte aus den 
neuen Bundesländern) eine weitere spürbare Verrin- 
gerung des Flugaufkommens im niedrigen Höhen- 
band und des davon ausgehenden Fluglärms einge- 
treten. 

Die Ausbildungserfordemisse werden ständig über- 
prüft und an die sicherheitspolitische Lage angepaßt. 
Es bleibt auch künftig eines der vordringlichen Ziele 
der Bundesregierung, den Umfang des militärischen 
Flugbetriebs auf das notwendige Mindestmaß zu be- 
grenzen und damit die Belastung der Bevölkerung so 
gering wie möglich zu halten. 


2. 1.8.4 Industrie-, Gewerbe- und Baulärm 

Die für genehmigungsbedürftige gewerbliche Anla- 
gen geltende Technische Anleitung zum Schutz ge- 
gen Lärm (TA Lärm) von 1968 hat mit ihren räumlich 
und zeitlich gestaffelten Immissionswerten die Lärm- 
bekämpfung in den vergangenen zwanzig Jahren 
stark beeinflußt. Bei einer derzeit in Vorbereitung be- 
findlichen Fortentwicklung der TA Lärm sollen die 
fortgeschrittenen Erkenntnisse der Lärmwirkungs- 
forschung, die Entwicklung der Geräuschmeßtech- 
nik und der Prognose verfahren, die umfangreiche 
Verwaltungserfahrung sowie die Rechtsfortbildung 
durch die Gerichte berücksichtigt werden. 

Für Baumaschinen hat die EG in mehreren Richtlinien 
die Lärmvorschriften erweitert. Für Erdbewegungs- 
maschinen (z.B. Bagger, Planiermaschinen und La- 
der) und Turmdrehkräne ist die Baumusterprüfung 
und die Angabe der Geräuschemissionswerte vorge- 
schrieben. Neben dem in die Umgebung abgestrahl- 
ten Lärm ist auch der SchaUdruckpegel am Bediener- 
platz anzugeben. 

Mit der Zweiten Verordnung zur Änderung der Fünf- 
zehnten Verordnung zur Durchführung des Bundes- 
Immissionsschutzgesetzes vom 18. Dezember 1992 
(Baumaschinenlärm- Verordnung) wurden diese EG- 
Richtlinien in innerstaatliches Recht umgesetzt. 


2.1. 8.5 Sport- und Freizeitlärm 

Zur Lösung von Konflikten, die durch Geräusche von 
Sportanlagen in der Wohnnachbarschaft entstehen, 
hat der Länderausschuß für Immissionsschutz Anfang 
1987 „Hinweise zur Beurteilung der durch Freizeit- 
anlagen verursachten Geräusche" als eine vorläufige 
Entscheidungshilfe erarbeitet, die von der Umwelt- 
minister- und der Sportministerkonferenz zustim- 
mend zur Kenntnis genommen wurden. 
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Allerdings haben die Hinweise bezüglich der Sport- 
anlagen nicht die erwünschte Rechtssicherheit ge- 
bracht. Mit der Achtzehnten Verordnung zur Durch- 
führung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Sport- 
anlagenlärmschutzverordnung - 18. BImSchV), die 
am 26. Oktober 1991 in Kraft getreten ist, wurden 
daher im Interesse der Rechtssicherheit und der 
Gleichbehandlung Maßstäbe für die Beurteilung der 
von Sportanlagen ausgehenden schädlichen Umwelt- 
einwirkungen durch Geräusche gesetzt. Diese Maß- 
stäbe wurden auch zur Beurteilung der Duldungs- 
pflicht in zivilrechtlichen Nachbarstreitigkeiten her- 
angezogen. 

Die 18. BImSchV legt Immissionsrichtwerte fest, be- 
stimmt das Verfahren zur Ermittlung und Beurteilung 
der Lärmimmissionen, die von Sportanlagen ausge- 
hen, nennt Maßnahmen, die zum Schutz gegen Lärm 
ergriffen werden sollen, und regelt die Voraussetzim- 
gen, unter denen die Behörden von der Festlegimg 
von Betriebszeiten absehen sollen. Sie sichert insge- 
samt einen angemessenen Ausgleich zwischen den 
Interessen des Sports und dem Anspruch der Anlieger 
auf Schutz vor unzumutbaren Lärmbelästigungen. 
Vor allem bei der Neuplanung von Sportanlagen sol- 
len die Möglichkeiten des Lärmschutzes umfassend 
eingesetzt werden. Auf der anderen Seite gewähr- 
leistet die Verordnung einen weitgehenden Bestands- 
schutz für vorhandene Sportanlagen. Freibäder sowie 
Sportanlagen, die dem Schulsport oder der Sportaus- 
bildung bei der Bundeswehr und an Hochschulen 
dienen, sind von Betriebszeitenregelungen ausge- 
nommen. Es ist davon auszugehen, daß durch die 
Verordmmg eine spürbare Beruhigung im Konflikt- 
feld zwischen Sport und Umweltschutz eintritt imd 
ein harmonisches Miteinander gefördert wird. Zu die- 
sem Problemkreis insgesamt siehe B 2.3.5. 

Mit der Verordmmg zur Änderung der Achten Ver- 
ordmmg zur Durchführung des Bundes-Immissions- 
schutzgesetzes (Rasenmäherlärm- Verordnung) vom 
13. Juli 1992 wurden EG-Richtlinien in innerstaat- 
liches Recht umgesetzt. Durch die Verordnung wer- 
den jetzt auch Spindelmäher in vollem Umfang in die 
bisherigen Vorschriften zum Schutz vor Rasenmäher- 
lärm einbezogen. Außerdem darf künftig bei Rasen- 
mähern mit einer Schnittbreite von mehr als 120 cm 
der Schalldruckpegel am Bedienerplatz 90 dB(A) 
nicht mehr überschreiten. Außer der bisher schon be- 
stehenden Kennzeichnungspflicht für den Umwelt- 
lärm (Schalleistungspegel) wird für diese großen Ra- 
senmäher nunmehr auch eine Kennzeichnungspflicht 
für den Arbeitsplatzlärm (Schalldruckpegel am Be- 
dienerplatz) eingeführt. 


2.1. 8.6 Lärmminderungspläne 

Mit der Dritten Novelle zum Bundes-Immissions- 
schutzgesetz wurde 1990 durch die Einfügung des 
§ 47 a BImSchG die Möglichkeit zur Erstellimg von 
Lärmminderungsplänen durch die Gemeinde oder 
die nach Landesrecht zuständige Behörde im Gesetz 
verankert. Zweck der Lärmminderungspläne ist es 
vor allem, die Belastungen der Bevölkerung durch 
Lärm systematisch abzubauen, um Beeinträchtigun- 
gen zu vermindern, gesundheitliche Risiken zu be- 


seitigen und den Wohnwert der zu schützenden Ge- 
biete zu erhöhen. Welche Lärmbelästigungen dabei 
als schädliche Umwelteinwirkimgen anzusehen sind, 
wird durch die in Rechts- oder allgemeinen Verwal- 
tungsvorschriften genannten Immissionswerte und 
Immissionsrichtwerte näher konkretisiert; entspre- 
chende Immissions werte sind in der TA Lärm, der 
16. BImSchV (Verkehrslärmschutz -Verordmmg) und 
der 18. BImSchV (Sportanlagenlärmschutz- Verord- 
nung) festgesetzt. Bei der Aufstellimg der Lärmmin- 
derungspläne sind die Erfordernisse der Raumord- 
nung und Landesplanung zu beachten. 

Die Lärmminderungspläne sollen Angaben über die 
festgestellten und die zu erwartenden Geräuschbela- 
stimgen, die Ursachen dieser Belastungen sowie die 
Maßnahmen zur Geräuschminderung und zur Ver- 
minderung ihres weiteren Anstieges enthalten. In den 
jeweiligen Lärmminderungsplänen enthaltene Maß- 
nahmen sind entsprechend § 47 Abs. 3 BImSchG 
durch Anordnungen oder sonstige Entscheidungen 
der zuständigen Träger öffentlicher Verwaltung 
durchzusetzen. Sind in einem Lärmminderungsplan 
planungsrechtliche Festlegungen vorgesehen, haben 
die zuständigen Planungsträger (in der Regel die Ge- 
meinden) zu befinden, ob und inwieweit Planungen 
in Betracht zu ziehen sind. 


2.1.9 Reaktorsicherheit, Strahlenschutz, 
nukleare Ver- und Entsorgung 

2. 1.9.1 Grundsätzliches 

Der Schutz des Menschen und der Umwelt vor den 
Gefahren ionisierender Strahlung bestimmt das Han- 
deln der Bundesregierung auf den Feldern der Re- 
aktorsicherheit, des Strahlenschutzes und der nukle- 
aren Ver- und Entsorgung. Insbesondere muß der 
Stand der Sicherheitsgewährleistung bei der fried- 
lichen Nutzung der Kernenergie ständig überprüft 
und, wo notwendig, verbessert werden. Nur auf der 
Grundlage eines hochentwikelten Sicherheitsstan- 
dards ist die Nutzung der Kernenergie in Deutschland 
verantwortbar. 

Ziel der Bundesregierung ist eine umweltg er echte 
und ressourcenschonende Gestaltung der Energie- 
versorgung. Angesichts der gegenwärtigen Heraus- 
forderungen zur ökologischen Optimierung des Ener- 
gieversorgungssystems und der Notwendigkeit, 
Schadstofffreisetzungen durch fossile Energieträger 
wie Kohle und Öl weiter zu vermindern, kann auf die 
Nutzung der Kernenergie als Bestandteil der Ener- 
gieversorgung nicht verzichtet werden. Die Bundes- 
regierung hält es daher für erforderlich, die Option 
der Kemenergienutzung für die Zukunft offenzuhal- 
ten, und strebt die Umgestaltung des Atomrechts ent- 
sprechend den Anforderungen an ein modernes Um- 
weltrecht an. 

Die sichere und Ökologisch unbedenkliche Entsor- 
gung radioaktiver Abfälle ist unabdingbare Voraus- 
setzung für die weitere friedliche Nutzung der Kern- 
energie, aber auch für die Anwendung von Radio- 
isotopen in Medizin, Forschung und Industrie. Die 
Bundesregierung setzt sich daher mit allem Nach- 
druck dafür ein, daß die notwendigen Einrichtungen 


171 


Drucksache 1 2/8451 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


zur Entsorgung - vor allem die Endlagerprojekte Kon- 
rad und Gorleben - zeit- und bedarfsgerecht zur Ver- 
fügung stehen. 

Eines der dringendsten Probleme des globalen Um- 
weltschutzes liegt in der Gefährdung durch die Kern- 
kraftwerke in den Ländern des ehemaligen Ost- 
blocks. Bereits zu einem frühen Zeitpunkt hat die 
Bundesregierung sowohl bilateral als auch inter- 
national Unterstützungsmaßnahmen eingeleitet, um 
die dringendsten Probleme zu entschärfen. Insbe- 
sondere hat sie diese Fragen in die Beratungen des 
Weltwirtschaftsgipfels in München 1992 eingebracht 
mit dem Ergebnis, daß sich die führenden Wirtschafts- 
nationen dieser Problematik angenommen und ein 
multilaterales Aktionsprogramm ins Leben gerufen 
haben. 

Die von der Bundesregierung 1991 angestoßenen 
Arbeiten an einer international verbindlichen nu- 
klearen Sicherheitskonvention bei der Internationa- 
len Atomenergie-Organisation in Wien gehen zügig 
voran. Auch die Europäische Energiecharta (vgl. auch 
Abschnitt B 3.1.7), die auf eine wirksame Ost- West- 
Kooperation in der Energiepolitik gerichtet ist, bedarf 
weiterer Anstöße gerade auch im Interesse einer Ver- 
besserung der nuklearen Sicherheit. 

2.1 .9.2 Novellierung des Atomgesetzes: Fort- 
entwicklung als modernes Umweltgesetz 

Die Beibehaltung der Option einer friedlichen Nut- 
zung der Kernenergie gebietet es, daß auch die recht- 
lichen Grundlagen den künftigen Herausforderun- 
gen gerecht werden und in jeder Hinsicht den An- 
forderungen an eine moderne Umweltgesetzgebung 
entsprechen. 

Das am 1. Januar 1960 in Kraft getretene Atomgesetz 
ist seit der sogenannten Entsorgungsnovelle von 1976 
nicht mehr in größerem Umfang geändert worden. Es 
hat sich in den vergangenen mehr als 30 Jahren be- 
währt und dazu geführt, daß die kemtechnischen An- 
lagen in der Bundesrepublik Deutschland den heu- 
tigen hohen Sicherheitsstandard erreicht haben und 
entsprechend dem Prinzip des dynamischen Grund- 
rechtsschutzes ständig verbessert worden sind. 

Entwicklungen in anderen Bereichen des Anlagenzu- 
lassungsrechts sowie die zwischenzeitliche Weiter- 

Abbildung 26 

Ziele der geplanten Novelle zum Atomgesetz 


• Fortentwicklung des Atomgesetzes als modernes 
Umweltgesetz 

• Harmonisierung des Umweltrechts 

• Stärkung des Verursacherprinzips im Hinblick 
auf staatliche Förderung, Entsorgung, Entschä- 
digung, Haftung 

• Stärkung des Vorsorgeprinzips im Hinblick auf 
Genehmigungsvorschrihen, Deckungsvorsorge, 
finanzielle Stillegungsvorsorge 


entwicklung der Rechtsprechung haben sowohl von 
seiten des Vollzugs als auch von seiten der Wissen- 
schaft die Forderung nach einer stärkeren Harmoni- 
sierung des Umweltrechts entstehen lassen. Mit einer 
beabsichtigten umfassenden Novelle des Atomgeset- 
zes soll dem Rechnung getragen werden. Die Novelle 
versteht sich darüber hinaus als ein Modell für Kodifi- 
kationen des Atomrechts im internationalen Bereich. 

Die Novelle soll nach dem Entwurf des Bundesum- 
weltministeriums folgende wesentliche Eckpunkte 
enthalten: 

- Verzicht auf den Förderzweck: Der gesetzlich ver- 
ankerte Förderzweck des Atomgesetzes ist ange- 
sichts des inzwischen erreichten hohen wissen- 
schaftlichen und technischen Standes in der fried- 
lichen Nutzung der Kernenergie entbehrlich ge- 
worden und wird daher entfallen. 

- Konkretisierung der „Schadensvorsorge": Die Ver- 
pflichtung zur Schadensvorsorge als zentrale Ge- 
nehmigungsvoraussetzung des Atomgesetzes soll 
hinsichtlich ihres Umfangs (Gefahrenabwehr und 
Risikovorsorge, Drittschutz, Verhältnismäßigkeit) 
konkretisiert werden. 

- Finanzielle Stillegungsvorsorge: Künftig muß der 
Betreiber sicherstellen, daß auch im Fall der unge- 
planten, vorzeitigen Stillegung von Kernkraftwer- 
ken die hierfür erforderlichen finanziellen Mittel in 
voller Höhe verfügbar sind. 

Im Zuge der Novelle werden die zuständigen Bera- 
tungsgremien des Bundesumweltministeriums (Re- 
aktor-Sicherheitskommission und Strahlenschutz - 
kommission) gesetzlich verankert und damit insti- 
tutionell gestärkt. Zugleich ist vorgesehen, daß vor 
Erlaß von Rechtsverordnungen und Allgemeinen Ver- 
waltungsvorschriften auf dem Gebiet des Atomrechts 
die beteiligten Kreise anzuhören sind. 

Weitere Bereiche, wie die Verbesserung der Rechts- 
grundlagen für die sogenannte Nachsorge (nuklear- 
spezifische Gefahrenabwehr insbesondere bei illega- 
ler Einfuhr) sowie die Schaffung von Ermächtigungs- 
vorschriften für die Umsetzung von EG -Recht, sollen 
im Vorgriff auf die umfassende Novellierung des 
Atomgesetzes noch in dieser Legislaturperiode ge- 
setzlich geregelt werden. 

Durch eine Initiative der Elektrizitätswirtschaft Ende 
1992 wurde eine breite energiepolitische Diskussion 
ausgelöst. Sie umfaßte nicht nur die friedliche Nut- 
zung der Kernenergie in Deutschland, sondern neben 
den Möglichkeiten des Energiesparens alle Arten 

- sowohl fossile als auch regenerative - der heute oder 
potentiell zukünftig verfügbaren Energieträger. 

Die zwischen Vertretern der Bundesregierung, Lan- 
desregierungen und den sie tragenden Parteien so- 
wie Industrie, Energiewirtschaft, Gewerkschaften und 
Umweltverbänden geführten energiepolitischen Kon- 
sensgespräche wurden im November 1993 vorläufig 
beendet. Obwohl im Verlauf der Gespräche wesent- 
liche Annäherungen der Positionen festgestellt wer- 
den konnten, wurde die weitere Diskussion durch 
den SPD-Präsidiumsbeschluß vom 25. Oktober 1993, 
der den SPD-Verhandlungsführem verbot, über das 
Thema Kemenergieoption zu sprechen, unmöglich 
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gemacht. Die Bundesregierung hat sich jedoch nicht 
davon abbringen lassen, den durch die Konsensge- 
spräche vorgezeichneten Weg für eine neue Energie- 
politik weiter zu gehen. Die Lösungsvorschläge und 
die Diskussion darum haben in dem „Gesetz zur 
Sicherung des Einsatzes von Steinkohle in der Ver- 
stromung und zur Änderung des Atomgesetzes" vom 
21. Juli 1994 (sog. Artikelgesetz), das am 29. Juli 1994 
in Kraft getreten ist, ihren Niederschlag gefunden. 

Zur Kernenergie sind folgende Änderungen enthal- 
ten: 

- Öffnung zur direkten Endlagerung als gleichran- 
gige Option neben der Entsorgung durch Wieder- 
aufarbeitung und 

- erhöhte Sicherheitsanforderungen an künftige 
Kernkraftwerke: Danach müssen selbst in dem auf- 
grund entsprechender Sicherheitsvorkehrungen 
praktisch ausgeschlossenen Fall eines Unfalles mit 
Kemschmelze dessen Folgen so beherrscht werden, 
daß einschneidende Maßnahmen zum Schutz vor 
der schädlichen Wirkung ionisierender Strahlen 
außerhalb des abgeschlossenen Geländes der An- 
lage nicht erforderlich werden. 

Die Bundesregierung strebt nach wie vor einen 
parteiübergreifenden und von den gesellschaftlichen 
Gruppen breit akzeptierten energiepolitischen Kon- 
sens an. Diesem Ziel dient das Artikelgesetz in An- 
knüpfung an die Konsensgespräche. 

2. 1 .9.3 Reaktorsicherheit 

2.1 .9.3.1 Nationale Aktivitäten auf dem Gebiet 
der Reaktorsicherheit 

Sicherheit der deutschen Kernkraftwerke 

In bezug auf die Sicherheit kemtechnischer Anlagen 
gilt uneingeschränkt der Grundsatz „Sicherheit hat 
Vorrang vor Wirtschaftlichkeit". In der Bundesrepu- 
blik Deutschland ist mit Anwendung dieses Grund- 
satzes ein Sicherheitsniveau erreicht worden, das 
auch im internationalen Vergleich sehr hoch ist. 

Der Reaktorunfall in Tschernobyl hat gezeigt, daß 
Kernenergie nur verantwortbar ist, wenn die erforder- 
lichen Schutz- und Vorsorgemaßnahmen tatsächhch 
realisiert werden. Die von der Bundesregierung ver- 
anlaßte Sicherheitsüberprüfung aller Kernkraftwerke 
in den alten Bundesländern hat gezeigt, daß weder 
die Erkenntnisse aus dem ReaktorunfaU in Tscherno- 
byl noch die zwischenzeitlich angefallenen neuen Er- 
kenntnisse zu Sicherheitsfragen nach Stand von Wis- 
senschaft und Technik Anlaß geben, auf die weitere 
Nutzung der Kernenergie in der Bundesrepublik 
Deutschland aus sicherheitstechnischen Gründen zu 
verzichten. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß der bei der 
Errichtung eines Kernkraftwerkes nachgewiesene 
Sicherheitsstandard nicht notwendig die gebotene 
Vorsorge während des gesamten Betriebszeitraumes 
gewährleistet. Sicherheitsgewährleistung muß als 
dynamischer Prozeß gesehen werden. Sie erfordert 
daher eine Überprüfung im Lichte neuer betrieblicher 
Erfahrungen und neuer wissenschaftlich-technischer 


Erkenntnisse mit der Konsequenz, daß Anlagen unter 
Beachtung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes ge- 
gebenenfalls nachgerüstet werden müssen. Die Über- 
prüfung erfolgt durch die staatliche Aufsicht sowie 
zusätzlich nach Maßgabe der Atomrechtlichen Si- 
cherheitsbeauftragten- und Meldeverordnung durch 
betriebsorganisatorische Maßnahmen der Kraft- 
werksbetreiber. 

In Ergänzung des kontinuierlichen Prüf- und Verbes- 
serungsprozesses soll zukünftig eine zusätzliche peri- 
odische Sicherheitsüberprüfung aller Kernkraftwerke 
im Abstand von 10 Jahren stattfinden. 

Die Fortentwicklung von Methoden zur realistischen 
Bewertung und Beurteilung der Sicherheit kemtech- 
nischer Anlagen und die kontinuierliche Erweitemng 
des Wissensstandes werden von der Bundesregierung 
im Rahmen der Reaktorsicherheitsforschung geför- 
dert. Damit werden zugleich Anstöße zur Verbesse- 
rung und Weiterentwicklung der Sicherheitstechnik 
in der Industrie gegeben. Mit den Forschungsarbei- 
ten werden belastbare Grundlagen für eine fortschrei- 
tende Sicherheitsopümiemng deutscher Kernkraft- 
werke geschaffen, Insbesondere auch für ergänzende 
Maßnahmen des anlagenintemen Notfallschutzes, 
wie sie gegenwärtig schrittweise in den Kernkraft- 
werken eingeführt werden. 

Die von der Bundesregiemng nach dem Unfall von 
Tschernobyl im April 1986 veranlaßte Sicherheits- 
überprüfung aller deutschen Kernkraftwerke durch 
die Reaktorsicherheitskommission (RSK) hatte zum 
Ergebnis, daß keine Sicherheitsdefizite vorliegen. 
Durch ergänzende Maßnahmen des anlagenintemen 
Notfallschutzes wird das Sicherheitskonzept der 
Kernkraftwerke (Konzept zur Beherrschung von Aus- 
legungsstörfällen) nochmals um eine Stufe erweitert. 

Die Sicherheit der deutschen Kernkraftwerke ist 
international anerkannt. Auch die Überprüfung der 
Betriebsfühmng von vier deutschen Kernkraftwer- 
ken (1986: Biblis A, 1987: Krümmel und Philipps- 
burg 2, 1991: Grafenrheinfeld) durch OSART-Missio- 
nen („Operational Safety Review Team") der Inter- 
nationalen Atomenergie-Organisation (lAEO) in 
Wien bestätigte das hohe Sicherheitsniveau. 

Kernkraftwerke in den neuen Bundesländern 

Mit der Wiedervereinigung galten die strengen Be- 
stimmungen des Atomgesetzes auch für die Kern- 
kraftwerke sowjetischer Bauart in den neuen Bundes- 
ländern. Durchgeführte Sicherheitsanalysen ergaben 
ganz erhebliche Sicherheitsdefizite, die auch entspre- 
chende Rückschlüsse auf das Ausmaß der gesamten 
Gefährdung durch die Kernkraftwerke im ehemali- 
gen Ostblock ermöglichten. Für die Bundesrepublik 
Deutschland wurden die erforderlichen atomrecht- 
lichen Konsequenzen unverzüglich gezogen: 

- Das Kernkraftwerk Rheinsberg mit einer Leistung 
von 70 MW (Typ WWER) wurde 1990 endgültig ab- 
geschaltet. Der vollständige Rückbau der Anlage ist 
über einen längeren Zeitraum vorgesehen. 

- Im Kernkraftwerk Greifswald wurden die Blöcke 
1-4 (Typ WWER-440/230) ebenfaUs 1990 abge- 
schaltet. Ein Weiterbetrieb der Anlagen wäre ohne 
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erhebliche sicherheitstechnische Verbesserungen 
nicht vertretbar gewesen. Die Inbetriebnahme des 
Blocks 5 (Typ WWER-440/213) war bereits im 
Herbst 1989 von der zuständigen Aufsichtsbehörde 
der DDR unterbrochen worden. Für alle fünf Blöcke 
in Greifswald ist der vollständige Rückbau vorge- 
sehen. 

- Angesichts der Ergebnisse der Sicherheitsbewer- 
tungen und der Kosten für eine mögliche Nach- 
rüstung wurde schließlich auch die Errichtung 
der beiden Kemkraftwerksblöcke in Stendal (Typ 
WWER-1000) eingestellt. Somit ist in Deutschland 
kein Kernkraftwerk sowjetischer Bauart mehr in 
Betrieb oder im Bau. 


Meldepflichtige Ereignisse in Kernkraftwerken 

Das Sicherheitskonzept der deutschen Kernkraft- 
werke enthält Maßnahmen zur Vermeidung von Stör- 
fällen und mehrfach gestaffelte Schutzvorschriften 
zur Begrenzung möglicher Auswirkungen. Ein von 
der Bundesregierung betriebenes zentrales System 
zur Erfassung und Auswertung meldepflichtiger Er- 
eignisse in Kernkraftwerken erlaubt es, etwaige Män- 
gel frühzeitig zu erkennen und dem Auftreten ähn- 
licher Mängel in anderen Kernkraftwerken vorzu- 
beugen. 

Die Betreiber der Kernkraftwerke in der Bundesrepu- 
blik Deutschland sind gesetzlich verpflichtet, beson- 
dere Vorkommnisse wie Unfälle, Störfälle und sonsti- 
ge sicherheitsrelevante Ereignisse an die atomrechtli- 
chen Aufsichtsbehörden zu melden. Die Meldungen 
erfolgen nach den bundeseinheitlichen „Meldekri- 
terien für meldepflichtige Ereignisse in Kernkraft- 
werken". 

Seit Oktober 1992 finden auf die Meldepflicht die 
Regelungen der Atomrechtlichen Sicherheitsbeauf- 
tragten- und Melde Verordnung Anwendung. Die 
Verordnung sieht die Einführung eines Betriebsbe- 
auftragten für kemtechnische Sicherheit sowie eine 
Neuregelung der Verpflichtung der Betreiber zur 
Meldung sicherheitstechnisch bedeutsamer Ereig- 
nisse vor. Der Sicherheitsbeauftragte soll als Teil 
der Betriebsorganisation kerntechnischer Anlagen 
schwerpunktmäßig bei der Meldung und Auswer- 
tung sicherheitstechnisch bedeutsamer Ereignisse 
mitwirken. 

Die Bundesregierung unterstützt die Bemühungen 
der Internationalen Atomenergie -Organisation (lAEO) 
in Wien um eine international verbindliche Bewer- 
timgsskala für sicherheitstechnisch oder radiologisch 
bedeutsame Vorkommnisse in kemtechnischen An- 
lagen (International Nuclear Event Scale-INES). 

Die Betreiber der deutschen Kernkraftwerke wenden 
die Skala bereits seit 1991 an und unterrichten die 
Öffentlichkeit, wenn Ereignisse der Stufe 1 oder 
höher auftreten. 

Die internationale Bewertungsskala INES wird insge- 
samt bereits von mehr als 30 Staaten angewandt. Wei- 
terhin ist beabsichtigt, auf der Basis der INES ein In- 
formationssystem zu betreiben. Aktuelle Beispiele in 
der ehemaligen Sowjetunion und den Ländern Ost- 
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europas machen deuüich, wie wichtig und hilfreich 
die Weiterleitung von Informationen über sicherheits- 
relevante Vorkommnisse und eine rasche, sachbezo- 
gene Öffentlichkeitsinformation für aUe Länder sind. 

Physischer Schutz von Kernmaterial 

Zur Vorsorge gegen Schäden, die durch die friedliche 
Nutzung der Kernenergie entstehen können, gehört 
auch der Schutz von Kernmaterial gegen Sabotage 
und andere kriminelle Handlungen (sog. Sicherung). 
Gemeinsam mit den Bundesländern hat das Bundes- 
umweltministerium zuletzt 1991 weiter erhöhte Siche- 
rungsanforderungen für den Transport von Kernmate- 
rial festgelegt. Auch die Anforderungen an die Siche- 
rung von ortsfesten kemtechnischen Anlagen werden 
durch die verantwortlichen Behörden des Bundes und 
der Länder fortlaufend überprüft und verbessert. 

Zur Harmonisierung der Sicherung im internationa- 
len Bereich ist die Bundesregiemng 1990 dem multila- 
teralen Übereinkommen über den physischen Schutz 
von Kemmaterial beigetreten. Mit diesem Überein- 
kommen stellen die Vertragsstaaten sicher, daß bei 
der innerstaatlichen Verwendung von Kernmaterial 
und bei grenzüberschreitenden Transporten ein mög- 
lichst einheitliches, hohes Sicherungsniveau sowie 
eine enge Zusammenarbeit der verantwortlichen Be- 
hörden gewährleistet ist. Auch die grenzüberschrei- 
tende Strafverfolgung in diesem Bereich wird darin 
geregelt. 


Maßnahmen gegen den unerlaubten Umgang 
mit radioaktiven Stoffen 

Angesichts der instabilen wirtschaftlichen und politi- 
schen Situation in vielen Staaten des ehemaligen Ost- 
blocks und in Anbetracht der großen Mengen hoch- 
angereicherten Urans und Waffen-Plutoniums, die 
bei der Zerlegung abzurüstender Nuklearwaffen der 
ehemaligen UdSSR anfallen werden, sind gezielte 
Maßnahmen gegen unsachgemäßen Umgang und 
illegalen Handel mit radioaktiven Stoffen erforder- 
lich. Abhilfe- und Gegenmaßnahmen, wie sie das 
Bundesumweltministerium in einem Bericht vom 
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April 1992 auf gezeigt hat, müssen an der Quelle an- 
setzen. Sie betreffen Konzepte für den Transport, die 
Lagerung und weitere Verwendung des Kemmate- 
rials sowie die zivilen kemtechnischen Anlagen und 
schließen KontroUmaßnahmen an den Grenzen sowie 
Gefahrenabwehrmaßnahmen innerhalb der Bundes- 
republik ein. 

Im Rahmen von Seminaren und Expertenberatungen 
vor Ort wurden die Behördenmitarbeiter der NUS- 
und MOE-Staaten über den physischen Schutz von 
Kernbrennstoffen und über die nuklearspezifische 
Gegenabwehr informiert. Seitens der russischen, be- 
larussischen und ukrainischen staatlichen Stellen 
wurde der Aufbau von KontroUregimes zur Überwa- 
chung des Umgangs mit radioaktivem Material sowie 
von Exportkontrollsystemen an den Außengrenzen in 
Angriff genommen. 

Im Rahmen der innerstaatlichen Maßnahmen wurde 
von seiten des Bundesumweltministeriums besonde- 
res Gewicht auf eine verbesserte Koordinierung bei 
der Gefahrenabwehr und Strafverfolgung auf Bun- 
des- und Länderebene gelegt. Auch die EURATOM- 
Sicherheitsüberwachungsbehörden wurden einge- 
bunden. 

Die ergriffenen Maßnahmen werden fortlaufend auf 
Ansatzpunkte für weitere Verbesserungsmöglich- 
keiten überprüft. Auf der Ebene der Europäischen 
Union hat das Bundesumweltministerium Initiati- 
ven zu einer europaweiten Zusammenarbeit und zur 
Festlegung gemeinsamer Strategien zur Bekämpfung 
des illegalen Handels mit radioaktiven Stoffen er- 
griffen. 


2.1 .9.3.2 Unterstützung der Neuen Unabhängigen 
Staaten und der mittel- und osteuro- 
päischen Staaten bei der Verbesserung 
der kerntechnischen Sicherheit 

Aktionsprogramm zur Verbesserung der Sicherheit 
der Kernkraftwerke 

Eines der drängendsten Probleme des globalen Um- 
weltschutzes ist die Gefährdung durch die Kernkraft- 
werke in den Neuen Unabhängigen Staaten (NUS) 
der ehemaligen Sowjetunion und den Staaten Mittel- 
und Osteuropas (MOE). 

Auf Betreiben der Bundesregierung wurde dieses 
Problem erstmals auf dem Weltwirtschaftsgipfel 1992 
in München zu einem zentralen Thema gemacht. Um 
die drängendsten Probleme zu entschärfen, hat die 
Gruppe der sieben führenden Wirtschaftsmächte (G 7: 
USA, Kanada, Japan, Großbritannien, Frankreich, 
Italien, Deutschland) ein multilaterales Aktionspro- 
gramm beschlossen, das in einer Arbeitsgruppe unter 
Federführung des Bundesumweltministeriums erar- 
beitet wurde und die Durchführung kurzfristig not- 
wendiger Maßnahmen gewährleisten soll. 

Das Aktionsprogramm ist in seiner Gesamtkonzepti- 
on geprägt von marktwirtschaftlichen Prinzipien und 
einer klaren rechtlichen Trennung zwischen Verant- 
wortlichkeiten der Betreiber und der unabhängigen 
Genehmigungs- und Aufsichtsbehörden. 


Die vorgesehenen Maßnahmen beziehen sich auf 

- die Verbesserung der Sicherheit der Betriebsfüh- 
rung, 

- kurzfristige, auf Sicherheitsüberprüfungen basie- 
rende technische Verbesserungen sowie 

- die Stärkung der behördlichen Kontrolle der nu- 
klearen Sicherheit. 

Längerfristige Maßnahmen richten sich auf die Unter- 
suchung von Ersatzenergien und der Möglichkeit 
einer Nachrüstung geeigneter Anlagen. Auf dem 
Gipfel in Tokio 1993 wurde die Fortführung der ein- 
geleiteten Maßnahmen noch einmal ausdrücklich be- 
kräftigt. 

Nuklearer Sicherheitsfonds 

Für die Sofortmaßnahmen wurde ein Finanzbedarf 
von 700 Millionen US$ (ca. 1,2 Milliarden DM) 
zugrundegelegt. Zur Finanzierung des Sofortpro- 
gramms wurde auf Betreiben der Bundesregienmg 
ein Nuklearer Sicherheits-Fonds bei der Europäi- 
schen Bank für Wiederaufbau und Entwicklung 
(EBWE) in London eingerichtet. Der Fonds hat im 
Frühjahr 1993 seine Arbeit auf genommen. Erste Pro- 
jekte wurden vergeben. 

Zur Umsetzung der im multilateralen Aktionspro- 
gramm formulierten längerfristigen Maßnahmen 
wurden die Weltbank, die Internationale Energie- 
Agentur (lEA) und die Europäische Bank für Wieder- 
aufbau und Entwicklung (EBWE) seitens der G 7 be- 
auftragt, die Möglichkeiten der Durchführbarkeit und 
Finanzierbarkeit im Hinblick auf die Entwicklung von 
Ersatzenergien für weniger sichere Kernkraftwerke 
und die Nachrüstung von Kernkraftwerken neuerer 
Bauart zu prüfen. Im Juni 1993 wurde die Energie- 
Studie vorgestellt, die Möglichkeiten aufzeigt, wie 
die älteren Anlagen nach Land und Region unter- 
schiedlich in überschaubaren Zeiträumen vom Netz 
genommen werden können. Angesichts des hohen 
Gefährdungspotentials kann es trotz der schwierigen 
wirtschaftlichen Bedingungen in den betroffenen 
Ländern dazu keine Alternative geben. Auf dem 
Gipfeltreffen in Tokio 1993 haben die G 7 Weltbank, 
lEA und EBWE aufgefordert, aufgrund der Ergeb- 
nisse ihrer Studie und im Dialog mit den betroffenen 
Ländern Handlungsstrategien für die Energieversor- 
gung zu entwickeln. 

Angesichts des hohen Gefährdungspotentials der 
Kernkraftwerke sowjetischer Bauart hat das Bundes- 
umweltministerium im Einklang mit dem multilatera- 
len Aktionsprogramm der G 7 ein bilaterales Sofort- 
programm zur Verbesserung der kemtechnischen Si- 
cherheit in den Neuen Unabhängigen Staaten (NUS) 
und den Staaten Mittel- und Osteuropas initiiert und 
aufgrund der eingehenden Analysen westlicher Ex- 
perten die wesentlichen Faktoren identifiziert, die das 
Risiko der Kernkraftwerke sowjetischer Bauart be- 
dingen. 

Das Sofortprogramm der Bundesregiemng umfaßt 
Maßnahmen zum Aufbau und zur Ausbildung unab- 
hängiger Sicherheitskontrollbehörden, zur Betriebs- 
fühmng sowie Pilotprojekte zur technischen Ertüchti- 
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gung neuerer Anlagen. Das Sofortprogramm versteht 
sich vorrangig als Hilfe zur Selbsthilfe. Mit bloßen 
Abschaltforderungen kann die Bereitschaft zu einer 
eigenverantwortlichen, sicheren Nutzung der Kern- 
energie in den betroffenen Staaten nicht erreicht 
werden. 

Die Schulung und Ausbildung von Kraftwerks- und 
Behördenpersonal verfolgt vornehmlich das Ziel, 
nicht nur den Inhalt deutscher Vorschriften zu ver- 
mitteln, sondern vielmehr das Bewußtsein und die 
Sensibilität für sicherheitstechnische Belange zu 
wecken und somit eine Form der Sicherheitskultur 
zu entwickeln, die sich selbst erhält und verfestigt. 
In diesem Sinne hat das Bundesumweltministerium 
seit Anfang 1992 Aus- und Weiterbildungsmaßnah- 
men für Behördenmitarbeiter und Sachverständige 
aus NUS/MOE sowie für Betriebspersonal aus Kern- 
kraftwerken durchgeführt. Diese Maßnahmen sollen 
den Aufbau starker staatlicher Sicherheitskontroll- 
strukturen unterstützen und den rechtsstaatlichen 
Gesetzesrahmen gestalten helfen. Alle Teilnehmer an 
den Veranstaltungen und die entsendenden Regie- 
rungen haben den Wert dieser Unterstützung und 
ihr großes Interesse an ihrer Fortführung wiederholt 
betont. 

Großes Interesse wird von den betroffenen Staaten 
auch der seit 1987 laufenden Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet der Reaktorsicherheitsforschung entge- 
gengebracht. Dazu werden in gemeinsamen Projek- 
ten die in Deutschland und anderen Industrieländern 
entwickelten Verfahren und Methoden der Sicher- 
heitsbeurteilung (z. B. Rechnerprogramme) an die 
Reaktoren sowjetischer Bauart angepaßt und verifi- 
ziert. Teilweise erfolgen diese Arbeiten in konzertier- 
ten Aktionen, an denen sich mehrere Länder be- 
teiligen. 

Im Rahmen der humanitären Hilfe für die NUS wur- 
den in den Jahren 1991-1993 in den vom Reaktorun- 
fall von Tschernobyl unmittelbar betroffenen Gebie- 
ten Radioaktivitätsmessungen durchgeführt. Ergän- 
zend dazu wurde im Südural die Umweltbelastung 
durch die Kernwaffenproduktionsanlage MAJAK 
untersucht. 

Eine Vielzahl der in den NUS und den MOE-Staaten 
für die Überwachung der Umweltradioaktivität zu- 
ständigen Stellen hat das Bundesumweltministerium 
um Beratungshilfe beim Aufbau von Monitoring-Sy- 
stemen (computergestützte Meßsysteme zur automa- 
tischen Erfassung und Überwachung) gebeten. Als 
erste Vorhaben wurden 1992 IRIS-Prototyp-Systeme 
(Integriertes Radioaktivitätsinformationssystem) in 
Prag und Bratislava eingerichtet. Das Integrierte 
Meß- und Informationssystem der Bundesrepublik 
Deutschland ist nüt beiden Prototypsystemen bereits 
über Datenleitungen verbunden, so daß der Transfer 
von Know-how und Daten seit Januar 1993 möglich 
ist. In einer zweiten Stufe wurden ab 1993 in beiden 
Staaten bereits vorhandene Meßnetze und Meßein- 
richtungen zur Überwachung der Umweltradioaktivi- 
tät an die installierten Systeme angebunden. Dem 
Projekt kommt eine Vorreiterrolle im Hinblick auf 
eine künftig harmonisierte, europaweite On-üne-Ver- 
bindung der nationalen Systeme zur Überwachung 
der Umweltradioaktivität zu. 


Internationale Aktivitäten 

auf dem Gebiet der Reaktorsicherheit 

Eine durchgreifende Verbesserung der nuklearen Si- 
cherheit in NUS/MOE steht und fällt mit der Gewähr- 
leistung einer ausreichenden Energieversorgung durch 
sichere Technologien. Dies zeigt nicht zuletzt die Ener- 
giestudie der Weltbank (s. o.). Entscheidende Voraus- 
setzung für den Erfolg der westlichen Hüten ist eine 
Umstrukturierung der Wirtschaftssysteme in den NUS/ 
MOE-Staaten nach marktwirtschaftlichen Gesichts- 
punkten, die auch die Energiewirtschaft umfaßt. Die Eu- 
ropäische Energiechartä, die von den OECD-Staaten 
und den NUS/M OE-Staaten Im Dezember 1991 in Den 
Haag verabschiedet worden ist, und die Nukleare Sicher- 
heitskonvention weisen einen Weg in diese Richtung. 

Die Europäische Energiecharta (siehe Abschnitt 
B.3.1.7) hat den Charakter einer politischen Erklä- 
rung. Die Unterzeichner verpflichten sich, m Ver- 
handlungen über ein Basisabkommen und über Pro- 
tokolle zu spezifischen Einzelfragen einzutreten. Das 
NuklearprotokoU zur Europäischen Energiecharta 
wird vor allem Fragen der Nonproliferation und der 
nuklearen Sicherheit behandeln. 

Ziel der Nuklearen Sicherheitskonvention, auf de- 
ren Text sich im Juni 1994 mehr als 80 Staaten ver- 
ständigt haben, ist es, den sicheren Betrieb von 
kerntechnischen Anlagen dauerhaft zu gewährleisten. 
Dabei wird ein weltweites System angestrebt. Auf In- 
itiative der Bundesregierung wurde anläßlich der Son- 
derkonferenz der Internationalen Atomenergieorgani- 
sation (lAEO) in Wien un September 1991 eine Exper- 
tenarbeitsgruppe eingesetzt, die innerhalb von zwei 
Jahren Grundstrukturen und Inhalte der Konvention 
ausgearbeitet hat. Dieses Vorhaben wurde durch die 
Agenda 21 der UNCED-Konferenz (siehe Abschnitt 
B. 3. 2. 1.2), den Umweltteil des Anhangs zur Abschluß- 
erklärung des KSZE -Gipfels in Helsinki und die Wirt- 
schaftserklärung des Münchener Wirtschaftsgipfels 
1992 ausdrücklich unterstützt. 

Im Bereich der Kernenergie gab es bislang noch 
kem international verbindliches Regelwerk, das die 
Grundanforderungen an Kernkraftwerke und sonsti- 
ge Einrichtungen des nuklearen Brennstoffkreislaufs 
festlegt. Das gewandelte Ost- West- Verhältnis machte 
es nunmehr erstmals möglich, diesen umweltrelevan- 
ten Bereich einer völkerrechtlich verbindlichen Rege- 
lung zuzuführen. 

In der Konvention werden grundlegende und natur- 
gemäß sehr allgemein gehaltene Sicherheitsstan- 
dards und -regeln völkerrechtlich verbindlich ge- 
macht. Der Abschluß einer Nuklearen Sicherheits- 
konvention muß als Baustein eines mittel- und lang- 
fristig wirksamen Gesamtkonzepts zur Verbesserung 
der Sicherheit der Kemenergienutzung weltweit und 
vor allem in den NUS/MOE-Staaten gesehen werden. 
Nach dem erfolgreichen Abschluß der Verhandlun- 
gen in Wien kommt es jetzt darauf an, daß möglichst 
viele kernenergienutzende Staaten die Konvention 
zügig zeichnen und innerstaatlich umsetzen, um den 
in der Konvention vorgesehenen internationalen 
Überprüfungsprozeß schnell in Gang zu setzen. 

Im Wiener Übereinkommen vom 26. September 1986 
über die frühzeitige Benachrichtigung bei nuklearen 
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Unfällen ist die Informationspflicht der einzelnen 
Staaten gegenüber der lAEO festgelegt worden. Da- 
bei wurde auch die Möglichkeit eröffnet, dieses Über- 
einkommen durch bilaterale Absprachen zu ergän- 
zen. Die Bundesrepublik Deutschland hat seither in 
allen Abkommen mit anderen Staaten - neben einem 
allgemeinen Informations- und Erfahrungsaustausch 
- auch eine entsprechende bilaterale Unterrichtungs- 
pflicht abgesprochen, die bei Vorliegen einer grenz- 
überschreitenden radiologischen Gefährdung des 
Gebietes des Nachbarstaates wirksam wird. 

Das Bundesumweltministerium hat demgemäß mit 
fast allen europäischen Staaten und mit den techno- 
logisch hoch entwickelten außereuropäischen Indu- 
striestaaten (u.a. USA, Japan und Kanada) Abspra- 
chen über einen umfassenden Informations- und Er- 
fahrungsaustausch getroffen. Anfang der neunziger 
Jahre wurde der Kreis der Vertragsstaaten weiter ver- 
vollständigt (u.a. Finnland, Schweden, Ungarn, Bul- 
garien, Litauen und China). Durch die „Gemeinsame 
Erklärung" vom 28. November 1991 haben gleichzei- 
tig Rußland und die Ukraine die Fortgeltung des mit 
der früheren UdSSR geschlossenen Abkommens von 
1988 für ihr Staatsgebiet bestätigt. 

2.1. 9.4 Strahlenschutz 

Im Rahmen seiner durch das Atomgesetz, die Strah- 
lenschutzverordnung und das Strahlenschutzvorsor- 


gegesetz festgelegten Aufgaben obliegt dem Bundes- 
umweltministerium als eine der vordringlichsten Auf- 
gaben der Schutz des Menschen vor den Gefahren 
ionisierender Strahlen. 

Auf der Grundlage der Strahlenschutzverordnung 
und der Röntgenverordnung sowie ergänzender 
Richtlinien wird die Nutzung von radioaktiven Stof- 
fen und Geräten, die ionisierende Strahlen erzeugen, 
durch Genehmigungs-, Anzeige- und Aufsichtsver- 
fahren überwacht, um die Einhaltung der strengen 
Strahlenschutzanforderungen sicherzustellen. Die Nut- 
zung erstreckt sich auf die medizinische Diagnostik 
und Therapie, vielfältige industrielle und forschungs- 
orientierte Tätigkeiten und auf die Kernenergie. 

Strahlenschutzverordnung und Röntgenverordnung 
basieren auf dem Atomgesetz, dessen vorrangiger 
Zweck es ist, Leben, Gesundheit und Sachgüter vor 
der schädlichen Wirkung ionisierender Strahlen zu 
schützen (§ 1 Nr. 2 AtG). Zur bestmöglichen Verwirk- 
lichung dieses Zieles enthalten die Strahlenschutz- 
verordnung sowie die Röntgenverordnung als Spe- 
zialregelung für den Schutz vor Röntgenstrahlen 
oberste Strahlenschutzgrimdsätze, die bei der Aus- 
legung und Anwendung der einzelnen Strahlen- 
schutzvorschriften stets zu beachten sind. Danach ist 

- jede unnötige Strahlenexposition zu vermeiden 

- jede Strahlenexposition unter Beachtung des Stan- 
des von Wissenschaft und Technik und unter Be- 


Tabelle 31 


Nutzung von radioaktiven Stoffen und Geräten 

- Typische Arbeitsbereiche - 


Bereiche, Art der Anlagen 

Zahl*) der berufl. 
strahlenexponierten 
Personen 

Zahl *) der Anlagen 
oder Genehmigungen 

Medizin 

65 000 


Beschleuniger 


150 Geräte 

Gamma bestrahlungseinrichtungen 


200 Geräte 

Afterloadingeinrichtungen 


150 Geräte 

Nuklearmedizinische Abteilungen und Praxen 

135 0002) 

3 000 Abt. /Praxen 

Röntgeneinrichtungen 2) 


80 000 Geräte 

Kerntechnische Industrie 

35 000 


Leistungskemkraftwerke 

7 000 

21 Kraftwerke 

Wartungsarbeiten durch fremdes Personal 

25 000 

3 000 Genehmigungen 

sonstige Bereiche 

zerstörungsfreie Werkstoffprüfung 

mit radioaktiven Quellen 


1 000 Geräte 

Meßeinrichtungen mit radioaktiven Quellen 
und anderer Umfang mit radioaktiven Stoffen 

75 000 

15 000 Genehmigungen 

Beschleuniger 


150 Geräte 

Bestrahlungseinrichtungen 


100 Geräte 


Zahlen gerundet 

^) Geltungsbereich Röntgenverordnung; Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit und Sozialordnung 
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rücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls auch 
unterhalb der in den Schutzvorschriften festgeleg- 
ten Dosisgrenzwerte so gering wie möglich zu hal- 
ten (Strahlenminimierungsprinzip). 


2.1 .9.4.1 Fortentwicklung des Strahlenschutzrechts 

Festlegung von Dosisgrenzwerten 

Die Festlegung von Dosisgrenzwerten stellt die wich- 
tigste Konkretisierung eines vorsorgenden Gesund- 
heitsschutzes zugunsten der Bevölkerung und beruf- 
lich strahlenexponierter Personen dar. 

Die Dosisgrenzwerte des Strahlenschutzrechts be- 
ruhen in besonderem Maße auf Empfehlungen der 
internationalen wissenschaftlichen Fachgremien, wie 
der Internationalen Strahlenschutzkommission (ICRP), 
und dem EG-Recht. Die ICRP hat in ihrer jüngsten 
Empfehlung Nr. 60 aus dem Jahre 1991 aufgrund 
neuerer Auswertungen der Gesundheitsstatistiken 
der Atombombenüberlebenden von Hiroshima und 
Nagasaki eine Neubewertung des Strahlenrisikos 
vorgenommen, die sich auch in neuen Dosisgrenz- 
werten für den Bevölkerungs- und Arbeitnehmer- 
schutz niederschlägt. Die ICRP-Empfehlungen bilden 
zugleich die materielle Grundlage für die Strahlen- 
schutzgesetzgebung auf europäischer Ebene. Die auf- 
grund des EURATOM -Vertrags ergangenen „Richt- 
linien, mit denen die Grundnormen für den Gesund- 
heitsschutz der Bevölkerung und der Arbeitskräfte 
gegen die Gefahren ionisierender Strahlen festgelegt 
wurden" - die sogenannten EURATOM-Grundnor- 
men von 1980/1984 - werden derzeit im Hinblick auf 
die ICRP-Empfehlung Nr. 60 novelliert. Die EG-recht- 
lichen Vorgaben müssen anschließend von den Mit- 
gliedstaaten umgesetzt werden, so daß dann auch die 
Strahlenschutzverordnung und die Röntgenverord- 
nung an den neuen Stand der Wissenschaft angepaßt 
werden. 

Neben der Festlegung von Dosisgrenzwerten werden 
die Prinzipien des Strahlenschutzes durch weitere 
Regelungen konkretisiert. Hierzu gehören: 

- Regelungen des Umgebungsschutzes kemtechni- 
scher Anlagen und Einrichtungen (Festlegung von 
Emissions- und Immissionswerten) 

- Regelungen der Emissions- und Umgebungsüber- 
wachung kemtechnischer Anlagen einschließlich 
Kemreaktorfemüberwachung 

- Regelungen des Arbeitsschutzes: räumliche Ab- 
grenzung besonderer Strahlenschutzbereiche mit 
entsprechenden Tätigkeitsverboten und -beschrän- 
kungen, dosimetrische Überwachung der Arbeits- 
kräfte zur Kontrolle der Einhaltung der Grenzwerte, 
ärztliche Überwachung durch besonders ermäch- 
tigte Ärzte 

- Regelungen für die Anwendung radioaktiver Stoffe 
oder ionisierender Strahlen in der Heilkunde und 
Zahnheilkunde sowie bei verschiedenen industriel- 
len Tätigkeiten (z.B. durch eine Mustergenehmi- 
gung für die zerstörungsfreie Werkstoffprüfung). 


Strahlenschutzregister 

Um die Überwachung der Einhaltung von Dosis- 
grenzwerten bei beruflich strahlenexponierten Perso- 
nen wirksamer zu gestalten, wurde durch die Strah- 
lenschutzverordnung und die Röntgenverordnung 
1990 die Führung eines Strahlenschutzregisters beim 
Bundesamt für Strahlenschutz vorgeschrieben. Mit 
dem Register sollen Strahlenexpositionen erfaßt, aus- 
gewertet und der zuständigen Aufsichtsbehörde mit- 
geteüt werden, die daraufhin eine Überprüfung der 
Tätigkeiten oder Einrichtungen veranlassen kann. 
Die zentrale Erfassung hat insbesondere für Arbeits- 
kräfte, die an wechselnden Einsatzorten tätig sind 
(z. B. Service-Techniker in verschiedenen Kernkraft- 
werken) Bedeutung. Aber auch die Einhaltung des 
für das gesamte Berufsleben bestehenden Dosis- 
grenzwertes von 400 mSv läßt sich so besser kontrol- 
heren. Das Bundesamt für Strahlenschutz richtet z. Z. 
das Register ein; mit einer Betriebsaufnahme ist An- 
fang 1995 zu rechnen. 


Strahlenpaß 

Ähnliche Zwecke wie das Strahlenschutzregister er- 
füllt der Strahlenpaß für beruflich strahlenexponierte 
Personen, die in kemtechnischen Anlagen oder Ein- 
richtungen als externe Arbeitskräfte tätig sind. Die 
früher in der Strahlenschutzverordnung enthaltenen 
Regelungen über Inhalt und Form des Strahlenpasses 
sind in eine Allgemeine Verwaltungsvorschrift zu § 62 
Abs. 2 Strahlenschutzverordnung übernommen wor- 
den, die sog. AW Strahlenpaß. Sie enthält über die 
frühere Regelung hinaus auch Vorgaben über die 
Handhabung des Strahlenpasses, über behördliche 
Maßnahmen im Zusammenhang mit seiner Registrie- 
rung sowie über die Verfahrensweise bezüglich der 
an das Strahlenschutzregister zu übermittelnden An- 
gaben. Die Kommission hat inzwischen ähnliche 
Regelungen EU- weit vorgegeben. 


Radioökologisches Berechnungsverfahren 

Eine weitere Ausgestaltung der Vorschriften der 
Strahlenschutzverordnung auf untergesetzlicher 
Ebene stellt die Allgemeine Verwaltungsvorschrift 
zu § 45 Strahlenschutzverordnung „Ermittlung der 
Strahlenexposition durch die Ableitung radioaktiver 
Stoffe aus kemtechnischen Anlagen oder Einrich- 
tungen" vom 21. Febmar 1990 dar. Sie konkretisiert 
das radioökolo0sche Berechnungsverfahren, das 
dazu dient, in Verfahren zur Genehmigung einer 
kemtechnischen Anlage festzustellen, ob der An- 
lagenbetreiber die technische Auslegung und den 
Betrieb seiner Anlage oder Einrichtung so geplant 
hat, daß die durch die Ableitung radioaktiver Stoffe 
mit Luft oder mit Wasser bedingte Strahlenexpositi- 
on die Dosisgrenzwerte für die Bevölkerung nicht 
überschreitet. Die AVV zu § 45 gibt Ausbreitungs- 
modelle und Parameter vor, mit deren Hilfe standort- 
spezifisch für alle relevanten Expositionspfade und 
Lebensgewohnheiten die Einhaltung der Dosis- 
grenzwerte für den späteren Anlagenbetrieb nach- 
gewiesen werden kann. 
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Emissions- und Imnnissionsüberwachung 
kerntechnischer Anlagen 

Die 1993 verabschiedete Neufassung der „Richtlinie 
zur Emissions- und Immissionsüberwachung kern- 
technischer Anlagen" besteht aus einem allgemeinen 
Teil, der die Grundsätze der Überwachung und der 
Berichterstattung regelt, sowie verschiedenen An- 
hängen, in denen die durchzuführenden Überwa- 
chungsmaßnahmen auf geführt sind. Dabei wird un- 
terschieden zwischen den Anforderungen an Kern- 
kraftwerke, Brennelementefabriken sowie an Brenn- 
elementezwischenlager und Endlager für radioaktive 
Abfälle. Die Neufassung konkretisiert die Anforde- 
rungen an die Überwachung im StörfallAJnfall ein- 
schheßhch der Ableitung bei kontrollierter Druck- 
entlastung des Sicherheitsbehälters von Leichtwas- 
serreaktoren. Außerdem werden Überwachungspro- 
gramme für die Phase der StiUegung und den siche- 
ren Einschluß spezifiziert und Regelungen zur Erfas- 
sung der für die Ausbreitung radioaktiver Stoffe maß- 
gebüchen Größen getroffen. Bei der Berichterstattung 
über die Meßergebnisse werden einheithche Struktu- 
ren wie bei der Datenerfassung nach dem Strahlen- 
schutzvorsorgegesetz eingeführt. 

Fachkunderichtlinien 

Neben die seit geraumer Zeit bestehenden Fachkim- 
deregelungen für den medizinischen und für den 
technischen Bereich tritt eine auf die Bedürfnisse des 
Strahlenschutzes in Kernkraftwerken und sonstigen 
Anlagen zur Spaltung von Kernbrennstoffen ausge- 
richtete Richüinie (Dez. 1990). Sie enthält die Anforde- 
rungen an die Berufsausbildung und praktische Erfah- 
rung im Strahlenschutz, an die Fortbildung zum Erhalt 
der Fachkunde sowie an die Lehrinhalte der Fachaus- 
bildung der Personen, die für den Strahlenschutz einer 
kemtechnischen Anlage verantwortlich sind. 

Strahlenschutz in der Medizin 

Eine wesentliche Verbesserung des Schutzes der Pa- 
tienten imd des Fachpersonals bringt die Neufassung 
der Richtlinie Strahlenschutz in der Medizin, die ab 
1. Juni 1993 anzuwenden ist und eine weitere Verrin- 
gerung der Strahlendosen bei Patienten in der Dia- 
gnostik und die Optimierung der Strahlenanwen- 
dung in der Strahlentherapie zum Ziel hat. Zu diesem 
Zweck wurden die Vorschriften über die Qualitäts- 
sicherung der Untersuchungs- und Therapiegeräte 
für die medizinische Anwendung radioaktiver Stoffe 
imd ionisierender Strahlen sowie über den Erwerb 
der Fachkunde im Strahlenschutz verschärft. 

Nichtionisierende Strahlen 

Neue Erkenntnisse über die Wirkung elektrischer 
und magnetischer Felder hat das Bundesumwelt- 
ministerium in einem Bericht für die 39. Umweltmini- 
sterkonferenz zusammengestellt. Auf der Grundlage 
von Empfehlungen der Strahlenschutzkommission 
wird derzeit der Entwurf einer Verordnung über den 
Schutz der Bevölkerung vor Immissionen durch elek- 
tromagnetische Strahlen erarbeitet. 


Das Umweltbundesamt und das Bundesamt für Strah- 
lenschutz betreiben ein UV-Meßnetz, um die UV- 
Strahlung in Deutschland kontinuierhch und spektral 
aufgelöst zu messen. Ziel ist die langfristige Ermitt- 
lung von Daten über die Höhe der UV-Expositon, um 
die gesundheitlichen Folgen der veränderten UV- 
Strahlung strahlenhygienisch bewerten und gegebe- 
nenfalls frühzeitig Empfehlungen für etwaige Schutz- 
maßnahmen geben zu können. 

Zur Frage des Elektrosmogs hat sich die Bundesre- 
gierung in ihrer Antwort auf die Kleine Anfrage der 
SPD vom 3. März 1993 umfassend geäußert (BT-Drs. 
12/4458). Sie unterstützt die diesbezüghchen Emp- 
fehlungen der Strahlenschutzkommission zu elektro- 
magnetischen Feldern. 


2.1. 9.4.2 Integriertes Meß- und Informationssystem 
zur Überwachung der Umweltradioaktivität 
(IMIS) 

Der Reaktorunfall in Tschernobyl im April 1986 hat 
die Notwendigkeit eines Frühwam- und Meßsystems 
deutlich gemacht, das es ermöghcht, eine sich entwik- 
kelnde Lage rasch und zuverlässig festzustellen und 
meßtechnisch verfolgen zu können. Ein umfassendes 
Meß- und Informationssystem zur Überwachung der 
Umweltradioaktivität wurde in den vergangenen Jah- 
ren über mehrere Realisierungsstufen eingerichtet 
und wurde im Dezember 1993 nach Abnahme des 
informationstechnischen Datenverarbeitungssystems 
offiziell in Betrieb genommen. 

Damit die erforderlichen Meßgrößen sicher erfaßt 
werden können, wurden die Meßnetze des Bundes 
zur großräumigen Überwachung der Radioaktivität 
in der Umwelt mit einer Dichte errichtet, die es er- 
laubt, auch inhomogene Aktivitätsverteilungen fest- 
zustellen. 


Tabelle 32 

Integriertes Meß- und Informationssystem (IMIS) 


- Überwachung der Gamma-Ortsdosisleistung 
und der Kontamination des Bodens durch das 
Meßnetz des Bundesamtes für Zivilschutz mit 
2 150 Meßstationen 

- Überwachung der Luft und des Niederschlages 
durch das Meßnetz des Deutschen Wetterdien- 
stes mit 38 Meßstationen 

- Überwachung der Luft durch das Meßnetz des 
Umweltbundesamtes mit 11 Meßstationen 

- Überwachung der Bundeswasserstraßen durch 
das Meßnetz der Bundesanstalt für Gewässer- 
kunde mit 40 Meßstationen 

- Überwachung der Küstengewässer in Nord- und 
Ostsee durch das Meßnetz des Bundesamtes für 
Seeschiffahrt und Hydrographie mit 12 Meß- 
stationen 

- Luftmeßstation auf der Zugspitze 
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Darüber hinaus wurden 48 Landesmeßstellen in den 
Ländern geräte- und DV-technisch ausgestattet, um 
die Radioaktivität in Lebensmitteln, Futtemütteln, 
Pflanzen, Boden, Trinkwasser sowie in Abwässern, 
Klärschlamm und Verbrennungsanlagen zu bestim- 
men. 

Um in einem Anforderungsfalle die Vielzahl der be- 
nötigten Meßdaten zeitgerecht bereitzustellen, wurde 
ein schnelles, leistungsfähiges Datenverarbeitungs- 
system errichtet. Die dezentral anfallenden Meßdaten 
werden vor Ort in lokalen Datenbanken gehalten und 
über Datenleitungen an die zentrale Datenbank bei 
der Zentralstelle des Bundes beim Bundesamt für 
Strahlenschutz gesandt und von dort weiter über das 
Netz verteilt. Das Bundesumweltministerium bewer- 
tet die radiologische Gesamtsituation in der Bundes- 
republik Deutschland anhand der prognostizierten 
Daten und der erfaßten Meßdaten und empfiehlt ggf. 
vorsorgende Maßnahmen zum Schutz der Bevölke- 
nmg. Die Zentralstelle des Bundes unterstützt das 
Bundesumweltministerium bei der Wahrnehmung 
seiner Aufgaben. Alle relevanten Daten werden über 
das Rechnerverbundsystem auch den zuständigen 
Länderbehörden zur Verfügung gestellt. 


2.1 .9.4.3 Folgen des Uranerzbergbaus 
in den neuen Bundesländern 

In Sachsen und Thüringen, aber auch in Sachsen- 
Anhalt wurde bereits seit dem frühen Mittelalter Erz- 
bergbau mit zum Teil hoher lokaler Intensität betrie- 
ben. Dabei gelangten große Mengen von Bergbau- 
abraum mit überdurchschnittlichen Konzentrationen 
an natürlichen Radionukliden und Schwermetallen in 
die Biosphäre. 

Erheblich verstärkt wurde die Umweltbelastung durch 
den Uranerzbergbau. Der Uranerzbergbau auf dem 
Gebiet der ehemaligen DDR wurde ab 1946 zunächst 
als rein sowjetisches Unternehmen geführt. Die so- 
wjetisch staatliche Aktiengesellschaft Wismut (SAG) 
baute in großem Umfang die Infrastruktur für den 
Uranbergbau in Sachsen und Thüringen auf. 

Im Jahr 1954 wurde die Sowjetisch-Deutsche Aktien- 
gesellschaft Wismut (SDAG Wismut) gegründet, an 
der die Regierung der DDR zu 50 Prozent beteiligt 
war. Mit der deutschen Einheit ging der bisherige An- 
teil der DDR an dem Unternehmen auf die Bundes- 
republik Deutschland über. Bereits zum damaligen 
Zeitpunkt war erkennbar, daß die Urangewinnung 
unter Marktbedingungen weit von der Wirtschaftlich- 
keit entfernt war. Daher wurde der aktive Bergbau 
zum Ende des Jahres 1990 eingestellt. 

Der Bundeswirtschaftsminister hat am 16. Med 1991 
ein Regierungsabkonunen mit der Sowjetunion unter- 
zeichnet, das die Übertragung des sowjetischen An- 
teils an der Gesellschaft auf die Bundesrepublik 
Deutschland vorsieht. Auf der Grundlage des Wis- 
mut-Gesetzes vom 12. Dezember 1991 ist die SDAG 
Wismut nach Inkrafttreten dieses Regierungsabkom- 
mens am 20. Dezember 1991 in eine Gesellschaft 
deutschen Rechts - Wismut GmbH - umgewandelt 
worden. 


Alleiniger Gesellschaftszweck der Wismut GmbH ist 
die Stillegung der Bergbaubetriebe sowie die Sanie- 
rung und Rekultivierung der Bergbaualtlasten des 
Unternehmens. 

Die Beseitigung der Hinterlassenschaften des Alt- 
bergbaus und des früheren Uranerzbergbaus in Thü- 
ringen, Sachsen und Sachsen-Anhalt stellt eine der 
größten umweltpolitischen Herausfordenmgen in 
den neuen Ländern dar. Der vor allem in seiner Früh- 
phase ohne Rücksicht auf Mensch und Umwelt voran- 
getriebene Uranbergbau hat zu schweren ökologi- 
schen Schäden geführt. Die Altlast-Verdachtsflächen 
in den betroffenen Bergbauregionen verteilen sich 
auf eine Gesamtfläche von etwa 10 000 km^. Hier be- 
finden sich Tausende von Abraumhalden und ober- 
flächennahen bergbaulichen Auffahrungen, Hunder- 
te von Standorten bergbaulicher Anlagen und Um- 
schlagplätze sowie Dutzende von Absetzanlagen 
(Schlanunteiche) mit Rückständen der Erzaufberei- 
tung und Wasserreinigung, die aus radiologischer 
Sicht problematisch sein können. 

Ermittlung der radiologischen Situation 
{Altlastenkataster) 

Zum Zeitpunkt der Wiedervereinigung lagen keine 
hinreichenden Informationen über die Altlasten des 
früheren Uranerzbergbaus und des konventionellen 
Bergbaus vor, die eine zuverlässige Bestandsaufnah- 
me der Belastungssituation ermöglicht hätten. Vor 
diesem Hintergrund hat das Bundesamt für Strahlen- 
schutz im Auftrag des Bundesumweltministeriums 
Mitte 1990 ein Untersuchungsprogramm zur „Strah- 
lensituation in Sachsen und Thüringen" eingeleitet, 
das 1991 auch auf Sachsen- Anhalt ausgedehnt wur- 
de. Dieses Programm umfaßt Untersuchungen zu den 
Bereichen „Radioaktivität in der Umwelt", „Radon in 
Gebäuden" sowie „gesundheitliche Auswirkungen". 

Die Ermittlung der bergbaubedingten Umweltradio- 
aktivität stellte von Beginn an einen besonderen 
Handlungsschwerpunkt dar. Unklarheiten über die 
Strahlensituation und deren radiologische Beurtei- 
lung führen in der Öffentlichkeit zu Unsicherheit, die 
sich auch als Hemmnis für die wirtschaftliche Ent- 
wicklung der betroffenen Regionen erweist. Auch aus 
Gründen der Gesundheitsvorsorge ist die radiologi- 
sche Erfassung, Untersuchung und Bewertung der 
bergbaulichen Hinterlassenschaften ein dringendes 
umweltpoLLtisches Anliegen. 

Für die Ermittlung der relevanten Verdachtsflächen 
und des mit ihnen verbundenen Gefährdungspoten- 
tials wurde im Rahmen des Einigungsvertrages durch 
Ergänzung des Strahlenschutzvorsorgegesetzes eine 
Bundeszuständigkeit geschaffen, auf deren Grund- 
lage das Bundesamt für Strahlenschutz (BfS) seit 1991 
das Projekt „Radiologische Erfassung, Untersuchung 
und Bewertung bergbaulicher Altlasten (Altlasten- 
kataster)" durchführt. Mit dem Projekt sollen die aus 
dem Uranerzbergbau und anderen radiologisch rele- 
vanten Bergbautätigkeiten resultierenden Altlasten 
in den Ländern Sachsen, Thüringen und Sachsen- An- 
halt flächendeckend erfaßt und bewertet werden, um 
auf dieser Datenbasis Vorsorge gegen mögliche Ge- 
sundheits- und Umweltgefahren treffen zu können. 
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Gleichzeitig ermöghcht das Projekt eine erste Ab- 
schätzung des Sanierungsbedarfs an bergbaulich be- 
lasteten Flächen und Objekten. Es leistet damit insge- 
samt einen wesentlichen Beitrag zur Verbesserung 
der Lebens-, Arbeits- und Umweltbedingungen, zur 
Unterstützung der überregionalen und regionalen 
Planung sowie zum Abbau von Investitionshemmnis- 
sen und zur wirtschaftlichen Wiederbelebung und 
Entwicklung der betroffenen Regionen. 

Das Vorhaben ghedert sich in drei Projektphasen: Im 
Rahmen der ersten Projektphase „Altlastenerfas- 
sung" (1991-1992) wurden zunächst die Bereiche ab- 
gegrenzt, in denen mit radiologisch relevanten berg- 
bauhchen Altlasten zu rechnen ist. Hierzu wurden 
alle verfügbaren Informationen (Altdaten) herange- 
zogen. Zusätzlich wurden mittels sogenannten Aero- 
Gamma-Messungen (systematisches Überfliegen) 
Bereiche mit einem erhöhten Strahlungspegel iden- 
tifiziert. Durch weiträumige Umgrenzung dieser Ge- 
biete wurden zunächst 34 Verdachtsflächen mit ei- 
nem Umfang von insgesamt ca. 1 500 km^ festgelegt. 
Noch in der ersten Projektphase konnten hiervon grö- 
ßere Verdachtsflächenbereiche als radiologisch un- 
bedeutend ausgeschieden werden. Die weiteren Er- 
mittlungen konzentrieren sich nunmehr auf Unter- 
suchungsgebiete mit einem Gesamtumfang von ca. 
250 km. 

In der zweiten Projektphase „Altlastenverifikation" 
(1992-1993) erfolgte eine Existenz- und Zustandsprü- 
fung der in der ersten Projektphase erfaßten Objekte. 
Zur Nutzung ortsspezifischer Kenntnisse wird diese 
Verifikationsphase zusammen mit den zuständigen 
Länder- und Kreisverwaltungen durchgeführt. Durch 
Begehungen vor Ort wird das vorhandene Daten- 
material aktuahsiert und soweit erforderlich vervoll- 
ständigt. 

In der dritten Projektphase „Altlastenuntersuchun- 
gen" (1993-1996) wird an den verifizierten Anomalie- 
flächen und Objekten in Abstimmung mit den Ge- 
bietskörperschaften ein radiologisches Meß- und Un- 
tersuchungsprogramm durchgeführt. 

Die bisherigen Ergebnisse haben gezeigt, daß die 
Strahlenbelastung auch in den Verdachtsgebieten 
überwiegend im Normalbereich hegt. Über die be- 
reits getroffenen Sicherheitsvorkehrungen (z.B. Zu- 
gangsbeschränkungen) hinaus ergaben sich keine 
Anhaltspunkte für die Notwendigkeit unmittelbarer 
Maßnahmen zur Gefahrenabwehr. 

Für die von ihr selbst genutzten Flächen, Anlagen 
und Einrichtungen führt die bundeseigene Wismut 
GmbH im Auftrag des Bundeswirtschaftsministeri- 
ums eine vergleichbare Erhebung durch (Umwelt- 
kataster der Wismut GmbH), deren Ergebnisse mit 
den Ergebnissen des Altlastenkatasters des Bundes- 
amtes für Strahlenschutz zu einem Bergbau-Folge- 
lastenkataster zusammengeführt werden. 

Radon- und Strahlenexposition in Gebäuden 

Die Untersuchungen zur Umweltradioaktivität durch 
Bergbaualtlasten werden von einem umfangreichen 
Meßprogramm des Bundesamtes für Strahlenschutz 
zur Ermittlung der Radonexposition in Häusern be- 


gleitet. Die Untersuchungen werden sowohl in den 
Bergbaugebieten als auch in Regionen durchgeführt, 
die nicht durch Bergbau oder dessen Folgeindustrien 
beeinflußt sind, deren geologischer Untergrund je- 
doch mit dem der Bergbaugebiete vergleichbar ist 
oder die auf Grund überdurchschnittlicher natürli- 
cher Radioaktivität erhöhte Radonkonzentrationen in 
Gebäuden erwarten lassen. 

Bisher wurden rund 32 000 Gebäude in 273 Ge- 
meinden mittels 24-Stunden-Messungen überprüft. 
Dabei zeigte sich, daß sich die Radonkonzentration 
nicht signifikant von der in geologisch vergleichbaren 
Nichtbergbaugebieten unterscheidet. Radonkonzen- 
trationen über 1 000 Bq/m^ wurden nur selten fest- 
gestellt. 

Besonders hohe Werte wurden allerdings in der alten 
sächsischen Bergbaustadt Schneeberg gefunden. 
Dies betrifft sowohl die Höhe der Meßwerte wie auch 
den Anteil hochbelasteter Gebäude am Gesamtbe- 
stand. Zur Erprobung vdrksamer Sanierungsmaßnah- 
men wurde mit Unterstützung des Bundesumwelt- 
ministeriums das Pilotprojekt „Modellhafte Erpro- 
bung von Sanierungsmaßnahmen radonbelasteter 
Wohnungen in Schneeberg" durchgeführt. Dabei 
konnte nachgewiesen werden, daß auch unter 
schwierigsten baute chnischen Voraussetzungen eine 
Reduzierung sehr hoher Radonbelastungen von über 
20 000 Bq/m^ auf Werte im Normalbereich (unter 
250 Bq/m^) möglich ist. 

Einrichtung einer Informations- und Beratungsstelle 
in Schlema 

Im November 1992 wurde im ehemaligen Radium-In- 
stitut in Schlema eine Informationsstelle des Bundes- 
amtes für Strahlenschutz eröffnet, die eine umfassen- 
de und fachkundige Information der Öffenthchkeit 
über die Untersuchungsergebnisse zur radiologi- 
schen Situation, über möghche gesundheitliche Aus- 
wirkungen natürlicher Strahlenexposition und über 
mögliche Sanierungsmaßnahmen gewährleisten soll. 
Dem Informationszentrum ist auch eine Meßstelle zu- 
geordnet, in der Bodenproben umgehend überprüft 
werden können. 

Stillegungs- und Sanierungsmaßnahmen 

Die Verantworthchkeit für die Sanierung radiologisch 
relevanter bergbauhcher Hinterlassenschaften hegt 
grundsätzhch beim jeweiligen Inhaber der kontami- 
nierten Flächen und Objekte. Entsprechend dem im 
Wismut-Gesetz fixierten GeseUschaftszweck obhegt 
der Wismut-GmbH die Stillegung, Sanierung und Re- 
kultivierung der Anlagen und Grundstücke des Un- 
ternehmens. 

Die Wismut GmbH verfügt gegenwärtig noch über 
ca. 32 km^ Betriebsfläche; davon sind etwa 60 Pro- 
zent sanierungsbedürftig. Da bei dem Unternehmen 
seinerzeit keinerlei Rückstellungen für diese Tätig- 
keiten gebildet worden waren, hat der Bund die fi- 
nanziehe Verantwortung übernommen, obwohl hier- 
zu keine rechthche Verpflichtung bestand. Der Bund 
tritt als Gesellschafter des Bundesuntemehmens in 
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die fehlenden Rückstellungen ein und finanziert die 
Stillegungs- und Sanierungsarbeiten durch jährliche 
Zuwendungen aus dem Bundeshaushalt. 

Die Stillegungs- und Sanierungsprogramme des Bun- 
des sind darauf ausgerichtet, für die Bevölkerung 
nach Maßgabe der einschlägigen Vorschriften akzep- 
table und weitgehend intakte Umweltverhältnisse zu 
schaffen; eine Wiederherstellung des ursprünglichen 
Zustandes wird jedoch in der Regel nicht möglich 
sein. Gleichzeitig sollen die wirtschafthchen und re- 
gionalpolitischen Strukturen so verbessert werden, 
daß positive Impulse auch auf den Arbeitsmarkt der 
Region ausgehen. 

Eine zügige und effiziente Sanierung setzt voraus, 
daß Konzeption und Genehmigung der Vorhaben 
sinnvoU koordiniert werden. Zur Gewährleistung der 
dazu erforderlichen Behördenabstimmung wurde der 
„Arbeitskreis Uranerzbergbau" gegründet, dem ne- 
ben dem Bundesumweltministerium, dem Bundes- 
wirtschaftsministerium und dem Bundesamt für 
Strahlenschutz die zuständigen Länderministerien 
angehören. Bei Bedarf werden weitere Länderbehör- 
den, insbesondere die Bergbehörden, zugezogen. 

Das bundeseigene Sanierungsuntemehmen Wismut 
GmbH hat unter Beteiligung deutscher und interna- 
tionaler Experten standortbezogene Sanierungskon- 
zepte erarbeitet und entwickelt diese mit steigendem 
Erkenntnisstand weiter. Sie enthalten eine Darstel- 
lung des Gesamtzusammenhangs der geplanten Still- 
legungs- und Sanierungsaktivitäten an den verschie- 
denen Bergbaustandorten sowie mögliche Altemativ- 
lösungen. Die Konzepte bilden die Grundlage für die 
Einzelmaßnahmen, die den Genehmigungsbehörden 
zur Zustimmung vorgelegt werden. Die Sanierungs- 
konzepte der Wismut GmbH sind einer breiten Öf- 
fentlichkeit zugänglich gemacht worden; dadurch 
wurde Kommunen und interessierten Kreisen die Mög- 
hchkeit eröffnet, ihre Vorstellungen einzubringen. 

Bei der Planung der Stillegungs- und Sanierungsar- 
beiten handelt es sich um einen dynamischen Prozeß, 
der einer fortlaufenden Weiterentwicklung unterliegt. 
Zum einen ergeben sich wegen des zu bewältigenden 
Sanierungsumfangs und der besonderen örtlichen 
Verhältnisse grundlegende konzeptionelle und tech- 
nische Probleme, die einer eingehenden Prüfung be- 
dürfen. Zum anderen waren betriebhche Stillegungs- 
und Sanierungsplanungen, an die hätte angeknüpft 
werden können, im Zeitpunkt der Übernahme des 
Unternehmens durch den Bund praktisch nicht vor- 
handen. Deshalb müssen die bisherigen Ergebnisse 
mit laufendem Erkenntniszuwachs fortgeschrieben 
und ggf. weiter vertieft werden. 

Alle Sanierungsmaßnahmen bedürfen der Genehmi- 
gung in berg- und strahlenschutzrechtlichen Verfah- 
ren. Zur Beurteilung der in diesem Zusammenhang 
zu prüfenden Umwelt- und Strahlenschutzfragen zie- 
hen die Genehmigungsbehörden weitere Fachbehör- 
den sowie unabhängige Gutachter hinzu. 

2.1. 9.4.4 Ausblick 

Die Folgen des Uranerzbergbaus in Sachsen und Thü- 
ringen verlangen im Hinbhck auf die StiUegung der 


Anlagen und die Sanierung der belasteten Flächen 
Sanierungskonzepte zum Schutz der Bevölkerung 
und der Umwelt. Parallel hierzu werden durch epide- 
miologische Studien in diesen Gebieten vertiefte 
Kenntnisse über die Wirkung von Strahlung auf die 
menschhche Gesundheit erarbeitet. Der aktuelle in- 
ternationale Stand des Wissens zum Strahlenrisiko 
wird bei der derzeitigen Überarbeitung der Grund- 
normenrichtlinie der Europäischen Gemeinschaft 
zum Strahlenschutz Berücksichtigung finden, die die 
Grundlage für gesetzhche Regelungen in den Mit- 
gliedstaaten ist. Im Bereich der nichtionisierenden 
Strahlen werden rechtsverbindliche Regelungen zum 
Bevölkerungsschutz vorbereitet. 

2.1. 9.5 Versorgung und Entsorgung 

der Kernkraftwerke und anderer 
kerntechnischer Einrichtungen 

Die friedliche Nutzung der Kernenergie, aber auch 
die Anwendung von Radionukliden in Medizin, For- 
schung und Industrie setzt eine sichere Versorgung 
mit den erforderüchen radioaktiven Stoffen und die 
geordnete Entsorgung der radioaktiven Reststoffe 
bzw. ihre Beseitigung als radioaktive Abfälle voraus. 
Für die Bundesregierung ist die sichere und mn- 
weltunbedenkliche Entsorgung von Kernkraftwer- 
ken und Anlagen des Kernbrennstoffkreislaufs un- 
abdingbare Voraussetzung für deren Errichtung und 
Betrieb. 

Das „integrierte Entsorgungskonzept" umfaßt im we- 
sentlichen folgende Elemente: 

- Zwischenlagerung der bestrahlten Brennelemente 
in den Kernkraftwerken oder in externen Zwi- 
schenlagern. 

- Wiederaufarbeitung der bestrahlten Brennelemen- 
te im europäischen Ausland und Verwertung der 
hierbei zurückgewonnenen Kernbrennstoffe Uran 
und Plutonium durch den Wiedereinsatz in Kern- 
kraftwerken (Rückführimg). 

- Beseitigung der radioaktiven Abfälle mit den Teil- 
schritten 

- Konditionierung 

- Zwischenlagerung der radioaktiven Abfälle in 
den jeweüigen kemtechnischen Einrichtungen 
oder in externen Zwischenlagern 

- Endlagerung der radioaktiven Abfälle in tiefen 
geologischen Formationen. 

Neben dem „integrierten Entsorgungskonzept" wird 
das Verfahren der „direkten Endlagerung" zügig zur 
Einsatzreife entwickelt. Bei diesem Konzept werden 
die bestrahlten Brennelemente unter Verzicht auf die 
Wiederaufarbeitung nach endlagergerechter Kondi- 
tionierung und Zwischenlagerung der Endlagerung 
zugeführt. 

Nach entsprechender Änderung des § 9 a Atomgesetz 
wurden inzwischen Wiederaufarbeitung und direkte 
Endlagerung als gleichrangige Optionen anerkannt. 
Damit bleibt es den Betreibern der Kernkraftwerke 
überlassen, den aus ihrer Sicht zweckmäßigsten Ent- 
sorgungsweg zu wählen (vgl. Abschnitt 2. 1.9. 2). 
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2.1 .9.5.1 Anlagen zur Versorgung mit Kern- 
brennstoffen 

In der Bundesrepublik Deutschland befindet sich in 
Gronau (Nordrhein- Westfalen) eine Anlage zur An- 
reicherung von Uran. Eine Kapazitätserweiterung 
von ca. 550 Tonnen Urantrennarbeit pro Jahr auf 
ca. 1 000 Tonnen wurde 1994 vorgenonunen. Ferti- 
gungsanlagen zur Herstellung von Brennelementen 
aus angereichertem Uran befinden sich in Hanau 
(Hessen), Karlstein (Bayern) und hingen (Nieder- 
sachsen). 

Für eine erweiterte Anlage zur Verarbeitung von Plu- 
toniumoxid zu Mischoxid(MOX) -Brennelementen in 
Hanau (Hessen) wurden zwischen 1987 und 1991 
nach § 7 des Atomgesetzes sechs Teilgenehmigungen 
erteilt. Die Anfang 1991 gewählte hessische Landes- 
regierung hat politisch festgelegt, daß die Hanauer 
Brennelementefabriken keine Zukunft haben sollen. 
Dies schlägt sich in einem ausstiegsorientierten Ver- 
waltungsvollzug nieder, so daß es trotz mehrerer bun- 
desaufsichtlicher Weisungen nur ein geringer Fort- 
schritt bei der Umsetzung der Genehmigungen mög- 
lich war. Die deutschen Elektrizitätsversorgungsun- 
temehmen haben am 22. April 1994 beschlossen, die 
bestehende, nach § 9 des Atomgesetzes genehmigte 
Betriebsstätte nicht weiter zu betreiben, sondern zu- 
künftig nur noch die Realisierung der Neuarüage zu 
verfolgen. 


2.1 .9.5.2 Entsorgung bestrahlter Brennelemente und 
radioaktiver Reststoffe 

Wiederaufarbeitung 

Aus deutschen Kernkraftwerken werden jährlich et- 
wa 400-500 Tonnen Schwermetall (SM) entladen. 
Nach Zwischenlagerung im Kernkraftwerk werden 
diese bestrahlten Brennelemente derzeit in der Regel 
im europäischen Ausland wieder aufgearbeitet. Ge- 
mäß Beschluß der Bundesregierung vom Juiü 1989 
kann eine vertraglich abgesicherte Wiederaufarbei- 
tung in den Staaten der Europäischen Gemeinschaf- 
ten als Teil des Integrierten Entsorgungskonzeptes 
und damit als Entsorgungsvorsorgenachweis für be- 
strahlte Brennelemente anerkannt werden. Die pri- 
vatwirtschaftlichen Verträge der deutschen Ener- 
gieversorgungsunternehmen mit Unternehmen in 
Frankreich und Großbritannien, sehen, abgestützt auf 
Notenwechsel zwischen den Regierungen, vor, daß 
das bei der Wiederaufarbeitung zurückgewonnene 
Uran und Plutonium ebenso wie die anfallenden ra- 
dioaktiven Abfälle in die Bundesrepublik Deutsch- 
land zurückgeführt werden. 

Zur Bewertung der nuklearen Sicherheit der Wieder- 
aufarbeitung von Brennelementen in Frankreich und 
Großbritannien wurden Expertengruppen eingesetzt. 
Die Ergebnisse der deutsch-französischen und der 
deutsch -britischen Arbeitsgruppe, die im November 
1991 vorgelegt wurden, belegen, daß die Wiederauf- 
arbeitung bestrahlter Brennelemente in beiden Län- 
dern sicherheitstechnisch verantwortbar durchge- 
führt wird und der Strahlenschutz in den betrachteten 
Anlagen auf sehr hohem Niveau ist. 


Die bestrahlten Brennelemente einiger Forschungsre- 
aktoren und Reststoffe aus der Brennelementeferti- 
gung und aus Forschungsprogrammen werden zur 
Wiederaufbereitung nach Dounreay, Schottland, ge- 
bracht. Auch hier ist in den Verträgen festgelegt, daß 
die bei der Aufbereitung anfallenden Abfälle nach 
festzulegenden Abfallspezifikationen nach Deutsch- 
land zurückgeführt werden. 

Der Wiederaufarbeitungsbetrieb der Versuchswie- 
deraufarbeitungsanlage Karlsruhe ist nach fast 20 Be- 
triebsjahren zum Jahresende 1990 eingestellt wor- 
den. Für den Rückbau der Anlage wird ein Zeitraum 
von etwa 15 Jahren angesetzt. Mit diesem Vorhaben 
wird in der Bundesrepublik Deutschland erstmals die 
Beseitigung einer Anlage des Kernbrennstoffkreis- 
laufs, in der mit hochradioaktiven Stoffen lungegan- 
gen wurde, durchgeführt. 

Radioaktive Reststoffe 

Neben bestrahlten Brennelementen fallen in den 
Kernkraftwerken und anderen kerntechnischen Ein- 
richtungen sowie bei der Verwendung radioaktiver 
Stoffe in Industrie, Medizin und Forschung radioakti- 
ve Stoffe an, die nicht direkt weiterverwendet werden 
können. Diese radioaktiven Reststoffe müssen ver- 
wertet oder als radioaktiver Abfall beseitigt werden. 
Die Konditionierung der betrieblichen Abfälle erfolgt 
zumeist vor Ort in den Kernkraftwerken. 

Aufgrund der geringen Kapazitäten zur Verbrennung 
von radioaktiven Abfällen in Deutschland werden 
brennbare radioaktive Abfälle aus Kernkraftwerken 
in der Anlage Studsvik, Schweden, verbrannt. Die 
konditionierten Rückstände werden nach Deutsch- 
land zurückgeführt und bis zur Inbetriebnahme ge- 
eigneter Endlager zwischengelagert. 

Zwischenlagerung 

Die bestrahlten Brennelemente - soweit sie nicht zur 
Wiederaufarbeitung nach Frankreich oder Großbri- 
tannien verbracht werden - wie auch die ab 1994 
nach Deutschland zurückzunehmenden wärmeent- 
wickelnden Abfälle (Glaskokillen) aus der Wiederauf- 
arbeitung sollen in Ahaus und Gorleben zwischenge- 
lagert werden. Ein weiteres externes Zwischenlager 
für bestrahlte Brennelemente befindet sich am Stand- 
ort des Kernkraftwerkes Greifswald. Über die exter- 
nen Zwischenlagerkapazitäten hinaus stehen an den 
einzelnen Kemkraftwerksstandorten Lagerkapazitä- 
ten für bestrahlte Brennelemente zur Verfügung. 

Große Volumina radioaktiver Abfälle werden insbe- 
sondere bei der Stillegung der Kernkraftwerke Greifs- 
wald und Rheinsberg anfallen. Da das Zwischenlager 
für bestrahlte Brennelemente nur eine Genehmigung 
bis längstens 30. Juni 2000 hat, soll in Greifswald ein 
neues Zwischenlager für bestrahlte Brennelemente 
sowie für radioaktive Abfälle errichtet werden. 

Abfälle aus Medizin, Industrie und Forschung werden 
zumeist in den Landessammelstellen der Länder zwi- 
schengelagert. In der ehemaligen DDR wurden die 
schwachradioaktiven Abfälle laufend in das Endlager 
für radioaktive Abfälle Morsleben verbracht. 
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2.1. 9.5.3 Endlagerung radioaktiver Abfälle 

Gemäß § 9a Abs. 3 Atomgesetz ist der Bund ver- 
pflichtet, Anlagen zur Endlagerung radioaktiver Ab- 
fälle zu errichten und zu betreiben. Das Entsorgungs- 
konzept der Bundesregierung sieht für radioaktive 
Abfälle ausschließhch die Verbringung in tiefe geolo- 
gische Formationen des Festlandes vor. 

Endlager für radioaktive Abfälle Morsleben (ERAM) 

Für radioaktive Abfälle mit vorwiegend kurzen Halb- 
wertzeiten steht das Endlager für radioaktive Abfälle 
Morsleben (ERAM) in Sachsen-Anhalt zur Verfü- 
gung, das der Bundesrepubhk Deutschland durch 
den Beitritt der ehemaligen DDR zugewachsen ist. In 
das Endlager wurden seit 1981 schwach- und mittel- 
radioaktive Abfälle eingelagert. Aufgrund des Eini- 
gungsvertrages gilt die Betriebsgenehmigung bis 
zum 30. Juni 2000 fort. 

Das ERAM wird vom Bundesamt für Strahlenschutz 
nach umfangreicher Klärung sicherheitstechnischer 
Fragestellungen als Bundesendlager betrieben. Am 
13. Dezember 1993 bestätigte das OVG Magdeburg 
die Rechtsauffassung der Bundesregierung, daß in 
Morsleben Abfälle aus dem gesamten Bundesgebiet, 
also nicht nur aus den neuen Ländern eingelagert 
werden dürfen. Am 13. Januar 1994 vmrde die Ein- 
lagerung radioaktiver Abfälle in das Endlager Mors- 
leben wieder aufgenommen. 

Ein Antrag auf Erteilung eines Planfeststellungs- 
beschlusses für einen Betrieb des ERAM über den 
30. Juni 2000 hinaus wurde im Oktober 1992 vom 
Bundesamt für Strahlenschutz gestellt. 

Endlager Konrad 

Ein Endlager für radioaktive Abfälle mit vemachläs- 
sigbarer Wärmeentwicklung ist in der ehemaligen Ei- 
senerzgrube Konrad bei Salzgitter geplant. Die sei- 
nerzeit zuständige Physikahsch-Technische Bundes- 
anstalt stellte 1982 auf der Basis eines Berichtes der 
Gesellschaft für Strahlen- und Umweltforschung zur 
grundsätzüchen Eignung der Grube für die Endlage- 
rung radioaktiver Abfälle einen Antrag auf Erteilung 
eines Planfeststellungsbeschlusses nach § 9 b des 
Atomgesetzes. 

Um die ordnungsgemäße Durchführung des Planfest- 
stellungsverfahrens zu gewährleisten, mußte das 
Bundesumweltministerium dem Niedersächsischen 
Umweltministerium als zuständiger Planfeststellungs- 
behörde mehrere verfahrenslenkende Weisungen er- 
teilen. Am 6. März 1993 konnte der am 25. September 
1992 begonnene Erörterungstermin abgeschlossen 
werden. Weitere wichtige Punkte im Planfeststel- 
lungsverfahren sind die Vorlage der Endfassungen 
der Gutachten der vom Niedersächsischen Umwelt- 
miiüsterium eingeschalteten Gutachter sowie die Er- 
arbeitung der Antragsbescheidung. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß die 
Schachtanlage Konrad ihren Betrieb als Endlager für 
radioaktive Abfälle in der zweiten Hälfte der 90er Jah- 
re aufnehmen kann. Während einer Betriebszeit von 


etwa 40 Jahren sollen dann radioaktive Abfälle mit 
vemachlässigbarer Wärmeentwicklung, das sind et- 
wa 95 Volumenprozent der insgesamt anfallenden 
Abfälle, dort endgelagert werden. 

Endlager Gorleben 

Der Salzstock Gorleben wird seit 1979 auf seine Eig- 
nung für eine Endlagerung aller Arten radioaktiver 
Abfälle, also vor allem auch für die wärmeentwickeln- 
den hochradioaktiven Abfälle, untersucht. 

Das übertägige Standorterkundungsprogramm ist ab- 
geschlossen. 1986 wurde mit der untertägigen Erkun- 
dung über das Abteufen zweier Schächte begonnen. 

Die Auffassung der Bundesregierung, daß beim Salz- 
stock Gorleben eine begründete Aussicht auf Eig- 
nung als Endlager für alle Arten von radioaktiven Ab- 
fällen besteht, stützt sich auf die umfangreichen bis- 
herigen Erkundungsergebnisse. Die Fortsetzung der ^ 
untertägigen Erkundung soll die abschließende Ent- 
scheidung über die Eignung ermöghchen. 

Gegen die pohtisch motivierte Verhinderungstaktik 
der Niedersächsischen Landesregierung nutzt die 
Bundesregierung in Erfüllung ihrer atomgesetzlichen 
Aufgaben alle ihr zur Verfügung stehenden rechtli- 
chen Möglichkeiten, um den Fortgang der Erkun- 
dungsarbeiten sicherzustellen. Hierzu gehört auch, 
daß der Bund seine Rechte vor Verwaltungs- und Zi- 
vilgerichten geltend macht. So wurde z.B. das Land 
Niedersachsen am 29. Juli 1994 wegen schuldhafter 
Amtspflichtverletzung zur Zahlung von Schadener- 
satz an den Bund verpflichtet. 

Weitere Standorte für Endlager 

Obwohl angesichts der Eignungshöffigkeit des Salz- 
stocks Gorleben derzeit die Suche nach anderen 
Standorten nicht zwingend notwendig ist, hat die 
Bundesregierung die Bundesanstalt für Geowissen- 
schaften und Rohstoffe mit einer Studie beauftragt, 
um anhand des vorliegenden geowissenschaftlichen 
Datenmaterials möghche weitere Standorte in sahna- 
ren und nichtsahnaren Gesteinsformen (z.B. Granit) 
in Deutschland zu identifizieren. Grundsätzhche Si- 
cherheitsfragen zur Endlagerung in granitischen Ge- 
steinsformationen werden in einem deutsch-schwei- 
zerischen Forschungsprojekt im Schweizer Felslabor 
Grimsel untersucht. 

Schachtanlage Asse 

In der Schachtanlage Asse werden schwerpunktmä- 
ßig Forschungs- und Entwicklungsarbeiten zum 
Nachweis der Genehmigungsfähigkeit eines Endla- 
gers im Salz durchgeführt. U.a. werden Fragen zur 
Ausführung und Sicherheitsbeurteilung der Bohr- 
lochlagerung von mittelaktiven Abfällen und be- 
strahlten Brennelementen bearbeitet. Der Dammbau- 
versuch soll fortgesetzt werden, wobei der Umfang 
des Versuchsprogramms auf anlagenbezogene Teil- 
projekte begrenzt wird. Die Versuche zur Direkten 
Endlagerung von bestrahlten Brennelementen laufen 
planmäßig und sollen 1993/94 abgeschlossen werden. 
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Sie dienen in erster Linie der Erforschung der Wech- 
selwirkung zwischen Abfällen dieser Art und Wirt- 
sgesteinen. 


2.1. 9.5.5 Fortentwicklung des Entsorgungs- 
konzeptes 

Arbeitskreis der Staatssekretäre zur Entsorgung 
der Kernkraftwerke 

Die Aufgabe der geplanten Wiederaufarbeitungsan- 
lage in Wackersdorf im Jahre 1989 war Anlaß, das be- 
stehende Entsorgungskonzept zu überdenken. Dazu 
haben die Regierungschefs der Länder im Oktober 
1989 den Bund gebeten, einen Arbeitskreis auf 
Staatssekretärsebene unter Federführung des Bun- 
de sumweltministeriums einzusetzen, um die gelten- 
den Entsorgungsgrundsätze aus dem Jahre 1980 zu 
überprüfen und Vorschläge zu ihrer Fortentwicklung 
zu erarbeiten. 

Im Hinbhck auf eine gesicherte Entsorgung sind die 
Staatssekretäre in einem einstimmigen Beschluß vom 
August 1990 mit allem Nachdruck dafür eingetreten, 
daß Errichtung und Inbetriebnahme eines Bundes- 
endlagers für radioaktive Abfälle mit vemachlässig- 
barer Wärmeentwicklung mit hoher Priorität betrie- 
ben wird. Im September 1990 legte der Arbeitskreis 
der Staatssekretäre einen ersten Bericht zur Entsor- 
gungslage in den alten Ländern vor, der im Septem- 
ber 1991 um die Entsorgungssituation in den neuen 
Ländern ergänzt wurde. Der Gesamtbericht zur Ent- 
sorgung der Kernkraftwerke ist im Juni 1992 verab- 
schiedet worden. Im Hinblick auf die energiepoliti- 
schen Konsensgespräche hat der Arbeitskreis seit En- 
de 1992 nicht mehr getagt. 


Verordnungen zu radioaktiven Reststoffen 
und Abfällen 

In einem Verordnungsentwurf wird die Verbringung 
von radioaktiven Abfällen zur Umsetzung der Richt- 
linie 92/3/ELTRATOM vorbereitet (atomrechtliche Ab- 
fallverbringungsverordnung - AtAV). Für die Ge- 
nehmigung und Zustimmung zur Verbringung radio- 
aktiver AbfäUe soll das Bundesausfuhramt zuständig 
sein. 

Im übrigen ist es Ziel, alle Aspekte der Reststoffbe- 
handlung und -Verwertung sowie der Abfallkontrolle 
und der -beseitigung umfassend in einer „Verord- 
nung über die Verwertung radioaktiver Reststoffe ein- 
schließlich ausgebauter oder abgebauter radioaktiver 
Anlagenteile und die Beseitigung radioaktiver Ab- 
fäUe (Atomrechtliche Reststoff- und Abfallverord- 
nung)" zu regeln. Dabei sind die Regelungen zur Frei- 
gabe von Reststoffen von besonderer Bedeutung. 

Die vorgesehenen detaiUierten Regelungen zur Vor- 
behandlung und Konditionierung radioaktiver Abfäl- 
len gehen ebenso wie die zur Zwischenlagerung und 
Beförderung auf die „RichtUnie zur KontroUe radioak- 
tiver Abfälle mit vemachlässigbarer Wärmeentwick- 
lung" zurück. 


2.1 .9.5.6 Internationale Zusammenarbeit 
in der Entsorgung 

Vor aUem bei der Entwicklung von Methoden und 
Verfahren zur sicheren und umweltunbedenklichen 
Endlagenmg radioaktiver Abfälle arbeitet die Bun- 
desrepublik Deutschland mit anderen Staaten bilate- 
ral sowie im Rahmen internationaler Organisationen 
zusammen. Mit verschiedenen Staaten bestehen Ko- 
operationsverträge, die von regelmäßigen Besuchen 
und einem intensiven Erfahrungsaustausch bis zu ge- 
meinsamen Forschungsvorhaben reichen. Organisa- 
tionen und Experten aus Deutschland sind maßgeb- 
lich an der Erstellung und Durchführung der umfang- 
reichen Forschungs- und Entwicklungsprogramme 
der Europäischen Union beteiligt. Darüber hinaus un- 
terstützt die Bundesregierung vor allem die Arbeiten 
der Internationalen Atomenergie-Organisation zur 
Erstehung von Regelwerken auf dem Gebiet der Ent- 
sorgung. 

Die Bundesregierung hat im September 1992 im Rah- 
men der Oslo- und Paris -Kommission der Nordostat- 
lantik-Anrainerstaaten an einem weitgehenden Ver- 
bot der Meeresversenkung radioaktiver AbfäUe im 
Nordostatlantik mitgewirkt. Beim 16. Konsultativtref- 
fen im November 1993 haben die Vertragsstaaten der 
Londoner Konvention für ein imbefristetes uneinge- 
schränktes Verbot gestimmt; enthalten haben sich 
fünf Staaten. 


2.1. 9.5.7 Zukünftige Entwicklungen 

Die sichere und umweltunbedenkliche Entsorgung 
von Kernkraftwerken einschließlich der geordneten 
Beseitigung der radioaktiven AbfäUe sowohl aus dem 
Betrieb kerntechnischer Anlagen als auch aus den Be- 
reichen der Medizin, der Forschung und der indu- 
strieUen Anwendung gehört unbeschadet der Frage, 
ob und ggf. in welchem Umfang die Kernenergie 
auch künftig für friedUche Zwecke genutzt wird, zu 
den wichtigsten Aufgaben der kommenden Jahre. 

Die Bundesregierung ist der Überzeugimg, daß die 
Wiederaufarbeitung von bestrahlten Brennelementen 
mit Rückführung der unverbrauchten Kernbrennstof- 
fe und Endlagerung der WiederaufarbeitungsabfäUe 
die sichere Entsorgung der Kernkraftwerke nach heu- 
tigem Stand von Wissenschaft und Technik gewähr- 
leistet. Sie ist darüber hinaus der Überzeugung, daß 
die Direkte Endlagerung bestrahlter Brennelemente 
grundsätzlich technisch realisierbar ist und sobald 
wie möglich als gleichrangige Option neben die Wie- 
deraufarbeitung treten soll. Die Bundesregierung 
wird die noch notwendigen Forschungs- und Ent- 
wicklungsarbeiten zur Direkten Endlagerung be- 
strahlter Brennelemente mit allem Nachdruck voran- 
treiben. Darüber hinaus ist sie der Überzeugung, daß 
die Grube Konrad als Endlager für radioaktive AbfäUe 
mit vemachlässigbarer Wärmeentwicklung mögUchst 
bald ihren Betrieb aufnimmt. Dies setzt voraus, daß 
das Planfeststellungsverfahren zügig und ohne poüti- 
sche Behindemngen durchgeführt wird. Zur Gewähr- 
leistung der Entsorgung ist darüber hinaus längerfri- 
stig die Errichtung und Inbetriebnahme eines End- 
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lagers für wärme entwickelnde Abfälle einschließlich 
abgebrannter Brennelemente voranzutreiben. 

Die Ver- und Entsorgung deutscher Kernkraftwerke 
wird durch die enge Zusammenarbeit mit Frankreich 
und Großbritannien auf ein breites Fundament ge- 
stellt. Die Bundesregierung wird auch weiterhin die 
Möghchkeiten einer arbeitsteiligen europäischen Zu- 
sammenarbeit bei der Verwirklichung der Entsor- 
gungskonzepte nutzen. Allerdings bleibt es dabei, 
daß die Endlagerung radioaktiver Abfälle ausschließ- 
hch in nationaler Verantwortung auf dem Festland zu 
erfolgen hat. 

2.2 Übergreifende Fragen des 
Umweltschutzes 

2.2.1 Weiterentwicklung der umwelt- 
rechtlichen Grundlagen 

2.2.1 .1 Allgemeines 

Das Umweltrecht in der Bundesrepublik Deutschland 
umfaßt Regelungen für alle Umweltbereiche. Die Ge- 
setzgebung wurde in den letzten Jahren zunehmend 
unter die Geltung des Vorsorgegrundsatzes gestellt. 

Die Fortentwicklung des Umweltschutzes sowohl hin- 
sichtlich ordnungsrechthcher wie auch ökonomischer 
Instrumente ist eine Daueraufgabe. Umweltschutz- 
vorschriften sind immer wieder neuen wissenschaftli- 
chen Erkenntnissen und der Fortentwicklung der 
technischen Möglichkeiten anzupassen. Dabei geht 
es darum, das umweltpolitische Instrumentarium wei- 
ter zu verbessern, effizienter auszugestalten und stär- 
ker als bisher an ökologischen Zielvorstellungen zu 
orientieren. 

Angesichts zunehmender Engpässe in Bund, Ländern 
und Gemeinden gilt es, die Maxime, vorhandene per- 
sonelle, finanzielle und technische Ressourcen effek- 
tiv und zielgenau einzusetzen, noch konsequenter zu 
verfolgen. Vor allem im Interesse des wirtschaftlichen 
Aufschwungs in den neuen Ländern und zur Siche- 
rung des Standorts Deutschland müssen Investitions- 
hindernisse abgebaut werden. Dabei dürfen die Um- 
weltstandards und die Beteiligungsrechte der Bürger 
nicht beeinträchtigt werden. Diesen Ländern die zü- 
gige, umweltverträgliche Modernisierung der Wirt- 
schaft zu ermöghchen, bedeutet zugleich, die Umwelt 
zu entlasten. Das Investitionserleichterungs- und 
Wohnbaulandgesetz mit seiner Änderung einer Reihe 
wichtiger Umweltgesetze leistet hierzu einen wichti- 
gen Beitrag. 

Gleichzeitig ist eine Harmonisierung der zum Teil un- 
abhängig voneinander gewachsenen Rechtsbereiche 
des Umweltschutzes anzustreben. Das Gesetz über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung, aber auch das 
Umwelthaftungsgesetz und das - eine EG-Richtlinie 
umsetzende - Umweltinformationsgesetz sind Bau- 
steine zu einer inneren Harmonisierung des Umwelt- 
rechts. Längerfristiges Ziel ist die Kodifizierung des 
Umweltrechts in einem einheithchen Umweltgesetz- 
buch. 


Eine in Zukunft noch weiter an Bedeutung gewinnen- 
de Aufgabe liegt in der laufenden Anpassung des na- 
tionalen Rechts an das EG-Recht. Bei der Rechtset- 
zung der EG ist die Bundesregierung bestrebt, ihre 
anspruchsvollen Umweltvorschriften und Zielvorstel- 
lungen auch gemeinschaftsweit durchzusetzen - 
nicht zuletzt auch im Interesse der Wettbewerbsfähig- 
keit der deutschen Wirtschaft. 

Erforderlich ist der rasche und sachgerechte Vollzug 
der gesetzlichen Vorschriften durch die Länder. Mit 
ihrer Genehmigungspraxis und mit der Kontrolle über 
die Einhaltung der Vorschriften müssen die Länder 
die Garanten für einen wirksamen und effizienten 
Umweltschutz und die zügige Abwicklung von Ge- 
nehmigungsverfahren sein. Wie weit das Ziel einer 
nachhaltigen Verbesserung der Umweltsituation in 
ganz Deutschland erreicht wird, hängt besonders 
auch vom verantwortlichen Handeln des einzelnen 
und der gesellschafthchen Gruppen ab. 

2.2.1 .2 Umweltschutz als Staatsziel 

Die Verankerung des „Staatsziels Umweltschutz" im 
Grundgesetz gehört zu den erklärten Zielen der Bun- 
desregierung. 

Aufgrund eines Vorschlags der Gemeinsamen Verfas- 
sungskommission von Bundestag und Bundesrat hat 
der Bundestag am 30. Juni 1994 mit der erforderlichen 
Zwei-Drittel-Mehrheit die Aufnahme eines neuen 
Artikels 20a in das Grundgesetz beschlossen: „Der 
Staat schützt auch in Verantwortung für die künftigen 
Generationen die natürlichen Lebensgrundlagen im 
Rahmen der verfassungsmäßigen Ordnung durch die 
Gesetzgebung und nach Maßgabe von Gesetz und 
Recht durch die vollziehende Gewalt und die Recht- 
sprechung". 

2.2.1 .3 Umweltgesetzbuch 

Der Bundesumweltminister hat im Juli 1992 eine 
unabhängige Sachverständigenkommission berufen, 
die bis zum Jahre 1997 den Entwurf eines einheitli- 
chen Umweltgesetzbuches einschließlich Begrün- 
dung erarbeiten soll. Der Sachverständigenkommis- 
sion gehören acht Umweltexperten aus den gesell- 
schaftlich relevanten Bereichen an. 

Aufgabe der Sachverständigen-Kommission ist es, 
das gesamte über viele Einzelgesetze verstreute Um- 
weltrecht der Bundesrepublik Deutschland in einem 
einheitlichen Gesetzbuch zusammenzuführen. Ent- 
sprechend der Aufgabenstellung soUen folgende 
Schwerpunkte gesetzt werden: Vereinfachung um- 
weltrechtlicher Zulassungsverfahren; Fortentwick- 
lung marktwirtschafthch orientierter Instrumente für 
den Umweltschutz; Verbesserung der Transparenz 
und Bürgerbeteiligung im Umweltschutz. Regelungs- 
vorschläge für die Fortentwicklung des Rechts der Zu- 
lassung raumbedeutsamer Vorhaben soU die Sachver- 
ständigenkommission zeitlich vorrangig bis Mitte 
1994 erarbeiten. 

Schon im Jahre 1990 legten vier Rechtsprofessoren ei- 
nen im Auftrag des Bundesumweltministeriums erar- 
beiteten Vorschlag für einen Allgemeinen Teil eines 
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Umweltgesetzbuches vor. Im Herbst 1993 hat dieser 
um vier Professoren erweiterte Kreis von Forschungs- 
nehmern den Besonderen Teil eines Umweltgesetz- 
buches vorgelegt. Hierauf können die Arbeiten der 
Sachverständigenkommission aufbauen. 

Ein Umweltgesetzbuch soll zu einer Stärkung des 
Umweltschutzes, zu einer Vollzugsverbesserung und 
zu einer Effizienzsteigerung führen. Der fach- und 
medienübergreifende Charakter des Schutzgutes 
Umwelt muß in der Rechtsordnung seine Entspre- 
chung finden. Notwendig ist daher auch im Umwelt- 
recht eine gesamtheitliche Betrachtungsweise. 

2.2.1 .4 Umweltverträglichkeitsprüfung 

2.2.1 .4.1 Gesetz über die Umweltverträglichkeits- 
prüfung 

Mit dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprü- 
fung (UVPG), das am 1. August 1990 in Kraft getreten 
ist, wird erstmals für bestimmte öffentliche und priva- 
te Vorhaben eine medien- und sektorübergreifende 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) mit Gesetzes- 
kraft festgelegt. 

Für bestimmte genehmigungsbedürftige Anlagen 
nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz ist das 
UVP-Gesetz mit dem Inkrafttreten der novellier- 
ten Verordnung über das Genehmigungsverfahren 
(9. BImSchV) am 1. Juni 1992 wirksam geworden 
(siehe Abschnitt B. 2. 1.2. 3. 9). 

Nach § 20 UVPG erläßt die Bundesregierung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates allgemeine Verwaltungs- 
vorschriften über 

- Kriterien und Verfahren, die bei der Ermittlung, Be- 
schreibung imd Bewertung von Umweltauswirkun- 
gen zugrunde zu legen sind, sowie 

- Grundsätze für die Unterrichtung über den voraus- 
sichtlichen Untersuchungsrahmen der UVP, für die 
zusammenfassende Darstellung und für die Bewer- 
tung von Umweltauswirkungen 

Der Entwurf der UVP-Verwaltungsvorschrift wird 
derzeit innerhalb der Bundesregierung abgestimmt. 

2.2.1 .4.2 ECE-Konvention über die UVP im 
grenzüberschreitenden Zusammenhang 

Deutschland sowie 25 weitere Mitgliedstaaten der 
Wirtschaftskommission der Vereinten Nationen für 
Europa (ECE) und die Europäischen Gemeinschaften 
haben im Februar 1991 in Espoo (Finnland) die Kon- 
vention über die UVP im grenzüberschreitenden Zu- 
sammenhang gezeichnet. Die Konvention sieht bei 
möglichen grenzüberschreitenden Umweltbeein- 
trächtigungen bestimmter, im einzelnen genannter 
Vorhabentypen im wesentlichen Verpflichtungen zur 

- grenzüberschreitenden Behördenbeteiligung 

- grenzüberschreitenden Öffentlichkeitsbeteiligung 

- Konsultation mit dem betroffenen Staat 
vor. 

Das deutsche UVP-Gesetz verlangt bereits eine 
grenzüberschreitende Behördenbeteiligung (§ 8), die 


über die EG-Richtlinie hinaus auch Nichtmitglied- 
staaten der Europäischen Union umfaßt. Die erforder- 
liche Beteüigung der ausländischen Öffentlichkeit er- 
fordert keine Änderung des UVP-Gesetzes, da inso- 
weit landesrechtliche Maßnahmen ausreichend sind. 
Mehrere Bundesländer haben Gespräche mit Nach- 
barstaaten Deutschlands aufgenommen, um eine 
möglichst weitgehende Anwendung der Konvention 
noch vor ihrer Ratifizierung sicherzusteUen. 

2.2.1 .5 Umwelthaftungsrecht 

2.2.1. 5.1 Umwelthaftungsgesetz 

Am 1. Januar 1991 ist das Umwelthaftungsgesetz in 
Kraft getreten. Durch Einführung einer verschuldens- 
unabhängigen Gefährdungshaftung verbessert es 
auch im Zivilrecht den Umweltschutz und die Rechts- 
stellung von Geschädigten nachhaltig und schließt 
bestehende Regelungslüken im Umwelthaftungs- 
recht. Weiteres siehe Abschnitt B. 2. 2. 2. 6.4 

2.2.1. 5.2 Ausgleich von Summations- und Distanz- 
schäden und allgemeinen Ökoschäden 

Summations- und Distanzschäden, insbesondere die 
neuartigen Waldschäden, die auf die allgemeine Um- 
weltbelastung zurückzuführen sind und keinem indi- 
vidualisierbaren Schädiger zugerechnet werden kön- 
nen, entziehen sich einer Regelung mit den Mitteln 
des individuellen Haftungsrechts und werden folglich 
auch nicht vom Umwelthaftungsgesetz erfaßt. Zum 
Ausgleich derartiger Schäden bedarf es eigenständi- 
ger Regelungen, die einen dem derzeit geltenden 
Haftungssystem nicht ohne weiteres zu entnehmen- 
den Lösungsansatz erfordern. 

Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes stellen 
Schäden dar, die der Allgemeinheit und nicht einem 
individuellen Eigentümer zuzuordnen sind. Das her- 
kömmliche zivilrechtliche Haftungssystem vermag 
daher solche allgemeinen Ökoschäden nicht oder nur 
unzureichend zu erfassen. Die Entwicklung rechtli- 
cher Instrumente, die zum Ausgleich dieser Schäden 
geeignet sind, bedarf noch eingehender Überlegun- 
gen. 

Mit dem „Grünbuch über die Sanierung von Umwelt- 
schäden" hat die Europäische Konunission im Mai 
1993 ein Papier vorgelegt, das als Grundlage für eine 
EU-weite Diskussion über die Haftung für Umwelt- 
schäden dienen soU. 

2.2.1 .6 Umweltstrafrecht 

Durch das Achtzehnte Strafrechtsänderungsgesetz - 
Gesetz zur Bekämpfung der Umweltkriminalität von 
1980 - ist das Umweltstrafrecht grundlegend neu ge- 
ordnet und in einen besonderen Abschnitt des Straf- 
gesetzbuches aufgenommen worden. Die Vorschrif- 
ten des Umweltstrafrechts werden - wie die regi- 
strierte Umweltkriminalität ausweist - seither ver- 
stärkt angewendet. 

Um die in Teilbereichen deutlich gewordenen Lücken 
und Schwachstellen des geltenden Rechts zu schlie- 
ßen, wurde bereits in der 11. Legislaturperiode des 
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Deutschen Bundestages der Entwurf eines Straf- 
rechtsänderungsgesetzes - 2. Gesetz zur Bekämp- 
fung der Umweltkriminalität - vorgelegt, der in der 
12. Legislaturperiode erneut eingebracht wurde. 

Das 31. Strafrechtsänderungsgesetz - 2. Gesetz zur 
Bekämpfung der Umweltkriminiahtät - vom 27. Juni 
1994, das am 1. November 1994 in Kraft tritt, sieht im 
Kern folgende Regelungen vor: 

- die Einführung eines Tatbestandes gegen Boden- 
verunreinigungen 

- eine Erweiterung der Strafvorschrift gegen Luftver- 
unreinigungen durch Einführung eines Emissions- 
tatbestandes 

- die Einführung einer allgemeinen Regelung über 
den unerlaubten Umgang mit gefährlichen Stoffen, 
wobei auch der besonders gefahrenträchtige Trans- 
port von gefährhchen Gütern erfaßt wird, 

- Naturschutzgebiete und Wasserschutzgebiete sol- 
len stärker als bisher gegen schädliche Einwirkun- 
gen gesichert werden 

- der illegale Export und Import von gefährlichen Ab- 
fällen wird unter Strafe gestellt 

- Strafverschärfungen und Erhöhungen von Geld- 
bußen 

- eine Erweiterung der Regelung über tätige Reue 

- der Schutz vor Zuwiderhandlungen in Unterneh- 
men wird verbessert. Die Bußgeldvorschrift über 
die betriebliche Aufsichtspflichtverletzung wird 
praktikabler ausgestaltet und die Möglichkeit der 
Verhängung von Geldbußen gegen juristische Per- 
sonen wird erleichtert. 

Ungeachtet der Bedeutung des Umweltstrafrechts 
weist die Bundesregierung darauf hin, daß eine Ver- 
besserung des Umweltschutzes vorrangig mit außer- 
strafrechtlichen Mitteln angestrebt werden muß. Die 
Bundesregierung wird sich deshalb mit Nachdruck 
weiterhin für eine Fortentwicklung des öffentlich- 
rechtlichen Umweltschutzes und auch für eine stärke- 
re Berücksichtigung dieses Schutzes im Privatrecht, 
insbesondere im Umwelthaftungsrecht, einsetzen. 


2.2.1. 7 Vereinfachung und Beschleunigung 
von Zulassungsverfahren 

Lange Genehmigungs- und Planfeststellungsverfah- 
ren sind nicht nur für die Wirtschaft belastend, son- 
dern in den meisten Fällen auch kein Gewinn für die 
Umwelt. Mit bürokratisch schwerfäUigen Verfahren 
wird verhindert, daß Umweltentlastimgen durch mo- 
derne umweltverträgliche Technologien rasch wirk- 
sam werden. Eine derartige Blockade zulasten des 
Umweltschutzes muß durch Vereinfachung von Zu- 
lassungsverfahren aufgehoben werden. Danüt wer- 
den auch Investitionshindernisse in den alten und ins- 
besondere in den neuen Ländern abgebaut und der 
Wirtschaftsstandort Deutschland verbessert. 

Die Beschleunigung umweltrechtlicher Zulassungs- 
verfahren ist daher notwendig und vertretbar. Dabei 
darf keine Verschlechterung des materiellen Umwelt- 
rechts vorgenommen werden; eine ausreichende Be- 
teiligung der Öffenthchkeit muß bestehen bleiben. 


Vor diesem Hintergrund wurde im April 1993 das 
„Investitionserleichterungs- und Wohnbaulandge- 
setz" verabschiedet. Mit dem Gesetz werden u. a. Zu- 
lassungsverfahren für Industrieanlagen und AbfaU- 
entsorgungsanlagen vereinfacht und beschleunigt; 
gleichzeitig wird das Verhältnis von naturschutz- 
rechthcher Eingriffsregelung und Baurecht auf eine 
neue Rechtsgrundlage gesteht. 

Die weitere Verkürzung von Genehmigungsverfah- 
ren stößt allerdings an Grenzen, die durch den mate- 
riell-rechtlichen Prüfungsumfang des ordnungsrecht- 
hchen Umweltschutzes bestimmt werden. Insofern ist 
im Hinbhck auf weitere Beschleunigungen auch zu 
prüfen, in welchen Bereich das ord.nungsrechtüche 
Instrumentarium flexibler gestaltet oder durch markt- 
wirtschaftliche Instrumente ersetzt werden kann. 

Für eine umfassende, nicht auf Beschleunigungs- 
gesichtspunkte begrenzte Vereinfachung umwelt- 
rechthcher Zulas sungs verfahren wird die Sachver- 
ständigenkommission zum Umweltgesetzbuch Ende 
1994 Regelungsvorschläge zur Fortentwicklung des 
Rechts der Zulassung raumbedeutsamer Vorhaben 
vorlegen. 


2.2.1. 8 Öko-Audit (EG-Verordnung) 

Mit der Verordnung 1836/93/EWG vom 29. Juni 1993 
über die freiwillige Beteiligung gewerbhcher Unter- 
nehmen an einem Gemeinschafts System für das Um- 
weltmanagement und die Umweltbetriebsprüfung 
wurde ein Anreiz zur Einführung von Umweltmana- 
gementsysstemen in Betrieben (sog. Öko-Audit-Sy- 
stem) geschaffen. Damit wird auch dem von der 
UNCED besonders betonten Anliegen Rechnung ge- 
tragen, die Wirtschaft stärker als bisher zu verantwor- 
tungsvollem Handeln für die Umwelt zu motivieren 
(Agenda 21, Kapitel 30). 

Nach der Verordnung muß das teilnehmende Unter- 
nehmen eine Untemehmenspolitik festlegen, die 
nicht nur die Einhaltimg aller einschlägigen Umwelt- 
vorschriften vorsieht, sondern auch Verpflichtungen 
zur kontinuierlichen Verbesserung des betrieblichen 
Umweltschutzes gemäß dem Stand der Technik, so- 
weit dessen Anwendung wirtschaftlich verträglich ist, 
umfaßt. Diese Untemehmenspolitik muß für einen be- 
stimmten Betriebsstandort in einem Umweltpro- 
gramm umgesetzt werden. Die Erreichung der darin 
enthaltenen Umweltziele ist durch ein Management- 
system zu gewährleisten. Bestandteil dieses Manage- 
mentsystems ist es, in regelmäßigen Abständen eine 
Umwelt-Betriebsprüfung durchzuführen und auf des- 
sen Gmndlage eine für die Öffentlichkeit bestimmte 
Umwelterklärung zu erarbeiten. Die Umwelterklä- 
rung wird von einem zugelassenen und unabhängi- 
gen Umweltgutachter bestätigt. Ist dies geschehen, so 
darf der Betrieb mit einer in der Verordnung vorgese- 
henen Teilnahmeerklärung nicht-produktbezogene 
Werbung betreiben. 

Die Verordnung ist im Hinblick auf das System für die 
Zulassung von Umweltgutachtem und für die Re- 
gistrierung von geprüften Betriebsstandorten bis spä- 
testens April 1995 in innerstaathches Recht umzu- 
setzen. 


188 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/8451 


Internationale Normen zum Umweltmanagement und 
zur Umweltbetriebsprüfung, die derzeit ausgearbei- 
tet werden, können im Rahmen der EG -Verordnung 
zur Anwendung kommen. Damit soll gewährleistet 
werden, daß die beteihgten Unternehmen im Hin- 
blick auf das Umweltmanagementsystem auch inter- 
national gleiche Wettbewerbsbedingungen vorfin- 
den. Siehe hierzu auch Abschnitt B.2.2.2.5 und 
B.2.2.3.4. 


2.2.2 Umweltschutz und Wirtschaft 

2.2.2.1 Umweltschutz als Zukunftsinvestition 

Eine gesunde und nachhaltige wirtschaftliche Ent- 
wicklung setzt voraus, daß die natürlichen Grundla- 
gen des Wirtschaftens bewahrt werden. Gerade in ei- 
nem dichtbesiedelten Land wie der Bundesrepubhk 
Deutschland, das sich durch hohe Bevölkerungs- 
dichte, intensive Industrietätigkeit imd hohes Ver- 
kehrsaufkommen auszeichnet, muß sich einerseits die 
wirtschaftüche Entwicklung an der Regenerationsfä- 
higkeit der Umwelt orientieren, andererseits darf die 
Umweltpohtik nicht zu einer Überforderung der Wirt- 
schaft führen. Der schonende Umgang mit den knap- 
per werdenden natürhchen Ressourcen und die Inte- 
gration des Umweltschutzes in alle Politikbereiche 
sind wesenthche Voraussetzungen einer nachhalti- 
gen Entwicklung. Umweltschutzmaßnahmen sind als 
standortsichemde Zukunftsinvestitionen zu begrei- 
fen, die auch in wirtschaftlich schwierigen Zeiten fort- 
gesetzt werden müssen. 

Vor diesem Hintergrund muß die Vorsorge- und verur- 
sacherorientierte Umweltpolitik der Bundesregierung 
weiterentwikelt werden. Indem die Kosten der Um- 
weltinanspruchnahme verstärkt den Verursachern 
angelastet werden, tritt ein Wandel hin zu einer auf 
moderner Technik beruhenden umweltverträghchen 
und im internationalen Wettbewerb erfolgreichen In- 
dustriestruktur ein. 

Neben den klassischen ökonomischen Standortfakto- 
ren, wie z.B. Lohnniveau, Steuerbelastung, Arbeits- 
kräftepotential, Grundstückspreise oder Transportko- 
sten, gewinnen die „weichen" Standortfaktoren, also 
das soziale und kulturelle Umfeld, der Wohn- und 
Freizeitwert und die Umweltsituation einer Region 
immer mehr an Bedeutung. Eine leistungsfähige Um- 
weltschutzinfrastruktur ist heute eine Grundvoraus- 
setzung für die Ansiedlung von Unternehmen sowie 
für die Sicherung von Produktionsstandorten. Die Si- 
tuation in den neuen Ländern macht dies besonders 
deutlich. Umweltschutz ist daher ein wesentliches 
Element der Standortsicherung und -entwicklung. 
Dies bestätigt die Studie „Umweltschutz und Indu- 
striestandort", die vom Rheinisch- Westfälischen Insti- 
tut für Wirtschaftsforschung und vom Deutschen Insti- 
tut für Wirtschaftsforschung erarbeitet wurde. 

Von Umweltschutzanforderungen gehen aber auch 
Belastungen für Unternehmen aus. Mit einem Anteil 
der Umweltschutzausgaben am Bruttosozialprodukt 
von 1,6 Prozent (im Jahr 1991) nimmt Deutschland 
weltweit eine Spitzenstellung ein. Auch der von den 
Unternehmen zu tragende Anteil ist - auf Grund der 
Orientierung der deutschen Umweltpohtik am Ver- 


ursacherprinzip - im internationalen Vergleich hoch. 
Dennoch stimmt die Bundesregierung der Aussage 
des Sachverständigenrates zur Begutachtimg der ge- 
samtwirtschaftlichen Entwicklung in seinem Jahres- 
gutachten 1993/94 zu, daß sich für die deutsche Indu- 
strie im ganzen eine auf die zu verkraftenden Um- 
weltschutzanforderungen zurückzuführende Ver- 
schlechterung der internationalen Wettbewerbssitua- 
tion nicht feststeUen läßt. Allerdings steht sich die 
Wettbewerbssituation aus der Sicht besonders um- 
weltintensiver Unternehmen unter Umständen an- 
ders dar. Es ist daher ein wichtes Anhegen der Bun- 
desregierung, die Umweltpohtik zugleich ökologisch 
effektiv und ökonomisch effizient zu gestalten, damit 
es nicht zu einer Überforderung der Wirtschaft 
kommt. Zudem strebt die Bundesregierung aus öko- 
nomischen und ökologischen Gründen bei wichtigen 
Umweltschutzmaßnahmen eine internationale Har- 
monisierung auf hohem Schutzniveau an, wobei der 
Umweltpohtik der Europäischen Union besondere Be- 
deutung zukommt. Hierdurch wird der Gefahr begeg- 
net, daß notwendige nationale umweltpohtische Maß- 
nahmen zu Standortverlagerungen von umweltbela- 
stenden Produktionen in andere Staaten beitragen, 
was die globale Umweltbelastung sogar vergrößern 
könnte. In diesem Zusammenhang spielen auch die 
Wechselbeziehungen zwischen Umwelt und Handel 
eine Rohe. 

Den höheren Belastungen durch Umweltschutz in be- 
sonders umweltrelevanten Branchen stehen positive 
wirtschafthche Entwicklungen in anderen Bereichen 
gegenüber. Von der Umweltpohtik gehen Innovati- 
onswirkungen aus, die wirtschafthche Wachstumsim- 
pulse auslösen können und zudem dazu führen, daß 
die Wirtschaft mit neuen und intelhgenten, auch ko- 
stensparenden Lösungen auf Umweltschutzanforde- 
rungen reagiert. Viele Unternehmen im produzieren- 
den Gewerbe und anderen Bereichen der Wirtschaft 
profitieren von der wachsenden Nachfrage nach 
Umweltschutztechnik, -gütem und -dienstleistungen. 
Auch von seiten der Industrie wird anerkannt, daß es 
nicht zuletzt auf die durch die anspruchsvohe deut- 
sche Umweltpohtik ausgelöste frühe inländische 
Nachfrage nach Umweltschutzgütem zurückzufüh- 
ren ist, daß sich in Deutschland eine auch internatio- 
nal erfolgreiche Umweltschutzindustrie entwickelt 
hat. 

Die Erfolge der deutschen Anbieter von Umwelt- 
schutzgütem und -dienstleistungen zeigen sich auch 
auf dem Arbeitsmarkt. Schon 1988 arbeiteten eine 
halbe Milhon Menschen direkt oder indirekt für den 
Umweltschutz, ln einer vom Umweltbundesamt in 
Auftrag gegebenen Studie des DIW^) wird die Zahl 
der 1990 im Umweltschutz Beschäftigten mit 680 000 
beziffert; die künftigen Arbeitsplatzwirkimgen der 
Umweltpohtik werden abgeschätzt. Danach wären 
bei einer Fortentwicklung der Umweltpohtik im Jahre 
2000 insgesamt über 1,1 Milhonen Menschen im Um- 
weltschutz beschäftigt, davon rd. 786 000 in den alten 
und 336 000 in den neuen Ländern. Bei einem forcier- 
ten Umweltschutz würde sich die Gesamtzahl der Ar- 
beitsplätze im Umweltschutz der Studie zufolge noch 


') Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung: 

Beschäftigungswirkungen des Umweltschutzes, 1993 
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Abbildung 28 


Welthandelsanteile bei Umweltschutzgütern 

1991 in Prozent 



Quelle; Niedersächsisches Institut für Wirtschaftsforschung 


um 100 000 erhöhen. Welchen Beitrag eine dem öko- 
logischem Strukturwandel verpflichtete Politik zur 
Lösung des gesamtwirtschaftlichen Beschäftigungs- 
problems leisten kann, ist eine auch in den Wirt- 
schaftswissenschaften kontrovers diskutierte Frage. 


2.2.2.2 Kosten und Nutzen des Umweltschutzes 

Die öffentliche Diskussion der Umweltpolitik konzen- 
triert sich häufig einseitig auf die einzelwirtschaftli- 
chen Kosten des Umweltschutzes. Dies führt dazu, 
daß Umweltschutz wesentlich als Belastung darge- 
stellt wird. Dabei werden die Kosten der Umweltver- 
schmutzung, d. h. die gesamtwirtschaftlichen Kosten 
unterlassenen Umweltschutzes, vielfach übersehen. 

Welches Ausmaß die Kosten der Umweltverschmut- 
zung annehmen, ist in mehreren Studien untersucht 
worden. Im Rahmen des Forschungsschwerpunktpro- 
gramms „Kosten der Umweltverschmutzung/Nutzen 
des Umweltschutzes" wurden zwischen 1985 und 
1991 in zehn Einzelstudien Schätzungen der Kosten 
der Umweltverschmutzung für verschiedene Berei- 
che vorgenommen. Einige ausgewählte Ergebnisse 
(jeweils bezogen auf die alten Länder); 

- Eine Studie über luftverschmutzungsbedingte Ko- 
sten im Gesundheitswesen^) errechnete für jeden 


Heinz I.AVaaßen-Mielke, R.: Krankheitskosten durch Luft- 
verschmutzung, Heidelberg 1990 


Krankenversicherten in ausgewählten höher bela- 
steten Gebieten jährliche zusätzliche Gesimdheits- 
kosten in Höhe von 270 DM im Vergleich zu Versi- 
cherten aus Gebieten mit geringerer Luftver- 
schmutzung. 

- Jährlich ergeben sich immissionsbedingte Mate- 
rialschäden an Wohngebäuden in Höhe von 
1, 8-3,1 Milliarden DM ^). 

- Jährlich entstehen der Öffentlichen Trinkwasser- 
versorgung gewässerverschmutzungsbedingte Ko- 
sten in Höhe von etwa 1,7 Milliarden DM. 

- Die Folgekosten durch Bodenbelastung erreichen 
eine Größenordnung von 22-60 Milliarden DM pro 
Jahr^). 

- Die jährlichen Kosten des Lärms betragen zwischen 
25,8 und 27,9 MiUiarden DM®). 


Ineche, B.AA/eltscher, M. /Heinz, I.: Volkswirtschaftliche Ver- 
luste durch umweltverschmutzungsbedingte Materialschä- 
den in der Bundesrepublik Deutschland, „Texte" des UBA, 
Nr. 36/91 

'*) Winge, D./Homann M./Lühn, M.-R/Bütow, E,: Der Einfluß 
der Gewässerverschmutzung auf die Kosten der Wasserver- 
sorgung in der Bundesrepublik Deutschland. Berichte 2/91 
des UBA, Berlin 1991 

Hübler, K.-H./Schablitzki, G.: Volkswirtschaftliche Verluste 
durch Bodenbelastung in der Bundesrepublik Deutschland, 
Berichte des UBA 10/91 

^) Weinberger, H./Thomassen, G./Willeke, R.: Kosten des 
Lärms in der Bundesrepublik Deutschland, Berichte des UBA 
9/91 
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Abbildung 29 



Zahl der Beschäftigten im Umweitschutz 
in Deutschiand 
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Quelle: DIW 


Das Bundeswirtschaftsministerium hat zum Bereich 
der externen Kosten der Energieversorgung eine 
Grundsatzstudie vergeben, die sich ausführlich mit 
den empirischen und methodischen Fragen der Iden- 
tifizierimg und Internalisierung externer Kosten aus- 
einandersetzt ^). 

Diese Studien zeigen, daß auch in einem Land wie 
Deutschland, das eine international führende Rolle im 
Umweltschutz einnimmt, noch erhebhche durch Um- 
weltverschmutzimg bedingte Kosten auftreten und 
weiterer umweltpohtischer Handlungsbedarf begrün- 
det ist. 

Dabei kommt es darauf an, solche Maßnahmen zu er- 
greifen, bei denen der gesamtwirtschaftliche Nutzen 
- in Form vermiedener Umweltschäden - die Kosten 
der Maßnahmen übersteigt. Um dieses Nutzen-Ko- 
sten- Verhältnis für einige Umweltschutzmaßnahmen 
festzustellen, hat das Bundesumweltministerium die 
Studie „Umweltschutz und volkswirtschaftliche Ren- 
tabilität" ®) erarbeiten lassen. Es zeigte sich, daß alle 
untersuchten Maßnahmen sich aus volkswirtschaftli- 
cher Sicht lohnen. So liegt z.B. das Nutzen-Kosten- 


’) Prognos AG Basel: Identifizierung und Internalisierung der 
externen Kosten der Energieversorgung 1992 
®) Witte, M./Weinberger M./Willeke, R.: Umweltschutzmaß- 
nahmen und volkswirtschaftüche RentabiUtät, UBA-For- 
schungsbericht 10103131, Berhn 1991 


Verhältnis der Großfeuerungsanlagenverordnung 
zwischen 1,7 und 2,7, d.h. jede aufgrund der Verord- 
nung ausgegebene DM hat einen volkswirtschaftli- 
chen Nutzen von 1,7-2, 7 DM gestiftet. 


2.2.2.3 Umweltökonomische Gesamtrechnung 

In den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 
(VGR) werden die von wirtschaftlichen Aktivitäten 
ausgehenden Umweltschäden und der danüt einher- 
gehende Wohlstandsverlust nicht ausreichend erfaßt 
und ausgewiesen. Dies güt auch für den Abbau der 
natürlichen Ressourcen. Das Sozialprodukt ist ein In- 
dikator für die Messung der Wirtschaftsaktivität. Für 
die Schätzung des Wohlstands oder der Wohlfahrt 
sind auch die Umwelt- und Sozialgegebenheiten zu 
berücksichtigen. 

Diese Überlegungen zeigen, daß es wünschenswert 
ist, der VGR ein Datenwerk zur Seite zu stellen, das 
die Entwickung der Umweltsituation sowie die Zu- 
sammenhänge zwischen Umwelt- und Wirtschafts- 
entwicklung systematisch darstellt. Mit dieser Proble- 
matik befaßte sich der Sachverständigenrat für Um- 
weltfragen schon in seinem Umweltgutachten 1987 
und der Sachverständigenrat zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung in seinem Jah- 
resgutachten 1989/90. Der Wirtschaftsausschuß des 
Deutschen Bundestages hat im Mai 1989 eine An- 
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hörung zu den ökologischen und sozialen Folge- 
kosten des Wirtschaftens durchgeführt. 

Im Anschluß an diese Anhörung hat das Statistische 
Bundesamt begonnen, eine Umweltökonomische Ge- 
samtrechnung (UGR) zu entwickeln. Um die Arbeiten 
des Statistischen Bundesamtes zu unterstützen und 
kritisch und konstruktiv zu begleiten, hat das Bundes- 
um Weltministerium im Frühjahr 1990 einen haupt- 
sächlich aus Wirtschaftswissenschaftlern mit umwelt- 
ökonomischen Erfahrungen bestehenden Beirat beru- 
fen, der im September 1991 eine erste Stellungnahme 
verabschiedet hat. Der Beirat fordert hierin u.a. ein 
die VGR nicht ersetzendes, sondern ergänzendes 
Werk. Angesichts der erheblichen Probleme, die mit 
einer Monetarisierung der Umweltverschmutzung 
verbunden sind, empfiehlt der Beirat, der Erfassung 
und Verknüpfung mengenmäßiger Daten zunächst 
Vorrang einzuräumen und diese physischen Daten 
methodisch miteinander zu verknüpfen. Erst in einem 
weiteren Schritt sollten - soweit möglich - monetäre 
Bewertungen vorgenommen bzw. Gesamtindikatoren 
gebildet werden. 

Das Statistische Bundesamt wird die inzwischen 
schon fortgeschrittenen Arbeiten an der UGR weiter 
energisch vorantreiben; dies wird allerdings ein lang- 
wieriger Prozeß sein. 

Auch in anderen Ländern sowie auf internationaler 
Ebene wird intensiv an entsprechenden Konzepten 
gearbeitet, deren Entwicklung auch von der Konfe- 
renz der Vereinten Nationen für Umwelt und Entwick- 
lung gefordert wurde (siehe Agenda 21, Kapitel 8). Zu 
nennen sind z.B. das geplante EU-Berichtssystem 
SERIEE und die vom Statistischen Büro der Vereinten 
Nationen entwickelte Integrierte Volkswirtschaftliche 
und Umweltgesamtrechnung. 


2.2.2.4 Umweltschutzindustrie 

Anspruchsvolle Umweltschutzanforderungen haben 
eine entsprechende Nachfrage nach Umweltschutz- 
gütem geschaffen. Mit der Entwicklung und Produk- 
tion von Anlagen, die dem Umweltschutz dienen und 
von um weltv erträglichen Produktionsverfahren wer- 
den heute weltweit neue Märkte erschlossen, wovon 
die deutsche Umweltschutzindustrie nicht zuletzt auf- 
grund der anspruchsvollen Umweltpotitik der Bun- 
desregienmg profitiert. Die OECD schätzt den Markt 
für Umweltschutzgüter und -dienstleistungen als 
überdurchschnittlich dynamisch ein. ln ihrer Pro- 
gnose rechnet die OECD für den Zeitraum von 1990 
bis zum Jahr 2000 mit einem Anwachsen des Gesamt- 
marktes von 200 auf 300 Milliarden Dollar. 

Allgemein wird erwartet, daß der EG-Binnenmarkt in 
Europa zu einer erheblichen Steigerung der Umwelt- 
schutzanstrengungen führen wird. Die Europäische 
Komission prognostiziert eine Verdoppelung des In- 
vestitionsvolumens für den Umweltschutz bis zum 
Jahr 1995. Die Umweltschutzausgaben in der EG 
beliefen sich 1988 auf insgesamt 94 Milliarden DM. 
Über ein Drittel dieses Ausgabevolumens, nämlich 
36 Prozent, entfiel auf die Bundesrepublik Deutsch- 
land. 


2.2.2.5 Umweltorientierte Unternehmensführung 

Umweltschutz ist in einer Marktwirtschaft nicht allein 
dem Staat überlassen. Vielmehr ist in besonderer Wei- 
se die Wirtschaft gefordert, im Rahmen einer umwelt- 
orientierten Untemehmensführung Kreativität, Sach- 
verstand und technisches Wissen zur kontinuierli- 
chen Fortentwicklung umweltschonender Technolo- 
gien und Produkte einzusetzen; denn sie hat den be- 
sten Einblick in Möglichkeiten zur Vermeidung und 
Verminderung von Umweltbelastungen. Umwelt- 
orientiertes Management erfordert, 

- daß alle Aktivitäten des Unternehmens auf ihre 
Umweltverträglichkeit untersucht und gefundene 
Mängel umgehend beseitigt werden 

- daß Umweltschutz einen wesentlichen Bestandteil 
der Untemehmensphilosophie bildet und von allen 
Mitarbeitern als Aufgabe begriffen wird 

- daß der Umweltschutzgedanke auch nach außen, 
also gegenüber Lieferanten und Kunden offensiv 
vertreten wird. 

Unternehmen, die die Erfahrung gemacht haben, daß 
umweltorientierte Untemehmensführung dazu bei- 
trägt, 

- Kosten zu senken 

- neue Absatz- und Beschaffungsmärkte zu erschlie- 
ßen 

- die Motivation der Mitarbeiter zu steigern 

- das Firmenimage zu verbessern, 

werden auch aus eigenem Antrieb - über gesetzliche 
Vorgaben hinaus - Umweltschutz aktiv vorantreiben. 

Umweltorientierte Untemehmensführung entwickelt 
sich zunehmend zum integralen Bestandteil moder- 
ner Untemehmensstrategien. Auch die internationa- 
len Organisationen der Wirtschaft befassen sich da- 
mit, durch die Schaffung internationaler Verhaltens- 
kodizes die Voraussetzungen für ein eigenverant- 
wortliches Umweltengagement der Unternehmen zu 
verbessern. 

Um den Prozeß der Einführung von Umweltmanage- 
mentsystemen EU-weit zu fördern, hat Deutschland 
im Juni 1993 der EG-Verordnung über die freiwillige 
Beteiligung gewerblicher Unternehmen an einem Ge- 
meinschaftssystem für das Umweltmanagement und 
die Umweltbetriebsprüfung zugestimmt (siehe dazu 
Abschnitt B. 2. 2. 1.8). Innerhalb der internationalen 
Normungsorganisation ISO und des DIN (Deutsches 
Institut für Normung e. V.) wird intensiv an einer Nor- 
mierung von Umweltmanagementsystemen und Um- 
weltaudits gearbeitet (siehe dazu Abschnitt B. 2. 2. 3. 4). 

2.2.2.6 Fortentwicklung des umwelt- 
ökonomischen Instrumentariums 

2.2.2.6.1 Allgemeines 

Die Umweltpolitik der Bundesregierung berücksich- 
tigt die gesamte Palette des zur Verfügung stehenden 
umweltpolitischen Instrumentariums. Das Ordnungs- 
recht wird auch weiterhin unverzichtbare Grundlage 
der Umweltpolitik bleiben. Um die umweltpolitischen 
Ziele mit möglichst geringem gesamtwirtschaftlichen 
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Aufwand zu erreichen, nutzt die Bundesregierung zu- 
nehmend wirtschaftlich wirkende Instrmnente, durch 
die unternehmerische Kreativität zur Erreichung um- 
weltpohtischer Ziele mobilisiert und eine stärkere 
Orientierung der Verbraucher auf umweltverträgli- 
chere Produkte und umweltfreundliches Verhalten 
bewirkt wird. Dabei kommt Rücknahme- und Pfand- 
pflichten, der noch breiteren Anwendung des Um- 
weltzeichens, dem weiteren Ausbau der Informati- 
ons- und Kennzeichnungspfhchten, der Fortentwick- 
lung des Haftungsrechts, Steuern, Gebühren sowie 
Sonderabgaben besondere Bedeutung zu. Auch kar- 
tellrechthch unbedenkliche, nachprüfbare Selbstver- 
pflichtungen, deren Nichteinhaltung durch die Wirt- 
schaft mit konkreten Konsequenzen zur Durchset- 
zung der umweltpolitischen Zielsetzungen verbun- 
den ist, können ein geeignetes Mittel sein, um Um- 
weltbelastungen zu vermindern und der Wirtschaft 
bezüglich der zu treffenden Maßnahmen weitgehen- 
de Entscheidungsspielräume zu lassen. 

2.2.2.6.2 Kompensationslösungen 
Üoint Implementation) 

Die Bundesregierung hat sich im Rahmen der Konfe- 
renz der Vereinten Nationen für Umwelt und Ent- 
wicklung erfolgreich dafür eingesetzt, daß Verpflich- 
tungen in der Klimarahmenkonvention von Vertrags- 
parteien auch gemeinsam erfüllt werden können 
(joint Implementation). Die Bundesregierung strebt 
an, daß auf der ersten Vertragsstaatenkonferenz im 
Frühjahr 1995 die Rahmenbedingungen für solche 
Kompensationslösungen präzisiert werden, zumin- 
dest aber eine zeithch befristete Pilotphase beschlos- 
sen wird. 

Zur weltweiten Reduzierung der C02-Emissionen ist 
der Gedanke der joint Implementation in besonderer 
Weise von Interesse. Die Kosten zur Erreichung eines 
bestimmten C02-Minderungsziels könnten gesenkt 
werden, wenn es Industrieländern möghch wäre, ei- 
nen Teil ihrer nationalen Minderungspflichten in Zu- 
sammenarbeit vor allem mit den Entwicklungslän- 
dern und den ost- und mitteleuropäischen Staaten zu 
reahsieren. Zugleich erhielten diese Staaten zusätzh- 
chen Zugang zu moderner Technologie und könnten 
sich aufgrund einer wesentlichen Erhöhung der Ener- 
gieeffizienz trotz eines stagnierenden oder gar sin- 
kenden Primärenergiebedarfs wirtschaftlich weiter- 
entwickeln. Zudem würde die gestiegene Energieeffi- 
zienz auch andere Schadstoffemissionen reduzieren. 
Darüber hinaus kann dieses Instrument den Vertrags- 
staaten der Kümarahmenkonvention die Übernahme 
weitergehender Verpflichtungen erleichtern. Eine 
solche internationale Kompensationsregelung liegt 
daher im Interesse aller. Allerdings hängt der Erfolg 
einer solchen Regelung von ihrer reibungslosen und 
korrekten Durchführung ab. 

2.2.2.6.3 Umwelthaftung 

Mit dem Umwelthaftungsgesetz (siehe Abschnitt 
B. 2. 2. 1.5.1) wurde die bisherige Verschuldenshaftung 
durch eine Gefährdungshaftung für Schäden ergänzt, 
die durch Umwelteinwirkungen bestimmter Anlagen 
verursacht werden. Der Geschädigte muß ein Ver- 


schulden des Schädigers nicht mehr nachweisen. In 
diese Haftung ist auch der Normalbetrieb einer Anla- 
ge einbezogen. Eine öffentlich-rechtliche Genehmi- 
gung zum Betrieb einer Anlage entbindet somit den 
Betreiber nicht von der Verantwortung für seine Akti- 
vitäten. 

Die Einführung einer Haftung für den Normalbetrieb 
führt dazu, daß die Unternehmen möghche Ersatzlei- 
stungen und Versicherungsprämien in ihre Kosten- 
rechnungen einstellen und so einen Anreiz haben, ge- 
nehmigungsrechthch festgelegte Emissionsgrenzen 
zu unterschreiten und damit das Haftungsrisiko mög- 
lichst gering zu halten. Über den Preis- und Marktme- 
chanismus wird somit die Umwelthaftung dazu bei- 
tragen, daß ökologische Ressourcen möglichst effi- 
zient eingesetzt werden. Damit dient das Umwelthaf- 
tungsgesetz in besonderer Weise auch dem umwelt- 
pohtischen Vorsorgeprinzip. 

2.2.2.6.4 Rücknahme- und Pfandpflichten 

Der entscheidende Anreiz zur Vermeidung bzw. stoff- 
hchen Wiederverwertung von Abfällen läßt sich da- 
durch erreichen, daß man dem Hersteller die Verant- 
wortung für den gesamten Lebenszyklus seiner Pro- 
dukte überträgt. Rücknahme- und Pfandpflichten 
können in besonderer Weise geeignet sein, die Produ- 
zenten zu einer Produktgestaltung zu veranlassen, 
die eine Wiederverwendung oder Wiederverwertung 
ermöglichen bzw. die Entsorgung erleichtern. Die 
Bundesregierung nutzt dieses Instrument daher in 
verstärktem Maße. Weiteres dazu siehe Abschnitt 
B.2.1.4.3. 


2.2.2.6.5 Abgaben- und Steuersystem 

Von Bedeutung für den Umweltschutz ist auch die 
Gestaltung des Abgabensystems. Es sollte zum einen 
keine Anreize setzen, die dem Postulat eines schonen- 
den Umgangs mit der Natur und einer sparsamen 
Ressourcenverwendung zuwiderlaufen. Zum ande- 
ren sollten Abgaben dort, wo dies sinnvoll und ver- 
tretbar ist, auch aktiv in den Dienst umweltpolitischer 
Steuerung gestellt werden. 

Allerdings muß die entstehende zusätzhche Abga- 
benlast durch Senkung bestehender Abgaben ausge- 
glichen werden. 

Daß das Instrument der Umweltabgaben einen wich- 
tigen Beitrag zur Weiterentwicklung der Sozialen 
Marktwirtschaft in ökologischer Verantwortung lei- 
stet, haben die bisherigen Maßnahmen - wie z. B. Ab- 
wasserabgabe, Differenzierung der Mineralölsteuer 
für bleifreies und verbleites Benzin, Differenzierung 
der Kfz-Steuer zugunsten schadstoffarmer Kfz - ge- 
zeigt. 

Die vorgesehene Einführung einer zumindest EU- 
weiten C02-/Energiesteuer stellt ein wichtiges Ele- 
ment eines den ökologischen Herausforderungen 
Rechnung tragenden Steuer- und Abgabensystems 
dar. Die Bundesregierung unterstützt daher aus- 
drückhch den Vorschlag der Europäischen Kommissi- 
on, der die harmonisierte Einführung einer EU-wei- 
ten, zu 50 Prozent auf den Energiegehalt und zu 
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50 Prozent auf den Kohlenstoffgehalt der verwende- 
ten Energieträger basierenden C02-/Energiesteuer 
vorsieht. Sie wird dafür Sorge tragen, daß diese Maß- 
nahmen nicht zu einer einseitigen Wettbewerbsbela- 
stung für die deutsche Wirtschaft führen. Der Len- 
kungseffekt und die Aufkommensneutralität einer 
C02-/Energiesteuer durch Entlastungen an anderer 
Stelle des Steuersystems müssen sichergestellt wer- 
den. 

Durch die 1994 erfolgte Änderung des Abwasserab- 
gabengesetzes werden Anreize und Spielräume für 
dringend notwendige Investitionen im Abwasserbe- 
reich insbesondere in den neuen Ländern geschaffen. 
Weiteres dazu siehe Abschnitt B.2.1 .3.2.3. 

Angesichts der zunehmenden Zahl von Abfallabga- 
ben in den Bundesländern kann zur Vermeidimg wirt- 
schaftlicher Verzerrungen und abfallpolitischer Fehl- 
entwicklungen eine bundeseinheitliche Regelung 
notwendig werden. 

Von großer Bedeutung ist die Neuordnung der Abga- 
benbelastung des Verkehrs. Ziel muß es dabei sein, 
neben einer vollständigen und gerechten Anlastung 
der Wegekosten auch den zunehmenden aus dem 
Verkehrsbereich resultierenden Umweltbelastungen 
Rechnung zu tragen. Weiteres dazu siehe Abschnitt 
B.2.3.2. 

2.2.2.7 Förderung von Umweltschutz- 
investitionen 

2.2.2.7.1 Investitionen zur Verminderung von 
Umweltbelastungen 

Das Bundesumweltministerium fördert Demonstra- 
tionsvorhaben in großtechnischem Maßstab, die auf- 
zeigen, in welcher Weise Anlagen einem fortschritth- 
chen Stand der Technik zur Verminderung von Um- 
weltbelastungen angepaßt und fortschrittliche Ver- 
fahren und Verfahrenskombinationen zur Vermei- 
dung und Verminderung von Umweltbelastungen 


eingesetzt sowie umweltverträghche Produkte und 
umweltschonende Substitutionsstoffe hergestellt imd 
angewendet werden können. 

Die Förderung können gewerbliche Unternehmen, 
sonstige natürhche Personen und juristische Personen 
des privaten oder öffentlichen Rechts oder kommu- 
nale Gebietskörperschaften beantragen. 

Tabelle 33 


Förderungszusagen aus dem Investitionsprogramm 
zur Verminderung von Umweltbelastungen 



Projekt- 

zahl 

Investitions- 

volumen 

Fördervolumen 

Mio. DM 

1990 ... 

46 

370,7 

163,9 

1991 ... 

19 

363,6 

102,0 

1992 ... 

40 

1 403,3 

334,6 

1993 ... 

34 

486,0 

111,7 


Im November 1991 wurde die Förderung auf die Ge- 
währung von Zinszuschüssen (als Regelverfahren) 
umgestellt; allerdings können in Ausnahmefällen 
weiterhin Investitionszuschüsse gewährt werden. 


2.2.2.7.2 ERP-Umweltschutzkredite 

Hinter den Initialen „ERP" steht eines der bedeutend- 
sten und erfolgreichsten Wirtschaftsprogramme der 
neueren Geschichte, das European Recovery Program 
(Europäisches Wiederaufbauprogramm). Seit Ab- 
schluß der Wiederaufbauphase in der Bundesrepu- 
blik Deutschland nach dem 2. Weltkrieg dient das 
ERP-Sondervermögen der Förderung der deutschen 
Wirtschaft. 


Tabelle 34 


Kreditzusagen aus den ERP-Umweltprogrammen 



Gesamtes 

Zusagevolumen 

AbfaUwirtschafts- 

programm 

Energiespar- 
programm • ) 

Luftreinhaltungs- 
programm • •) 

Abwasser- 
reinigungs- 
programm* *) 

Mio. DM 

DtA*) 

KfW 2) 

S 

DtA') 

KfW2) 

X 

DtA') 

KfW 2) 

X 

DtA') 

KfW^) 

X 

DtA') 

KfW^) 

X 

1990 ... 

765 

783 

1 548 

642 

- 

642 

123 

- 

123 

- 

485 

485 

- 

298 

298 

1991 ... 

543 

533 

1 076 

359 

- 

359 

184 

- 

184 

- 

327 

327 

- 

206 

206 

1992 ... 

918 

414 

1332 

520 

- 

520 

350 

- 

350 

24 

235 

259 

24 

179 

203 

1993 ... 

2 437 

- 

2 437 

795 

- 

795 

819 

- 

819 

514 

- 

514 

310 

- 

310 


*) Das Programm wurde 1990 aufgelegt 

* *) Das Programm wurde zum 01. 10. 1992 von der Deutschen Ausgleichsbank übernommen 

^) Deutsche Ausgleichsbank 
^) Kreditanstalt für Wiederaufbau 
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Die zinsverbilligten ERP-Umweltschutz- und Ener- 
gieeinsparungskredite sind in folgende Progranune 
unterteilt: 

- Abwasserreinigungsprogramm 

- Abfallwirtschaftsprogramm 

- Luftreinhaltungsprogramm 

- rationelle Energieverwendung 

2.2.2,7.3 Eigenprogramme der Kreditanstalt 
für Wiederaufbau und der Deutschen 
Ausgleichsbank 

Die Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) und die 
Deutsche Ausgleichsbank (DtA) bieten eigene Darle- 
hen für Umweltinvestitionen zu Konditionen an, die 
am unteren Rand des Kapitalmarktzinsniveaus lie- 
gen. Die KfW finanziert innerhalb ihres Umweltpro- 
gramms künftig auch Investitionen zur Altlastensa- 
nierung bei Privatisierungsobjekten der Treuhandan- 
stalt, soweit die Kosten vom erwerbenden Unterneh- 
men zu tragen sind, (siehe Abschnitt B. 1.2.5) 

Tabelle 35 


Kreditzusagen aus dem DtA- und 
KfW-Umweltprogramm 



DtA 

KfW 

1 

Mio. DM 

1990 

267 

502 

769 

1991 

396 

1097 

1493 

1992 

380 

973 

1353 

1993 

1 118 

866*) 

1984 


• ) Zusätzlich Kreditzusagen in Höhe von 22 Mio. DM aus dem 
KfW/MBU-Programm „Demonstrationsvorhaben im Um- 
weltschutz (s. Abschnitt B. 2. 2. 2. 7.1) 


2.2.2.7.4 Umweltschutz-Bürgschaftsprogramm 

Im Rahmen des Umweltschutz-Bürgschaftspro- 
gramms übernehmen die Deutsche Ausgleichsbank 
und der Bund in Höhe von 12 Millionen DM das Aus- 
fallrisiko für zinsgünstige Investitionskredite an Her- 
steller umweltfreundlicher Produkte oder Verfahren, 
welche die Deutsche Ausgleichsbank vergibt. 

2.2.2.7.5 Kommunalkreditprogramm 

Ab September 1990 stand zur Förderung kommunaler 
Infrastrukturinvestitionen auf dem Gebiet der neuen 
Länder das Kommunalkreditprogramm nach Auf stok- 
kung mit einem Gesamtvolumen von rd. 18,8 Milliar- 
den DM zur Verfügung, das mit Bundesmitteln zins- 
verbilligt wurde. 

Das Programm ist ausgeschöpft worden. Eine Auf- 
stockung des zinsverbilligten Programms erfolgt 
nicht. Um die Kommunen in den neuen Ländern bei 
der langfristigen Finanzierung von Sachinvestitionen 
jedoch weiterhin zu unterstützen, stellen die Deut- 


sche Ausgleichsbank und die Kreditanstalt für Wie- 
deraufbau eigene Finanzierungsmittel zu Marktkon- 
ditionen bereit. 

Tabelle 36 


Kreditzusagen aus dem Kommunalkreditprogramm 
für Umweltschutzmaßnahmen 



DtA 

KfW 

2 

Mio. DM 

1990 

244 

350 

594 

1991 

961 

3 923 

4 884 

1992 

770 

3 228 

3 998 

1993 

49 

255*) 

304 


*) Zusätzlich Kreditzusagen in Höhe von 22 Mio. DM aus dem 
KfW-Abwasserentsorgungsprogramm Sachsen-Anhalt 


2.2.2.7.6 KfW-Wohnraum-Modernisierungs- 
programm 

Im Oktober 1990 hat der Bund in den neuen Ländern 
ein Programm zur Förderung der Modernisierung und 
Instandsetzung von Wohnimgen durch zinsverbilligte 
Darlehen aufgelegt. Das Programm, dessen Kosten al- 
lein vom Bund finanziert werden, wurde inzwischen 
auf 60 Milliarden DM aufgestockt. Die Durchführung 
obliegt der Kreditanstalt für Wiederaufbau. 

Gefördert wird die Modernisierung und Instandset- 
zung von Mietwohnungen imd selbstgenutztem 
Wohneigentum, dabei insbesondere auch Maßnah- 
men zur Energieeinspanmg sowie zur SO 2 - und CO 2 - 
Minderung. Bis Ende 1993 wurden aus dem Pro- 
gra)nfim Förderzusagen in Höhe von 22,1 Milliarden 
DM erteilt, mit denen Maßnahmen an rd. 1,3 Millio- 
nen Wohnungen unterstützt worden sind; das sind na- 
hezu 20 Prozent des gesamten Wohnimgsbestandes 
in den neuen Ländern. Programmauswertungen ha- 
ben ergeben, daß etwa die Hälfte der Mittel für ener- 
giesparende Maßnahmen und damit in hohem Maße 
zur Reduzierung der Umweltbelastungen eingesetzt 
werden. 

Über das KfW-Programm hinaus beteiligt sich der 
Bund mit Finanzhilfen an den Modemisierungspro- 
grammen der neuen Länder. Auch in diesen Program- 
men ist die Energieeinsparung ein Förderschwer- 
punkt. 

2.2.2.7.7 Fördermaßnahmen der Deutschen 
Bundesstiftung Umwelt 

Die Deutsche Bundesstiftung Umwelt mit Sitz in Os- 
nabrück ist eine rechtsfähige Stiftung des bürgerli- 
chen Rechts (Errichtungsgesetz vom 18. Juli 1990). 
Als Stiftungskapital - rd. 2,5 Milliarden DM - hat der 
Bund den Privatisierungserlös aus dem Verkauf des 
Salzgitter-Konzems zweckgebunden für die Umwelt- 
förderung eingebracht. Pro Jahr stehen ca. 170 Millio- 
nen DM für innovative Umweltschutzprojekte zur 
Verfügung. Damit ist die Deutsche Bundesstiftung 
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Umwelt die größte private Fördereinrichtung für den 
Umweltschutz in Europa. Laut Errichtungsgesetz sol- 
len vor allem gefördert werden: 

- Forschung, Entwicklung und Innovation im Bereich 
umweit- und gesundheitsfreundhcher Verfahren 
und Produkte unter besonderer Berücksichtigung 
kleiner und mittlerer Unternehmen 

- Austausch von Wissen über die Umwelt zwischen 
Wissenschaft, Wirtschaft und anderen öffentlichen 
oder privaten Stellen; Vorhaben zur Vermittlung 
von Wissen über die Umwelt 

- innerdeutsche Kooperationsprojekte in der Anwen- 
dung von Umwelttechnik vorwiegend durch mittel- 
ständische Unternehmen einschließlich Aus- und 
Weiterbildungsmaßnahmen 

- Bewahrung und Sicherung national wertvoller Kul- 
turgüter im Hinblick auf schädhche Umwelteinflüs- 
se (Modellvorhaben). 

Mit der konstituierenden Sitzung des Kuratoriums am 
17. Dezember 1990 nahm die Deutsche Bundesstif- 
tung ihre Arbeit auf. Im Zeitraum vom 1. Januar 1992 
bis zum 31. März 1994 wurden 821 Bewilligungen in 
einer Gesamthöhe von 367,2 Millionen DM ausge- 
sprochen. 

Die Gesamtzahl der bisher eingereichten Anträge be- 
trägt zwischenzeitlich 5 500; über rd. 3 300 Anträge 
wurde bereits entschieden. Hervorzuheben sind die 
Initiativen zur Durchführung von Sonderprogrammen 
in den neuen Ländern. Hierzu gehören u. a. 

- Demonstrationsvorhaben zur umweltgerechten 
Wind- und Wasserkraftnutzung 

- Errichtung und Betrieb von Beratungszentren kom- 
munaler Versorgungsbetriebe zur Umwelt und Res- 
sourcenschonung 

- Beratungsprogramm zum beschleunigten Aufbau 
einer effizienten Abwasserentsorgung 

- Stipendienprogramm zum Schutz der Umwelt 

2.2.2.7.8 EG-Umweltförderprogramm LIFE 

Der EG-Ministerrat (Umwelt) hat mit der Verordnung 
1973/92 vom 21. Mai 1992 zur Schaffung eines Finan- 
zierungsinstruments für die Umwelt (LIFE) ein ein- 
heitliches Finanzierungsinstrument für die Umwelt 
geschaffen, das zur Entwicklung und Durchführung 
der Umweltpolitik und des Umweltschutzrechts der 
Gemeinschaft beitragen soll. Dieses Förderprogramm 
LIFE ersetzt die bisherigen fachbezogenen Förder- 
programme der EG. Von 1992 bis Ende 1995 läuft die 
Erprobungsphase des Programms. Für diese Zeit wer- 
den 400 Millionen ECU (ca. 820 Millionen DM) zur 
Verfügung gestellt. 

Förderfähig sind grundsätzlich Umweltschutzprojek- 
te, die die Förderung einer nachhaltigen Entwicklung 
und der Umweltqualität, den Schutz der Lebens- 
räume und der Natur, Verwaltungsstrukturen sowie 
Büdung, Ausbildung und Information betreffen. 

Für deutsche Projekte wurden 1992 rund 10 Millionen 
ECU und 1993 rund 8 Millionen ECU bereitgestellt, 
wobei 1993 mehr als ein Drittel der Fördermittel auf 
die neuen Länder entfallen. 


2.2.3 Produktbezogener Umweltschutz 

2.2.3.1 Allgemeines 

Ergänzend zu dem seit langem etablierten anlagen- 
bezogenen Umweltschutz ist der produktbezogene 
Umweltschutz in den letzten Jahren als eigenständi- 
ges Thema der Umweltpolitik erkannt und zuneh- 
mend zu einem Schwerpunkt geworden. 

Wirksame Umweltvorsorge verlangt, daß schon bei 
der Produktplanung die von einem Produkt ausge- 
henden Umweltbelastungen umfassend berücksich- 
tigt werden. Dabei sind in einer integrierten Betrach- 
tungsweise potentielle Umweltbelastungen aller Art 
über den gesamten Lebenszyldus eines Produkts - 
Herstellung, VerteUung, Gebrauch und Wiederver- 
wendung, Verwertung und Entsorgung - einzubezie- 
hen; international hat sich hierfür der Begriff „life cy- 
cle management" durchgesetzt. Diese am Produkt an- 
setzenden Strategien sind zentraler Bestandteil der 
notwendigen Strukturänderungen in Richtung auf 
eine nachhaltige, umweltgerechte Entwicklung, wie 
sie auch in der Agenda 21 (Kapitel 4) der UNCED ver- 
langt werden. 

Die Forderung nach einer so verstandenen Berück- 
sichtigung der Umweltverträglichkeit von Produkten 
richtet sich an denjenigen, der die Verantwortung für 
die vom Produkt ausgehenden Umweltbelastungen 
trägt. In erster Linie trifft die Produktverantwortung 
damit den Hersteller, der über die Gestaltung des Pro- 
duktes und damit zugleich über dessen Eigenschaf- 
ten beim Vertrieb, beim Gebrauch und bei der Entsor- 
gung entscheidet. Aber auch Handel, Verbraucher 
und schließlich die mit Wiederverwendung, Verwer- 
tung und Entsorgung befaßten Gruppen und Perso- 
nen tragen ihren Teil der Produktverantwortung. 

Durch den abgestimmten Einsatz verschiedener um- 
weltpolitischer Instrumente muß auf entsprechende 
Entscheidungen und Verhaltensveränderungen einer 
Vielzahl von - unterschiedliche Interessen verfolgen- 
den - Wirtschaftsakteuren hingewirkt werden. Das 
überwiegend am anlagenbezogenen Umweltschutz 
ausgerichtete ordnungsrechtliche Instrumentarium 
kann dieser Zielsetzung nur zum Teil gerecht werden. 
Neue, insbesondere über den Markt wirkende Instru- 
mente sind erforderlich; Verbote bzw. zwingende Pro- 
duktanforderungen haben jedoch auch im produkt- 
bezogenen Umweltschutz ihren festen Platz. 

Produkte sind in der Regel nicht auf einen nationalen 
Markt beschränkt; sie werden vielmehr auch in an- 
dere Staaten ausgeführt und aus anderen Staaten 
sowohl innerhalb als auch außerhalb von EU und 
europäischem Wirtschaftsraum eingeführt. Produkt- 
bezogene Umweltpolitik muß daher so weit wie mög- 
lich in internationaler Kooperation betrieben werden, 
um im Interesse des Umweltschutzes, aber auch des 
Wettbewerbs sachgerechte Lösungen zu finden. 

2.2.3.2 Ökobilanzen für Produkte 

Das wesentliche Instrument, mit dem die Umweltaus- 
'wirkungen eines Produktes über dessen gesamten 
Lebenszyklus und über die verschiedenen Umwelt- 
medien hinweg abgeschätzt und bewertet werden 
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können, soll die Ökobilanz für Produkte (life cycle 
analysis/assessment) darstellen, ln der nationalen wie 
auch der internationalen Diskussion zeigt sich aller- 
dings, daß eine umfassende Beurteilung der Umwelt- 
verträglichkeit von Produkten - etwa bei der Gewich- 
tung unterschiedlicher Umweltbelastungen, aber 
auch schon bei der Auswahl der zugrundegelegten 
Parameter - in hohem Maße von subjektiven Wertun- 
gen abhängt, die nur begrenzt einer Objektivierung 
zugänglich sind. Möglich ist es jedoch, durch Anfor- 
derungen an das Verfahren zur Erstellung von Ökobi- 
lanzen zu einer möglichst großen Objektivierung bei- 
zutragen. 

Das Bundesumweltministerium und das Umweltbun- 
desamt waren und sind aktiv an der nationalen und 
internationalen Diskussion beteiligt. Vom Umwelt- 
bundesamt wurde im August 1992 der Bericht „Öko- 
bilanzen für Produkte: Bedeutung - Sachstand - Per- 
spektiven" (Reihe Texte, Nr. 38/92) veröffentlicht, der 
inzwischen zu einer wesentlichen Grundlage der 
Fachdiskussion geworden ist. 

Der Bericht stellt zunächst umfassend den derzeitigen 
Diskussionsstand dar, der durch eine Vielzahl ange- 
wandter Methoden gekennzeichnet ist. Wegen dieser 
Vielfalt sind Ökobilanzen für Produkte bislang imter- 
einander kaum vergleichbar. Bei der Festlegung des 
Untersuchungsrahmens, der Auswahl von Lebens- 
wegphasen, von Indikatoren für verschiedene Um- 
welteinflüsse und Daten, wie beispielsweise Schwe- 
feldioxid-Emissionen oder Mengen an Sonderabfall, 
wird häufig nahezu beliebig verfahren. Auf dieser 
Grundlage stellt der Bericht einen dringenden Bedarf 
nach der Festlegung eines Standardmodelles, der 
Verwendung einheitlicher Begriffe und einer Ver- 
ständigung auf methodische Regeln fest. 

In dem Bericht wird vor allem auch deutlich darauf 
hingewiesen, daß Ökobilanzen immer nur ein Hilfs- 
mittel zur Entscheidung sind, Entscheidungen aber 
nicht ersetzen können. 

Das Bundesumweltministerium strebt an, im Rahmen 
der nationalen und internationalen Normung Festle- 
gungen zur Lösung der methodischen Probleme zu er- 
arbeiten. Die internationale Normungsorganisation 
ISO hat beschlossen, ein Normungsgremium auf die- 
sem Gebiet einzurichten. Im DIN ist ein Arbeitsaus- 
schuß „Ökobilanzen für Produkte" gegründet wor- 
den, in dem Vertreter von Industrie, Umweltverbän- 
den und -Instituten, Umweltbehörden, Gewerkschaf- 
ten, Verbraucherverbänden und anderer Kreise Zu- 
sammenarbeiten. Damit wird in einem Bereich, in 
dem der Erfolg der erarbeiteten Methodik zu einem 
großen Teil von der Akzeptanz durch alle Beteiligten 
abhängen wird, in besonderer Weise auf das Koopera- 
tionsprinzip gesetzt. 

2.2.3.3 Umweltzeichen und umweltfreundliches 
öffentliches Beschaffungswesen 

Das Umweltzeichen, ein marktkonformes Instrument 
der Umweltpolitik, v^rde 1977 von den für den Um- 
weltschutz zuständigen Ministern des Bundes und 
der Länder geschaffen. Es ist ein Instrument, das nicht 
auf Gebote oder Verbote setzt, sondern auf Informa- 


tion und Motivation sowie auf das Umweltengage- 
ment von Produzenten, Handel und Verbrauchern 
gleichermaßen. Es fügt sich damit in den Leistungs- 
wettbewerb um die bestmöghchen umweltbezogenen 
Eigenschaften von Produkten ein, indem es erhebli- 
che Unterschiede in der Umweltqualität ausweist und 
die aus der Sicht des Umweltschutzes bessere, intelli- 
gentere Lösung kennzeichnet wie z. B. Verminderung 
von Lärm-, Luft- und Bodenbelastungen, Vermei- 
dung, Verminderung und Verwertung von Abfällen, 
Gewässerschutz, Vermeidung gefährlicher Inhalts- 
stoffe sowie Schonung von Ressourcen. Mit dem 
„Blauen Engel" werden somit auf freiwilliger Basis 
die positiven Umwelteigenschaften von Produkten 
gekennzeichnet und damit Innovationsimpulse ge- 
geben. 

Abbildung 30 



Umweltzeic"®^ 

Umweltzeichen „Blauer Engel“ 


Bei der Vergabe des Umweltzeichens werden Quali- 
tätsstandards zugrundegelegt, die deutlich oberhalb 
bestehender gesetzlicher Vorschriften liegen. Die 
Vergabebedingungen, die von einer unabhängigen 
Jury beschlossen werden, orientieren sich an dem 
Stand der Technik, der zum jeweiligen Vergabezeit- 
punkt erreichbar ist. Im Juli 1994 trugen 4 081 Einzel- 
produkte aus 77 verschiedenen Produktgruppen - 
von schadstoffarmen Lacken bis zu FCKW-freien und 
energiesparenden Kühl- und Gefriergeräten - den 
„Blauen Engel". Im Juni 1994 hat die Jury Umweltzei- 
chen ein Umweltzeichen für umweltgerecht konstru- 
ierte Arbeitsplatzcomputer und für lärmarme und 
schadstoffarme Omnibusse und andere Nutzfahrzeu- 
ge beschlossen. Die Vergabeanforderungen für Recy- 
clingpapiere, Hygienepapiere, Öl- und Gasheizungs- 
anlagen, Kommunalfahrzeuge und Produkte aus 
Kunststoffabfällen wnrden weiter verschärft. 

Von der Gesamtzahl der Umweltzeichenprodukte 
entfallen ca. 15 Prozent auf ausländische Hersteller. 

EG-Umweltzeichen 

Am 23. März 1992 vmrde vom Rat der Europäischen 
Gemeinschaften die „Verordnung des Rates über ein 


197 


Drucksache 1 2/8451 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


gemeinschaftliches System zur Vergabe eines Um- 
weltzeichens" beschlossen. Das EG-Umweltzeichen 
soll an Produkte verliehen werden, die während ihrer 
gesamten Lebensdauer einschließlich der Entwick- 
lung, der Herstellung, dem Vertrieb, der Verwendung 
und der Entsorgung („von der Wiege bis zur Bahre") 
geringere Umweltauswirkungen als vergleichbare 
herkömmliche Produkte aufweisen. Dabei geht die 
EG-Verordnung von einem Nebeneinander des Euro- 
päischen Umweltzeichens mit nationalen Umweltzei- 
chen aus. Die deutsche Jury Umweltzeichen sieht in 
der Einführung des EG-Umweltzeichens eine Mög- 
lichkeit, nunmehr auch in anderen EU-Mitgliedstaa- 
ten die Herstellung und den Kauf umweltfreundlicher 
Produkte zu fördern. Sie sieht in der Koexistenz des 
„Blauen Engels" und des EG-Umweltzeichens einen 
fruchtbaren Wettbewerb im Interesse möglichst hoher 
Umweltstandards für Produkte. 

Abbildung 31 



EG-Umweltzeichen 


Im Rahmen des EG-Umweltzeichens werden unter 
der Federführung einzelner Mitgliedstaaten gemein- 
sam mit Vertretern anderer Mitgliedstaaten und den 
Verbänden Vergabebedingungen für einzelne Pro- 
duktgruppen auf der Basis von Ökobilanzen erarbei- 
tet. Es handelt sich hierbei um folgende Produktgrup- 
pen und federführende Mitgliedstaaten: 

Dänemark 

Haushaltspapiere, Hygienepapiere, Kopierpapiere, 
Schreibpapiere, Textilien, Isolationsmaterialien 

Deutschland 

Waschmittel, Geschirrspülmittel, Reinigungsmittel 

Frankreich 

Lacke und Farben, Shampoos, Batterien 

Großbritannien 

Waschmaschinen, Spülmaschinen, Bodenverbesse- 
rer, Lampen, Haarspray 


Italien 

Verpackungsmaterialien, Baustoffe, Kühlschränke. 

Mit der Entscheidung der Europäischen Kommission 
vom Juni 1993 liegen nunmehr die Umweltkriterien 
zur Vergabe des EG-Umweltzeichens für Waschma- 
schinen und Geschirrspülmaschinen vor, auf deren 
Basis Hersteller das EG-Umweltzeichen beantragen 
können. 

Öffentliches Beschaffungswesen 

Erfolgreicher Umweltschutz ist darauf angewiesen, 
daß alle Akteure ihren Beitrag zur Verringerung der 
Umweltbelastungen leisten. Dabei kommt der öffent- 
lichen Hand eine besondere Verantwortung und Vor- 
reiterrolle zu. Die öffentliche Hand kann für den Ei- 
genbedarf besonders umweltfreundliche Leistungen 
nachfragen und gibt damit ein Vorbild, dem von um- 
weltbewußten Verbrauchern und Einkäufern in den 
Unternehmen gefolgt wird, ohne daß eine rechtliche 
Verpflichtung zur Einhaltung entsprechender Stan- 
dards bestehen muß. Durch die öffentliche Nachfrage 
wird zusätzlich die Position von Anbietern umwelt- 
freundlicher Produkte am Markt gestärkt. Im Falle 
neuer Produkte hilft dies schneller über die Marktein- 
führungsphase hinweg. Wichtig ist dabei auch die Be- 
seitigung von administrativen und rechtlichen 
Hemmnissen. So wurde durch eine Ergänzung der Er- 
läuterungen bei der Novellierung der „Verdin- 
gungsordnung für Leistungen - ausgenommen Bau- 
leistungen" (VOL/A) von 1984 klargestellt, daß in die 
Leistungsbeschreibung öffentlicher Aufträge auch 
Anforderungen an die Umweltverträglichkeit von 
Waren und Dienstleistungen aufgenommen werden 
können. 


2.2.3.4 Produktnormung und Umweltschutz 

Technische Verfahren und Produkteigenschaften 
werden in hohem Maße durch überbetriebliche tech- 
nische Normen bestimmt. Damit kommt diesen Nor- 
men auch für die Umweltverträglichkeit von Verfah- 
ren und von Produkten eine besondere Bedeutung zu. 
Eine lange Tradition hat die mediale Umweltnor- 
mung, die vor allem Meß- und Analysever fahren zur 
Beurteilung der Einwirkungen auf die Umweltme- 
dien Luft, Wasser, Boden u.a. aufstellt. Neben die 
mediale Umweltnormung tritt mit zunehmender Be- 
deutung die produktbezogene Umweltnormung, die 
darauf abzielt, durch Festlegungen in Normen die 
Umweltverträglichkeit von Produkten mit allen ihren 
Aspekten zu sichern. 

Bedeutung haben Normen besonders dann, wenn in 
Rechtsvorschriften explizit oder implizit auf sie ver- 
wiesen wird. Aber auch dort, wo Normen lediglich 
freiwillig angewendet werden, spielen sie in der Pra- 
xis eine große Rolle. Zunehmend wichtiger werden 
europäische und internationale Normen, die nach 
und nach das nationale Normenwerk ersetzen. 

Im DIN wurde auf Initiative des Bundesumweltmini- 
steriums eine Koordinierungsstelle Umweltschutz 
eingerichtet, deren Aufgabe es ist, nationale, europäi- 
sche und internationale Normen bzw. Normentwürfe 
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auf ihre Umweltrelevanz und Umweltverträglichkeit 
hin zu überprüfen. Bei dieser Aufgabe wird sie von 
dem 1990 eingerichteten Fachbeirat der Koordinie- 
rungsstelle Umweltschutz unterstützt, in den aUe 
interessierten Kreise (Umweltbehörden, Industrie, 
Umweltverbände, Umweltforschungsinstitute, Ver- 
braucherverbände, Gewerkschaften u.a.) einbezogen 
sind. Im Dezember 1991 wurde auf Antrag des Bim- 
desumweltministeriums der Umweltschutz als Ziel 
der Normung in die Satzung des DIN aufgenommen. 

Zur weiteren Stärkung von Umweltbelangen in der 
nationalen, europäischen und internationalen techni- 
schen Normung hat der Bundesumweltminister im 
Oktober 1992 mit dem Präsidenten des DIN eine 
„Vereinbarung über die Berücksichtigung von Um- 
weltbelangen in der Normung" unterzeichnet. 

Die wichtigsten Punkte der Vereinbarung sind: 

1. Die Aufgaben der Koordinierungsstelle Umwelt- 
schutz im DIN, ihres Fachbeirats und ihrer Ge- 
schäftsstelle werden vertraglich festgeschrieben. 

2. Im DIN wird ein neuer Normenausschuß „Grund- 
lagen des Umweltschutzes" (NAGUS) eingerich- 
tet. Er soU auch auf Gebieten wie Umweltmanage- 
ment und Ökobilanzen sowie grundsätzlichen ter- 
minologischen Fragen arbeiten. 

3. Das DIN verpflichtet sich, darauf hinzuwirken, daß 
das u.a. in Rechtsvorschriften, DIN-Normen oder 
Selbstverpflichtungen der Industrie niedergelegte 
deutsche Umweltschutzniveau in der europäi- 
schen Normung nicht unterschritten wird. 

2.2.3.5 Umweltschutz und Werbung 

Die sachliche Werbung mit Umweltvorteilen von Pro- 
dukten stellt ein wichtiges Element einer ökologisch 
orientierten Marktwirtschaft dar. Auf der anderen Sei- 
te sind zur Verminderung unsachlicher und irrefüh- 
render Werbung, die für den Umweltschutz kontra- 
produktiv wirken würde, Grenzen für die Verwen- 
dung von Umweltargumenten in der Werbung not- 
wendig. Vom Bundesgerichtshof wurden in den letz- 
ten Jahren solche Grenzen aus den Vorschriften des 
Gesetzes gegen unlauteren Wettbewerb abgeleitet. 
Die Kriterien, die die Rechtsprechung bei der Abgren- 
zung zwischen zulässiger und verbotener Umwelt- 
werbung zugrundelegt, tragen im allgemeinen die- 
sen Belangen Rechnung. 

Als Konsequenz aus der Rechtsprechxmg zur Frage 
der Werbung von Einzelhandelsuntemehmen mit der 
Fahrtkostenerstattung bei der Anfahrt mit öffentli- 
chen Verkehrsmitteln hat die Bundesregierung eine 
entsprechende Änderung der Zugabeverordnung so- 
wie des Rabattgesetzes in die Wege geleitet. 

2.2.3.6 EG-Produktrecht 

Bei allen Maßnahmen des produktbezogenen Um- 
weltschutzes ist die Eingebundenheit Deutschlands 
in die Europäische Union zu berücksichtigen. Die 
meisten Produkte werden grenzüberschreitend ge- 
handelt, so daß ein Verbot oder eine sonstige regulie- 
rende Maßnahme eine Beschränkung des freien 
Warenverkehrs innerhalb der EU darstellen kann. 


Maßnahmen des produktbezogenen Umweltschutzes 
bedürfen daher vielfach einer besonderen EG -rechtli- 
chen Rechtfertigung; oft wird auch im Interesse des 
Umweltschutzes der Erlaß einer EU- weit harmonisier- 
ten Regelung auf anstelle einer nationalen Regelung 
zweckmäßig sein. 

Im Rahmen der Vollendung des Europäischen Bin- 
nenmarktes werden die technischen Anforderungen, 
die an Produkte zu stellen sind, harmonisiert. Bis zum 
1. Januar 1993 wurden die grundlegenden rechtli- 
chen Vorgaben geschaffen; ihre Ausfüllung und Um- 
setzung wird jedoch einige Zeit in Anspruch nehmen. 
Betroffen sind Anforderungen des Verbraucherschut- 
zes, des Arbeits- und Gesundheitsschutzes, aber auch 
Anforderungen an die Umweltverträglichkeit von 
Produkten. 

Allen EG -Produktrichtlinien ist gemeinsam, daß sie - 
gemäß der Neuen Konzeption der Europäischen 
Union auf dem Gebiet der technischen Harmonisie- 
rung und der Normung - einen engen Bezug zu euro- 
päischen technischen Normen haben. Die Richtlinien 
verweisen auf harmonisierte europäische Normen. 
Produkte, die den Normen entsprechen, sind bis zum 
Beweis des Gegenteils von den Mitgliedstaaten als 
richtlinienkonform anzuerkennen. 

Besondere Bedeutung für den Umweltschutz hat die 
EG-BauproduktenrichÜinie (89/106/EWG). Die Richt- 
linie - und entsprechend auch das deutsche Baupro- 
duktengesetz vom 10. August 1992, mit dem die 
Richtlinie umgesetzt wurde - enthält ausdrücklich 
auch Anforderungen des Umweltschutzes hinsicht- 
lich Emissionen in Wasser, Luft und Boden, Energie- 
einsparimg, Wärmeschutz und Schallschutz. 

Beim Erlaß nationaler Produktregelimgen ist stets die 
EG-Notifizierungs-Richtlinie (83/189/EWG) zu be- 
rücksichtigen, nach der geplante Gesetzgebungsvor- 
haben der EG gemeldet werden müssen und bei Ein- 
sprüchen anderer Mitgliedstaaten oder der Kommis- 
sion das Inkrafttreten der Vorschriften für bestimmte 
Fristen blockiert werden kann. Bei der Änderung der 
Notifizierungsrichtlinie im Sommer 1993 konnte die 
Bundesregierung erfolgreich durchsetzen, daß dieses 
für die Verwirklichung eines Binnenmarktes wichtige 
Instrument nicht über das notwendige Maß hinaus zu 
Lasten nationaler umweltpolitischer Notwendigkei- 
ten und Initiativen ausgeweitet wurde. 

2.2.3.7 Umwelt und internationaler Handel 

Maßnahmen des produktbezogenen Umweltschutzes 
haben nicht nur Auswirkungen auf den freien Waren- 
verkehr in der Europäischen Union, sondern darüber 
hinaus auch auf die weltweiten Handelsströme. Um- 
gekehrt können internationale Handelsabkommen 
und nationale Maßnahmen der Handelspolitik erheb- 
liche Umweltrelevanz haben. 

Dieser Zusammenhang wurde auch von der Konfe- 
renz der Vereinten Nationen für Umwelt und Ent- 
wicklung (UNCED) 1992 in Rio besonders herausge- 
stellt. So werden in Kapitel 2 der Agenda 21 die Staa- 
ten aufgefordert, Handels- und Umweltpolitik so zu 
gestalten, daß sie einander gegenseitig unterstützen. 
Schon vor Abschluß der Rio-Konferenz haben OECD 
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und GATT die Aufarbeitung des Themas „Umwelt 
und internationaler Handel" in Angriff genommen. So 
hat eine GATT-Arbeitsgruppe sich zum Ziel gesetzt, 
abzuklären, ob und gegebenenfalls welche Klarstel- 
lungen oder Änderungen am GATT notwendig sind, 
um den Forderungen der UNCED unter handeis- und 
umweltpohtischen Aspekten nachzukommen. Nach 
Abschluß der Uruguay-Runde werden die entspre- 
chenden Arbeiten nunmehr an Intensität zunehmen. 

Nach dem erfolgreichen Abschluß der Uruguay-Run- 
de ist vorgesehen, diesem Thema in Zukunft wesent- 
lich mehr Bedeutung beizumessen. So wird in der Prä- 
ambel zu der grundlegenden Welthandels-Organisa- 
tion (WTO) die Zielsetzung, die Umwelt zu schützen 
und zu erhalten, ausdrücklich festgeschrieben. Die 
Arbeiten der bisherigen GATT-Arbeitsgruppe sollen 
in einem im Rahmen der WTO einzurichtenden Komi- 
tee „Handel und Umwelt" umfassend untersucht wer- 
den mit dem Ziel, die Politiken im Bereich Handel und 
Umwelt zu koordinieren und die Regeln des GATT - 
soweit notwendig - anzupassen oder zu ergänzen. 

Die im letzten Jahr in der OECD erarbeiteten und ver- 
abschiedeten verfahrensbezogenen Leitlinien stellen 
hierfür eine wertvolle Grundlage dar. Mittels gegen- 
seitiger Konsultationen und Transparenz, internatio- 
naler Kooperation, Streitbeilegung und Prüfung der 
Auswirkungen des einen Bereiches auf den anderen 
sollen sie dazu beitragen, die Belange beider Pohtik- 
bereiche adäquat zu berücksichtigen. Als nächster 
Schritt ist die Erarbeitung entsprechener substantiel- 
ler Leithnien geplant, die dann in der WTO in die wei- 
tergehende Analyse mit dem Ziel der Formulierung 
von über die OECD hinausgehenden multüateralen 
Regeln einfließen können. 


2.2.4 Umweltbildung, Umwelterziehung 

Entscheidende Instrumente zur Verwirklichung einer 
vorsorgenden Umweltpolitik sind Umweltbüdung 
und Umwelterziehung. Es kommt darauf an, das Be- 
wußtsein und das Gefühl der Verantwortung für die 
Umwelt bei den Menschen, besonders bei den jungen 
Menschen, zu wecken und durch Sachinformation zu 
festigen. 

Das Thema „Umweltbildung und Umweltwissen- 
schaften" spielt gerade auch im Rahmen der interna- 
tionalen Zusammenarbeit eine wichtige Rolle. Die er- 
ste Weltkonferenz der UNESCO und des Umweltpro- 
gramms der Vereinten Nationen (UNEP) zur Umwelt- 
erziehung fand im Oktober 1977 in Tiflis (damals 
UdSSR) statt. Die „Empfehlungen von Tiflis" waren 
über zehn Jahre eine wichtige Grundlage für natio- 
nale und internationale Bemühungen, die Gefähr- 
dung der Umwelt in allen Bereichen des Bildungswe- 
sens zu thematisieren. Im Jahre 1987 wurde wieder- 
um gemeinsam von UNESCO und UNEP zur zweiten 
Weltkonferenz nach Moskau eingeladen. Ergebnis 
dieser Konferenz war der „Internationale Aktionsplan 
für Umwelterziehung in den neunziger Jahren". In 
diesem umfangreichen Aktionsplan sind Konzepte 
und Anregungen zur Verbesserung von Umwelterzie- 
hung und Umweltbildung in Schulen und Hochschu- 
len, in der beruflichen und außerschulischen Bildung 


sowie bei der Gestaltung von Informationsmateriahen 
niedergelegt. 

EbenfaUs 1987 wurde die Enquete-Kommission „Zu- 
künftige Bildungspohtik - Bildung 2000" auf Beschluß 
des Deutschen Bundestages eingesetzt. Aus dem zwi- 
schenzeithch vorhegenden Schlußbericht wurden we- 
sentliche Forderungen für die UNCED-Konferenz im 
Bereich der Bildungspohtik übernommen (siehe be- 
sonders Agenda 21, Kapitel 36). So wird in diesem Be- 
richt mit Nachdruck darauf hingewiesen, daß ange- 
sichts der Dringhchkeit, unsere Lebens-, Arbeits- und 
Wirtschaftsweisen umweltgerecht auszugestalten, 
dem Bildungswesen in aUen seinen Sparten eine her- 
ausragende Bedeutung zukommt. Umweltbildung 
hat die Aufgabe, bei den Menschen die Vorausset- 
zungen für ökologisch bewußtes Leben und Arbeiten 
zu schaffen. Dies gilt sowohl für die technisch-fachh- 
chen Belange im beruflichen Alltag als auch für die 
Schärfung des Umweltbewußtseins im Sinne einer 
geistigen Verarbeitungsfähigkeit, einer ethischen 
Haltung und einer Schulung der Wahrnehmungsfä- 
higkeit. Die zentrale Forderung aus dem Schlußbe- 
richt lautet: Berufhche Qualifizierungen müssen an- 
gesichts steigender Umweltbelastungen und -gefähr- 
dungen die Bereitschaft zu umweltgerechtem berufli- 
chen Handeln in den verschiedenen Berufsbereichen 
wecken imd die dafür erforderhche Befähigung inte- 
griert vermitteln. Dieser integrative Umweltbildungs- 
ansatz durchzieht als roter Faden sämtliche Forderun- 
gen der Agenda 21 für den Bildungsbereich. 

Weitreichende Empfehlungen zur wirksamen und 
schnellen Erschließung jeweils neuester Ergebnisse 
der Umweltforschung für die Bildungspraxis und so- 
mit wichtige Anregungen für den Integrationsprozeß 
des Umweltschutzes in alle Bildungsbereiche enthält 
der vom Bundesbildungsministerium herausgegebe- 
ne Bericht „Schutz der Erdatmosphäre - eine Heraus- 
forderung an die Bildung". 

Die Bundesregienmg hat in den letzten Jahren vielfäl- 
tige Maßnahmen zur weiteren Verbesserung von Um- 
weltbildung und Umwelterziehung durchgeführt. Vor 
allem mit dem im Jahre 1987 vom Bundesministerium 
für Bildung und Wissenschaft initüerten Arbeitspro- 
gramm „Zukunftsaufgabe Umweltbildung" wurden 
zahlreiche wichtige Projekte zur Förderung der Um- 
welterziehung in allen Bildungsbereichen ins Leben 
gerufen. Hervorzuheben sind hierbei vor allem der 
dem Bundesinstitut für Berufsbildung übertragene 
Arbeitsschwerpunkt „Umweltschutz in der berufli- 
chen Bildung" sowie die zahlreichen Modellversuche 
zur verstärkten Integration der Umwelterziehung in 
die allgemeinbildenden Schulen. 

Weitere wichtige Aktivitäten der Bundesregierung im 
Bereich Umwelterziehung und Umweltbildung sind: 
Entwicklung von Unterrichtsmaterialien, Curricula 
und Handreichungen zu unterschiedhchen Umwelt- 
themen und für unterschiedliche Adressatengruppen; 
Konzeptionen für neu zu erschließende Aktivitätsbe- 
reiche sowie Bestandsaufnahmen im Hinbhck auf die 
Fülle umweltpädagogischer Maßnahmen der Aus-, 
Fort- und Weiterbildung einschließlich des Hoch- 
schulstudiums, die finanzielle Förderung umwelt- 
pädagogischer Projekte mit Modellcharakter sowie 
Veranstaltungen zur umweltbezogenen beruflichen 
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Fort- und Weiterbildung. Zu letzten gehört auch 
der Postgraduierten- Weiterbildungskurs „UNEP/ 
UNESCO International Postgraduate Course in Envi- 
ronmental Management for Developing Countries“, 
der an der Technischen Universität Dresden durchge- 
führt wird. 

Auch durch das Gesetz zur Förderung eines Freiwilli- 
gen Ökologischen Jahres, das am 1. September 1993 
in Kraft getreten ist, wird die Umweltbildung und -er- 
ziehung gefördert. Mit dem Freiwilligen Ökologi- 
schen Jahr als Bildungsangebot, das der Persönhch- 
keitsentwicklung dient und durch Handeln und Ler- 
nen vertieftes Umweltbewußtsein vermittelt, erhalten 
junge Menschen die Möghchkeit, ihr Engagement für 
den Schutz von Natur und Umwelt außerhalb eines 
Ausbildungs- oder Beschäftigungsverhältnisses in 
entsprechendes Handeln umzusetzen. 

Das Bundesministerium für Frauen und Jugend för- 
dert über den Kinder- und Jugendplan des Bundes 
eine Reihe von Jugendverbänden, die Umwelterzie- 
hung zu einem Schwerpunkt ihrer Arbeit gemacht 
haben. 

Trotz aller Bemühungen auf nationaler wie auch auf 
internationaler Ebene muß aber festgehalten werden, 
daß die Umweltbüdung weiter erheblich verbessert 
werden muß, denn die täghche Praxis ist trotz des gro- 
ßen Engagements vieler engagierter Lehrer, Erzieher 
oder Ausbüder noch immer unzureichend. Umwelt- 
bildung ist mehr als die Schaffung von Umweltbe- 
wußtsein. Umweltbildung ist eine Anleitung zu kon- 
kretem umweltgerechten Handeln, basierend auf ei- 
ner gründlichen Kenntnis der Ursachen und Zusam- 
menhänge, aber auch basierend auf einem Wertesy- 
stem. Umweltbildung muß vor allem auch vermitteln, 
daß die Natur nicht nur Nutzgut für den Menschen 
sein kann, sondern daß Natur und Umwelt einen Wert 
an sich haben. Über den Bereich der Umweltbildung 
und Umwelterziehung hinaus ist die Bundesregie- 
rung bestrebt, auch breite Bevölkerungskreise durch 
Informationsmaßnahmen vielfältiger Art zu Umwelt- 
bewußtsein und konkretem Handeln anzuregen. Im 
Vordergrund steht das Bemühen, unterschiedhche 
Gruppen, wie Verbraucher, Autofahrer, Hausfrauen, 
Hobbygärtner, Urlauber, Berufstätige, möglichst ziel- 
gerecht anzusprechen. 

Das Interesse der Bürger an Umweltthemen ist in der 
Vergangenheit ständig gewachsen. So verzeichnete 
das Bundesumweltministerium einschheßhch seiner 
nachgeordneten Behörden in dieser Legislaturperi- 
ode über 2 Millionen Anfragen von Bürgerinnen und 
Bürgern. Ca. 19 Mühonen Veröffentlichungen wur- 
den in dieser Zeit versandt. Es mehren sich inzwi- 
schen Anfragen der Bürger, die Bundesregierung mö- 
ge verstärkt in den Medien (insbesondere Presse und 
Fernsehen) Umweltaufklärung betreiben. 

2.2.5 Umweltinformation, 

Umweltberichterstattung 

2.2.5.1 Allgemeines 

Für die umweltpohtische Ziel- und Prioritätensetzung 
und die Erfolgskontrolle umweltpolitischer Maßnah- 


men werden aktuelle Informationen über den Zu- 
stand der Umwelt, seine Entwicklung, getroffene 
Maßnahmen und die damit verbundenen ökonomi- 
schen Kosten und Nutzen benötigt. 

Eine möglichst umfassende, aktuelle Datenbasis ist 
auch als Entscheidungsgrundlage für die Wirtschaft 
unabdingbar. 

Die zunehmende Einbindung von Wirtschaft und 
Gesellschaft in die Verantwortung für die Umwelt er- 
fordert zudem, daß die Öffenthchkeit mit ausreichen- 
den Informationen versorgt wird, die ihr die Urteüs- 
bUdung ermöghcht. 

Die Bundesregierung trägt dem Informationsbedarf 
auf nationaler und internationaler Ebene durch viel- 
fältige Maßnahmen und Aktivitäten Rechnung. Sie 
sieht sich dabei auch durch die von der Konferenz der 
Vereinten Nationen für Umwelt und Entwicklung ge- 
troffenen Festlegungen bestätigt (siehe Agenda 21, 
Kapitel 40). 


2.2.5.2 Gesetz zur Umsetzung der EG-Richtlinie 
über den freien Zugang zu Informationen 
über die Umwelt 

Mit dem Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie des Ra- 
tes vom 7. Juni 1990 über den freien Zugang zu Infor- 
mationen über die Umwelt (Umweltinformationsge- 
setz) vom 8. Juli 1994 wird im deutschen Recht erst- 
mals ein voraussetzungsloses und verfahrensunab- 
hängiges Zugangsrecht zu Informationen über die 
Umwelt begründet. Zugänglich sind Umweltinforma- 
tionen, die bei Umweltbehörden und bei Personen 
des Privatrechts, die unter Aufsicht von Umweltbe- 
hörden umweltbezogene öffentlich-rechtliche Aufga- 
ben wahmehmen, aufgrund der Ausführung dieser 
Aufgaben vorhanden sind. 

Das Umweltinformationsgesetz, das am 16. Juli 1994 
in Kraft getreten ist, beruht auf folgender Konzeption: 

- Jede natürliche und juristische Person des Privat- 
rechts erhält einen Anspruch auf Zugang zu Infor- 
mationen über die Umwelt. Informationsansprüche 
sind nicht von einem darzulegenden Interesse ab- 
hängig. 

- Informationsansprüche, die andere Gesetze vorse- 
hen, werden durch das Umweltinformationsgesetz 
nicht verdrängt. Bereits bestehende Ansprüche 
können also neben denen, die das Umweltinforma- 
tionsgesetz begründet, geltend gemacht werden. 
Darüber hinaus steht es Bund und Ländern frei, 
durch den Erlaß weiterer Vorschriften den Informa- 
tionszugang näher auszugestalten. Das Umweltin- 
formationsgesetz garantiert damit einen „Min- 
deststandard". 

- Der Anspruch auf Zugang zu Informationen über 
die Umwelt wird - wie von der EG-Richtlinie vor- 
gesehen - im Fall des Vorliegens bestimmter öffent- 
licher und privater Belange ausgeschlossen bzw. 
beschränkt. 

Die positiven Impulse, die von einer informierten Be- 
völkerung für den Umweltschutz zu erwarten sind, 
werden dazu beitragen, Umweltbelastimgen weiter 
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abzubauen und dem Handeln der Verwaltung mehr 
Transparenz zu verleihen. 

2.2.5.3 Umweltberichterstattung 

Eine wichtige Informationsquelle für die Öffentlich- 
keit sind die Berichte der Bundesregierung über den 
Zustand der Umwelt und die von ihr durchgeführten 
und vorgesehenen umweltpohtischen Programme 
und Maßnahmen. Neben den zahlreichen regelmäßig 
oder unregelmäßig erscheinenden Darstellungen zu 
einzelnen Umweltbereichen und -themen dienen um- 
fassende Umweltberichte dazu, das Verständnis für 
die Komplexität der Umweltthematik und für die Ver- 
knüpfung von Umweltfragen mit anderen Hand- 
lungs- und Pohtikbereichen zu fördern. 

Der Zustand der Umwelt in Deutschland wird seit 
1984 alle zwei Jahre in den vom Umwelt bundesamt 
herausgegebenen „Daten zur Umwelt" dargestellt. 
Dabei werden - neben allgemeinen Daten zur ökono- 
mischen und demographischen Entwicklung - für alle 
Umweltbereiche Emissionen, Immissionen, getrof- 
fene Maßnahmen und deren ökologische und ökono- 
mische Auswirkungen in Form von Graphiken und 
Statistiken dargestellt und erläutert. Die „Daten zur 
Umwelt 1992/93" büden die umfassende Zusammen- 
stellung der aktuellen Datenlage, die diesem Bericht 
„Umwelt 1994" zugrundehegt. 

1990 hat das Bundesumweltministerium eine mnfas- 
sende Berichterstattung zur Umweltpohtik auf Bun- 
desebene auf genommen; der Umweltbericht 1990 
wird mit dem vorhegenden Bericht erstmals fortge- 
schrieben. 

Die Bundesregierung hält die Umweltberichterstat- 
tung gerade auch im Interesse des internationalen Er- 
fahrungsaustauschs und der effektiven internationa- 
len Zusammenarbeit für unabdingbar. Sie hat in Vor- 
bereitung der Konferenz der Vereinten Nationen für 
Umwelt und Entwicklung 1992 einen umfassenden 
Nationalbericht vorgelegt. An dessen Erarbeitung 
war das vom Bundeskanzler berufene „Nationale Ko- 
mitee zur Vorbereitung der UN-Konferenz über Um- 
welt und Entwicklung" beteiligt, dem 36 Persönhch- 
keiten aus den Bereichen Umwelt und Entwicklung, 
Wissenschaft und Forschung, Industrie und Handel, 
Gewerkschaften, Kirchen, Landwirtschaft, Frauen, 
Jugend sowie aus Bund, Ländern und Kommunen an- 
gehörten. 

Die Bundesregienmg leistet unter anderem regelmä- 
ßig Beiträge zu den Berichten der OECD zur Lage der 
Umwelt und zu den Umweltdatenkompendien. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat sich darüber 
hinaus 1992 als erstes Pilotland - neben Island - ei- 
nem Prüfverfahren durch die OECD zur Verfügung 
gesteht. Im Rahmen dieses „Environmental Perfor- 
mance Review" wurde zum ersten Mal eine umfas- 
sende und sachkundige Bewertung der Umweltpoh- 
tik Deutschlands durch internationale Experten vor- 
genommen. Der 1993 von der OECD veröffenthchte 
Bericht beruht auf einem mehrmonatigen Prüfprozeß 
von Vertretern der Prüferländer USA, Schweden und 
Itahen sowie des OECD -Sekretariats. In einem ab- 
schheßenden „Examen" sind die Schlußfolgerungen 


des Berichts von den Experten aher OECD-Mitghed- 
staaten verabschiedet worden. 

Auf der Ebene der EU erfolgt die Zusammenarbeit mit 
der Europäischen Umweltagentur an den Berichten 
zur Lage der Umwelt in der Europäischen Union und 
zur Lage der Umwelt in Gesamteuropa (Environment 
for Europe). 

Bundesumweltministeriiun und Umweltbundesamt 
arbeiten zudem national und international (im Rah- 
men der OECD) an einem System von Umweltindika- 
toren, mit dem eine komprimierte Darstehung und 
Bewertung der Umweltsituation und der Umwelt- 
schutzmaßnahmen ermöghcht werden soh. 

2.2.5.4 Novellierung des Umweltstatistik- 
gesetzes 

Große Bedeutung für die Bereitstehung von Umwelt- 
daten haben die im Rahmen der Amthchen Statistik 
über die Statistischen Landesämter und das Stati- 
stische Bundesamt laufend vorgenommenen Erhe- 
bungen. 

Die auf der geltenden Rechtsgrundlage aus dem Jahr 
1974 erhobenen Daten sind nicht mehr ausreichend 
und geeignet, die notwendigen Informations grundla- 
gen für eine moderne Umweltpohtik zur Verfügung 
zu stehen. Ein besserer und aktueherer Datenbestand 
ist auch erforderhch, um die Beiträge zu internationa- 
len Informationssystemen und Statistiken zu erbrin- 
gen sowie internationale Berichtspfhchten zu er- 
fühen. 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates 
im Juni 1994 ein neues Umweltstatistikgesetz verab- 
schiedet. Die Neufassung trägt dem gestiegenen und 
geänderten Datenbedarf und den vorgenommenen 
Änderungen und Ergänzungen des Umweltrechts 
Rechnung. Das gilt vor ahem für die Bereiche Abfah- 
wirtschaft, Luftreinhaltung und Umweltökonomie. 

Die Neufassung des Umweltstatistikgesetzes wird 
besser als bisher einem sektorübergreifenden ökolo- 
gischen Ansatz der Umweltpohtik gerecht und er- 
möghcht es, Bezüge zwischen der Umweltpohtik und 
korrespondierenden Bereichen, wie etwa Wirtschafts-, 
Energie-, Verkehrs- oder Landwirts chaftspohtik, auf- 
zuzeigen. Das neue Umweltstatistikgesetz schafft 
wesenthche Voraussetzungen dafür, daß durch 
Verknüpfung von Umweltdaten mit ökonomischen 
Daten Aussagen über Zusammenhänge zwischen 
wirtschafthchen Aktivitäten und der Umweltsituation 
getroffen werden können und damit die notwendige 
Ergänzung der Volks wirtschafthchen Gesamtrech- 
nung ermöghcht wird (siehe dazu auch Abschnitt 
B.2.2.2.3). Bei der Neugestaltung und Verbesserung 
der Umweltstatistiken sohen soweit wie möghch Da- 
ten genutzt werden, die bereits den Verwaltungen 
vorhegen. Damit bleibt der Aufwand für die Aus- 
kunftspfhchtigen vertretbar. 

Parahel zur Verbesserung der Amthchen Statistik 
werden zunehmend weitere Datenquehen erschlos- 
sen und genutzt, vor allem durch die verbesserte Zu- 
sammenarbeit mit den Bundesländern. Die 42. Um- 
weltministerkonferenz am 18./19. Mai 1994 hat be- 
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schlossen, eine Bund/Länder- Verwaltungsvereinba- 
rung über den Datenaustausch im Umweltbereich 
abzuschheßen. Danach werden im Rahmen der Um- 
weltministerkonferenz für bestimmte Umweltdaten- 
komplexe detaillierte Kataloge vorhandener Daten- 
bestände erarbeitet, die für einen regelmäßigen 
Datenaustausch in Betracht kommen, einschließhch 
der dafür vorzusehenden Übermittlungsbedingun- 
gen. Bei der Definition der konkret auszutauschen- 
den Daten stehen die Umweltdatenkomplexe im 
Vordergrund, die zur Erfüllung supra- und inter- 
nationaler Berichtspflichten Deutschlands erforder- 
hch sind. 

2.2.5.5 Ausbau und Nutzung von 
Fachinformationssystemen 

Für die Bereitstellung von Informationen über die 
Umwelt sind rechnergestützte Anwendungen ein 
nützhches, oftmals sogar unverzichtbares Hilfsmittel. 
Zu den im Geschäftsbereich des Bundesumweltmini- 
steriums entwickelten Informationssystemen gehö- 
ren das Informations- und Dokumentationssystem 
UMPLIS des Umweltbimdesamtes, das Landschafts- 
Informationssystem LANIS des Bundesamtes für Na- 
turschutz und das Integrierte Meß- und Informations- 
system zur Überwachung der Umweltradioaktivität 
IMIS des Bundesamtes für Strahlenschutz sowie die 
vom Umweltbundesamt betriebene Datenbank zu 
Umweltschäden an Denkmälern MONUFAKT. 

Im Rahmen des Projektes Umweltprobenbank (siehe 
hierzu auch Abschnitt B. 2. 1.5. 7) werden Proben aus 
unterschiedlichen Bereichen der Umwelt hinsichthch 
ihres Schadstoffgehaltes analysiert und archiviert. 

Zur Optimierung der bestehenden Systeme werden 
derzeit Regelungen über die Zusammenarbeit mit an- 
deren Bundesressorts, den Bundesländern, der EU 
und Drittländern vorbereitet. Angestrebt werden be- 
sonders die 

- Schaffung verbindlicher Grundlagen für den Da- 
tenaustausch 

- Schaffung von Übersichten über Datenbestände 
und Verarbeitungsmethoden (Aufbau von Meta-In- 
formationssystemen) 

- Schaffung von Zugriff smöghchkeiten auf andere 
Systeme 

- Harmonisierung von Meß- und Verarbeitungsme- 
thoden. 

Weitreichende Kooperationen gibt es inzwischen zur 
Literatur- und Forschungsdokumentation, zu Güteda- 
ten der Fheßgewässer, zu Luftemissionsdaten und 
beim Smog-Frühwamsystem. Aktueller Schwerpunkt 
der Kooperationsbemühungen ist der Bereich um- 
weltgefährdender Stoffe/Güter. In Zukunft wird der 
Bereich Geoinformationssysteme/Femerkundung ver- 
stärkt hinzukommen. 

2.2.5.6 Europäische Umweltagentur 

Die Verordnung des Rates vom 7. Mai 1990 zur Errich- 
timg einer Europäischen Umweltägentur und eines 
Europäischen Umweltinformations- imd Umweltbe- 
obachtungsnetzes ist mit der Entscheidung des Euro- 


päischen Rates vom 29. Oktober 1993 über den Stand- 
ort der Agentur in Kopenhagen am 30. Oktober 1993 
in Kraft getreten. Auf der konstituierenden Sitzung 
des Verwaltungsrates wurde der Staatssekretär im 
Bundesumweltministerium, Clemens Stroetmann, 
zum Vorsitzenden des Verwaltungsrates gewählt. Der 
Spanier Domingo Jimenez Beltran wurde zum Exeku- 
tivdirektor berufen und hat im Juni 1994 seine Arbeit 
in Kopenhagen aufgenommen. 

Die Umweltagentur hefert Informationen, die unnüt- 
telbar zur Durchführung der Umweltpolitik der Ge- 
meinschaft und der Mitghedstaaten verwendet wer- 
den können. Auf der Grundlage von Vorarbeiten der 
„Task Force Umweltagentur" der Europäischen Kom- 
mission wurden vom Verwaltungsrat der Agentur für 
das erste Mehrjahresarbeitsprogramm fünf Hauptbe- 
reiche festgelegt: Luft, Wasser, Boden, Naturschutz, 
Abfall. Weiterhin sollen Fragen der Integration des 
Umweltschutzes in andere Bereiche bearbeitet wer- 
den. 

Das Informationsnetz setzt sich zusammen aus den so- 
genannten wichtigsten Bestandteüen der nationalen 
Netze, die die Informationsbeiträge an die Agentur 
leisten (in Deutschland u. a. Umweltbundesamt, Bun- 
desamt für Naturschutz, Statistisches Bundesamt), 
den innerstaathchen Anlauf st eilen, die die Koordinie- 
rung und Weiterleitung der Informationen an die 
Agentur übernehmen (in Deutschland Umweltbun- 
desamt) und themenspezifischen Ansprechstellen, 
die mit der Agentur hinsichtlich bestimmter Themen 
von besonderem Interesse zeithch befristet auf der Ba- 
sis eines Vertrages Zusammenarbeiten (liegen zur Zeit 
noch nicht fest). 

Die der Agentur übermittelten Daten können veröf- 
fentlicht werden, soweit sie insbesondere in bezug 
auf ihre Vertraulichkeit mit den Regeln der Kommis- 
sion und der Mitghedstaaten für die Verbreitung von 
Informationen in Einklang stehen. Die Agentur veröf- 
fenthcht aUe drei Jahre einen Bericht über den Zu- 
stand der Umwelt. 

Die Umweltagentur steht Nichtmitgliedem der Euro- 
päischen Union offen. Die Staaten des Europäischen 
Wirtschaftsraumes, die gemäß EWR- Vertrag zur Zeit 
Beobachterstatus bei der Agentur haben, werden ab 
Juh 1994 VoUmitgheder sein. Andere europäische 
Staaten haben ebenfalls bereits Interesse bekundet, 
gemäß Artikel 19 der Agentur- Verordnung mitzuar- 
beiten. 

2.2.6 Wissenschaft und Forschung 
für die Umweit 

2.2.6.1 Aiigemeines 

Deutschland verfügt über eine breite, vielfältige und 
dynamische Forschungslandschaft. Der Stand der 
Forschung und der technologischen Leistungsfähig- 
keit ist eine wesenthche Gnmdlage der Zukunft unse- 
res Landes. 

Die Bundesregierung mißt der Umweltforschung und 
der Umwelttechnikentwicklung eine zentrale Bedeu- 
tung bei. Die Erarbeitung der notwendigen Wissens- 
grundlagen und Techniken ist wesenthche Grund- 
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läge der am Vorsorgeprinzip orientierten deutschen 
Umweltpolitik. 

Der Ausbau der Vorsorgeforschung, zu der auch die 
Umweltforschung zählt, ist auch weiterhin einer der 
forschungspohtischen Schwerpunkte der Bundesre- 
gierung (siehe Bundesbericht Forschung 1993, BT- 
Drs. 12/5550). 

Die Gesamtausgaben der Bundesregierung für die 
Umweltforschung haben sich in den letzten zehn Jah- 
ren von rd. 500 Millionen DM jährlich auf weit über 
1 Milliarde DM jährhch mehr als verdoppelt. Mit 

4.2 Prozent Anteil der Umweltforschung und entspre- 
chender technologischer Entwicklung an den Ge- 
samtaufwendungen für Forschung und Entwicklung 
lag Deutschland 1990 an der Spitze aller OECD-Staa- 
ten. Dies bestätigt auch die 1992 veröffenthchte Stu- 
die der OECD zur Reaktion der Forschungspolitik auf 
die Umweltproblematik im internationalen Vergleich. 

Ziel der Forschung und Entwicklung im Umweltbe- 
reich ist es, sowohl das Wissen um Zusammenhänge, 
und um Ursachen-Wirkungsbeziehungen von Natur- 
und Anthroposphäre zu erweitern als auch Vorschlä- 
ge und technische Wege zur Lösung von Umwelt- 
problemen zu erarbeiten. Hierbei sollen gewonnene 
Erkenntnisse und technologische Möghchkeiten im 
Sinne „integrierter" Lösungen zusammengeführt 
werden. Das wiederum setzt voraus, daß Wissen- 
schaft, Technik, Wirtschaft und Staat gemeinsam an 
Lösungen arbeiten. Dazu wird es auch notwendig 
sein, daß die bisher vomehmhch naturwissenschaft- 
hch-technisch orientierte Umweltforschung und -ent- 
wicklung stärker durch wirtschafts- und sozialwissen- 
schafthche Untersuchungen ergänzt wird. Der 
Mensch mit seinen Handlungsmöglichkeiten muß 
von vornherein auf allen Ebenen des gesellschaftli- 
chen Lebens, d. h. sowohl im privaten als auch im be- 
rufhchen (betriebhchen) Bereich in die Untersuchung 
der Wechselwirkungen von Natur und menschhcher 
Zivilisation einbezogen werden. 

Zur Erhaltung einer lebenswerten und gesunden Um- 
welt, der die Vorsorgeforschung dient, müssen Staat 
und Wirtschaft ihren Beitrag leisten. Der Beitrag der 
Unternehmen zur Forschung und Entwicklung im 
Umweltbereich besteht vor allem darin, neue Tech- 
nologien und Verfahren (Umweltschutztechnik, um- 
weltfreundhche Produktionsverfahren) zu entwik- 
keln, für die es einen Markt gibt. Eine staathche 
Förderung der gewerbhchen Wirtschaft kommt nur 
subsidiär in Betracht. Die staatliche Förderung von 
Umweltschutztechnologien ist vor allem angezeigt, 
wenn es um die Lösung von Umweltproblemen geht, 
die im besonderen öffenthchen Interesse liegen. 

2.2.6.2 Impulse der Konferenz der Vereinten 
Nationen für Umweit und Entwickiung 

Aus dem Leitbild der nachhaltigen, umweltgerechten 
Entwicklung, das die Konferenz der Vereinten Natio- 
nen für Umwelt und Entwicklung 1992 in Rio vorge- 
geben hat, lassen sich für die Forschung folgende 
übergeordnete Zielsetzungen ableiten: 

- Verbesserung des Basis- und Orientierungswissens 
über das System Erde 


- Verbesserung des Verständnisses der Folgen einer 
sich verändernden Umwelt zur Abschätzung von 
Risiken 

- Verbesserung des Handlungswissens für die Zu- 
kunftsgestaltung 

- Entwicklung und Einsatz umweltentlastender 
Technologien auf allen betroffenen Anwendungs- 
feldem. 

Wichtige Impulse für die Umweltpohtik und die Um- 
weltforschung „nach Rio" sind von dem im Mai 1992 
berufenen „Wissenschaftlichen Beirat Globale Um- 
weltveränderungen" (WBGU) der Bunde sregierrmg 
zu erwarten. Der Beirat hat im Juni 1993 sein erstes 
Jahresgutachten „Welt im Wandel: Grundstruktur 
globaler Mensch-Umwelt-Beziehungen" vorgelegt. 
Darin beschreibt der Beirat den Zustand der Erde als 
vernetztes System in seinen Wechselwirkungen zwi- 
schen den verschiedenen Teilbereichen von Natur 
und Gesellschaft. Als wesenthche Systemelemente 
werden die Veränderung der Natursphäre in den Be- 
reichen Atmosphäre, Klima, Wasser, Boden und Bio- 
sphäre sowie im geseUschafÜichen Bereich das Bevöl- 
kerungswachstum, die Wirtschaft einschheßhch Ver- 
kehr und das individuelle menschhche Verhalten dar- 
gestellt. Der WBGU gibt erste Empfehlungen für 
Handlungsstrategien und geht jeweils auch auf den 
Forschungsbedarf ein. Der Beirat betont, daß die glo- 
balen Umweltveränderungen die Forschung weltweit 
vor neuartige Aufgaben stellen, die nur durch inter- 
disziplinäre Kooperation (insbesondere zwischen Na- 
tur- und Geisteswissenschaften) und internationale 
Vernetzung der Forschung bewältigt werden können. 
In seinem am 29. Juni 1994 überreichten 2. Jahresgut- 
achten „Welt im Wandel: Die Gefährdung der Böden" 
widmet sich der WBGU dem Schwerpunktthema 
„Böden" und analysiert die zahlreichen Ursachen von 
Bodendegradationsprozessen und deren Zusammen- 
wirken. 

Der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen 

beim Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit (Umweltrat) leistet in seinem 
im Februar 1994 veröffenthchten Gesamtgutachten 
1994 wichtige Beiträge zur Operationalisierung des 
Leitbildes der nachhaltig-umweltgerechten Entwick- 
lung und leitet daraus Handlungsempfehlungen für 
die Umweltpohtik in Deutschland ab. 

2.2.6.3 Auswirkungen der Wiedervereinigung 

Mit der deutschen Einheit entstand die Notwendig- 
keit, Wissenschaft und Forschung, wie sie sich in der 
DDR entwickelt hatten, umzustrukturieren. Wie im 
Einigungsvertrag vorgesehen, geschah dies auf der 
Grundlage einer Begutachtung der in der ehemaligen 
DDR in drei Akademien zusammengefaßten For- 
schungseinrichtungen durch den Wissenschaftsrat. 
Die Neuordnung der universitären und außeruniver- 
sitären Forschungslandschaft durch Bund und Länder 
aufgrund der Empfehlungen des Wissenschaftsrates 
ist inzwischen im wesenthchen abgeschlossen. 

Im Bereich der Umweltforschung kam es zur Grün- 
dung des „Umweltforschungszentrums Leipzig-Hal- 
le" (UFZ) als Großforschungseinrichtung und sieben 
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weiterer Einrichtungen der Umweltforschung in den 
neuen Ländern, die von Bund und Ländern institutio- 
neil gefördert werden. Hinzu kommt eine Reihe von 
Forschungseinrichtungen der Länder. 

2.2.6.4 Evaluierung der Umweltforschung durch 
den Wissenschaftsrat 

Bund und Länder haben 1991 den Wissenschaftsrat 
um eine Bestandsaufnahme der deutschen Umwelt- 
forschung und um eine Stellungnahme zur künftigen 
Förderung und Organisation der Umweltforschung 
in den Hochschulen und außeruniversitären For- 
schungseinrichtungen gebeten. 

Am 20. Mai 1994 hat der Wissenschaftsrat seine 
„Stellungnahme zur Umweltforschung in Deutsch- 
land" vorgelegt, in der erstmals die Querschnittsbe- 
wertung eines gesamten Forschungsgebiets vorge- 
nommen wird. Darin wird festgesteUt, daß die Um- 
weltforschung dank intensiver öffentlicher Förderung 
im letzten Jahrzehnt beträchtlich ausgebaut wurde 
und in vielen Sektoren einen hohen wissenschaftli- 
chen Stand erreicht hat. Kritisiert wird insbesondere, 
daß die fächerübergreifende Zusammenarbeit noch 
zu wünschen übrig läßt. Viele der Empfehlungen des 
Wissenschaftsrates zielen daher auf eine stärkere 
Vernetzung und bessere Koordinierung der Umwelt- 
forschung ab. In einem „Regionalteü" werden in der 
Stellungnahme die Forschungsaktivitäten aller öf- 
fentlich finanzierten, auf dem Umweltsektor tätigen 
Forschungseinrichtungen dargesteUt und bewertet. 
Für diese Einrichtungen stellt die Untersuchung des 
Wissenschaftsrates eine wertvolle Orientierungshilfe 
dar. Darüber hinaus hat der Wissenschaftsrat damit 
eine wichtige Grundlage für pohtische Entscheidun- 
gen zur strukturellen Fortentwicklung der Umweltfor- 
schung in Bund und Ländern geschaffen. 

2.2.6.5 Umweltforschung der Bundesregierung 

Innerhalb der Bundesregierung sind für die Umwelt- 
forschung in erster Linie das Bundesforschungsmini- 
sterium und das Bundesumweltministerium zustän- 
dig. Neben dem Bundesumweltministerium wenden 
auch andere Bundesressorts, wie das Bundesland- 
wirtschaftsministerium und das Bundesministerium 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick- 
lung, und zunehmend stärker die Deutsche Bundes- 
stiftung Umwelt erhebliche Mittel für die Förderung 
der Forschung und der Technikentwicklung im Um- 
weltbereich auf. Das Bundesministerium für Bildung 
und Wissenschaft stellt gemeinsam mit den Ländern 
der Deutschen Forschungsgemeinschaft Mittel für die 
Umweltforschung im Rahmen der Forschungsförde- 
rung zur Verfügung. 

2.2.6.5.1 Umweltforschung des Bundesumwelt- 
ministeriums 

Die „Ressortforschung" dient dem Bundesumweltmi- 
nisterium dazu, Entscheidungsgrundlagen und Ent- 
scheidungshilfen zur sachgemäßen Erfüllung seiner 
Fachaufgaben zu erhalten; sie ist daher in hohem Ma- 
ße anwendungsorientiert. Der Forschungsbedarf des 
Bundesumweltministeriums wird jährhch in einem 


„Umweltforschungsplan" (UFOPLAN) erfaßt und ver- 
öffentlicht. 

Im Haushalt 1994 des Bundesumweltministeriums 
sind für Umwelt- und Naturschutzforschung 70,0 Mil- 
honen DM, davon für Demonstrationsvorhaben 
5,4 MiUionen DM veranschlagt. Hinzu kommen Mittel 
in Höhe von 10,6 MiUionen DM für die Förderung des 
Medizinischen Instituts für Umwelthygiene an der 
Universität Düsseldorf sowie Mittel in Höhe von 
76,8 MilUonen DM für Untersuchungen zur Reaktor- 
sicherheit und zum Strahlenschutz. Ein besonderer 
Schwerpunkt der Umweltforschung liegt seit 1990 in 
den neuen Ländern. Insgesamt 52 MilUonen DM wur- 
den bisher für Forschungsvorhaben im Rahmen der 
ökologischen Sanierung und Entwicklung in den neu- 
en Läüdem bereitgestellt. 

2.2.6.5.2 Umweltforschung des Bundesforschungs- 
ministeriums 

Das Bundesministerium für Forschung und Technolo- 
gie (BMFT) ist schwerpunktmäßig für die Förderung 
der Grundlagenforschung in den Bereichen Umwelt- 
schutz und Umwelttechnologie zuständig. 

Die Förderschwerpunkte des BMFT sind in dem Pro- 
gramm „Umweltforschung und Umwelttechnologie" 
(1989-1994) und „Forschungsrahmenkonzeption Glo- 
bale Umweltveränderungen" (April 1992) dargestellt. 
Daneben unterstützt das BMFT umweltrelevante For- 
schungsprojekte auch auf anderen Gebieten, wie der 
Energieforschung und der Verkehrsforschung. 

Gegenwärtig konzentriert sich die vom Bundesmini- 
sterium für Forschung und Technologie geförderte 
Forschung und Entwicklung im Umweltbereich vor- 
rangig auf folgende Problem- und Themenfelder: 

- Früherkennung von Problem! eldem der Zukunft 

- Kenntnis und Verständnis von komplexen, nichtli- 
nearen Wirkungszusammenhängen und Selbstor- 
ganisationsprozessen in der Natur und Umwelt 

- Ursachen von Umweltbelastungen und -Schäden 

- Stabihtätsbedingungen und Belastungsgrenzen für 
vom Menschen genutzten Ökosystemen wie Wäl- 
der, Äcker und Gewässer; Abschätzen von Risiken 

- Technologien zur Vermeidung, Verminderung und 
Beseitigung von Umweltschäden 

Auf dem Gebiet der Umwelttechnologieentwicklung 
wird sich die Förderung zunehmend auf technischen 
Fortschritt konzentrieren, der durch „integrierte" Lö- 
sungen umweltbelastende Rest- oder Abfallstoffe 
möglichst gar nicht erst entstehen läßt. Ansatzpunkte 
der Förderung werden im Dialog von Staat, Wissen- 
schaft und Wirtschaft entwickelt. Voraussetzung hier- 
für ist ein „ökologisch orientiertes Technikverständ- 
nis". Ziel ist dabei aber insgesamt die Erarbeitung 
vorsorgender Umweltkonzepte, in die die Technik- 
entwicklungen systemverträglich eingepaßt sind. 
Hierzu wurde im Bundesministerium für Forschung 
und Technologie ein Förderkonzept „Produktions- 
integrierter Umweltschutz" erarbeitet. 

Einen steigenden Beitrag zur Umweltforschung 
leisten die zum Geschäftsbereich des Bundesfor- 
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schungsministeriums gehörenden Großforschungs- 
einrichtungen des Bundes (GFE). 

Das Umweltforschungszentrum Leipzig-Halle (UFZ), 
das zu 90 Prozent vom Bundesministerium für For- 
schung und Technologie finanziert wird, ist die einzi- 
ge von 16 deutschen Großforschungseinrichtungen, 
die sich ausschließlich mit dem Umweltthema be- 
schäftigt. Das Zentrum befaßt sich vor allem mit den 
Umweltproblemen in hochbelasteten Ballungsräu- 
men, wie sie gerade auch für die Region Leipzig/Hal- 
le/Bitterfeld typisch sind. Mit diesem Schwerpunkt 
gewinnt die Zusammenarbeit des UFZ mit den mittel- 
und osteuropäischen Staaten besondere Attraktivität 
und Bedeutung. 

Im Mai 1992 hat die Arbeitsgemeinschaft der Gfoßfor- 
schungseinrichtungen (AGF) den Forschungsver- 
bund „ Umweltvorsorge * gegründet. Dem Verbund 
gehören 8 der 16 deutschen Großforschimgseinrich- 
tungen an, die etwa ein Drittel ihrer für Umweltfor- 
schung aufgewendeten Mittel in den Forschungsver- 
bund einbringen. 


2.3 Umweltschutz 

als Querschnittsaufgabe 

Eine der entscheidenden Zielsetzungen der Politik 
der Bundesregierung ist die Integration des Umwelt- 
schutzes in die anderen Handlungs- und Politikberei- 
che. Durch die Ergebnisse der Konferenz der Verein- 
ten Nationen für Umwelt und Entwicklung 1992 in Rio 
(besonders das Aktionsprogramm Agenda 21) und 
durch das Fünfte EG-Umweltaktionsprogramm sieht 
sie sich in dieser Zielsetzung bestätigt und zu weiter- 
reichenden Strategien aufgefordert. 

In den nachstehenden Kapiteln werden - ohne 
Anspruch auf Vollständigkeit - einige Politikbereiche 
behandelt, die für die Umweltsituation besonders 
bedeutsam sind, und die Strategien dargesteUt, die 
für die Förderung einer nachhaltigen, umweltgerech- 
ten Entwicklung in diesem Bereich weiter vorgesehen 
sind. Dabei ist der Bereich Wirtschaft bewußt aus- 
geklammert; Aussagen zum Beziehungsgeflecht Um- 
welt und Wirtschaft durchziehen in besonderer Weise 
die sektorbezogenen Kapitel sowie das Kapitel 
„Übergreifende Fragen des Umweltschutzes" dieses 
Berichts. 

2.3.1 Umweltschutz und Energie 
- Klimaschutz 

2.3.1 .1 Neue Aufgaben in der Umwelt- 
und Energiepolitik 

Umweltschutz und Ressourcenschonung bUden we- 
sentliche Bestandteile der wirtschafts- und energie- 
pohtischen Zielsetzungen der Bundesregierung. 
Energiegewinnung, -Umwandlung, -transport und 
-verbrauch sind mit gesundheitlichen und ökolo- 
gischen Belastungen und Risiken verbunden. Dabei 
müssen die ökologischen Folgen des Normalbetriebs 
ebenso in die Betrachtung einbezogen werden wie 
die Risiken von Störfällen. 


Die Energienachfrage trägt zudem in entscheiden- 
dem Maße zu den vom Menschen verursachten Bela- 
stungen der Atmosphäre mit Schadstoffen und klima- 
relevanten Stoffen (Treibhausgasen) bei. Zur Be- 
kämpfung des anthropogenen Treibhauseffekts wird 
aus Vorsorge gründen die Reduzierung von klimarele- 
vanten Enüssionen, besonders von Kohlendioxid 
(CO 2 ), für erforderlich gehalten. Effizienter Klima- 
schutz erfordert eine Strategie, die den Verbrauch von 
Energie generell und vor allem die Verbrennung fos- 
siler Energieträger so weit wie möglich vermindert. 

Die weltweit nach wie vor wachsende Energienach- 
frage bei gleichzeitiger Verknappung der globalen 
Vorräte an fossilen Energieträgern verlangt einen 
sparsamen Umgang mit den Energieressourcen. Hier- 
zu gehören Anstrengungen zur Energieeinsparung, 
zur Steigerung der Effizienz bei Förderung, Umwand- 
lung, Transport, Verteilung imd Verwendung von 
Energien sowie zur verstärkten Nutzung emeuerba- 
rer Energien. 

2.3.1. 2 Klimaschutz als besondere Heraus- 
forderung der Umwelt- und Energiepolitik 

Die Bundesregierung betrachtet den zusätzlichen an- 
thropogenen Treibhauseffekt und die damit verbun- 
denen drohenden Klimaänderungen als eine globale 
Herausforderung, die sich nicht allein durch nationale 
Maßnahmen bewältigen läßt, sondern insbesondere 
internationale Zusammenarbeit und Aktionsbereit- 
schaft erfordert. Auch wenn nicht alle komplizierten 
naturwissenschaftlichen Zusammenhänge dieser dro- 
henden globalen Umwelt gef ährdung geklärt sind, 
gebietet die Vorsorge, im eigenen Interesse und im 
Interesse künftiger Generationen sofort zu handeln. 
Dies ist wegen der langen zeithchen Verzögerung, die 
zwischen der Entstehung von Treibhausgasen und 
ihren Auswirkimgen auf das Klima liegen, gebo- 
ten. Zur Sicherung der Lebensgrundlagen für eine 
wachsende Weltbevölkerung sind auch künftig zu- 
nehmende Energiedienstleistungen erforderhch. Es 
kommt entscheidend darauf an, diese Energiedienst- 
leistungen umweit- und ressourcenschonend zu er- 
bringen. Dies betrifft vor allem die fossilen Energie- 
träger, die über 80 Prozent der Weltenergieversor- 
gung decken. 

Die Bundesregierung setzt einen Schwerpunkt der 
Umwelt- und Energiepolitik in den 90er Jahren auf 
die Entwicklung und Umsetzung einer umfassenden 
Klimaschutzstrategie. Dies gilt für die Arbeit 

- auf internationaler Ebene, die besonders durch die 
Beschlüsse der Konferenz der Vereinten Nationen 
für Umwelt und Entwicklung (UNCED) 1992, insbe- 
sondere Kapitel 9 der Agenda 21 („Schutz der Erd- 
atmosphäre"), durch die Vorbereitung der Klima- 
rahmenkonvention und - nach ihrer Zeichnung in 
Rio - die Vorbereitung der ersten Vertragsstaaten- 
konferenz durch das Intergovemmental Negotia- 
ting Committee sowie durch die Aktivitäten im Rah- 
men des Intergovemmental Panel on Climate 
Change (IPCC) geprägt ist, 

- auf der Ebene der Europäischen Union (EG-Strate- 
gie zur C02-Minderung und Verbessemng der 
Energieeffizienz) sowie 


206 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 1 2/8451 


- auf nationaler Ebene durch die Entwicklung und 
Umsetzung des C02-Minderungsprogramms der 
Bundesregierung. 

Die Bundesregierung hat mit ihren Beschlüssen vom 
13. Juni 1990, 7. November 1990 und 11. Dezember 
1991 ein umfassendes C02-Minderungsprograinm 
verabschiedet, wobei angestrebt wird, die C02-Emis- 
sionen bis zum Jahr 2005 um 25 bis 30 Prozent - bezo- 
gen auf das Emissionsniveau des Jahres 1987 - zu re- 
duzieren. Auch die Reduktion/Begrenzung anderer 
klimarelevanter Emissionen ~ vor allem Methan 
(CH4), Distickstoffoxid (N 2 O), Stickoxide (NOx), Koh- 
lenmonoxid (CO) und flüchtige organische Verbin- 
dungen ohne Methan (NMVOC) - wird bei der natio- 
nalen Klimaschutzstrategie wie auch im Rahmen be- 
reits bestehender internationaler Verpflichtungen be- 
rücksichtigt. 

Unter den Annahmen, daß 

- das angestrebte C02-Minderungsziel von 25 bis 
30 Prozent bis zum Jahre 2005 erreicht AAdrd, 

- die Reduktionsverpflichtung für NOx flüchtige 
organische Verbindungen (VOC) aufgrund der 
ECE-Protokolle und der zusätzlichen Erklärung zur 
NOx- Verminderung bis spätestens 1999 umgesetzt 
sind 

sowie unter Berücksichtigung der Effekte der FCKW- 
Halon-Verbotsverordnung würde in Deutschland 
eine Reduktion der C02-Äquivalente aller Treibhaus- 
gase in einer Größenordnung um 50 Prozent erreicht - 
bezogen auf die Emissionen von 1987. Die unter- 
schiedliche Klimawirksamkeit der verschiedenen 
Treibhausgase wird dabei in C02-Äquivalenzwerte 
umgerechnet. 

2.3.1. 3 C02-Minderungsprogramm und Inter- 
ministerielle Arbeitsgruppe C02-Reduktion 

Angesichts der Tatsache, daß die FCKW-Halon-Pro- 
blematik bereits weitgehend einer Lösung zugeführt 
wurde, ist es primär erforderlich, das C02-Mmde- 
rimgsziel umzusetzen sowie die sonstigen Treibhaus- 
gase zu reduzieren. Kohlendioxid (CO 2 ), Methan 
(CH4) imd Distickstoffoxid (N 2 O) sind direkt klima- 
wirksam; Stickstoffoxide (NOx), Kohlenmonoxid (CO) 
und flüchtige organische Verbindungen (NMVOC) 

Tabelle 37 


Anthropogene Emissionen der wichtigsten 
Treibhausgase in Deutschland 1990 
(ohne FCKW)^)^) 


C 02 

MT/a 

CH4 

kt/a 

N 2 O 

kt/a 

NOx 

kt/a 

CO 

kt/a 

NMVOC 

kt/a 

1 031 

6 100 

220 

3 150 

10 900 

3 050 


FCKW- Verbrauch (entspricht in etwa den Emissionen): 
1986 71000 t, 1990 37 000 1, 1991 27 0001,1992 15 000 t 
Die Daten zu den Emissionen von CO 2 , NOx und CO 
können als gut gesichert, die von NMVOC als mit Abstri- 
chen gesichert, die von CH4 und insbesondere von N 2 O 
müssen als mit großen Unsicherheiten behaftet betrachtet 
werden. 


wirken dagegen indirekt, indem sie zur Bildung des 
eigentlichen treibhausaktiven Ozons in der Atmo- 
sphäre beitragen. 

Die Bundesregierung entwickelte ihre Strategie zum 
Schutz der Erdatmosphäre parallel zu der Arbeit der 
Enquete-Kommission des 11. Deutschen Bundestages 
„Vorsorge zum Schutz der Erdatmosphäre“ und den 
Aktivitäten auf internationaler Ebene durch den zwi- 
schenstaatlichen Ausschuß für Khmaänderungen 
(Intergovemmental Panel on Climate Change-IPCC). 

Mit dem ersten Beschluß vom 13. Juni 1990 setzte 
die Bundesregierung die Interministerielle Arbeits- 
gruppe C02-Reduktion (IMA C02-Reduktion) unter 
Federfühnmg des Bundesumweltministeriums ein. 
Im Rahmen der IMA C02-Reduktion wurden Arbeits- 
kreise zu folgenden Themenbereichen eingerichtet: 

- Energieversorgung (Vorsitz: Bundesministerium für 
Wirtschaft) 

- Verkehrsbereich (Vorsitz: Bundesministerium für 
Verkehr) 

- Gebäudebereich (Vorsitz: Bundesministerium für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau) 

- C02-Verminderung durch neue Technologien 
(Vorsitz: Bundesministerium für Forschung und 
Technologie) 

- C02-Verminderung durch Land- und Forstwirt- 
schaft und andere C02-Senken (Vorsitz: Bundes- 
ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten). 

Neben den genannten Ministerien gehören der IMA 
C02-Reduktion Vertreter des Bundeskanzleramtes, 
des Auswärtigen Amtes, des Bundesministeriums der 
Finanzen, für Arbeit und Sozialordnung, für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, der 
Verteidigung sowie für Bildung und Wissenschaft an. 

Auf der Basis des 1 . Zwischenberichtes der IMA CO 2 - 
Reduktion wurde der zweite Beschluß des Bundes- 
kabinetts am 7. November 1990 - nicht zuletzt mit 
Blick auf die deutsche Vereinigung - so gefaßt, daß 
sich die IMA C02-Reduktion bei der Erarbeitung wei- 
terer Vorschläge an einer 25-prozentigen Minderung 
der energiebedingten C02-Emissionen in den alten 
Ländern sowie angesichts der nach damaligem 
Kenntnisstand hohen C02-Minderungspotentiale in 
den neuen Ländern an einer dort deutlich höheren 
prozentualen Minderung bis 2005 - bezogen auf das 
Emissionsvolumen des Jahres 1987 - orientieren soll. 

Am 11. Dezember 1991 hat die IMA C02-Reduktion 
dem Bundeskabinett ihren 2. Zwischenbericht vorge- 
legt (BT-Drs. 12/2081). Die Bundesregierung hat auf 
der Grundlage dieses Berichtes ihre bisherigen Be- 
schlüsse vom 13. Juni und 7. November 1990 bekräf- 
tigt und als Ziel ihrer KHmaschutzpolitik beschlossen, 
eine Reduktion der energiebedingten C02-Emissio- 
nen in der Bundesrepublik Deutschland bis zum Jahr 
2005 um 25 bis 30 Prozent - bezogen auf das Emissi- 
onsvolumen des Jahres 1987 - anzustreben. 

Die IMA C02-Reduktion wurde am 11. Dezember 
1991 vom Bundeskabinett beauftragt, ihre Arbeiten 
an einem Gesamtkonzept zur C02-Reduktion auch 
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unter Berücksichtigung weiterer klimarelevanter 
Treibhausgase fortzusetzen. 

Die IMA C02-Reduktion hat sich in ihren Arbeiten in- 
tensiv mit den Ergebnissen der Beratungen und dem 
Studienprogramm der Enquete-Kommission „Vor- 
sorge zum Schutz der Erdatmosphäre" des 11. Deut- 
schen Bundestages auseinandergesetzt. Sie sieht eine 
weitgehende Übereinstimmung ihres C02-Minde- 
ningsprogrammes mit den Empfehlungen der En- 
quete-Kommission im Hinblick auf das nationale, EU- 
weite und weltweite Handeln. 

Zur Verminderung der C02-Emissionen ist ein Bündel 
von Maßnahmen erforderlich, das sowohl die Ener- 
giebereitstellung als auch alle Energieverbrauchssek- 
toren umfassen muß. Das C02-Minderungsprogramm 
der Bundesregierung enthält daher einen breiten 
Maßnahmenkatalog zur Ausschöpfung der bestehen- 
den C02-Minderungspotentiale in folgenden Berei- 
chen: 

- private Haushalte und Kleinverbraucher 

- Verkehr 

- Industrie 

- Energiewirtschaft 

- Abfallwirtschaft 

- Land- und Forstwirtschaft. 

Es ist gerichtet auf Energieeinsparung und rationelle 
Energienutzung, die Substitution C02-reicher durch 
C02-arme und C02-freie Energieträger sowie die um- 
weltverträgliche Nutzung aller Energiequellen. 

Das C02-Minderungsprogramm legt zwar ein Ge- 
samtziel, aber keine sektoralen oder regionalen CO 2 - 
Minderungsziele fest. Bei der Verwirkhchung der 
C02-Minderungspohtik wird eine umfassende Strate- 
gie verfolgt, die schrittweise realisiert wird. Für die 
Ausgangssituation ist wichtig, daß in den alten Län- 
dern bereits in der Vergangenheit eine Entkoppelung 
von Wirtschaftswachstum und Energienachfrage und 
damit weitgehend von der C02-Enüssionsentwick- 
lung erreicht wurde. 

Neben ökonomischen Instrumenten zählen ord- 
nungsrechtliche Anforderungen, Forschung und 
Technologie entwicklung und Maßnahmen wie Infor- 
mation und Beratung, Aus- und Fortbildung zum In- 
strumentarium des C02-Minderungsprogramms. 

Einen ausführlichen Überbhck über das C02-Minde- 
rungsprogramm und insbesondere über den Stand 
der Umsetzung der verschiedenen Einzelmaßnahmen 
im Rahmen dieses Programms enthält der 3. Bericht 
der IMA C02-Reduktion, der dem Bundeskabinett im 
Sommer 1994 vorgelegt wird. 

2.3.1 .4 Zum Stand der Umsetzung 
der Kabinettbeschlüsse 

Die nachfolgenden Ausführungen betreffen schwer- 
punktmäßig die Maßnahmen zur Umsetzung des 
C02-Minderungsprogramms im Bereich „Energie- 
versorgung". Die Maßnahmen in den Bereichen 
„Land- und Forstwirtschaft", „Verkehr", „Abfall" und 
„Bau- und Wohnungswesen" sind in den entspre- 
chenden Kapiteln dieses Berichts dargestellt. Im übri- 


gen wird ergänzend auf die Berichte der Interministe- 
riellen Arbeitsgruppe „C02'Reduktion" verwiesen. 

2.3.1. 4.1 COa-ZEnergiesteuer 

Die Bundesregierung tritt für die Einführung einer zu- 
mindest EU-weiten C02-/Energiesteuer als Element 
einer wirksamen Klimaschutzstrategie ein. Sie wird 
dafür Sorge tragen, daß diese Maßnahme nicht zu 
einer einseitigen Wettbewerbsbelastung für die deut- 
sche Wirtschaft führt. Sie wird deshalb nicht nur auf 
ein einheitliches Vorgehen der EU-Staaten achten, 
sondern sich auch für die Einführung vergleichbarer 
Maßnahmen durch andere OECD -Staaten einsetzen. 
Die Aufkommensneutralität einer C02“/Energie- 
steuer durch Entlastungen an anderer Stelle des 
Steuersystems muß sichergestellt werden. Auf den 
Lenkungseffekt zur C02-Reduzierung - das Grund- 
motiv der Überlegungen zu dieser Steuer - und damit 
auf das C02-Element in der Bemessungsgrundlage 
kann nicht verzichtet werden. 

Trotz intensiver Verhandlungen konnte bisher noch 
nicht die notwendige einstimmige Verabschiedung 
erreicht werden. Zu welchem Zeitpunkt die Beratun- 
gen auf EU-Ebene zu einem abschheßenden Ergebnis 
führen, ist derzeit angesichts divergierender Positio- 
nen einzelner Mitghedstaaten nicht abzusehen. Die 
Bundesregierung wird sich deshalb weiterhin darum 
bemühen, alle EU-Partner von der Notwendigkeit 
eines steuerüchen Instruments zu überzeugen, und 
darüber hinaus im Rahmen der OECD für ein inter- 
national abgestimmtes Vorgehen eintreten. 

2.3.1. 4.2 Energiewirtschaftsgesetz 

Die Novellierung des Energiewirtschaftsgesetzes 
(EnWG) wird einhergehen mit der von der Bundes- 
regierung im Bericht zur Zukunftssicherung des 
Standorts Deutschland angekündigten Energie- 
rechtsreform, die die Einführung wirksamen bran- 
chenintemen Wettbewerbs bei Strom und Gas zum 
Ziel hat. Damit wird auch den EU-weiten Bestrebun- 
gen, bei der leitungsgebundenen Energieversorgung 
zu mehr Wettbewerb zu kommen, Rechnung ge- 
tragen. 

Die Bundesregierung bereitet eine entsprechende 
Reform des Ordnungsrahmens für Strom und Gas vor, 
die die Novellierung des Energiewirtschaftsgesetzes 
und des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkun- 
gen in diesem Bereich einschließt. Dabei geht es auch 
um die Abschaffung von ausschließlichen Wegerech- 
ten und Demarkationsv ertrügen sowie einen verbes- 
serten Netzzugang Dritter, wobei die europa- und 
regionalpolitischen Zusammenhänge zu beachten 
sind und das Recht der Kommunen auf die Erhebung 
von Konzessionsabgaben nicht beeinträchtigt wird. 

Die EnWG-Novelle basiert auf den im energiepoh- 
tischen Gesamtkonzept der Bundesregierung sowie 
im Zweiten Zwischenbericht der IMA C02-Reduktion 
im Dezember 1991 verabschiedeten Eckpunkten: 

- Ergänzung des Zielkatalogs des Gesetzes um Um- 
weltschutz und Ressourcenschonung mit gleichem 
Rang wie Sicherheit und Preiswürdigkeit der Ver- 
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sorgung und Berücksichtigung dieser Ziele bei 
allen Entscheidungen der Energieaufsicht 

- Präzisierung der Ermächtigungsgrundlagen für 
den Erlaß von Rechtsverordnungen im Lichte des 
Zielkatalogs 

- Einführung eines bundeseinheitlichen Zulassungs- 
verfahrens für Freileitungen ab 110 kV Nennspan- 
nung 

- möglichst weitgehende Ausschöpfung der Deregu- 
lierungspotentiale, um den unternehmerischen 
Handlimgsspielraum der Versorgungsuntemeh- 
men zu stärken. 

Spezielle energiewirtschaftliche Aufsichtstatbestän- 
de für Strom und Gas sollen nur insoweit beibehalten 
werden, als dies auch nach Einführung von mehr 
Wettbewerb notwendig bleibt. Das bedeutet, daß 
energie- und umweltpolitische Ziele verstärkt durch 
generelle Rahmenbedingungen - wie Umweltstan- 
dards oder finanzielle Be- und Entlastungen - erreicht 
werden müssen. Soweit eine Aufsicht erhalten blei- 
ben muß, wird sie an Kriterien gebunden, die die Vor- 
hersehbarkeit aufsichtsrechtlicher Entscheidungen 
gewährleistet. 

Das Energiewirtschaftsgesetz soll also - auch als 
Voraussetzimg für mehr Umweltschutz - den Rahmen 
für eine leistungsfähige Energiewirtschaft verbes- 
sern. Eine stärkere wettbewerbliche Ausrichtung des 
Ordnungsrahmens für leitungsgebundene Energien 
kann z. B. die Entwicklung der Kraftwerkstechnik 
beschleunigen und damit über höhere Wirkungs- 
grade auch die spezifischen COa-Emissionen redu- 
zieren. 

2.3.1. 4.3 Stromeinspeisungsgesetz 

Die Bundesregierung hat mit dem Stromeinspei- 
sungsgesetz, das Mindestvergütungen für aus emeu- 
erbaren Energien erzeugten Strom festlegt, die Rah- 
menbedingungen für emeuerbare Energien deutlich 
verbessert. In In einer Änderung des Gesetzes Mitte 
1994 ist ausdrücklich geregelt worden, daß auch 
Strom aus biologischen Rest- und Abfallstoffen der 
gewerblichen Be- und Verarbeitung von Holz von 
dem Gesetz erfaßt wird, beschränkt auf Anlagen bis 
5 MW. Gleichzeitig wurde die Einspeisungsver- 
gütung insbesondere für Strom aus Wasserkraftwer- 
ken und biologischen Rest- und Abfallstoffen verbes- 
sert. Noch höhere Einspeisevergütungen werden im- 
verändert für Strom aus Wind- und Sonnenenergie 
gezahlt. 

Schon bei der Verabschiedung des Stromeinspei- 
simgsgesetzes hat die Bundesregierung erklärt, daß 
ein derartiger Förderweg in einer marktwirtschaft- 
lichen Ordnung nur ausnahmsweise und in eng be- 
grenzten Fällen vertretbar ist. Jede Ausdehnung des 
Gesetzes muß deshalb sorgfältig geprüft werden. 

2.3.1 .4.4 Wärmeschutzverordnung, 
Heizungsanlagen-Verordnung 

Die Novelle der Wärmeschutz Verordnung ist am 5. Juli 
1994 vom Bundeskabinett verabschiedet worden und 
tritt am 1 . Januar 1995 in Kraft. Danach wird für Neu- 


bauten ab 1995 eine Absenkung des Heizwärme- 
bedarfs von durchschnittlich ca. 30 Prozent erwartet, 
womit eine entsprechende Minderung der C02-Enüs- 
sionen von Neubauten verbunden ist. Für den Gebäu- 
debestand werden ebenfalls Anforderungen in der 
Wärmeschutzverordnung gestellt, sofern Renovie- 
rungs- und Sanierungsmaßnahmen einen bestimm- 
ten Umfang überschreiten. Eine weitere Verschär- 
fung der Wärmeschutzanforderungen wird für Ende 
der 90er Jahre angestrebt. 

Die Novelle der Heizungsanlagen-Verordnung ist am 
1. Juni 1994 in Kraft getreten. Die neue Verordnung 
dient der Umsetzung eines wesentlichen Teils der 
EG-Heizkesselrichthnie und verschärft die Anforde- 
rungen an heizungstechnische Anlagen und Brauch- 
wasseranlagen. 

2.3.1 .4.5 Kleinfeuerungsanlagen-Verordnung 

Der Referentenentwurf zur Novellierung der Klein- 
feuerungsanlagen- Verordnung (1. BImSchV) ist fer- 
tiggestellt. Mit der Novelle sollen die Abgasverluste 
der von der Verordnung erfaßten Öl- und Gasfeue- 
rungsanlagen weiter gesenkt werden. Die Altanlagen 
sollen nach gestaffelten Übergangsfristen an das Ab- 
gasverlustniveau für Neuanlagen herangeführt wer- 
den. Zusätzlich sollen erstmals Grenzwerte für die 
NOx-Emissionen bestimmter Leistungsklassen fest- 
gelegt werden. 

Bereits vom Kabinett verabschiedet wurde eine ge- 
trennte erste Novelle zur Kleinfeuerungsanlagen- 
Verordnung mit der der weitere Einsatz der mittel- 
deutschen Braunkohle in Kleinfeuerungsanlagen 
über den im Einigungsvertrag vorgesehenen Termin 
1. Januar 1995 hinaus sichergestellt wird. Braunkohle 
mit einem Schwefelgehalt von mehr als einem Ge- 
wichtsprozent darf - wie Steinkohle - dann eingesetzt 
werden, wenn durch andere Maßnahmen sicher- 
gestellt ist, daß die Emissionen in vergleichbarem 
Maße reduziert werden. 

2.3.1. 4.6 Wärmenutzungsverordnung 

Der Kabinettbeschluß vom 7. November 1990 sieht 
den Erlaß einer Wärmenutzungsverordnung auf- 
grund des Bundes-Immissionsschutzgesetzes vor. Mit 
der Wärmenutzungsverordnung sollen Betreiber in- 
dustrieller und gewerblicher Anlagen zur Wärmenut- 
zung und zur Wärmeabgabe an Dritte unter bestimm- 
ten Voraussetzungen verpflichtet werden. 

2.3.1 .4.7 Novellierung der HOAI 

Die Bundesregierung hat am 15. März 1994 die 
5. Verordnung zur Änderung der Honorarordnung für 
Architekten und Ingenieure (HOAI) verabschiedet. 
Sie sieht „Besondere Leistungen" zur rationellen 
Energieverwendung und zur Nutzung emeuerbarer 
Energien vor, soweit diese über die im allgemeinen 
erforderlichen Leistungen hinausgehen. Auf diese 
Weise soll Architekten und Ingenieuren ein Hono- 
raranreiz im Hinblick auf Leistungen zur CO 2 - Minde- 
rung, zum Einsatz emeuerbarer Energien imd zur 
rationellen Energieverwendung gegeben werden. 
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Die Novelle liegt derzeit dem Bundesrat zur Zustim- 
mung vor. 


2.3,1. 4.8 Aus- und Fortbildung 

Die Bundesregierung sieht im ständigen Dialog mit 
Architekten, Ingenieuren, Technikern und Handwer- 
kern eine wichtige Voraussetzung für eine Verbesse- 
rung der Aus- und Fortbildung im Bereich der ratio- 
nellen Energieverwendung und der Energieein- 
sparung. 

Das in diesem Bereich seit Jahren bestehende Pro- 
gramm, mit dem Informations- und Schulungsver- 
anstaltungen zur sparsamen und rationellen Energie- 
verwendung gefördert werden, wird fortgeführt. 

Bundesarchitekten- und Bundesingenieurkanuner 
sowie die Kultusmiiüsterkonferenz der Länder wer- 
den bei anstehenden Änderungen und Ergänzungen 
der Rahmenordnungen den Wunsch des Bundeswirt- 
schaftsministeriums, die erneuerbaren Energien so- 
wie die rationelle Energieverwendung aufzunehmen, 
in die Diskussion einfließen lassen. 

Im Bereich der Berufsausbildung werden entspre- 
chende Lemziele bereits regelmäßig im Rahmen der 
Überarbeitungen/Neuerstellungen der Ausbildungs- 
ordnungen bei den in Frage kommenden Berufen be- 
rücksichtigt. 


2.3.1 .4.9 Weiterentwicklung 

von Energieversorgungskonzepten 

Die Bundesregierung hat sich für die Weiterentwick- 
lung von örtlichen und regionalen Energieversor- 
gungskonzepten unter dem Aspekt der C02-Reduzie- 
rung ausgesprochen, soweit sie nach marktwirtschaft- 
lichen Kriterien entwickelt und vollzogen werden und 
die freie Wahl des Energieträgers durch die Verbrau- 
cher grundsätzlich nicht eingeschränkt wird. Aufbau - 
end auf Erfahrungen der alten Bundesländer fördert 
die Bundesregierung verschiedene Modellvorhaben 
in den neuen Ländern. Die in zunehmendem Maße 
von den Ländern geförderten Energieagenturen kön- 
nen die Entwicklung von Energieversorgungskon- 
zepten flankierend unterstützen. 


2.3.1.4.10 Kraftwerke 

In bestehenden Kraftwerken der Bundesrepublik 
Deutschland läßt sich eine Senkung der C02-Emissio- 
nen unter wirtschaftlichen Bedingungen nur begrenzt 
erzielen. Wesentliche Wirkungsgradsteigerungen las- 
sen sich bei neu zu errichtenden Kraftwerksblöcken 
durch die Nutzung verbesserter konventioneller 
Kraftwerkstechnik oder durch die Entwicklung neuer 
Stromerzeugungsverfahren erreichen. Dazu gehören 
Kombi-Prozesse mit integrierter Kohlevergasung und 
druckgefeuerte Systeme, z.B. Dampferzeuger mit 
Druckwirbelschicht- und Druck-Kohlenstaubfeue- 
rung. Allerdings werden die erforderlichen Entwick- 
lungs- und Demonstrationsarbeiten noch mehrere 
Jahre erfordern, bis die breite technische Anwendung 
und wirtschafüiche Reife erreicht ist. 


Eine grundlegende Erneuerung des Kapitalstocks der 
Elektrizitätswirtschaft in den alten Ländern steht im 
Betrachtungszeitraum bis zum Jahr 2005 nicht an, 
denn der Kraftwerkspark wurde im vergangenen 
Jahrzehnt im Hinblick auf die Umweltanfordenmgen 
erheblich modernisiert. 

Deshalb kommt der Wirkungsgradverbesserung bei 
der konventionellen Kraftwerkstechnik für den Kraft- 
werksneubau in den neuen Ländern die ausschlag- 
gebende Bedeutung zur C02-Minderung im Elektri- 
zitätssektor zu. Mit den konzipierten Gasturbinen- 
heizkraftwerken und den stein- und braunkohle- 
gefeuerten Großanlagen wird in den nächsten Jahren 
eine erhebliche Verbessenmg gegenüber dem bishe- 
rigen Kraftwerksbestand erzielt. 

2.3.1 .4.1 1 Drittfinanzierungsmodeile 

Die Bundesregierung setzt sich für eine verstärkte 
Förderung und Information über Drittfinanzienmgs- 
modelle ein. 

Die EG-SAVE-RichÜinie enthält bereits die Aufforde- 
rung an die Mitgliedstaaten der Europäischen Union, 
die Anwendung der Drittfinanzierung im öffentlichen 
Sektor zu fördern. Hier bestehen jedoch haushalts- 
rechüiche und vergaberechtliche Probleme, die vor 
einer breiten Anwendung der Drittfinanzierung im 
öffentlichen Sektor noch einer Lösung bedürfen. 

Hinsichtlich der Anwendung der Drittfinanzierung im 
privatwirtschaftlichen Bereich gilt, daß die Bundes- 
regierung nicht beabsichtigt, unmittelbaren Einfluß 
auszuüben. Es ist Aufgabe der betroffenen Unterneh- 
men und Verbände, die oft unzureichende Informa- 
tion über dieses Finanzierungsinstrument zu verbes- 
sern und ggf. Konzepte und Mustermodelle zu er- 
arbeiten. Die Energieagenturen der Länder haben 
damit begonnen, die Informationsarbeit zu intensivie- 
ren und bieten in Einzelfällen selbst Drittfinanzierun- 
gen an. 

2.3.1.4.12 Kraft-Wärme-Kopplung 

Die Bundesregierung sieht in dem Ausbau der Fem- 
wärmeversorgung auf der Grundlage der Kraft-Wär- 
me-Kopplung einen wichtigen Beitrag zur Energie- 
einsparung und C02-Minderung. Sie mißt deshalb 
dem Erhalt bzw. der weiteren Ausbreitung der Kraft- 
Wärme-Kopplung am Wärmemarkt eine hohe Bedeu- 
tung bei. Sie geht dabei davon aus, daß die Fern- 
wärme weitere Potentiale unter Wettbewerbsbedin- 
gungen erschließt und ihren Marktanteil steigern 
wird. In den alten Ländern wurde bereits ein hoher 
technischer Stand bei der effizienten Erzeugung von 
Strom und Wärme in Anlagen der Kraft-Wärme-Kopp- 
lung sowohl bei der öffenüichen als auch der indu- 
striellen Versorgung erreicht. 

Zur Erhöhung des Anteils der Kraft-Wärme-Kopplung 
und zur Sanierung der Femwärmeverteilung in den 
neuen Ländern wurde 1992 mit der Durchführung 
eines gemeinsamen Bund-Länder-Förderprogramms 
mit einem jährlichen Volumen von 300 Millionen DM, 
je zur Hälfte von Bund und Ländern bereitgestellt, 
begonnen. Damit konnten bisher 433 Maßnahmen 
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mit einem Investitionsvolumen von ca. 1, 15 Milliarden 
DM gefördert werden. Der größte Anteil konzen- 
trierte sich auf Anlagen der Energieerzeugung mit 
dem Ziel, den Anteil der Kraft-Wärme-Kopplung 
unmittelbar zu erhöhen. Das Programm ist bis 1995 
befristet. 


2.3.1.4.13 Erneuerbare Energien 

Um den Einsatz emeuerbarer Energien zu beschleu- 
nigen, hat die Bundesregierung eine Reihe von Maß- 
nahmen zur Verbesserung der Rahmenbedingungen 
durchgeführt. Auf das Förderinstrumentarium des 
Stromeinspeisungsgesetzes wurde in Abschnitt 
2.3. 1.4. 3 eingegangen. Darüber hinaus werden bun- 
desweit finanzielle Anreize in Form von Zuschüssen 
und Kreditvergünstigungen gewährt. In den neuen 
Ländern können Sonderabschreibungsmöglichkeiten 
und besondere Kredithilfen in Anspruch genommen 
werden. 

Darüber hinaus könnte die Einführung der von der 
Europäischen Kommission vorgeschlagenen CO 2 -/ 
Energiesteuer zur Verbesserung der Wettbewerbs- 
bedingungen emeuerbarer Energien beitragen (vgl. 
Abschnitt 2.3. 1.4.1). 

2.3.1.4.14 Kernenergie 

Kernenergie leistet einen wichtigen Beitrag zur Ver- 
meidung von C 02 -Emissionen. Kernenergie als CO 2 - 
freier Energieträger vermeidet derzeit je nach Ersatz- 
energie bis zu 150 Mio t/a C02-Emissionen in 
Deutschland. Angesichts des in Deutschland verwirk- 
lichten hohen Sicherheitsniveaus ist der Einsatz der 
Kernenergie verantwortbar. Auch in Zukunft hält die 
Bundesregierung an dem absoluten Vorrang der 
Sicherheit vor der Wirtschaftlichkeit fest. Das Gesetz 
zur Sichemng des Einsatzes von Steinkohle in der 
Verstromung und zur Änderung des Atomgesetzes 
(„Artikelgesetz") von 1994 (vgl. Abschnitt 2. 1.9.2) 
trägt dem C02-Mindemngsprogranun durch die Op- 
tion der Kernenergie als C02-freiem Energieträger 
Rechnung. Die Bundesregierung ist der Auffassung, 
daß ein Gesamtkonzept zur C02-Reduzierung alle 
Optionen einschließlich der Kernenergie beinhalten 
muß. 


2.3.1.4.15 Grubengas 

Die Bundesregiemng hat sich für eigenverantwort- 
liche Lösungen des Bergbaus zur verbesserten Nut- 
zung des Gmbengases ausgesprochen. Der deutsche 
Steinkohlenbergbau konnte inzwischen die Nutzung 
des zwangsläufig beim Abbau von Steinkohle anfal- 
lenden Gmbengases (Methan) verbessern. Der Ver- 
wertungsanteil lag 1991 bei über 70 Prozent. Auf- 
gnmd geologischer, revierbezogener und regionaler 
Gegebenheiten ist die Verwertungsquote in den ein- 
zelnen Steinkohlenrevieren unterschiedlich hoch. In 
einzelnen Schachtanlagen wird eine nahezu hundert- 
prozentige Nutzung erreicht. Allerdings ist zu berück- 
sichtigen, daß sich angesichts der angespannten wirt- 
schaftlichen Lage im Steinkohlenbergbau und der 
Stahlindustrie die Nutzungsmöglichkeiten durch 


Wegfall potentieller Abnehmer bei der Kokserzeu- 
gung eher verschlechtern werden. 

2.3.1.4.16 Enqu§te-Kommission 

„Schutz der Erdatmosphäre“ 

Die Arbeit der Enquete-Kommission des 12. Deut- 
schen Bundestages „Schutz der Erdatmosphäre" wur- 
de durch die Bundesregierung aktiv begleitet und 
unterstützt. Wiederholt wurde vor der Enquete -Kom- 
mission über den jeweiligen aktuellen Arbeitsstand 
der C02-Mindemng aus Sicht der Wirtschafts- und 
Energiepolitik berichtet und die mögliche Recilisie- 
mng des angestrebten Reduktionsziels diskutiert. 
Dabei standen im Hinblick auf das von der Bundes- 
regierung angestrebte Mindemngsziel ergänzende 
Vorschläge zur besseren Ausschöpfung von C02-Re- 
duktionspotentialen im Mittelpunkt. 

Die Empfehlungen des Ersten Berichts der Enquete- 
Kommission „Schutz der Erdatmosphäre" vom März 
1992 wurden durch die Bundesregiemng auf gegrif- 
fen. Das betrifft die Unterstützung einer intensiven 
Zusanunenarbeit mit Unternehmen und Organisatio- 
nen der Neuen Unabhängigen Staaten zur Verbesse- 
mng des Gaspipeline-Systems, die Notwendigkeit 
eines weltweiten C02-Beobachtungssystems und das 
Projekt eines solarthermischen Kraftwerks im Son- 
nengürtel der Erde. Zu letzterem wurden mit den Res- 
sorts und den Herstellern intensive Gespräche ge- 
führt. Wegen des fehlenden finanziellen Engage- 
ments möglicher Betreiberländer und der Budgetre- 
striktionen hierzulande konnte bisher kein Durch- 
bmch für die Errichtung eines solchen ressourcen- 
schonenden Kraftwerks erzielt werden. 

In Sachverständigen-Anhömngen wurde deutlich, 
daß derzeit wissenschaftlich diskutiert wird, ob der 
zusätzliche Treibhauseffekt aufgmnd anthropogener 
C02-Emissionen die befürchteten Ausmaße annimmt. 
Ursache der Kritik sind neue wissenschaftliche Er- 
kenntnisse z.B. über die Wirkimg des Wasserdampf- 
gehalts der Atmosphäre imd eine den Treibhauseffekt 
mindernde Wolkenbildung. Zudem wird von Klima- 
forschem auch die Meinung vertreten, daß eine Erhö- 
hung der mittleren Temperatur der Erdatmosphäre 
uni 1-2° C in einem Jahrhundert ökologisch verträg- 
lich ist. 

Die Enquete-Kommission stellt dazu fest, daß das ge- 
nerelle Wissen um die durch menschliche Aktivitäten 
vemrsachten Klimaänderungen einen so hohen Grad 
an Gewißheit erreicht hat, daß politische Maßnahmen 
zur Vorsorge nicht mehr aufgmnd von Wissenslücken 
unterlassen werden dürfen. | 

Die Bundesregiemng wird weiter aktiv die Arbeiten 
der Enquete-Kommission begleiten und unterstützen. 

2.3.1 .5 Situation in den neuen Ländern 

Die Situation in den neuen Bundesländern ist ge- 
kennzeichnet durch einen tiefgreifenden Stmktur- 
wandel sowohl bei der industriellen Produktion als 
auch bei der Energieversorgung. Die Umstellung der 
ganz überwiegend auf Braunkohle basierenden Ener- 
gieversorgung hin zu einem ausgewogeneren Ener- 
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giemix wird dauerhaft zu einer erheblichen Reduzie- 
rung der C02-Emissionen führen. Auch die Moderni- 
sierung des produzierenden Gewerbes wird die spezi- 
fischen C02-Emissionen durch Energieeinsparung 
und Effizienzverbesserungen nachhaltig senken. 
Möglicherweise ist aber mit dem jetzigen C02-Emis- 
sionsniveau in den neuen Ländern ein Minimum er- 
reicht. Zusätzliches Verkehrsaufkommen und das zu 
erwartende wirtschaftliche Wachstum könnte noch 
verfügbare C02-Minderungspotentiale z.B. durch 
weitere Energieträgersubstitution und Energieein- 
spanmg im Wärmemarkt überkompensieren, so daß 
längerfristig ein Anstieg der C02-Emissionen nicht 
auszuschheßen ist. 

2.3.1. 6 Situation in den alten Ländern 

Da in den alten Bundesländern ein ausgewogener 
Energiemix und ein hohes Maß an Energieeffizienz 


erreicht ist, können spürbare C02-Minderungen 
unter wirtschaftlichen Bedingungen nur sehr viel 
schwerer erreicht werden. Auf die relativ gering- 
fügigen Möglichkeiten im Elektrizitätssektor wurde 
bereits hingewiesen. Zwischen 1987 und 1993 ist ein 
ganz leichter Anstieg der C02-Emissionen zu ver- 
zeichnen. Nach dem notwendigen Subventionsabbau 
und Absatzrückgang bei der Steinkohle bleiben für 
die C02-Mindenmg im wesentlichen nur eine be- 
grenzte Energieträgersubstitution und die Energie - 
einsparung im Gebäudebestand sowie ün Verkehrs- 
sektor und die Verbesserung der bereits nüt hoher 
Energieeffizienz arbeitenden Produktionsverfahren 
im gewerblichen Sektor. Den C02-Minderungspoten- 
tialen im Gebäudebestand konunt dabei eine Schlüs- 
selrolle zu. 

In der neuen Wärmeschutzverordnung ist der Gebäu- 
debestand insoweit mit einbezogen, als die Anforde- 
rungen - soweit dies technisch möglich und wirt- 


Tabelle 38 


Entwicklung der C02-£missionen (in Millionen Tonnen) in Deutschland 
im Zeitraum 1987 bis 1993 (gerundet) 


Alte Bundesländer 

1987 

1988 

1989 

1990 

1991 

1992') 

1993') 

Summe energie- 
bedingter CO 2 - 
Emüssionen 

715 

704 

686 

705 

739 

728 

726 

Prozeßbedingte 
C02-Emissionen 

19 

20 

21 

22 

22 

22 

22 

C02-Emissionen 
gesamt 

734 

724 

707 

727 

761 

750 

748 


Neue Bundesländer 

1987 

1988 

1989 

1990 

1991 

1992') 

1993') 

Summe energie- 
bedingter CO 2 - 
Emissionen 

345 

340 

333 

298 

218 

190 

177 

Prozeßbedingte 
C02-Emissionen 

8 

8 

8 

6 

3 

3 

3 

C02‘Emissionen 
gesamt 

353 

340 

341 

304 

221 

193 

180 


Deutschland gesamt 

1987 

1988 

1989 

1990 

1991 

1992') 

1993') 

Summe energie- 
bedingter CO 2 - 
Emissionen 

1 060 

1044 

1 019 

1 003 

957 

918 

903 

Prozeßbedingte 
C02-Emissionen 

27 

28 

29 

28 

25 

25 

25 

C02*Emissionen 
gesamt 

1087 

1072 

1 048 

1 031 

982 

943 

928 


vorläufige Angaben 


Differenzen zu früheren Angaben sind auf neue Erkenntnisse und/oder verschiedene Rundungen durch unterschiedliche Aggre- 
gationsmethoden zurückzuführen. 

Quelle: Umweltbundesamt, Stand; Januar 1994 
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schaftlich vertretbar ist - ausgeweitet werden, wenn 
Renovierungs- und Sanierungsmaßnahmen einen 
bestimmten Umfang überschreiten. Umfassende 
nachträgliche Maßnahmen können jedoch nicht vor- 
geschrieben werden. Denn die für eine Ausschöpfung 
des Einsparpotentials notwendigen Investitionen sind 
bei heutigen Energiepreisen überwiegend unwirt- 
schaftlich und würden den Bürger unzumutbar hoch 
belasten. 

Alle Diskussionen zum Verkehrssektor zeigen, daß 
hier eine absolute Verringerung der C02-Emissionen 
nur mit erheblichen staatlichen Eingriffen erreichbar 
wäre. Zu den weiteren Einzelheiten wird auf den 
Bericht des Arbeitskreises II „Verkehr" verwiesen. 

Die C02-Minderung im produzierenden Gewerbe 
und beim Kleinverbrauch setzt die Etablierung eines 
wirtschaftspolitisch vertretbaren Instrumentariums 
voraus. 


2.3.1 .7 Entwicklung der Kohlendioxid- 
Emissionen 

Vorläufige Abschätzungen der Entwicklung der CO 2 - 
Emissionen bis zum Jahr 1993 in Deutschland erge- 
ben, daß die energiebedingten C02-Emissionen von 
1.060 Millionen Tonnen im Jahr 1987 auf 903 Millio- 
nen Tonnen im Jahr 1993 zurückgegangen sind. Dies 
entspricht einer Minderung von 14,8 Prozent von 1987 
bis 1993 in Deutschland insgesamt. In den alten Län- 
dern stiegen die energiebedingten C02-Emissionen 
in diesem Zeitraum von 715 Millionen Tonnen auf 726 
Millionen Tonnen, d.h. um 1,5 Prozent, in den neuen 
Bundesländern sanken sie von 345 Millionen Tonnen 
auf 177 Mülionen Tonnen, d. h. um 48,7 Prozent. 

Tabelle 39 


Energiebedingte C02-Emissionen in Relation zum 
realen Bnittoinlandsprodukt (BIP) für das frühere 
Bundesgebiet (in Preisen von 1980) 


Jahi 

BIP 

in Mrd. DM 

CO 2 -Emission 
in Mt 

CO 2 - Emission 
in Relation 
zum BIP 
in kg/1 000 DM 
(gerundet) 

1970 

1 321 

727 

550 

1975 

1 471 

715 

486 

1980 

1 727 

782 

453 

1985 

1 823 

720 

395 

1987 

1 890 

716 

379 

1990 

2 118 

708 

334 

1991^) 

2 210^) 

737^) 

333 

1992^) 

2 243 

729^) 

325 


In Preisen von 1985 
vorläufiges Ergebnis 


Quelle: Umweltbundesamt, Statistisches Jahrbuch für die 
Bundesrepublik Deutschland, versch. Jahrgänge 


Insgesamt hat sich in den alten Ländern der schon in 
der Vergangenheit bestehende Trend zur Entkopp- 
lung von Wirtschaftswachstum und Energiever- 
brauch deutlich fortgesetzt (weitere Senkung des spe- 
zifischen Energieverbrauchs je Einheit Bruttoinlands- 
produkt). 

Bei konsequenter Umsetzung der Maßnahmen zum 
Klimaschutz ist davon auszugehen, daß der überwie- 
gende Teil der in den neuen Ländern bereits erreich- 
ten C02-Minderung dauerhaft sein wird. 

Obwohl die C02-Minderungspotentiale in den neuen 
Ländern wesentlich höher liegen als in den alten Län- 
dern, erweist es sich wegen des hohen Finanzbedarfs 
als außerordentlich schwierig, diese Potentiale rasch 
auszuschöpfen. 

2.3.1. 8 Multilaterale Zusammenarbeit 

Mit den Beschlüssen des gemeinsamen Energie- und 
Umweltrates vom 29. Oktober 1990 und 13. Dezember 
1991 haben sich die Umwelt- und Energieminister der 
EG auf die Stabilisierung der C02-Emissionen bis 
zum Jahre 2000 auf der Basis von 1990 festgelegt. 
Damit wurde die Grundlage gelegt, um auch inner- 
halb der Europäischen Union eine aktive C02-Minde- 
rungspohtik einzuleiten und umzusetzen. Die von 
der Europäischen Kommission vorgelegte Gemein- 
schaftsstrategie zur Begrenzung der C02-Emissionen 
und zur Verbesserung der Energieeffizienz wird aus- 
drücklich begrüßt. 

Die Entscheidungen auf der europäischen Ebene 
bestätigen die Bundesregienmg in ihrer Auffassung, 
daß sie mit ihrer Klimaschutzpolitik notwendige Im- 
pulse vermitteln kann, um im supranationalen Be- 
reich und auch im internationalen Raum die Chancen 
für gleichgerichtete Maßnahmen zu erhöhen. Die 
deutsche Klimaschutzpolitik ist nicht auf einen natio- 
nalen Alleingang gerichtet. Es soU vielmehr bewirkt 
werden, daß die im Interesse des globalen KLima- 
schutzes für notwendig erachteten Maßnahmen im 
Konzert der übrigen Industrieländer realisiert werden 
können. 

Das „Programm der Europäischen Gemeinschaft für 
Umweltpolitik und Maßnahmen im Hinblick auf eine 
dauerhafte und umweltgerechte Entwicklung" 
(5. Umweltaktionsprogramm) geht im Energiekapitel 
davon aus, daß die C02-Emissionen bis zum Jahr 
2010 um 20 Prozent gegenüber 1987 zunehmen wer- 
den, falls die Energienachfrage in der Gemeinschaft 
um die prognostizierten 25 Prozent in diesem Zeit- 
raum steigt; im Verkehrsbereich wird bei Status quo- 
Entwicklung mit einer 25prozentigen Zunahme an 
Kraftfahrzeugbesitzem und einer 17prozentigen Stei- 
gerung der gefahrenen Kilometer bis zum Jahr 2000 
gegenüber 1990 gerechnet. 

Zur Bekämpfung von Klimaveränderungen fordert 
das EG-Programm: Stabilisierung der C02-Emissio- 
nen in der Europäischen Union insgesamt bis 2000 auf 
dem Niveau von 1990. Die Europäische Kommission 
schlägt zur Umsetzung dieses Ziels eine umfassende 
Strategie vor. Bestandteile dieser Strategie sind so- 
wohl ordnungsrechtliche als auch ökonomische und 
flankierende Maßnahmen. 
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Im Jahr 1993 wurden folgende EG -Richtlinien verab- 
schiedet, die nun in nationales Recht umgesetzt wer- 
den müssen bzw. bereits umgesetzt werden: 

- Mit der Verabschiedung der Richtlinie zur Begren- 
zung der C02-Emissionen durch eine effizientere 
Energienutzung (SAVE) ist der Rahmen für die Ein- 
führung von folgenden Maßnahmen gegeben: 

- Energieausweis für Gebäude 

- Abrechnung der Kosten für Heizung, Klimatisie- 
rung und Warmwasserbereitung nach dem tat- 
sächlichen Verbrauch auf Verbrauchsbasis 

- Förderung der Drittfinanzierung von Energiespar- 
investitionen im öffentlichen Bereich 

- Wärmeschutz für Neubauten 

- regelmäßige Überprüfung von Heizkesseln 

- Energiebilanzen in Unternehmen mit hohem Ener- 
gieverbrauch. 

- Mit der Verabschiedung der Richtlinie zur Förde- 
rung der emeuerbaren Energieträger in der Ge- 
meinschaft (ALTENER) wird die Nutzung emeuer- 
barer Energiequellen gefördert. 

- Ferner wurde die Richtlinie für ein System zur Be- 
obachtung der Emissionen von CO 2 und anderen 
Treibhausgasen in der Gemeinschaft verabschie- 
det, das sowohl einer einheitlichen Datenerfassung 
als auch einer Evaluierung nationaler und gemein- 
schaftlicher Minderungsziele dient. 

Noch nicht verabschiedet werden konnte der von der 
Europäischen Kommission vorgelegte Richtlinienent- 
wurf für eine C02-/Energiesteuer, da hierzu bisher 
keine Übereinstimmung in Brüssel erzielt werden 
konnte. 

Die Maßnahmen der Europäischen Union sind durch 
nationale Programme zu ergänzen. Bei der Umset- 
zung der Europäischen Energiecharta (vgl. dazu auch 
Kapitel B.3.1.5) durch das rechtlich verbindliche Ba- 
sisabkommen und spezifische Protokolle spielen auch 
Umwelt- und Klimaschutz sowie die Verbesserung 
der Energieeffizienz eine Rolle. Dies ist vor allem für 
die mittel- und osteuropäischen Länder und die Nach- 
folgestaaten der Sowjetunion (MOE- und NUS-Staa- 
ten) von Bedeutung. 

Intensive Zusammenarbeit im Bereich Umwelt und 
Energie führt die Bundesregierung insbesondere mit 
der Wirtschaftskommission der Vereinten Nationen 
für Europa (ECE) - vor allem im Hinblick auf die Ver- 
besserung der Energieeffizienz in den MOE- und 
NUS-Staaten - sowie mit der Organisation für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) 
und der Internationalen Energieagentur (lEA). 

Die Initiative der Bundesregierung zur Erarbeitung 
und Umsetzung der Klimarahmenkonvention im Rah- 
men der Arbeit der Vereinten Nationen ist gesondert 
in Abschnitt B.3.2.2 dargestellt. 

2.3.1. 9 Ausblick 

Die Erreichung des von der Bundesregierung ange- 
strebten C02-Minderungsziels von 25 bis 30 Prozent 
bis zum Jahr 2005 gegenüber 1987 setzt voraus, daß 
alle Akteure, d.h. Bund, Länder, Kommunen, Wirt- 
schaft, Wissenschaft, Bildung sowie die Verbraucher 


einen aktiven Beitrag leisten. Länder und Gemeinden 
sollten im Rahmen ihrer Zuständigkeiten und finan- 
ziellen Möglichkeiten das Programm des Bundes zur 
C02-Reduzierung ergänzen und flankieren. 

Mit einer Reihe länderspezifischer Klimaschutzpro- 
gramme ist dieser Prozeß auf Länderebene begonnen 
worden. 

Im kommunalen Bereich bestehen ebenso erhebliche 
Möglichkeiten zur Verringerung energiebedingter 
Umweltbelastungen und der C02-Emissionen. Daß 
die Kommunen ihre Handlungsspielräume nutzen, 
beweist die wachsende Zahl von Städten und Ge- 
meinden mit spezifischen Programmen und Konzep- 
ten zur C02-Reduktion und zum Klimaschutz sowie 
die Mitwirkung in entsprechenden Städte-Initiativen 
und -Netzwerken, die auf eine europa- und weltweite 
interkommunale Zusammenarbeit beim Klimaschutz 
abzielen. So haben heute bereits rund 100 deutsche 
Städte und Gemeinden kommunale Klimaschutz- und 
C02-Minderungsprogramme beschlossen. Im „Kli- 
mabündnis der europäischen Städte mit den Völkern 
Amazoniens zum Erhalt der Erdatmosphäre" arbeiten 
ca. 100 deutsche Städte mit. 

Die deutsche Wirtschaft hat mit ihrem Papier „Initia- 
tive der deutschen Wirtschaft für eine weltweite Kli- 
mavorsorge" ihren Beitrag zum Klima- schütz zuge- 
sagt. Die Bundesregierung führt intensive Gespräche 
mit der Wirtschaft über ihre Aufgaben im Rahmen der 
C02-Minderungsstrategie. 

Die Bundesregierung wird deshalb in den nächsten 
Jahren die eingeleitete C02-Minderungspolitik wei- 
terentwickeln und Umsetzen. Die Interministerielle 
Arbeitsgruppe C02-Reduktion wurde vom Bundes- 
kabinett beauftragt, ihre Arbeiten an einem Gesamt- 
konzept zur C02-Reduktion auch unter Berücksichti- 
gung weiterer klimarelevanter Treibhausgase fortzu- 
setzen. Sie wird im Sommer 1994 ihren dritten Bericht 
dem Bundeskabinett vorlegen. 

Die Bundesregierung wird auch künftig durch die 
zielgerichtete Umsetzung und Fortschreibung des 
nationalen C02-Minderungsprogramms ihren Beitrag 
zum Klimaschutz leisten. Sie wird ihre nationale Stra- 
tegie auf der Grundlage der Beschlüsse des gemein- 
samen Umwelt- und Energierates der Europäischen 
Gemeinschaft vom 29. Oktober 1990 sowie vom 
13. Dezember 1991 in die „Gemeinschaftsstrategie für 
weniger Kohlendioxidemissionen und mehr Ener- 
gieeffizienz" einbinden. 

Die Bundesregierung wird weiterhin eine offensive 
Rolle bei den Bemühungen um eine weltweit abge- 
stimmte Strategie zur Bekämpfung des drohenden 
anthropogenen Treibhauseffektes spielen. Dies gilt 
insbesondere für das Vorantreiben des Prozesses der 
Umsetzung der Klimarahmenkonvention. 

2.3.2 Umweltschutz und Verkehr 

2.3.2.1 Umwelteinwirkungen durch den Verkehr 

In einer modernen arbeitsteiligen Wirtschaft nehmen 
Personen- und Güterverkehr eine Schlüsselfunktion 
ein. Die deutsche Einheit, die Vollendung des euro- 
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Tabelle 40 


Entwicklung der Verkehrsleistung bis 2010 



1988 

1991 ^) 

2010 

Zunahme in % 
gegenüber 





1988 

1991 

Güterverkehr 

(Mrd tkm) 
Straßengüterfem- 
verkehr 

122 

163 

238 

95 

46 

Eisenbahn 

125 

86 

194 

55 

126 

Binnenschiffahrt . . 

63 

63 

116 

84 

84 

Personenverkehr 

(Mrd. Pkm) 
Individualverkehr . 

647 

703 

838 

30 

19 

Eisenbahn 

62 

53 

88 

42 

66 

Luftverkehr 

14 

16 

34 

143 

113 

Öffentlicher 
Straßenpersonen- 
verkehr 

87 

78 

110 

26 

41 


geschätzte Werte 


Quelle: Bundesministerium für Verkehr 

päischen Binnenmarktes sowie die Öffnung Osteuro- 
pas stellen steigende Anforderungen an die Ver- 
kehrswege in Deutschland. Großstädte und Ballungs- 
räume drohen am Straßenverkehr zu erstiken, die 
Eisenbahn stößt auf den Hauptstrecken an die Gren- 
zen ihrer Schienenkapazität, und der Luftraum über 
den internationalen Luftkreuzen ist überfüllt. 

Prognosen des Bundesverkehrsministeriums gehen 
davon aus, daß der motorisierte Verkehr in Deutsch- 
land bis zum Jahre 2010 noch einmal stark zunehmen 
wird. Ein deutlicher Anstieg ist im Bereich des 
Straßengrüterfemverkehrs zu erwarten, dessen Ver- 
kehrsleistung sich bis 2010 gegenüber 1988 nahe- 
zu verdoppeln wird. Ähnliches gilt für den Luftver- 
kehr. 


In diesen Prognosen wird ein Ajistieg des Pkw- 
Bestandes bis zum Jahre 2010 auf über 45 Millionen 
gegenüber 39 Millionen Pkw Ende 1992 zugrundege- 
legt. Andere Prognosen (z.B. Shell AG) gehen von 
noch größeren Zuwächsen aus. Dabei ist allerdings zu 
beachten, daß prozentual der größte Anstieg in den 
neuen Ländern stattfinden wird, die bisher eine gerin- 
gere Fahrzeugdichte hatten. 

Die Umweltbelastungen aus dem Straßenverkehr 
gewinnen daher zunehmend größeres Gewicht. Nicht 
zuletzt auch infolge der starken Abnahme der Emis- 
sionen aus stationären Anlagen bildet der Verkehr - 
insbesondere der Straßenverkehr - heute die größte 
Quelle der Belastung der Luft durch die Schadstoffe 
Stickstoffoxid (NOx), Kohlenwasserstoff (CH) und 
Kohlenmonoxid (CO) und eine wichtige Quelle der 
Lärmbelästigung. Daneben spielen der Flächenver- 
brauch und die Eingriffe in Natur und Landschaft 
durch den Verkehrswegebau eine RoUe. 

Die Emissionen aus dem Verkehr entwickelten sich 
wie folgt (s. Tabelle 42). 

Seit Ende der achtziger Jahre wirkt sich die Einfüh- 
rung schadstoffreduzierter Pkw aus, so daß trotz stei- 
gender Verkehrsleistung ein Rückgang der Emissio- 
nen aus dem Verkehr bezüglich Kohlenwasserstoff 
(CH), Stickstoffoxid (NOx) und Kohlenmonoxid (CO) 
zu verzeichnen ist. Seit der Wiedervereinigung glei- 
chen sich die Verkehrsverhältnisse im Gebiet der ehe- 
maligen DDR dynamisch an das frühere Bundes- 
gebiet an. 

Bei den Luftschadstoffen CO, CH und NOx ist auf- 
grund der Einführung des Dreistufenplans für die 
europäische Abgasgesetzgebung trotz des progno- 
stizierten Verkehrszuwachses auch weiterhin ein 
deutlicher Rückgang der Emissionen zu erwarten. In 
den alten Ländern ist die Einführung des geregelten 
Katalysators Grund für diesen Rückgang, während in 
den neuen Ländern insbesondere das Ausscheiden 
der hoch emittierenden Zweitaktfahrzeuge Wirkung 
zeigt. In den neuen Ländern wird eine Zunahme der 
Stickstoffoxid-Emissionen im Zusammenhang mit 
dem Zuwachs beim Straßengüterverkehr prognosti- 
ziert. Insgesamt ist jedoch auch im Hinblick auf Stick- 
stoffoxid ein Rückgang zu erwarten. 


Tabelle 41 


Anteil des Verkehrs an den Gesamtemissionen von Luftschadstoffen 1990*) 

(Angaben in Prozent) 



NO, 

CH 

CO 

CO2 


Verkehr 

gesamt 

Straßen- 

verkehr 

Verkehr 

gesamt 

Straßen- 

verkehr 

Verkehr 

gesamt 

Straßen- 

verkehr 

Verkehr 

gesamt 

Straßen- 

verkehr 

alte Länder 

73,2 

63,5 

50,4 

47,1 

74,7 

71,3 

23,7 

18,6 

neue Länder 

43,3 

28,6 

68,1 

67,3 

33,7 

31,6 

8,3 

6,0 

Deutschland 

67,2 

56,7 

56,2 

53,2 

61,3 

58,8 

19,1 

14,9 


•) einschließlich der Emissionen bei der Lagerung und dem Umschlag von Kraftstoffen 
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Tabelle 42 


Entwicklung der Emissionen aus dem Verkehr: 
Bundesrepublik Deutschland 



NO, (kt) 

CH (kt) 

CO (kt) 

CO 2 (kt) 

1970 

1 050 

1 050 

8 900 

104 

1975 

1 300 

1 200 

10 200 

115 

1980 

1 600 

1 300 

8 800 

137 

1985 

1 705 

1 100 

6 285 

130 

1986 

1 770 

1 106 

6315 

136 

1987 

1 770 

1 078 

6 150 

140 

1988 

1 775 

1 039 

5 915 

143 

1989 

1 750 

979 

5 515 

147 

1990*) 

1962(1 745) 

1 435 (921) 

6 254 (5 200) 

178 (153) 

1991^) 

1917 (1 705) 

1 341 (840) 

5 783 (4 715) 

182(156) 


Deutschland gesamt (Klammerwerte: alte Länder) 
geschätzt 


Im Hinblick auf die Emissionen von Kohlendioxid, 
die eine besondere Rolle bei der Bekämpfung der 
globalen Umweltgefahren spielen, kommt dem Ver- 
kehrsbereich eine besondere Bedeutung zu. Mit 
dem C02-Minderungsprogramm der Bundesregie- 
rung (vgl. Kapitel B.2.3.1), wonach bis zum Jahre 
2005 eine Senkung der C02-Emissionen insgesamt 
um 25 bis 30 Prozent gegenüber 1987 angestrebt 
wird, zielt die Bundesregierung zumindest auf eine 
Stabilisierung der C02-Emissionen aus dem Verkehr 
ab. 


Tabelle 43 


Anteil des Verkehrs an den Gesamtemissionen 
von Kohlendioxid 1990 

(Angaben in Prozent) 



Verkehr gesamt 

Straßenverkehr 

alte Länder 

23,7 

18,6 

neue Länder 

8,3 

6,0 

Deutschland 

19,1 

14,9 


Aufgrund des stark angewachsenen Straßenverkehrs 
bildet der Verkehrsbereich in den neuen Ländern 
eine zunehmende Quelle der Luftverunreinigung, 
doch der Bestand an umweltfreundlicheren Kraftfahr- 
zeugen wächst schnell. 

Weltweit wird dem Ausbau von Verkehrssystemen als 
Voraussetzung für die ökonomische und soziale Ent- 
wicklung eine hohe Bedeutung beigemessen. Am 
Wachstum des Fahrzeugbestandes werden die Ent- 


wicklungsländer einen erheblichen Anteil haben. Der 
Entwicklung und Durchsetzung kostenwirksamer, 
effizienter, sicherer und ökologisch verträglicher 
Transportsysteme kommt daher entscheidende Be- 
deutung für die Förderung der nachhaltigen Entwick- 
lung zu. 

2.3.2.2 Strategie einer umweitgerechten 
Mobilität 

Die umweit- und verkehrspolitischen Maßnahmen 
der Bundesregierung dienen dem Leitbild der Si- 
cherung einer umweltgerechten Mobilität. Ange- 
sichts des Verkehrswachstums, der Umweltbela- 
stungen und der vermehrten Engpaßsituationen im 
Verkehr setzt die Bundesregierung auf ein inte- 
griertes Gesamtverkehrskonzept, das die Rolle der 
umweltfreundlichen Verkehrsträger stärkt. Ver- 
kehrsvermeidung, Verkehrsverlagerung auf um- 
weltschonendere Verkehrsmittel, die technische 
Optimierung der Verkehrsmittel und nicht zuletzt 
eine umfassende Information und Aufklärung über 
umweltschonendes Verkehrsverhalten bUden die 
tragenden Säulen dieses zukunftsorientierten Kon- 
zepts. 

Tabelle 44 

4-Säulen-Konzept einer 
umweltgerechten Mobilität 


Verkehrsvermeidung 
Verkehrsverlagerung 
Technische Optimierung 
Information und Aufklärung 
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2.3.2.2.1 Vermeidung und Verlagerung von Verkehr 

Die vom Verkehr ausgehenden Umweltbelastungen 
können nur teilweise durch technische Maßnahmen 
am Fahrzeug und die Verbesserung von Kraftstoff- 
qualitäten verringert werden. Aufgabe einer nach- 
haltigen Verkehrs- und Umweltpolitik muß es daher 
auch sein, Verkehr nicht beliebig weiter wachsen zu 
lassen. Entsprechend dem Prinzip der Integration ist 
es notwendig, sich zukünftig nicht nur mit der Bewäl- 
tigung des Verkehrsaufkommens und seiner Umwelt- 
folgen zu befassen, sondern Fragen der Verkehrsent- 
stehung und Verkehrsverlagerung in den Vorder- 
grund zu stellen. Umweltfreundlichere Verkehrsmit- 
tel müssen bessere Chancen erhalten, sich als Wett- 
bewerber am Markt zu behaupten. 

Durch eine verstärkte Vernetzung der Verkehrsträger 
sollen die systematischen Vorteile von Schiene, Stra- 
ße, Wasserstraße und Luft genutzt werden. Ein Bei- 
spiel hierfür ist der kombinierte Verkehr Schiene/ 
Straße. Bereits heute werden in Deutschland 2 Millio- 
nen Lkw-Fahrten im Jahr durch den kombinierten 
Verkehr ersetzt, ln Zukunft sind Binnenschiffahrt, 
Fährverkehr und Küstenschiffahrt verstärkt in Ver- 
bundlösungen einzubeziehen. Im Hinblick auf die 
Abmessungen der Transportbehälter ist eine minde- 
stens europaweite Normung und Standardisierung 
für eine erfolgreiche Kooperation unumgänglich. Im 
Personenverkehr soll durch die Schienenanbindung 
der Flughäfen und durch die Verknüpfung der wichti- 
gen Zentren Europas mit einem europäischen Hoch- 
geschwindigkeitsnetz der Kurzstreckenflugverkehr 
so weit wie möglich durch Schienenverkehr ersetzt 
werden. 

Voraussetzung für erfolgreiche Verbundlösungen 
sind eine leistungsfähige Schieneninfrashuktur und 
den Anforderungen entsprechend ausgebaute 
Schnittstellen. Zu den vordringlichen Infrastruktur- 
investitionen gehören deshalb Terminals für den kom- 
binierten Verkehr und die Verkehrsprojekte zur Wie- 
derherstellung leistungsfähiger Ost-West-Achsen in 
gesamteuropäischer Perspektive. 

Im Rahmen der Strukturreform der Bahn erfolgt auch 
die gesetzliche Regelung der Regionalisierung des 
Schienenpersonenverkehrs zum 1. Januar 1996. 
Durch die Übertragxmg der Aufgabe auf die Länder 
können die Leistimgsangebote besser an die regiona- 
len Gegebenheiten angepaßt werden. Damit wird der 
öffentliche Personennahverkehr (ÖPNV) insgesamt 
gestärkt. 

Eine vorrangige investitionspolitische Aufgabe des 
Bundesverkehrswegeplans (BVWP) 1992 hegt in der 
möglichst umweltgerechten Gestaltung des Ver- 
kehrssystems und dem umweltverträghchen Ausbau 
der Verkehrswege. Für den BVWP 1992 wurde erst- 
mals eine Prognose zugrundegelegt, die nicht von 
einer Trendfortschreibung, sondern von einer (wahr- 
scheinlichen) Änderung der ordnungspohtischen 
Rahmenbedingungen ausgeht und infolgedessen 
eine deutlich höhere Schienenverkehrsnachfrage und 
eine demgegenüber gedämpfte zusätzliche Nach- 
frage nach Straßenverkehrsleistungen erwarten läßt. 
Der BVWP 1992 enthält gegenüber früheren Bundes- 
verkehrswegeplänen erstmals eine Erhöhung des In- 


vestitionsvolumens für die Schiene und schafft damit 
eine wichtige Voraussetzung für die Verlagerung von 
Teilen des Personen- und Güterverkehrs auf die um- 
weltverträglichere Bahn. 

Wenn die Städte bewohnbar und lebenswert bleiben 
sollen, muß der Autoverkehr auf den städtischen Stra- 
ßen nach Möglichkeit reduziert werden. Dies setzt 
voraus, daß das System des öffentlichen Personen- 
nahverkehrs (ÖPNV) so ausgebaut wird, daß die vom 
Bürger gewünschte Mobihtät gewahrt bleibt. 

Für den verbleibenden motorisierten Individualver- 
kehr werden Verkehrsleitsysteme entwickelt, die 
überflüssigen Verkehr vermeiden helfen imd die 
Parkplatzsuche minimieren. Parkraumbewirtschaf- 
tung, Parkplatzleit- und Parkplatzsuchsysteme sind 
verfolgenswerte Richtungen. 

Zur „umweltgerechten Mobilität" gehört nicht zuletzt 
die Verbesserung der Verkehrsbedingungen für Fuß- 
gänger und Radfahrer inner- und außerhalb von Städ- 
ten. Verkehrsberuhigte Bereiche, Tempo-30-Zonen 
und Fußgängerzonen sowie der Ausbau von Rad- 
wegenetzen tragen dazu bei. Integrierten Lösungen 
zur kombinierten Nutzung von Radverkehrsnetzen 
und öffentlichem Nahverkehr wird verstärkte Auf- 
merksamkeit gewidmet. 

Bei den Aspekten der Verkehrsentstehung und Ver- 
kehrsverlagerung spielt vor allem im Güterverkehr 
die Angleichung der Wettbewerbsbedingungen zwi- 
schen den Verkehrsträgern Schiene und Straße hin- 
sichtlich der Anrechnung von Wege- und Umwelt- 
kosten eine wichtige Rolle. Ein wirksamer Umwelt- 
schutz ist nur erreichbar, wenn die Verursacher der 
Umweltbelastungen mit den verursachergerechten 
Kosten belegt werden. Von Bedeutung sind hier 
neben ordnungspolitischen vor allem preispohtische 
Instrumente. Damit können wirksame Anreize zugun- 
sten eines umweltschonenden Verkehrsverhaltens 
und der Entwicklung energiesparender, emissions- 
armer Techniken ausgelöst werden. 

2,3.2.2.2 Technische Maßnahmen 

Die Anforderungen an das Kraftfahrzeug werden in 
Richtung auf eine Reduzierung der Umweltbelastung 
fortentwickelt. Dabei geht es vor allem um die Ent- 
wicklung und Umsetzung umweltgerechter Techno- 
logien in den Bereichen Lärm, Luftreinhaltung, Re- 
cychng und Energieverbrauch. 

Mit der Durchsetzung von strengen Lärm- und Schad- 
stoffgrenzwerten nach dem Stand der Technik wur- 
den bereits entscheidende Fortschritte beim Abbau 
der verkehrsbedingten Umweltbelastungen erreicht. 

Durchsetzung des Katalysators 
in der Europäischen Union 

Seit dem 1. Januar 1993 gelten in der Europäischen 
Union strenge Schadstoffgrenzwerte, die nach dem 
heutigen Stand der Technik bei allen neu zugelasse- 
nen Benzin-Pkw den geregelten Drei-Wege-Katalysa- 
tpr und den kleinen Kohlekanister erfordern. In der 
Bundesrepublik Deutschland konnte im Wege steuer- 


217 


Drucksache 1 2/8451 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


lieber Anreize erreicht werden, daß seit 1985 der An- 
teil von Neuzulassungen mit geregeltem Drei-Wege- 
Katalysator stark zugenommen hat und seit Juli 1991 
fast 100 Prozent beträgt. 

46,2 Prozent der Pkw mit Ottomotor sind bereits 
(Stand: 1. Januar 1994) mit einem Drei-Wege-Kataly- 
sator ausgestattet. Damit nimmt Deutschland inter- 
national eine Spitzenposition ein. Da Neufahrzeuge 
deutlich höhere Fahrleistungen erbringen als Altfahr- 
zeuge, kann man davon ausgehen, daß der Fahrlei- 
stimgsanteil dieser Fahrzeuge deutlich über 50 Pro- 
zentliegt. 

Fördermaßnahmen zur Nachrüstung von Altfahrzeu- 
gen haben dazu geführt, daß ebenfalls ein beträcht- 
licher Anteil älterer Fahrzeuge schadstoffreduziert 
wurde. Der Gesamtbestand schadstoffreduzierter 
Kraftfahrzeuge betrug am 1. Januar 1994 67,6 Pro- 
zent; über 57,9 Prozent gelten als schadstoffarm. 


Dreistufenplan für europäische Abgasgrenzwerte 

Aufgrund einer Initiative der Bundesregierung wer- 
den nach einem Dreistufenplan europäische Abgas- 
grenzwerte für Kraftfahrzeuge weiter verschärft. Er 
bezieht sich auf den Ausstoß von Kohlenmonoxid, 
Kohlenwasserstoffen und Stickstoffoxid sowie Parti- 
keln bei Pkw und Nutzfahrzeugen. Die erste Stufe ist 
1992/93 in Kraft getreten. In Verbindung mit der 


Tabelle 45 


Prognose der Entwicklung von verkehrsbedingten 
Schadstoffemissionen 1988 bis 2005 



aufgrund 
gültiger EG- 
Grenzwerte 

„Dreistufen- 

plan" 

(z. Z. ver- 
handelt) 

Kohlenmonoxid 

- 56 % 

- 64 % 

Kohlenwasserstoffe .... 

- 69 % 

- 78 % 

Stickoxide 1 

- 38 % 

- 48 % 

Partikel 

- 48 % 

- 61 % 


Quelle: Umweltbundesamt 


bereits verabschiedeten zweiten Stufe und dem von 
Deutschland vorgelegten Vorschlag einer dritten 
Stufe wird ein deutlicher Rückgang der Schadstoff- 
emissionen prognostiert. 

Die Grenzwerte der zweiten Stufe, die für Pkw ab 
1996/97 gültig werden sollen, wurden am 22. März 
1 994 vom Rat endgültig verabschiedet. Die zweite Stu- 
fe wird im Mittel zu einer Halbierung der 1992/93 in 
Kraft getretenen Grenzwerte führen. Für die Grenz- 
werte der dritten Stufe, die für 1999 vorgesehen sind, 
hat die Bundesregierung Vorschläge unterbreitet. 


Abbildung 32 
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Tabelle 46 

Dreistufenplan für europäische Abgasgrenzwerte für Kraftfahrzeuge: Pkw 
(Grenzwert für die Serienproduktion) in g/km 




91/441/EWG 

94/12/EG 

Vorschlag D 

1. Stufe ab 1992 

2. Stufe ab 1996 

3. Stufe ab 1999 

Benzin 

CO 

3,16 

2,2 

1,5 


CH +NOx 

1,13 

0,5 

0,2 

Diesel 

CO 

3,16 

1,0 

0,5 


CH +NOx 

1,13 

0,7 

0,5 


Partikel 

0,18 

0,08 

0,04 


Bei Lkw und Bussen hat der Europäische Umweltrat 
bereits die ersten beiden Stufen quantitativ festgelegt 
und für 1999 eine weitere Verschärfung in der Richt- 
linie angekündigt. Für neu in den Verkehr kommende 
Fahrzeuge tritt die erste Stufe am 1. Oktober 1993 in 
Kraft, die zweite Stufe wird am 1. Oktober 1996 wirk- 
sam. (Für neue Typgenehmigungen wird die Vor- 
schrift ein Jahr früher angewendet.) Damit werden 
die erst 1990 in Kraft getretenen Lkw- Abgasgrenz- 
werte deutlich verschärft. In der dritten Stufe sollen 
nach Auffassung der Bundesregierung für die kriti- 
schen Komponenten Stickstoffoxid und Rußpartikel 
Grenzwerte unter 5 g/kWh bzw. 0,1 g/kWh (heute 
9,0 g/kWh bzw. 0,4 g/kWh) festgelegt werden. 

Von Bedeutung für die im praktischen Betrieb entste- 
henden Emissionen (vor allem Stickstoffoxid und Ruß) 
von Nutzfahrzeugen ist darüber hinaus die Einfüh- 
rung von Geschwindigkeitsbegrenzern. Sie sind für 
große Nutzfahrzeuge durch die 15. Verordnung zur 
Änderung straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften 
vom 23. Juni 1993 eingeführt worden. Nach dieser 
Verordnung wird für Kraftomnibusse mit einem zuläs- 
sigen Gesamtgewicht von mehr als 10 Tonnen sowie 
für Lastkraftwagen und Sattelzüge mit einem zulässi- 
gen Gesamtgewicht von mehr als 12 Tonnen der Ein- 


bau von Geschwindigkeitsbegrenzern vorgeschrie- 
ben. Dies gilt für Neufahrzeuge, die seit dem 1. Janu- 
ar 1994 in Betrieb genommen werden sowie ab dem 
1. Januar 1995 auch für gebrauchte Fahrzeuge, die 
zwischen dem 1. Januar 1988 und dem 31. Dezember 
1993 in Betrieb genommen wurden. 

Für Motorräder gelten z. Z. hinsichtlich der Anforde- 
rungen in bezug auf das Abgasverhalten die Regelun- 
gen der Wirtschaftskommission der Vereinten Natio- 
nen für Europa (ECE). Es ist Ziel der Bundesregie- 
rung, auf EU-Ebene die Motorräder stufenweise dem 
Abgasniveau des heutigen Katalysator- Pkw anzuglei- 
chen und damit auch hier die Emissionen zu ver- 
ringern. 

Über die Begrenzung der C02-Emissionen für Pkw- 
Neufahrzeuge wird in einer Arbeitsgruppe bei der 
Europäischen Kommission beraten. Dabei wird davon 
ausgegangen, daß bis zum Jahre 2005 ein durch- 
schnittlicher Verbrauch von 5 1/100 km bei Neufahr- 
zeugen erreicht wird. Auf der Grundlage der Ergeb- 
nisse der Arbeitsgruppe beabsichtigt die Europäische 
Kommission, einen Vorschlag mit konkreten Maßnah- 
men zur C02-Minderung bei Pkw in Kürze den Mit- 
gliedstaaten vorzulegen. 


Tabelle 47 

Dreistufenplan für europäische Abgasgrenzwerte für Kraftfahrzeuge: Lkw und Busse 
(Grenzwert für die Serienproduktion in g/kWh) 



88/77/EWG 

91/542/EWG 

Vorschlag D 


seit 1988/90 

1. Stufe ab 92/93 

2. Stufe ab 95/96 

3. Stufe ab 1999/2000 

CO 

12,3 

4,9 

4,0 

2,0 

CH 

2,6 

1,23 

1,1 

0,6 

NO, 

15,8 

9,0 

7,0 

unter 5,0 

Partikel 

- 

0,4*) 

0,15 

unter 0,1 


•) 0,68 g/kWh für Motor mit weniger als 85 kW 
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Tabelle 48 


Dreistufenplan für europäische Abgasgrenzwerte für Kraftfahrzeuge: Motorräder 
(Grenzwert für die Serienproduktion in g/km) 


Motorräder 

ECE-R 40/01 

Vorschlag EG-KOM 

Vorschlag D 

1. Stufe ab 1994 

2. Stufe ab 1997 

3. Stufe ab 1998/99 


CO 2-Takt 

16-40 

8,0 

3,0 

4-Takt 

21-42 

13,0 


CH 2-Takt 

10,4-16,8 

4,0 

1,0 

4-Takt 

6,0-8, 4 

3,0 


NOx 2-Takt 

— 

0,1 

0,3 

4-Takt 


0,3 


Testverfahren 

Stadtzyklus (R 40) 

Stadtzyklus (R 40) 

Stadt- und Überland- 




zyklus wie bei Pkw 


Emissionen des kanzerogenen Benzols stammen fast 
ausschließlich aus dem Straßenverkehr, wobei der 
größte Anteil davon auf das Abgas der ottomotori- 
schen Verbrennung entfällt. Infolge der Einführung 
des Katalysators und der Gaspendel- Verordnungen, 
die ab 1993 die Ausrüstung der neuen Tankstellen mit 
Gasrückführsystemen vorschreiben, wird bis 2005 ge- 
genüber 1988 eine Minderung der Benzolemissionen 
aus dem Kraftfahrzeugbereich von rund 70 Prozent 
erwartet. 

Neue Antriebssysteme 

Neue Antriebssysteme müssen sich vor allem durch 
niedrige Lärm- und Schadstoffemissionen auszeich- 
nen. Dies gilt sowohl für Pkw als auch für Nutzfahr- 
zeuge. 

Im Rahmen eines mehrjährigen Demonstrationsvor- 
habens werden derzeit Einsatzreife und Umwelt- 
vorteüe gasbetriebener lärmarmer Nutzfahrzeuge 
erprobt. Fahrzeuge mit Gasantrieb, die nach dem 
neuesten Stand der Technik ausgerüstet sind, weisen 
äußerst niedrige Emissionswerte auf. Die Stickstoff- 
oxidemissionen sind gegenüber Dieselmotoren deut- 
lich niedriger, ohne daß Rußpartikelprobleme be- 


stehen. Die Kohlenwasserstoffemissionen setzen sich 
in erster Linie aus für den Menschen unbedenklichen 
Anteilen zusammen. Mit dem vom Bundesumwelt- 
ministerium geförderten Vorhaben kann ein Beitrag 
dazu geleistet werden, die Einführung zukunftsorien- 
tierter Fahrzeugtechniken zu beschleunigen, die in 
besonders sensiblen Gebieten wie Citybereichen und 
Kurorten zum Einsatz gelangen können. 

Um die Technik und Anwendung des Elektro-Fahr- 
zeugs weiter voranzutreiben, wird zur Zeit vom Bun- 
desforschungsministerium ein Großversuch auf der 
Ostseeinsel Rügen durchgeführt. Zu der dort erprob- 
ten Fahrzeugflotte gehören 37 Elektro-PKW sowie 
20 Kleintransporterund 3 Mini- bzw. Midi-Busse. 

Das Bundesforschungsministerium fördert darüber 
hinaus Projekte zu alternativen Kraftstoffen, zur Ver- 
besserung der Lärmminderungstechnik sowie zur 
Entwicklung neuer verkehrsbezogener Kommunika- 
tionstechnologien (Telematik im Verkehr), 


Abgasuntersuchung 

Seit dem 1. Dezember 1993 ist die Abgasuntersu- 
chung (vormals Abgassonderuntersuchung) auch für 


Tabelle 49 


Dreistufenplan für europäische Abgasgrenzwerte für Kraftfahrzeuge: Mopeds 
(Grenzwert für die Serienproduktion in g/km) 



ECE-R 47 

Vorschlag EG-KOM 

1. Stufe ab 1994 

2. Stufe ab 1997 

3. Stufe ab 1998/99 

CO 

9,6 

6 

1,0 

CH 

6,5 

- 

- 

CH +NOx 

- 

3 

1,2 

Testverfahren 

Stadtzyklus (R 47) 

Stadtzyklus (R 47) 

Stadtzyklus (R 47) 
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Katalysatorfahrzeuge, Diesel-Pkw und Lkw Pflicht. 
Der Abgasuntersuchung werden nahezu alle im Ver- 
kehr befindlichen Fahrzeuge unterzogen (Ausnahme: 
Dieselfahrzeuge mit Erstzulassimg vor dem 1. Januar 
1977 sowie Fahrzeuge mit Ottomotor mit Erstzulas- 
sung von dem 1. Juli 1969). Mit der Abgasunter- 
suchung können vor allem grobe Defekte infolge Ver- 
schleißes, fehlerhafter Nutzung oder fehlerhafter 
Wartung aufgedeckt und behoben werden. 

Pkw mit geregeltem Katalysator und Diesel-Pkw wer- 
den in einem Zwei-Jahreszyklus geprüft, andere Pkw 
mit Benzinmotor und Nutzfahrzeuge über 3,5 Tonnen 
Gesamtgewicht werden jährlich untersucht. 

Verbesserung der Kraftstoffqualität 

Mit dem Verbot des verbleiten Normalbenzins An- 
fang 1988 stieg der Absatz von bleifreiem Benzin in 
der Bundesrepublik Deutschland deutlich an. Dieser 
Trend hat sich weiter fortgesetzt. Der Anteü am ab- 
gesetzten Ottokraftstoff lag Anfang 1994 bei etwa 
90 Prozent. Damit nimmt Deutschland in der Euro- 
päischen Union die führende Position ein. 

Am 28. Januar 1994 ist die Zehnte Verordnung zur 
Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgeset- 
zes (Verordnung über die Beschaffenheit und die 
Auszeichnung der Qualitäten von Kraftstoffen - 
10. BImSchV) in Kraft getreten. Alle Kraftstoffe vom 
Ottokraftstoff über Diesel bis zum Flüssiggas müssen 


aufgrund dieser Kraftstoffqualitätsverordnung fest 
definierten Mindestanforderungen genügen. Die 
neuen Anforderungen regeln zahlreiche chemische 
und physikalische Eigenschaften wie Klopffestigkeit, 
Dampfdruck, Siedeverlauf, Siedepunkt, ZündwiUig- 
keit, Destillationsrückstände etc.. Die Qualitätsanfor- 
derungen entsprechen den im Mai 1993 festgelegten 
europäischen EN-Normen, deren deutsche Ausgaben 
(DIN EN) mit der Kraftstoffqualitätsverordnung in die 
deutsche Gesetzgebung einfließen. In die Kraftstoff- 
qualitätsverordnung wurde die Definition des 
„schwefelarmen Dieselkraftstoffs" aufgenommen, der 
nur noch maximal 0,05 Gewichtsprozent Schwefel 
statt wie bisher 0,2 aufweisen darf. Anbieter erhalten 
dadurch die Möglichkeit, bereits ab dem 1. Oktober 
1994, zwei Jahre vor dem obligatorischen Termin 
ihren Dieselkraftstoff entsprechend an der Tankstelle 
auszuzeichnen. 

Das Bundeskabinett hat mit der Verabschiedung 
der Zweiten Verordnung zur Änderung der Dritten 
Verordnimg zur Durchführung des Bundes-Immis- 
sionsschutzgesetzes (Verordnung über Schwefel- 
gehalt von leichtem Heizöl und Dieselkraftstoff - 
3. BImSchV) am 19. Juli 1994 die Einführung von 
schwefelarmem Dieselkraftstoff beschlossen. Die 
Verordnung, die noch der Zustimmung des Bundes- 
rates bedarf, schreibt die Herabsetzung des Schwefel- 
gehalts im Dieselkraftstoff von derzeit maximal 0,20 
auf maximal 0,05 Gewichtsprozent zum 1. Oktober 
1996 verbindlich vor. Durch die Verordnung wird die 


Abbildung 33 


Kraftstoffabsatz in Deutschland 



Quelle: Bundesamt für Wirtschaft 
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Abbildung 34 


Anteil des bleifreien Benzins am Otto-Kraftstoffabsatz 
in ausgewählten Staaten Europas 1992 



Quelle: Statistisches Amt der EU 


EG-Gasölrichtlinie vom 23. März 1993 umgesetzt. 
Diese Richtlinie ist maßgeblich auf deutsche Initiative 
zustande gekommen. Damit wird europaweit der 
schwefelarme Dieselkraftstoff ab dem 1. Oktober 
1996 verbindlich eingeführt. Die Rußemissionen im 
Straßenverkehr können allein durch diese Maßnah- 
me um bis zu 15 Prozent reduziert werden. Mit dem 
neuen Dieselkraftstoff wird auch der Einsatz von Ab- 
gaskatalysatoren zur Verminderung der Dieselemis- 
sionen erhebhch erleichtert. 

Die Bundesregierung setzt sich in der Europäischen 
Union vor aUem für eine Herabsetzung des Grenzwer- 
tes für Benzol im Ottokraftstoff von 5 auf 1 Vol.-% ein. 
Weil nach neueren Erkenntnissen auch andere Kraft- 
stoffkomponenten neben dem Benzol zur Umweltbe- 
lastimg beitragen, hat die Bundesregierung im Okto- 
ber 1992 die Europäische Union (EU) in einem Memo- 
randum gebeten, Vorschläge zur Erhöhung der Um- 
weltquahtät der Kraftstoffe insgesamt vorzulegen. So 
sind etwa die Hälfte der Benzolemissionen im Abgas 
auf den Aromatengehalt und nicht auf den Benzol- 
gehalt selbst zurückzuführen. Neben der weiteren 
Verminderung der Benzolemissionen können nach 
den Untersuchungen des Umweltbundesamtes insbe- 
sondere die Kohlenwasserstoffemissionen der Pkw 
gemindert werden. 

Mit Beschluß des Umweltrates vom 2. und 3. Dezem- 
ber 1993 zur Fortschreibung der Grenzwerte für Pkw 
konnte die Europäische Kommission verbindlich ver- 


pflichtet werden, bis Ende 1994 Vorschläge zur Ver- 
besserung der Umweltqualität der Kraftstoffe zu un- 
terbreiten. Dazu haben die europäische Automobil- 
und Mineralöhndustrie zusammen mit der Europäi- 
schen Kommission das sog. Auto-Oil-Programme mit 
einem Forschungsvolumen von 36 Mülionen ECU 
vereinbart. 

ln verbleitem Benzin sind üblicherweise Chlor- und 
Bromverbindungen enthalten, die zur Entstehung 
von Dioxin im Abgas führen können. Die Bundes- 
regierung hat deshalb im September 1991 die Neun- 
zehnte Verordnung zur Durchführung des Bundes- 
Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über Chlor- 
und Bromverbindungen als Kraftstoffzusatz - 
19. BImSchV) beschlossen, die diese Verbindungen 
(Scavenger) im Kraftstoff für Kraftfahrzeuge verbie- 
tet. Damit hat Deutschland weltweit als erster Staat 
ein Scavenger- Verbot durchgesetzt. Die deutsche 
Mineralölindustrie hat bereits vor Inkrafttreten der 
Verordnung freiwillig auf Scavenger verzichtet. 

Die Einführung von schwefelarmem Dieselkraftstoff 
war bereits 1987 Gegenstand einer entsprechenden 
Initiative der Bundesregierung bei den Europäischen 
Gemeinschaften. Nunmehr steht fest, daß der schwe- 
felarme Dieselkraftstoff in Europa verbindlich einge- 
führt und der gemeinsame handelsübliche Kraftstoff 
sein wird. Im März 1993 wurde die EG-GasöLrichtlinie 
verabschiedet. Danach darf ab Oktober 1996 der Die- 
selkraftstoff in der Europäischen Union einen Schwe- 
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felhöchstgehalt von 0,05 Gew.-% nicht überschreiten. 
Die Kraftstoff qualitätsverordnung vom 13. Dezember 
1993 gibt Kraftstoffanbietem die Möglichkeit, bereits 
ab dem 1. Oktober 1994 ihren Dieselkraftstoff als 
schwefelarm zu bezeichnen, wenn er den künftigen 
Normen von 0,05 Gew.-% entspricht. 

Das Bundesumweltministerium bereitet z. Zt. eine 
Rechtsverordnung nach 34 Bundesimmissionsschutz - 
gesetz vor, die Herstellern von Mineralöladditiven für 
Zusammensetzung imd Umweltwirkungen von Addi- 
tiven Mitteilungs- und Anzeigepflichten verbindlich 
auferlegt. 

Luftverkehr 

Im Rahmen des Immissionsschutzes im Verkehr 
kommt auch dem Luftverkehr wegen seines Wachs- 
tums Bedeutung zu. Zwar spielen die Emissionen aus 
Flugzeugen quantitativ gegenüber anderen Ver- 
kehrsträgern eine untergeordnete Rolle; qualitativ 
müssen sie in großer Höhe jedoch besonders sensibel 
bewertet werden. In der Stratosphäre sind Flugzeuge 
die wichtigste anthropogene Quelle von Schadstof- 
fen. Hinzu kommt die Belastung des Nahbereichs von 
Flughäfen durch Fluglärm und Schadstoffausstoß. 

Ziel des Umweltschutzes im Luftverkehr muß, wie in 
allen Verursacherbereichen, nicht nur die Emissions- 
minderung durch technische Verbessenmg der Ver- 
kehrsmittel sein, sondern auch die Ausschöpfung von 
Verlagerungsmöglichkeiten auf andere umweltscho- 
nendere Verkehrsträger. Um einer Verschärfung der 
Probleme durch die rasch fortschreitende Ausweitung 
des Luftverkehrs entgegenzuwirken, sind folgende 
Maßnahmen anzustreben: 

- Abbau von steuerlichen Begünstigungen des Flug- 
verkehrs; deshalb Einführung einer Mineralöl- 
steuer auf Kerosin auch für die gewerbliche Luft- 
fahrt gemäß Kabinettbeschluß von 1991, wobei zu 
beachten ist, daß die EU eine europaweit einheit- 
liche Handhabung durch die Richtlinie 92/81/EWG 
geregelt hat. 

- Aufhebung einer umsatzsteuerlichen Bevorzugung 
des Luftverkehrs 

- Einbeziehung von schadstoffbezogenen Lande- 
gebühren, sobald im internationalen Rahmen ent- 
sprechende Vereinbarungen getroffen sind 

- Schaffung von äquivalenten Verkehrsanbindungen 
zur Verlagerung von Kurzstreckenluftverkehr auf 
andere umweltschonendere Verkehrsträger, insbe- 
sondere auf die Schiene 

- Prüfung der Optimierungsmöglichkeiten von 
Flugstrecken und Flughöhen imter Umweltge- 
sichtspunkten 

- Fortschreibung der Schadstoffanforderungen an 
Flugtriebwerke entsprechend den Fortschritten im 
Stand der Technik durch die internationale Zivil- 
luftfahrt-Organisation (ICAO) und die EU, auch im 
Hinblick auf die Allgemeine Luftfahrt 

- Verbesserung der Umweltverträglichkeit von Flug- 
kraftstoffen z.B. bei Kerosin durch Absenkung des 
Schwefelgrenzwertes deutlich unter 0,05 Volumen- 
prozent 


- Thematisierung der Luftreinhaltung im Luftverkehr 
beim Interqovernmental Panel on Climate Change 
(IPCC) 

2.3.2.2.3 Information und Aufklärung 

Gezielte Aufklärung über die Umweltauswirkungen 
des Verkehrs und die Festlegung von Regeln zum 
umweltschonenden Vekehrsverhalten können ein zu- 
sätzliches Minderungspotential erschließen. Hierzu 
gehören der umweltbewußte Kauf von emissions- 
armen und energiesparenden Fahrzeugen, eine um- 
weltschonende Fahrzeugnutzung z.B. durch Bildung 
von Fahrgemeinschaften, eine umweltschonende 
Fahrweise, die regelmäßige Pflege und Wartung der 
Fahrzeuge, vor allem aber auch eine umweltscho- 
nende Verkehrsmittelwahl. 


2.3.2.3 Umweltgerechter Verkehrswegebau 

In einem dichtbesiedelten Land wie Deutschland mit 
einer Vielfalt konkurrierender Ansprüche an die 
Fläche stellt die Flächeninanspruchnahme durch den 
Verkehr ein besonderes Problem dar. Negative 
Folgen können sich für Standorte von Tieren und 
Pflanzen, für die Wasserspeicher- und Füterfunktio- 
nen des Bodens, für klimatische Regulationsfunktio- 
nen und auch für den Erholungs- und Erlebniswert 
des betroffenen Raumes ergeben. Der Anteil der Ver- 
kehrsfläche an der Gesamtfläche der Bundesrepublik 
Deutschland betrug 1989 bereits 5 Prozent, 1,2 Pro- 
zent entfallen davon auf befestigte Flächen der öffent- 
lichen Straßen. Neben dem primären Flächenver- 
brauch sind Zerschneidungseffekte zu berücksichti- 
gen, die zu einer Einschränkung der Nutzbarkeit und 
einer ökologischen Entwertung zusätzlicher Flächen 
führen können. Verkehrsvermeidung und Verkehrs- 
verlagerung sind auch in diesem Zusammenhang 
Schwerpunkte der umweit- und verkehrspolitischen 
Handlungsstrategie. Vor allem durch eine voraus- 
schauende Berücksichtigung der Wechselwirkungen 
zwischen Verkehr, Raumordmmg und Siedlungs- 
struktur kann ein Beitrag zur Verkehrsvermeidung 
geleistet werden. 

Bei der Entscheidung über Verkehrswegeplanungen 
stehen mehrere Ziele untereinander in Konflikt. Dies 
erfordert eine Interessenabwägung, in die alle be- 
rührten Belange einzubeziehen sind. Die Prüfung und 
Abwägung erfolgt stufenweise mit jeweils höherem 
Konkretisierungsgrad auf der nachfolgenden Pla- 
nungsebene. 

Die oberste Planungsebene ist die eine gesamtwirt- 
schaftliche Untersuchung beinhaltende Bundesver- 
kehrswegeplanung. Sie schließt ab mit der potiti- 
schen Entscheidung darüber, ob ein erwogenes Pro- 
jekt weiterzuverfolgen ist, und welche Dringlichkeit 
ihm zuzurechnen ist. Die Planung kann auf dieser 
Stufe nur generell sein, da die Projekte nur nach Ein- 
bindung in das Netz, Ausbautyp und Investitionsko- 
sten beschrieben sind, mit der Bundesverkehrswege- 
planung also kein Strekenverlauf festgelegt wird. Die 
anschließenden Planungsstufen der Raumordnung 
und Linienbestimmung sowie die Planfeststellung 
werden nach den bundes- und landesrechtlichen Vor- 
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schritten und den darin festgelegten Zuständigkeiten 
durchgeführt. 

Im Rahmen der Planung und Umsetzung der „Ver- 
kehrsprojekte Deutsche Einheit" wurde mit dem Bun- 
desverkehrsministerium ein gemeinsamer Erlaß zu 
den ökologischen Anforderungen an Verkehrsprojek- 
te formuliert, der einerseits dem Gebot der sachge- 
rechten Abwägung der Umweltbelange und anderer- 
seits der Planungsbeschleimigung Rechnung trägt. 

Grundsätzlich sind alle größeren Neu- und Ausbau- 
projekte einer einheitlichen Beurteilung u. a. nach 
gesamtwirtschaftlichen, ökologischen und raumord- 
nerischen Kriterien zu unterziehen. 

Die ökologische Beurteilung erfolgt auf der Ebene 
der Bundesverkehrswegeplanung auf der Grundlage 
einer gutachterlichen Risikoeinschätzung, an deren 
methodischer Grundstruktur das Bundesumweltmini- 
sterium mitgewirkt hat. Die Umweltrisikoeinschät- 
zung informiert die Entscheidungsträger über die 
Charakteristik des durchfahrenen Raumes, über die 
im Planungsbereich berührten Nutzungen und Funk- 
tionen sowie insbesondere über Konfliktbereiche wie 
Arten- und Biotopschutz, Wasser, Landschaftsbild, 
Erholung und Kultur. Ferner werden Hinweise für 
weiterführende und vertiefende Untersuchungen und 
über Folge Wirkungen gegeben, die in den nachfol- 
genden Planungsstufen zu berücksichtigen sind. 

Im Rahmen des Raumordnungsverfahrens bzw. der 
Linienbestimmung und im anschließenden Planfest- 


stellungsverfahren erfolgt die Prüfung der Umwelt- 
verträglichkeit des Vorhabens. 

Die Umweltverträglichkeitsstudie (UVS) wird auf der 
Ebene des Raumordnungs- bzw. Lmienbestimmungs- 
verfahrens, also im Vorlauf zu der eigentlichen Pro- 
jekt- bzw. Entwurfsplanung durchgeführt. Sie bildet 
damit die 1. Stufe der Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVP). Deren 2. Stufe ist auf der Ebene des Plan- 
feststellungsverfahrens angesiedelt; wesentlicher Be- 
standteil ist der Landschaftspflegerische Begleitplan. 
Als 3. Stufe fungiert dann vor allem der dem Bauent- 
wurf beigefügte, aus dem Landschaftspflegerischen 
Begleitplan entwickelte Landschaftspflegerische 
Ausführungsplan . 


2.3.2.4 Umweltrelevante Aspekte 
des Gefahrguttransports 

2.3.2.4.1 Transportvolumen und Gefahrenpotential 

Einhergehend mit steigenden Verkehrsleistungen im 
grenzüberschreitenden Verkehr und im Transitver- 
kehr durch Deutschland nimmt auch die beförderte 
Menge gefährlicher Güter zu. In den neuen Ländern 
erfolgte im Bereich der Beförderung gefährlicher Gü- 
ter die vollständige Umstellung auf die Rechtsvor- 
schriften der alten Länder mit Wirkung ab 1 . Juli 1991 , 
hinsichtlich des Tanks und der fahrzeugbezogenen 
Bau- und Ausrüstungsvorschriften ab 1. Juli 1992. 


Abbildung 35 


Gefahrguttransporte ^ im früheren Bundesgebiet 



1) ohne Transport radioaktiver Stoffe — Binnenschiffahrt 

2) einschließlich Dienst-, Stückgut- und Expressgutverkehr _ Eisenbahnverkehr^* 

3) einschließlich Stückgutverkehr, Verkehr mit Fahrzeugen 3) 

’ u ■* X/ 1 u Straßenfernverkehr 

der neuen Lander und grenzüberschreitendem Verkehr 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Tabelle 50 


Unfälle mit wassergefährdenden Stoffen in der Bundesrepublik Deutschland 



1980 

1985 

1986 

1987 

1988 

1989 

1990^) 

Zahl der Unfälle 

1 892 

1 670 

2 068 

2 059 

2 016 

1 638 

1 729 

darunter mit Folgen^) 





1 718 

1 401 

1 485 

Ausgelaufenes Volumen 
in m^ 

8 942 

5 239 

5 114 

3 743 

3 763 

2 923 

2 693 


z.B. Vernnremigungen des Bodens oder von Gewässer, Gefährdung von Wasserversorgungen, Sekundärfolgen 
Gebietsstand bis zum 3. 10. 1990 

Quelle: Statistisches Bundesamt 


Bei Unfällen treten überwiegend Folgeschäden 
durch ausgelaufene wassergefährdende Stoffe (u. a. 
Heizöl, Altöl, Kraftstoff, Säuren und Laugen), vor 
allem Verunreinigungen des Bodens oder der Ge- 
wässer auf. 


2.3.2.4.2 Maßnahmen zur Reduzierung 
des Gefährdungspotentials 

Wichtigste Handlungsmaxime im Gefahrenbereich ist 
die konsequente Anwendung des Vorsorgeprinzips in 
der nationalen und internationalen Gesetzgebung. 
Die Sicherheitsvorschriften werden mit dem Ziel fort- 
entwickelt, daß sie ein hohes Sicherheitsniveau ge- 
währleisten, Unfälle nach Möglichkeit ausschließen 
und Unfallfolgen minimieren. 

Die Bundesregierung hat bereits in der Vergangen- 
heit durch zahlreiche internationale Inititativen (z. B. 
Einführung einer Schulungspflicht und Festlegung 
der Ausbildungsanforderungen an den Fahrzeugfüh- 
rer, Verbesserung der technischen Vorschriften für 
Verkehrsmittel und Tanks) auf eine wesentliche Ver- 
besserung des Sicherheitsniveaus im Gefahrguttrans- 
port hingewirkt. Auch in Zukunft kann die Sicherheit 
der Gefahrguttransporte nur durch international ab- 
gestimmte Maßnahmen wirksam verbessert werden. 
Die Bundesregierung beteiligt sich daher intensiv an 
den Verhandlungen in den zuständigen internationa- 
len Fachorganisationen mit dem Ziel der Fortentwick- 
lung und einheitlichen Gestaltung des Gefahrgut- 
transportrechts. 

Ein wichtiger Beitrag zur Steigerung der Verkehrs- 
sicherheit auf der Straße kann durch Verbesserung 
der Fahrzeugtechnik geleistet werden. Durch die 
Gefahrgutverordnung Straße wurden für Tankfahr- 
zeuge ab Januar 1992 verbesserte Bremstechniken 
vorgeschrieben, die seit dem 1. Juli 1993 auch inter- 
national verbindlich geworden sind. Seit Januar 
1994 sind neu in den Verkehr kommende Lastkraft- 
wagen und Sattelzugmaschinen mit einem zuläs- 
sigen Gesamtgewicht von mehr als 12 Tonnen 
mit Geschwindigkeitsbegrenzern auszurüsten. Von 
1988 bis 1993 in Verkehr gebrachte Fahrzeuge müs- 
sen bis zum 31. Dezember 1994 nachgerüstet wer- 
den. 


2.3.3 Umweltschutz und Landwirtschaft 

2.3.3.1 Umweltsituation in Agrarlandschaften 

Etwa 55 Prozent der gesamten Fläche Deutschlands 
werden landwirtschaftlich genutzt. Die Landwirt- 
schaft prägt dadurch unmittelbar Natur und Land- 
schaft. 

Gerade in einem dichtbesiedelten und hochindustria- 
lisierten Land wie Deutschland kommt der Landwirt- 
schaft eine besondere Bedeutung und Verantwortung 
für die Erhaltung und Entwicklung der natürlichen 
Umwelt als ökologischer Ausgleichsraum, als Lebens- 
raum für Pflanzen und Tiere und als Erholungs- und 
Freizeitraum für den Menschen zu. 

Traditionelle Landbewirtschaftungsformen haben we- 
sentlich zur ökologischen Vielfalt der Kulturland- 
schaft beigetragen. Bewahrung und Pflege der Kul- 
turlandschaft entspricht auch dem wirtschaftlichen 
Eigeninteresse der Landwirte an der langfristigen 
Sicherung ihrer Produktionsgrundlagen. 

Die Landwirtschaft in der Industriegesellschaft hat 
Bewirtschaftungsformen hervorgebracht, die durch 
eine starke Mechanisierung gekennzeichnet sind und 
zu einer zunehmenden räumlichen Konzentration 
und verstärkten Spezialisierung vor allem in der Tier- 
haltung führen. Landwirtschaft kann deshalb vielfäl- 
tige Umweltgefahren mit sich bringen. Der Einsatz 
schwerer Maschinen, die Vergrößerung der Feld- 
schläge, die Beseitigung von Landschaftsstrukturele- 
menten, Wasserstandsabsenkungen und nicht stand- 
ortgemäße Fruchtfolgen führen z. B. zur Beseitigung 
naturbetonter Biotope, zur Verminderung der Arten- 
vielfalt sowie zu Bodenverdichtungen und Boden- 
erosion. 

Besondere Probleme für den Naturhaushalt ergeben 
sich aus einem hohen Einsatz von Pflanzenschutz- 
und Düngemitteln. Besonders das Grundwasser und 
die Oberflächengewässer sind durch Einträge gefähr- 
det, aber auch nährstoffarme Biotope können zusätz- 
lich durch den Eintrag von Pflanzenschutz- und Dün- 
gemitteln beeinträchtigt werden. 

Biotope wie Streuwiesen oder Magerrasen, die erst 
durch landwirtschaftliche Tätigkeit entstanden sind, 
werden durch Intensivierung der Bewirtschaftung 
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Abbildung 36 


Landwirtschaftlich genutzte Fläche 
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Quelle: Raumordnungsbericht 1 993 
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oder Aufgabe der landwirtschaftlichen Nutzung be- 
einträchtigt. 

Verstärkte Aufmerksamkeit verdienen die Emissio- 
nen luftgetragener Stoffe aus der Landwirtschaft. Am- 
moniakemissionen aus der Tierhaltung und aus der 
Lagerung und Ausbringung von Gülle und Festmist, 
die Verdunstung bestimmter Pflanzenschutzmittel 
sowie Lachgas-Emissionen, die u.a. aus der Umset- 
zung von Düngemitteln im Boden stammen, führen 
zur Anreicherung der Luft und des Niederschlags- 
wassers mit Nährstoffen und Schadstoffen. 

Lachgas-Emissionen, energiebedingte Kohlendioxid- 
emissionen und Methan-Emissionen aus der Wieder- 
käuerhaltung sind als Treibhausgase von Bedeutung 
(siehe auch Kapitel B.2.3.1). Im Hinblick auf die An- 
reicherung von Kohlendioxid in der Atmosphäre ist 


allerdings zu berücksichtigen, daß der Emissionsbei- 
trag der Landwirtschaft im Vergleich zu anderen Wirt- 
schaftssektoren gering ist. Hinzu kommt, daß die 
Forstwirtschaft als C02-Senke fungiert und die Land- 
wirtschaft durch Pflanzenproduktion und die Substi- 
tution fossiler Rohstoffe u. U. einen Beitrag zur Ent- 
lastung des Kohlendioxidhaushalts leisten kann. 

In den letzten Jahren zeichnet sich eine Abschwä- 
chung der Umweltbeeinträchtigungen durch die 
Landwirtschaft ab. So ist in den letzten fünf Jahren 
ein Rückgang des Handelsdüngerverbrauchs in den 
alten Ländern festzustellen. Er beträgt bei Stickstoff 
20 Prozent, bei Phosphat 41 Prozent und bei Kali 
34 Prozent. Der Verbrauch ist somit bei Stickstoff auf 
dem Niveau von Mitte der siebziger Jahre, bei Phos- 
phat von Anfang der fünfziger Jahre und bei Kali von 
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Abbildung 37 


Verursacher von CH4-Emissionen (Methan) in Deutschland 

Gesamtemission 1991: 3550 kt 


Landwirtschaft 
1800 kt (50,1%) 

Abfall wirtschafte^ 
70kt(1,9%) 



Stationäre Quellen 
150 kt (4,2%) 

Verkehr 
75 kt (2,1%) 

Gewinnung 
und Verteilung 
von Brennstoffen 
1500 kt (41,7%) 


1 ) Emission aus Fermentation und tierischen Abfällen 

2 ) Beinhaltet nur die Emissionen aus der Abwasserbehandlung und Klärschlammverwertung 
Emissionen durch Deponien konnten nicht als Zeitreihe quantifiziert werden 

3 ) Bergbau, lokale Gasverteilungsnetze, Erdgasverdichterstationen, Erdöl- und Erdgasförderung 

4) Kraft- und Fernheizwerke, Industriefeuerungen und -prozesse, Kleinverbraucher und Haushalte 


Verursacher von NsO-Emissionen (Lachgas) in Deutschland 

Gesamtemission 1990: 220 kt 


Landwirtschaft 
75 kt ( 34 , 1 %) 

Sonstige 

28 kt (10,50/0) 



Öffentliche Kraft- und 
Fernheizwerke 
13 kt ( 5 , 90 / 0 ) 

Straßenverkehr 
9 kt ( 4 , 10 / 0 ) 

Produktionsprozesse 
100 kt (45,50/0) 


Quelle: Umweltbundesamt 
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Ende der dreißiger Jahre. Unter Einbeziehung der 
neuen Länder wird sich diese rückläufige Entwick- 
lung deutlich verstärken. Auch bei Pflanzenschutz- 
mitteln zeichnet sich ein Rückgang der abgesetzten 
Mengen ab. 

Die Land- und Forstwirtschaft ist im übrigen beson- 
ders betroffen von der allgemeinen Verschlechterung 
der Umweltsituation, vor allem von Luftschadstoffen 
mit ihren Auswirkungen auf Bäume und landwirt- 
schaftliche Nutzpflanzen und von Schwermetall- 
belastungen. 

Eine ausführliche Bestandsaufnahme der Umwelt- 
wirkungen der Landwirtschaft und der Veränderung 
von Agrarökosystemen wurde durch den Rat von 
Sachverständigen für Umweltfragen 1985 mit dem 
Sondergutachten „Umweltprobleme der Landwirt- 
schaft'' vorgelegt. 

2.3.3.2 Strategien für eine umweltschonende 
Landwirtschaft 

Nach wie vor ist die wichtigste umweltpolitische Ziel- 
setzung im Agrarbereich die flächendeckende Ver- 
minderung der stofflichen Belastungen durch die 
Landwirtschaft. Dies betrifft vor allem die sachge- 
rechte, umweltverträgliche Anwendung von Pflan- 
zenschutzmitteln und Düngemitteln. 

Daneben geht es um die Sicherung und Wiederher- 
stellung der strukturellen Vielfalt der Feldflur. Damit 
dem fortschreitenden Arten- und Biotopverlust wirk- 
sam begegnet werden kann, muß ein ausreichender 
Anten netzartig miteinander verflochtener natürlicher 
und natumaher Landschaftsbestandteile in den 
Agrarlandschaften bereitgestellt und gesichert wer- 
den. 

Eine umweltschonende und den Zielen des Natur- 
schutzes und der Landschaftspflege entsprechende 
„ ordnungsgemäße Landwirtschaft" im Sinne des Bun- 
desnaturschutzgesetzes muß 

- Nährstoffüberschüsse vermeiden und sich an ge- 
schlossenen Nährstoffkreisläufen orientieren 

- Schadstoffeinträge gering halten 

- den Boden schonend bearbeiten und vielseitige 
Fruchtfolgen anwenden 

- eine reichhaltige Landschaftsstruktur erhalten oder 
Wiedertierstellen. 

In den vergangenen Jahren wurde ein Agrarumwelt- 
recht entwickelt, das vor allem ordnungsrechüiche 
Regelungen für bestimmte Bereiche landwirtschaft- 
licher Produktion beim Pflanzenschutzrecht, im Na- 
tur- und Gewässerschutz, im Baurecht und im Abfall- 
recht enthält. In einigen Bundesländern schreiben 
Gülleverordnungen sowohl Höchstmengen als auch 
zeitliche Begrenzungen für das Aufbringen von Gülle 
auf landwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzte Flä- 
chen vor. Die geplante Ergänzung des Düngemittel- 
gesetzes um Anwendungsvorschriften soll zur Ver- 
meidung von überhöhten Umweltbelastungen Maß- 
stäbe für die sog. gute fachliche Düngepraxis setzen. 
Durch die verschärften Standards im Bereich des 
Pflanzenschutzes und des Trinkwasserschutzes ist die 
Landwirtschaft zur weiteren Verminderung des Be- 


triebsmitteleinsatzes aufgefordert. Spezielle Förder- 
programme zur Durchführung naturschutzbezogener 
Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen leisten wert- 
volle Beiträge zu einer umweltverträglicheren Land- 
nutzung. Wo das bestehende Instrumentarium noch 
keinen durchgreifenden Schutz der Umwelt gewähr- 
leistet, sind Ergänzungen und Präzisierungen not- 
wendig. Ergänzungen müssen vorgenommen wer- 
den, wo es güt, EG-Bestimmungen umzusetzen. 

Wesentlich für eine nachhaltige Rückführung von 
Umweltbelastungen aus der Landwirtschaft ist die 
umweltgerechte Ausgestaltung der Agrarpolitik. Sie 
muß die Weichen dafür stellen, daß sowohl ökologisch 
als auch ökonomisch langfristig tragfähige Bewirt- 
schaftungsformen entstehen können. Hierzu gehören 
auch die finanziellen Anreize, die im Rahmen der EG- 
Marktordnungen, der flankierenden Maßnahmen der 
Agrarreform und weiterer Länderprogramme Land- 
wirten geboten werden, die über die vorgeschriebe- 
nen Anforderungen hinaus Leistungen erbringen. 

Die Bundesregierung fördert eine Reihe von Vorha- 
ben zur Erforschung und Erprobung einer umweltver- 
träglichen Landwirtschaft. Im übrigen sind Natur- 
schutz und Landschaftspflege Aufgabe der Länder. 

Weltweit wird die durch das Bevölkerungswachstum 
ausgelöste verstärkte Nachfrage nach Nahrungsmit- 
teln einen zusätzlichen Druck vor allem auf Landres- 
sourcen auslösen. Wie in Kapitel 14 der Agenda 21 
ausgeführt wird, muß eine nachhaltige Landwirt- 
schaft weltweit betrieben werden, um die zukünftige 
Nachfrage zu befriedigen und eine Ausweitung der 
Produktion auf marginale Böden und sensible Ökosy- 
steme zu vermeiden. Auf nationaler und internationa- 
ler Ebene sind in Entwicklungsländern und Indu- 
strieländern agrar-, umweit-, sozial- imd wirtschafts- 
pohtische Anpassungen erforderlich, um die Rahmen- 
bedingungen für eine nachhaltige Landwirtschaft 
und ländliche Entwicklung zu schaffen. 


2.3.3.2.1 Fortentwicklung des rechtlichen Rahmens 

Düngemittel 

Das 1989 durch das Gesetz zur Förderung der bäuer- 
lichen Landwirtschaft geänderte Düngemittelgesetz 
sieht vor, daß Düngemittel nur „nach guter fachlicher 
Praxis" angewendet werden dürfen. Die Düngung 
muß unter Berücksichtigung der im Boden verfüg- 
baren Nährstoffe erfolgen und nach Art, Menge und 
Zeit auf den Bedarf der Pflanzen und des Bodens aus- 
gerichtet werden. Ziel dabei ist auch die Verringe- 
rung der Einträge von Nitrat in das Grundwasser und 
in die Oberflächengewässer. 

Mit der geplanten Düngeverordnung soll der Begriff 
der guten fachlichen Praxis näher bestimmt werden. 
Der Verordnungsentwiirf zielt darauf ab, daß Dünge- 
mittel zeitlich und mengenmäßig so ausgebracht wer- 
den, daß die Nährstoffe von den Pflanzen weitest- 
gehend ausgenutzt werden können und Nährstoffver- 
luste vermieden werden. Die vorgesehenen Verglei- 
che von Nährstoffzu- und -abfuhr sollen die Dün- 
gungspraxis transparenter machen und eine sorg- 
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faltige Ermittlung des Düngerbedarfs durch den 
Landwirt sicherstellen. 

Mit der Verordnung sollen gleichzeitig Teilforderun- 
gen der EG -Richtlinie zur Einschränkung der Stick- 
stoffbelastungen aus diffusen Quellen (EG-Nitrat- 
richtlinie) im Hinblick auf ihre landwirtschaftsbe- 
zogenen Regelungen flächendeckend in nationales 
Recht umgesetzt werden. Zur EG -Nitratrichtlinie im 
allgemeinen siehe Abschnitt B. 2. 1.3. 4. 2. 

Das Abfallgesetz ermächtigt die Länder zum Erlaß 
von Rechtsverordnungen zur Gülleausbringung: In 
Nordrhein-Westfalen, Schleswig-Holstein, Bremen 
und Niedersachen wurden auf dieser Grundlage Gül- 
leverordnungen in Kraft gesetzt. Weiterhin sind Ein- 
zelfallregelungen u.a. zur Jauche-, Gülle- oder Stall- 
mistausbringung durch die zuständige Behörde bei 
Überschreitung des üblichen Maßes der landwirt- 
schaftlichen Düngung möglich. 

Im Rahmen der Diskussion über Maßnahmen für 
eine umweltgerechte Landwirtschaft werden in der 
Bundesregierung auch Überlegungen zu Abgaben 
auf bestimmte Dünge- und Pflanzenschutzmittel ge- 
prüft. Vor dem Hintergrund des Europäischen Bin- 
nenmarktes und im Hinblick auf die Wettbewerbs- 
fähigkeit der deutschen Landwirtschaft sollten der- 
artige Abgaben mindestens EU-weit eingeführt wer- 
den. Zudem ist die Bewertung einer Abgabe auf 
mineralische Stickstoffdüngemittel nicht unabhän- 
gig von den agrarpolitischen Rahmenbedingungen 
vorzunehmen. 


Pflanzenschutzmittel 

Das Pflanzenschutzgesetz aus dem Jahre 1986 sowie 
die Pflanzenschutzmittelverordnung und die Pflan- 
zenschutz-Anwendungsverordnung haben zu einer 
wesentlichen Verschärfung der Zulassungs- und 
Anwendungsbestimmungen für Pflanzenschutzmittel 
in Deutschland geführt. 

Das Pflanzenschutzmittelrecht bestimmt, daß die 
Anwendung von Pflanzenschutzmitteln nach guter 
fachlicher Praxis zu erfolgen hat. Dazu gehört die 
Berücksichtigung der Grundsätze des integrierten 
Pflanzenschutzes. 

„Integrierter Pflanzenschutz" umfaßt ein Pflanzen- 
schutzsystem, das sich auf eine stärkere Beachtung 
ökologischer und pflanzenphysiologischer Gesetz- 
mäßigkeiten stützt. Die Schonung und Förderung 
natürlicher Gegenspieler von Schadorganismen 
einerseits und die Herabsetzung der Anfälligkeit der 
Kulturpflanzen andererseits bilden seine tragenden 
Elemente. Biologische, biotechnische und pflanzen- 
züchterische sowie anbautechnische Maßnahmen 
sind vorrangig zu berücksichtigen. Die Anwendung 
chemischer Pflanzenschutzmittel wird auf das not- 
wendige Maß beschränkt. Neue Forschungsergebnis- 
se zeigen, daß vor allem durch frühzeitige Information 
über das Auftreten von Schadorganismen und eine 
gezielte Anwendung von Pflanzenschutzmitteln im 
Einzelfall bei gleichem Ertrags- und Qualitätsniveau 
bis zu 65 Prozent Pflanzenschutzmitteleinsparungen 
möglich sind. 


Die Pflanzenschutz-Anwendungsverordnung wurde 
im März 1991 novelliert. Wesentlicher Inhalt der No- 
velle ist das Verbot der Anwendung von Pflanzen- 
schutzmitteln mit dem Wirkstoff Atrazin, die flächen- 
deckend im Maisanbau eingesetzt wurden. Atrazin ist 
schwer abbaubar, mobil und neigt zur Versickerung 
in das Grundwasser. 

Der EU -Agrarministerrat hat im Juli 1991 die Richt- 
linie 91/414/EWG über das Inverkehrbringen von 
Pflanzenschutzmitteln verabschiedet. Der erzielte 
Kompromiß ist eine gute Grundlage für die weitge- 
hende Harmonisierung der Zulassung und des Han- 
dels mit Pflanzenschutzmitteln und gewährleistet ein 
hohes Schutzniveau für Mensch, Tier und Umwelt. 
Aufgrund dieser Richtlinie ist nunmehr eine Anpas- 
sung des nationalen Rechts erforderlich. Ein Entwurf 
zur Änderung des Pflanzenschutzgesetzes wurde 
vom Bundeslandwirtschaftsministerium vorgelegt. 

Im Juli 1992 ist die Erste Verordnung zur Änderung 
der Pflanzenschutzmittelverordnung in Kraft getre- 
ten. Mit dieser Verordnung wird die regelmäßige Prü- 
fung von in Gebrauch befindlichen Pflanzenschutz- 
geräten für Flächenkulturen vorgeschrieben. 

Die Beschränkung der Anwendung bienengefährli- 
cher Pflanzenschutzmittel wird aufgrund der neuen 
Bienenschutzverordnung, die im August 1992 in 
Kraft getreten ist, auf alle Pflanzen ausgedehnt, die 
von Bienen beflogen werden können. Auch eine Be- 
einträchtigung durch abtriftende Pflanzenschutzmit- 
tel muß ausgeschlossen sein. Damit soll vor allem der 
Gefahr der Bienenvergiftung an Pflanzen mit Honig- 
tau vorgebeugt werden. 

Abfallwirtschaft 

Das neue Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz (vgl. 
Abschnitt B. 2. 1.4. 2) enthält verschiedene Regelun- 
gen, die auch für die Landwirtschaft bedeutsam sind. 
So wurde der für die Aufbringung von Düngemitteln 
maßgebliche Begriff „das übliche Maß der landwirt- 
schaftlichen Düngung" durch „das Maß der guten 
fachlichen Praxis" im Sinne des 1 a Düngemittel- 
gesetz ersetzt. 

Für die Regelung der Verwertung von Siedlungs- 
abfällen, wozu auch Klärschlamm gehört, wird der im 
Düngemittelgesetz zu definierende Begriff „Sekun- 
därrohstoffdünger" eingeführt. Regelungen hinsicht- 
lich der Schadstoffproblematik dieser Dünge- und 
Bodenverbesserungsmittel sollen weiterhin auf ab- 
fallrechtlicher Grundlage ergehen. 

Das Gesetz sieht im übrigen eine Erweiterung der Er- 
mächtigungsgrundlage für die geplante Düngever- 
ordnung im Düngemittelgesetz vor, um auch die 
durch die eine EG -Nitratrichtlinie geforderte Umset- 
zung der Obergrenze für organische Dünger von 
170 kg Stickstoff je Hektar und Jahr zu ermöglichen. 

Klärschlämme 

Die auf der Grundlage des Abfallgesetzes erlassene 
Klärschlammverordnung (vgl. Abschnitt B. 2. 1.4. 3. 8.) 
wurde im April 1992 neu gefaßt. Im Hinblick auf die 
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Verwertung von Klars chlämmen in der Landwirt- 
schaft ist die Festsetzung von Vorsorgewerten für re- 
levante organische Schadstoffe wie Dioxine/Furane, 
PCB und für organische Chlorverbindungen (AOX) 
von Bedeutung. Die in der Verordnung bereits enthal- 
tenen Schwermetallgrenzwerte wurden angepaßt. 
Insbesondere wurde eine deutliche Reduzierung der 
Obergrenzen für Cadmium und Quecksilber vorge- 
nommen. Neu aufgenommen wurden Aufbringungs- 
verbote für Dauergrünland und Forstflächen sowie 
die Verpflichtung zur Berücksichtigung der Dünge- 
wirkimg von Klärschlammnährstoffen, um Überdün- 
gungen zu vermeiden. 

Eine verschärfte Nachweispflicht dient der Eindäm- 
mung des „Klärschlammtourismus". Unter anderem 
ist die Anzeige der Aufbringung von Klärschlamm 
zwei Wochen im voraus vorgesehen. 

Auch für die Verwertung von Komposten aus Bio- 
abfällen wird eine regelmäßige Überprüfimg auf be- 
stimmte Schadstoffparameter vorgeschrieben. Die am 
1. Juni 1993 in Kraft getretene Technische Anleitung 
Siedlungsabfall enthält ergänzend Vorgaben zur Min- 
destqualität von Komposten (siehe Abschnitt 
2.I.4.4.I.). 

Bodenschutz 

Das geplante Bundesbodenschutzgesetz, zu dem das 
Bundesumweltministerium einen Referentenentwurf 
vorgelegt hat (vgl. Abschnitt 2. 1.6. 4.1.), stellt zur Vor- 
sorge gegen schädliche Bodenveränderungen an eine 
standortgerechte landwirtschaftliche Bodermutzung 
die Anforderung, daß sie Bodenabträge, Bodenver- 
dichtungen sowie eine Verminderung des Humus- 
gehaltes vermeidet und die biologische Aktivität des 
Bodens sowie eine günstige Bodenstruktur erhält und 
fördert. 

Zusammen mit dem Begriff der „guten fachlichen Pra- 
xis" im Düngemittelrecht und im Pflanzenschutzge- 
setz soll damit insgesamt eine gute fachliche Praxis 
der Bodenbewirtschaftung festgeschrieben werden, 
die auf Dauer eine ordnungsgemäße umweltverträg- 
liche Landwirtschaft gewährleistet. 

Immissionschutzrecht, Baurecht, Wasserrecht 

Nach dem Immissionsschutzrecht genehmigungs- 
bedürftige Anlagen zur Tierhaltung sind u.a. so zu 
errichten imd zu betreiben, daß Reststoffe ordnungs- 
gemäß und schadlos verwertet werden. Nach der 
Technischen Anleitung Luft sind bestimmte Vorkeh- 
rungen bei der Lagerung von Fest- und Flüssigmist 
zu ergreifen (z.B. flüssigkeitsundurchlässige Lager- 
behälter außerhalb des Stalles und Lagerkapazität für 
sechs Monate); Mindestabstände zur Wohnbebauung 
sind einzuhalten. Die Vorschriften der TA Luft werden 
auch bei der baurechtlichen Beurteilung von Tierhal- 
tungen, die auf der Grundlage des Bundes-Immissi- 
onsschutzgesetzes genehmigungsbedürftig smd, her- 
angezogen. Die Lagerung von Silage oder Mist un- 
terliegt u.a. den wassenrechtlichen Vorschriften. Sie 
darf nur so erfolgen, daß keine Verumeinigung des 
Wassers zu besorgen ist. 


Umweltverträglichkeitsprüfung 

Nach dem Gesetz über die UmweltverträgÜchkeits- 
prüfung vom 12. Februar 1990 müssen vor der Errich- 
tung und dem Betrieb von großen Tierhaltungen (An- 
lagen mit 42 000 Legehennenplätzen, 84 000 Jung- 
hennenplätzen, 84 000 Mastgeflügelplätzen, 1 400 
Mastschweineplätzen, 500 Sauenplätzen oder mehr) 
sowie vor der Schaffung von gemeinschaftlichen, 
öffentlichen Anlagen nach § 41 des Flurbereinigungs- 
gesetzes Umweltverträglichkeitsprüfungen durch- 
geführt werden. 

Das Bundesumweltministerium hat 1991 den Referen- 
tenentwurf einer Allgemeinen Verwaltungsvor- 
schrift zur Ausführung des UVP-Gesetzes (siehe 
Abschnitt B. 2. 2. 1.4.1.) vorgelegt. Mit dieser Verwal- 
tungsvorschrift SOU sichergesteUt werden, daß Um- 
weltverträglichkeitsprüfungen nach einheiüichen 
Kriterien und Verfahren durchgeführt werden. 


Umwelthaftung 

Nach dem Umwelthaftungsgesetz haftet der Inhaber 
der im einzelnen bestimmten Anlagen auch dann für 
Umweltschäden, werm ihn an der Verursachung einer 
schädlichen Umweltauswirkung kein Verschulden 
trifft. Das erhöhte Risiko von Schadensersatzleistun- 
gen dient insoweit der Umweltvorsorge, als sie den In- 
haber der Anlage zu schadensvermeidendem Verhal- 
ten veranlassen soll. Die Regelung betrifft Anlagen 
mit 50 000 Legehennenplätzen, 100 000 Jimghennen- 
plätzen, 100 000 Mastgeflügelplätzen, 1 700 Mast- 
schweineplätzen, 500 Sauenplätzen oder mehr. 


2.3.3.2.2 Umweltrelevante Entwicklungen 
in der Agrarpolitik 

EG-Agrarreform 

Mit dem Beschluß des Agrarministerrates der Euro- 
päischen Gemeinschaft vom 21. Mai 1992 zur Reform 
der Gemeinsamen Agrarpolitik wurde eine grundle- 
gende Wende Ln der EG-Agrarpolitik herbeigeführt. 
Neben den Änderungen im Bereich der Marktord- 
nungen, die in der Tendenz zu einer Reduzierung der 
Bewirtschaftungsintensität in wichtigen Bereichen 
der Agrarwirtschaft führen werden, haben die Land- 
wirtschaftsminister der EG Flankierende Maßnahmen 
beschlossen, die auch dem Umweltschutz dienen. 

Vor allem bei Getreide, Ölsaaten und Hülsenfrüchten 
werden die landwirtschaftlichen Einkommen künftig 
nicht mehr in dem bisherigen Maße über staatliche 
Stützpreise bestimmt, sondern ergänzend durch di- 
rekte produktionsneutrale Preisausgleichszahlungen 
gestützt. Als Folge hiervon wird auch eine stärkere 
Extensivierung der Agrarproduktion erwartet. 

In wichtigen Bereichen der Tierproduktion wird die 
Gewährung direkter Beihilfen an flächengebundene 
Produktionsweisen geknüpft. In der Rindfleischpro- 
duktion werden Sonderprämien für besonders exten- 
sive Produktionsweisen gewährt. 
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Flankierende Maßnahmen der EG-Agrarreform 

Aufgrund der im Rahmen der EG-Agrarreform erlas- 
senen EG -Verordnung für eine umweltgerechte 
Landwirtschaft (Verordnung EWG 2078/92 des Rates 
für umweltgerechte und den natürlichen Lebensraum 
schützende landwirtschaftliche Produktionsverfah- 
ren) werden die Mitgliedstaaten verpflichtet, den 
Landwirten Förderprogramme anzubieten. So können 
Landwirte für die erhebliche Einschränkung der An- 
wendung von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln, für 
ökologische Anbauverfahren, für andere als die vor- 
genannte Extensivierung der pflanzlichen Erzeugung, 
für die Verringerung von Rinder- und Schafbeständen 
auf der Futterfläche, für die Stillegung von Acker- 
flächen zu Zwecken des Umwelt- und Naturschutzes 
sowie für die Beteiligung an bestimmten anderen Um- 
weltprogrammen Prämien erhalten. Es bleibt den Mit- 
gliedstaaten überlassen, welche Maßnahmen sie in 
welchen Regionen im einzelnen durchführen. 

Mit der EG-Verordnung für eine umweltgerechte 
Landwirtschaft wurden die Extensivierungspro- 
gramme aufgrund der EG -Effizienzverordnung zum 
Wirtschaftsjahr 1993/94 abgelöst (dazu im einzelnen 
Abschnitt B.2.3.3.3). 

Nach der EG-Verordnung über die Aufforstung land- 
wirtschaftlicher Nutzflächen (Verordnung EWG 
2080/92 des Rates zur Einführung einer gemein- 
schaftlichen Beihilferegelung für Aufforstungsmaß- 
nahmen in der Landwirtschaft) werden Zuschüsse für 
Investitionen zur Aufforstung und Waldflächenver- 
besserung sowie Einkommensausgleichsprämien bis 
zu 20 Jahren an Aufforster gezahlt. Mit der Auffor- 
stung bisher landwirtschaftlich genutzter Flächen 
kann ein Beitrag zur Minderung von Kohlendioxid 
geleistet werden. 

Die Bundesregierung setzt sich dafür ein, daß die Um- 
weltbelange bei der Umsetzung der Agrarreform 
auch weiterhin umfassend zur Geltung gebracht wer- 
den. Es wurden teilweise Lockerungen der Rege- 
lungsdichte durchgesetzt, die sowohl aus Umwelt- 
sicht sinnvoll sind als auch dem wirtschaftlichen Inter- 
esse der Landwirtschaft entsprechen. So wurde z. B. 
die für kurzfristig stiUgelegte Ackerflächen vorgese- 
hene Auflage einer Mähverpflichtung im Juni zurück- 
genommen, weil sie Wiesenbrüter und Niederwild 
gefährdet. Die Verpflichtung zur AckerflächenstOl- 
legung, die ursprünglich ausschließlich in Form der 
aus Sicht des Umweltschutzes ungünstigeren Rota- 
tionsbrache (Stillegung wechselnder Flächen für eine 
Ernte) vorgesehen war, wurde um die Möglichkeit der 
5-jährigen Dauerbrache erweitert. 

Agrarstrukturelle Förderung 

Die agrarstrukturelle Förderung erfolgt größtenteils 
im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse- 
rung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes". Bei 
agrarstrukturellen Förderungsmaßnahmen sind die 
Erfordernisse des Naturschutzes und der Land- 
schaftspflege zu berücksichtigen. Maßnahmen, die zu 
einer erheblichen Beeinträchtigung von wertvollen 
natumahen Biotopen führen, sind nicht förderfähig 
und im Rahmen der agrar Struktur eilen Förderungs- 


maßnahmen untersagt. So erfolgt in der Regel keine 
Förderung der Entwässerung, des Tiefumbruchs von 
Grünland, der Umwandlung von Grünland in Acker 
sowie der Umwandlung von Ödland in landwirt- 
schaftliche Nutzfläche im Rahmen des einzelbetrieb- 
hchen Förderungsprogramms, der Flurbereinigung 
und der ländlichen Siedlung mehr. 

Eine Förderung von Investitionen im Bereich der 
Tierhaltung ist grundsätzlich nur dann möglich, wenn 
der Viehbestand im Zieljahr 2,5 Großvieheinheiten 
je Hektar landwirtschaftlich genutzter Fläche nicht 
übersteigt. 

Im wasserwirtschaftlichen und kulturbautechnischen 
Bereich erfolgte ein weitestgehender Förderungsaus- 
schluß für Maßnahmen der Entwässerung, Bewässe- 
rung und für landbautechnische Maßnahmen, die in 
der Regel erhebliche Eingriffe in Natur und Land- 
schaft mit sich bringen. 

In den Förderkatalog aufgenommen wurde die inve- 
stive Förderung der Anlage von Schutzpflanzungen 
und sonstiger landschaftsverträglicher Einrichtun- 
gen, die die natürlichen Produktionsbedingungen 
verbessern. Dazu gehören WaUheken, Steinriegel 
und Erdwälle zum Erosionsschutz. 

Der Verordnung EWG 2080/92 zur Aufforstungsförde- 
rung wird bereits seit Beginn 1993 im Rahmen der Ge- 
meinschaftsaufgabe entsprochen. Nicht nur Landwir- 
ten, sondern auch sonstigen Besitzern von land- und 
forstwirtschaftlichen Flächen wird eine Förderung der 
Erstaufforstung angeboten. Zugleich wurde die Erst- 
aufforstungsprämie, die entstehende Einkommens- 
verluste ausgleichen soll, differenzierter gestaltet und 
verbessert. 

Mit Wirkung vom 1. Juli 1993 ist die Änderung des 
Gemeinschaftsaufgabengesetzes in Kraft getreten. 
Der Maßnahmenkatalog des Gesetzes wurde um die 
Förderung einer „markt- und standortangepaßten 
Landbewirtschaftung" ergänzt. Ein Ziel der Gesetzes- 
änderung ist es, die wirtschaftliche Situation in der 
Landwirtschaft durch Schaffung von Einkommens- 
altemativen in Form der Förderung extensiver Pro- 
duktionsweisen zu verbessern. Gleichzeitig wird da- 
mit ein wichtiger Beitrag zur Sicherung der Kultur- 
landschaft geleistet. 

Derzeit werden Überlegungen zur Weiterentwick- 
lung der Gemeinschaftsaufgabe angestellt. Dabei 
geht es auch darum, ökologische und raumbedeut- 
same Ziele im Rahmen der bisherigen Förderung stär- 
ker zu beachten. 

2.3.3.3 Förderung der Stillegung 

von Ackerflächen und der Extensivierung 
der Erzeugung 

Flächenstillegung 

Durch das 1988 beschlossene Flächenstülegungspro- 
gramm hatte der Europäische Rat auf deutsche Initia- 
tive Maßnahmen zur Mengenbegrenzung durch Still- 
legung von Ackerflächen, Extensivierung und Umstel- 
lung der Erzeugung beschlossen. Diese Maßnahmen 
wurden 1992 durch die Beschlüsse zur Reform der Ge- 
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meinsamen Agrarpolitik abgelöst. Im Rahmen des 
fünfjährigen Programms waren seit 1991/92 rund 
480 000 Hektar Ackerflächen stillgelegt worden. 
1992/93 wurden über 1 Mülion Hektar Akerfläche 
durch das sogenannte konjunkturelle Stillegungspro- 
gramm aus der Produktion genommen. 

Extensivierung 

Die in den alten Ländern seit 1989 und in den neuen 
Ländern seit 1991 mögliche Förderung der Exten- 
sivierung im Rahmen des EG-Extensivierungspro- 
gramms hat zum Ziel, die Erzeugung von bestimmten 
überschüssigen Agrarprodukten wie Getreide und 
Rindfleisch in den teilnehmenden landwirtschaft- 
lichen Betrieben um mindestens 20 Prozent zu verrin- 
gern. Die Förderung bemißt sich entweder nach der 
quantitativen Methode, die von der tatsächlichen 
mengenmäßigen Verringerung der Erzeugung aus- 
geht, oder nach der produktionstechnischen Metho- 
de, die auf die Anwendung weniger intensiver Pro- 
duktionsweisen abstellt, z.B. durch Umstellung des 
gesamten Betriebes auf ökologische Wirtschafts- 
weise. 

In den überwiegenden Fällen wurde die produktions- 
technische Methode in Ansatz gebracht. Insgesamt 
haben im Rahmen dieses Programms allein weit über 
11.000 Landwirte auf den Einsatz chemisch-syntheti- 
scher Produktionsmittel in ihrem Betrieb verzichtet 
und damit praktisch die Umstellung auf den ökolo- 
gischen Landbau vollzogen. Das Volumen der Exten- 
sivierung beträgt insgesamt bei Getreide und Gemü- 
se über 28 000 Hektar, bei der Viehhaltung über 
115 000 Großvieheinheiten, bei Dauerkulturen über 
13 000 Hektar sowie bei der Umstellung der Bewirt- 
schaftung des gesamten Betriebes auf ökologischen 
Landbau rd. 407 000 Hektar. 

Das EG-Extensivierungsprogramm wird in dieser 
Form nicht mehr angeboten. Ab dem Wirtschaftsjahr 
1993/94 können extensive Produktionsverfahren auf 
der Grundlage der EG-Verordmmg für umweltge- 
rechte Landwirtschaft (vgl. Abschnitt B. 2. 3. 3. 2. 2.) ge- 
fördert werden. Zur nationalen Umsetzimg dieser 
Maßnahmen durch eine bundeseinheitiiche Rahmen- 
regelung vmrden Grundsätze für die Förderung einer 
markt- und standortangepaßten Landbewirtschaf- 
tung in die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" aufge- 
nommen. 

Diese Gnmdsätze sehen die Förderung extensiver 
Produktionsverfahren im Ackerbau oder bei Dauer- 
kulturen, die Förderung extensiver Grünlandnutzung 
sowie die Förderung ökologischer Anbauverfahren 
vor. Sie wurden in die Gemeinschaftsaufgabe „Ver- 
besserung der Agrarstruktur und des Küstenschut- 
zes" übernommen. 

Die Bundesländer haben zur Umsetzung der EG -Ver- 
ordnung für umweltgerechte Landwirtschaft eigene 
Programme der Europäischen Kommission vorgelegt. 
Sie beinhalten wesentliche Teile der bundeseinheit- 
lichen Grundsätze (s.o.) und sehen darüber hinaus 
den speziellen regionalen Erfordernissen angepaßte 
weitere Fördertatbestände wie z.B. die Möglichkeit 


einer 20-jährigen ökologischen Flächenstillegung, 
die Pflege aufgegebener landwirtschaftlicher Rächen 
imd neue Biotopsicherungsprogramme vor. 

Die speziellen Länderprogramme zum Umwelt- imd 
Naturschutz, die bislang im Rahmen der Effizienzver- 
ördnung (EWG) 2328/91 angeboten wurden, werden 
ebenfalls aufgrund der EG-Verordnung für umwelt- 
gerechte Landwirtschaft fortgeführt. Diese Pro- 
gramme, zu denen Ackerrandstreifenprogramme, 
Wiesenbrüterprogramme und Feuchtwiesenpro- 
grajnme gehören, haben besondere Bedeutung für 
den Naturschutz und bieten den Landwirten zusätz- 
liche Einkommenschancen. 

Ökologischer Landbau 

Der ökologische Landbau weist aus Umweltsicht ge- 
genüber der konventionellen Wirtschaftsweise z. T. 
Vorteüe auf. So ist die Gefahr von Emissionen gerin- 
ger, die Artenvielfalt von Flora und Fauna ist größer. 
Zudem hat der ökologische Landbau eine Rlot- und 
Demonstrationsfunktion, indem er konventionell wirt- 
schaftende Landwirte dazu anregt, umweltverträg- 
licher zu produzieren. 

Die Umstellung auf ökologischen Landbau wurde bis- 
lang schon im Rahmen der Extensivierungsmaßnah- 
men gefördert. Aufgrund der neuen EG-Verordnung 
für umweltgerechte Landwirtschaft (EWG) 2078/92 
kann neben der Umstellung auch die Beibehaltung 
des ökologischen Landbaues gefördert werden. 

Eine spezielle EG-Verordnung über den ökolo- 
gischen Landbau und die entsprechende Kennzeich- 
nung der landwirtschaftlichen Erzeugnisse und Le- 
bensmittel ist im Juni 1992 in Kraft getreten. In dieser 
Verordnung wird der ökologische Landbau durch 
Grundregeln für die landwirtschaftliche Produktion 
definiert, die sich zunächst nur auf den Pflanzenbau 
beziehen. Ferner wurde eine Rahmenregelung für die 
Kennzeichnung der Produkte und ein einheitliches 
Kontrollsystem zur Überwachung der Produktions- 
regeln getroffen. Die Bundesländer haben inzwischen 
die Kontrollbehörden benannt und zahlreiche Kon- 
trollstellen, die mit der direkten Kontrolle „vor Ort" 
betraut sind, zugelassen. 

2.3.3.4 Nachwachsende Rohstoffe 

Die Rahmenbedingungen für den Anbau und die Ver- 
wendung nachwachsender Rohstoffe sind sowohl auf 
EG -Ebene als auch national weiter verbessert wor- 
den. Damit soll der Einsatz nachwachsender Rohstof- 
fe dort, wo sich Chancen für die Umwelt und die Ent- 
lastung der Nahrungsmittelmärkte und gleichzeitig 
den Landwirten sinnvolle Produktionsaltemativen 
bieten, erleichtert werden. 

Zur Beurteüung nachwachsender Rohstoffe aus der 
Sicht des Umweltschutzes sind für die einzelnen Pro- 
duktlinien umfassende Ökobüanzen vom Anbau bis 
zur Entsorgung zu erstellen. Entsprechende Ansätze 
bestehen in folgenden Bereichen: 

- Biogene Brenn- und Rohstoffe können einen Bei- 
trag zur Reduktion klimaschädlicher C02-Emissio- 
nen leisten; 
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- Die Verwendung schnell abbaubarer Öle auf Pflan- 
zenbasis als Schmierstoffe kann einen Beitrag zum 
Boden- und Gewässerschutz leisten; 

- Biologisch abbaubare Verpackungen können in be- 
stimmten Bereichen die Probleme der Abfallwirt- 
schaft mindern; 

- Biologisch abbaubare Inhaltsstoffe in Wasch- und 
Reinigungsmitteln können bei der Abwasserreini- 
gung besser elirniniert werden. 

Die Bundesregierung hat in einem Arbeitsschwer- 
punkt Sofortmaßnahmen ergriffen, um in bestimmten 

Bereichen die Verwendung von Produkten aus nach- 
wachsenden Rohstoffen zu fördern. Dazu gehört 

- die Gründung einer Fachagentur Nachwachsende 
Rohstoffe für den konzentrierten Einsatz der Bun- 
desmittel von rd. 55 MiUionen DM im Haushaltsjahr 
1994 für Projektförderung im Bereich der Einfüh- 
rung nachwachsender Rohstoffe und der Beratung 
unter besonderer Berücksichtigung der Wirtschaft- 
lichkeit und der Umweltbelange 

- die Förderung des Einsatzes von Bioschmierstoffen 
in umweltsensiblen Bereichen (Vergabe des Um- 
weltzeichens) 

- die Vereinfachung der Entsorgungswege für ge- 
brauchte Bioöle 

- die Verbesserung der EinsatzmÖghchkeiten kom- 
postierbarer Verpackungen 

- verstärkter Einsatz pflanzlicher Rohstoffe in Wasch- 
und Reinigungsmitteln 

- teilweise steuerhche Entiastung von Biotreibstof- 
fen. 


2.3.4 Umweltschutz und Siedlung, 
kommunaler Umweltschutz 

2.3.4.1 Umweltaspekte der Raumordnung 

Aufgrund der verstärkten Inanspruchnahme durch 
den Menschen und der Ausdehnung der wirtschaftli- 
chen Aktivitäten sind die natürlichen Ressourcen vor 
allem in den Ballungsräumen einem zunehmenden 
Druck ausgesetzt, der zu Konkurrenzsituationen und 
Nutzungskonflikten führen kann. Wie in Kapitel 10 
der Agenda 21 hervorgehoben wird, bietet eine inte- 
grierte Raum- und Flächennutzungsplanung die 
Möghchkeit, divergierende Nutzungsansprüche zum 
Ausgleich zu bringen und die soziale und wirtschaft- 
liche Entwicklung mit dem Schutz und der Gesunder- 
haltung der Umwelt zu verknüpfen, um so zur Ver- 
wirklichung der Ziele einer nachhaltigen Entwick- 
lung beizutragen. 

Hauptansatzpunkte eines raumbezogenen Ressour- 
cen- und Umweltschutzes sind die Siedlungsstruktur 
und die Raumnutzung. Durch raumplanerische Vor- 
sorge soUen Potentiale nachhaltig gesichert, die Ge- 
staltungsmöglichkeiten der Raumnutzung langfristig 
offengehalten und die Vielfältigkeit der Kulturland- 
schaft geschützt werden. Im Raumordungsgesetz sind 
die sparsame und schonende Inanspruchnahme der 
Naturgüter, insbesondere von Wasser, Grund und Bo- 


den sowie die Sicherung von Freiräumen für die Nah- 
erholung und für den ökologischen Ausgleich aus- 
drückhch festgelegt. 

Eine sinnvolle Zuordnung von Arbeitsplätzen und 
Wohnstandorten und eine entsprechende Flächen- 
bereitstellung im regionalen Maßstab trägt wesent- 
hch zur Vermeidung neuer Umweltbelastungen bei. 
Die Änderungen des Raumordnungsgesetzes (ROG) 
durch das am 1. Mai 1993 in Kraft getretene Investi- 
tionserleichterungs- und Wohnbaulandgesetz sind 
dafür eine wichtige rechüiche Voraussetzung. In § 2 
Abs. 1 Ziff. 13 ROG wurde ein neuer Grundsatz ein- 
geführt, der auf die angemessene Bereitstellung von 
Wohnraum bei der Neuschaffung von Arbeitsplätzen 
abzielt. Die Umsetzung und die bessere Zuordnung 
von Arbeitsplätzen zu Wohnstandorten hat dabei 
primär auf der Ebene der Regionalplanung zu er- 
folgen. Durch den Ausbau des öffentlichen Per- 
sonennahverkehrs sowie die bessere Abstimmung 
zwischen öffenthchem und individuellem Verkehr 
kann die Funktionsfähigkeit der Stadtregionen ver- 
bessert und Überlastungstendenzen entgegenge- 
wirkt werden. 

Im Rahmen der Raumordnung und Landesplanung ist 
dafür Sorge zu tragen, daß auch die Landwirtschaft 
langfristig einen flächendeckenden Beitrag zur Siche- 
rung einer ausgewogenen Siedlungsstruktur imd zur 
Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen in den 
ländlichen Räumen leisten kann. Zur Vermeidung 
von Umweltbelastungen, besonders einer Schädi- 
gung des Bodens, kann eine zumindest teilweise Um- 
stellung von intensiver auf extensive Landbewirt- 
schaftung beitragen. 

Insgesamt zeigt sich, daß „Strukturschwäche" nicht 
nur nach ökonomischen, sondern auch nach ökologi- 
schen Indikatoren zu bemessen ist. Die Attraktivität 
eines Standorts wird zunehmend von sog. weichen 
Standortfaktoren bestimmt, zu denen das soziale und 
kulturelle Umfeld, der Wohn- und Freizeitwert und 
nicht zuletzt die Umweltqualität einer Region gerech- 
net werden. 

Es ergeben sich nach dem Raumordnungspohtischen 
Orientierungsrahmen des Bundesministeriums für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau vier Leit- 
sätze zur raumplanerischen Umweltvorsorge: 

- Umweltqualität sichern und entwickeln: 

Bei der Raum- und Siedlungsentwicklung kommt 
der sachgerechten Abstimmung von Flächennut- 
zungsansprüchen im Rahmen planerischer Abwä- 
gungsprozesse besondere Bedeutung zu. Im Vor- 
dergrund steht bei Räumen mit besonders hohem 
Umweltpotential eine erhaltensorientierte Flächen- 
nutzung mit der Folge, daß neue Nutzungen und 
Maßnahmen besonders sorgfältig zu prüfen und 
ggf. einzuschränken sind. 

Neben die Erhaltung und Sicherung der gegebe- 
nen Umweltqualität tritt als weitere raumordnungs- 
politische Aufgabe die Verbesserung der Umwelt- 
quahtät, auch um frühere negative Eingriffe zu kor- 
rigieren. Von Bedeutung ist in diesem Zusammen- 
hang z.B. die Schaffung eines großräumigen Bio- 
top- und Freiraumverbundsystems. 
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Abbildung 38 

Siedlungs- und Verkehrsdichte in Deutschland 



Quelle: Bundesamt für Naturschutz (BFN), Bonn 1994 
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- Umweltqualität nutzen: 

Die einzelnen Regionen müssen Vorsorge dafür 
treffen, daß ihre Umweltqualität als ein wichtiger 
Standortfaktor auch langfristig genutzt werden 
kann. Umweltpotentiale sind mit dem Ziel, die na- 
türliche Regenerationsfähigkeit der Räume zu er- 
halten, „haushälterisch" zu bewirtschaften. Inso- 
fern übernimmt jede Region Verantwortung für ihre 
eigene natürliche Grundausstattung imd nachhal- 
tige Sicherung der Umweltpotentiale. 

- Umweltschäden beheben: 

Vor allem in den neuen Ländern stellt die Beseiti- 
gung von Umweltschäden (besonders Bodenbela- 
stungen und Grundwasserverunreinigungen) eine 
vorrangige Aufgabe dar, auch um die Standortbe- 
dingungen zu verbessern und damit regionale Ent- 
wicklungschancen zu erhöhen. Umweltsanierung 
und ökonomische Entwicklung stehen deshalb 
nicht im Widerspruch zueinander, sondern bedin- 
gen sich gegenseitig in besonderem Maße. 

- Umweltbelastungen vermindern und vermeiden: 
Eine differenzierte Weiterentwicklung der dezen- 
tralen Raum- und Siedlungsstruktur entspricht 
nicht nur den verfassungsrechtlichen Bedingungen 
des föderativen Gemeinwesens und der bestmög- 
lichen Erschließung der ökonomischen Potentiale 
der Regionen, sondern ist auch ein wichtiges Ele- 
ment der Umweltvorsorge, weil hierdurch Belastun- 
gen, die durch übermäßige räumliche Konzentra- 
tion entstehen, entgegengewirkt wird. Dies erfor- 
dert insbesondere in den Stadtregionen eine vor- 
ausschauende Flächenpolitik. 

Als generelles Leitmotiv der Siedlimgsentwicklung 
enthält der Raumordnungspolitische Orientie- 
rungsrahmen das Prinzip der dezentralen Konzen- 
tration, das sowohl Entwicklungsimpulse auslösen 
als auch eine Zersiedlung der Landschaft vermei- 
den soU. Ziel ist eine polyzentrische Siedlungsent- 
wicklung, die durch die Verteilung auf mehrere 
Zentren unverträgliche Ballungen vermeidet und 
so auch zu einer umweltverträglichen Entwicklung 
beiträgt. 

Beispiel Umland Berlin 

Unmittelbar nach Öffnung der Mauer 1989 wurde mit 
der damaligen Regierung der DDR die Durchführung 
eines gemeinsamen Vorhabens vereinbart, mit wel- 
chem die ökologischen Planungsgrundlagen für das 
in weiten Teilen empfindliche und schutzbedürftige 
Umland von Berlin dargestellt werden sollten. Damit 
wurden die Voraussetzungen dafür geschaffen, die 
sich aus Bevölkerungszunahme, Intensivierung der 
wirtschaftlichen und freizeitorientierten Aktivitäten 
sowie der sich durch Ver- und Entsorgung ergeben- 
den Konflikte und Probleme zu bewältigen. 

Die insgesamt 35 thematischen Karten, die die um- 
weltrelevanten Sachverhalte abbilden, ermöglichen 
es, 

- ökologische Bedeutungen, Gefährdungen und Eig- 
nungen der jeweiligen Teilregionen zu erkennen 
und zu lokalisieren 


- die Eigenschaften der Teilregionen im Verhältnis 
zum Gesamtraum zu bewerten 

- die räumliche Entwicklung unter Berücksichtigung 
der ökologischen Potentiale und Belastungen zu 
konzipieren 

- großräumige Eingriffe in ihren überregionalen Wir- 
kungen abschätzen imd spezielleren Untersu- 
chungsbedarf ermitteln und konkretisieren zu kön- 
nen. 

Damit wird es möglich, Freiflächen zu sichern und 
Grüngürtel zu entwickeln, welche die Funktions- 
fähigkeit des Naturhaushalts stabilisieren und zur 
Schaffung ökologisch gleichwertiger Lebensverhält- 
nisse beitragen. 


2.3.4.2 Umweltschutz und Städtebau 

Städtebauliche Planungen haben einen entscheiden- 
den Einfluß auf die Umwelt- und Lebensqualität der 
Städte und Gemeinden. Im bundesweit geltenden 
Bauplanungsrecht ist vorgeschrieben, daß die städte- 
baulichen Pläne die Belange der Umwelt berücksich- 
tigen müssen; mit Grund und Boden ist sparsam und 
schonend umzugehen. 

Die Ziele des Umweltschutzes im Städtebau lassen 
sich mit folgenden Leitbildern charakterisieren: 

- „Energieeffizientere Städte" (effizienter und spar- 
samer Einsatz von Energie und umweltverträgliche 
Energie Versorgungssysteme, kommunale C02-Min- 
derungskonzepte u. a.) 

- „Stadt der kurzen Wege" (Vermeiden unnötigen 
Verkehrs, Verlagerung auf umweltschonendere 
Verkehrsmittel und Einsatz technischer Verbesse- 
rungen) 

- „Wohnqualität und gesunde Städte" (Konflikte ab- 
bauen und ökologische Stadtentwicklung einleiten, 
Verbesserung von Einzelobjekten und Zusammen- 
führen von Maßnahmen in Stadtquartieren, Bau- 
blocks und Siedlungen). 

Das Bundesministerium für Raumordmmg, Bauwesen 
imd Städtebau hat Modellvorhaben der Stadtökologie 
und des umweltgerechten Bauens im Rahmen seines 
Ressortforschungsprogramms „Experimenteller Woh- 
nungs- und Städtebau" durchgeführt. Hier wurden 
konkrete Planungs- und Bauvorhaben imter wissen- 
schaftlicher Anleitung, Begleitung und Auswertung 
durchgeführt. Beispielsweise hat das Bundesbau- 
ministerium im Forschungsfeld „Stadtökologie und 
umweltgerechtes Bauen" insgesamt 51 Projekte ge- 
fördert. 


Umweltschutz und Bauleitplanung 

Bauleitpläne haben nach dem Baugesetzbuch dazu 
beizutragen, „eine menschenwürdige Umwelt zu 
sichern und die natürlichen Lebensgrundlagen zu 
schützen und zu entwickeln". Der vorsorgende 
Schutz der Umwelt ist somit auch eine Aufgabe der 
Bauleitplanung. 
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Der Städtebau wird ebenso wie der Umweltschutz 
durch ein komplexes und umfassendes Zielspektrum 
geprägt. Für beide Bereiche spielen Vielfalt, Eigen- 
art und Schönheit der Landschaft und des Wohn- 
umfeldes eine wichtige Rolle. 

Die Bewältigung von Konflikten, die sich aus der städ- 
tebaulichen Planung und Entwicklung mit den Belan- 
gen des Naturschutzes und der Landschaftspflege er- 
geben können, muß das primäre Ziel des Zusammen- 
wirkens zwischen Landschaftsplanung und Bauleit- 
planung sein. 

Mit der Landschaftsplanung werden der Bauleitpla- 
nung die landschaftspflegerischen und ökologischen 
Planungsgrundlagen zur Verfügung gestellt, um die 
betroffenen Naturschutzbelange sachgerecht, d. h. 
entsprechend ihrem objektiven Gewicht, in die Ab- 
wägung einstellen zu können. 

Nach der Herstellung der deutschen Einheit war es 
vorrangiges Ziel, das Instrument der Landschaftspla- 
nung in den neuen Ländern einzuführen und be- 
kanntzumachen. Mehrere modellhafte Landschafts- 
planungen (Halle, Oder-Neiße-Gebiet, Sachsen-, siehe 
Abschnitt B.2.5.9.2.) wurden deshalb in Angriff ge- 
nommen. Hervorzuheben ist, daß in das Vorhaben 
Landschaftsplanung in Sachsen, mit dem drei modell- 
hafte Landschaftsplanungen und eine Grünord- 
nungsplanung mit jeweils unterschiedlichen Nut- 
zungskonflikten und Problemlagen erstellt werden, 
kontinuierliche und projektbegleitende Informations- 
und Fortbildungsveranstaltungen integriert sind, die 
sowohl freischaffende Planer als auch Kommunal- 
und Landschaftsbehörden in den neuen Ländern er- 
reichen. 

Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung der §§ 8ff 
Bundesnaturschutzgesetz stellt ein zentrales Instru- 
ment zur Bewältigung des Konfliktes Bauen/Natur- 
schutz dar. Im Bundesnaturgesetz ist vorgeschrieben, 
daß über die Belange des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege im Bauleitplan - unter entspre- 
chender Anwendung der Grundsätze der Eingriffsre- 
gelung über Maßnahmen zur Vermeidung, zum Aus- 
gleich und Ersatz nach den baurechtlichen Vorschrif- 
ten in der Abwägung nach § 1 des Baugesetzbuches - 
zu entscheiden ist. Im Interesse der Rechtssicherheit 
und der systemkonformen Steuerung ist grundsätz- 
lich zu begrüßen, daß die Prüfung der naturschutz- 
rechtlichen Eingriffsregelung bereits auf Bebauungs- 
planebene erfolgt. 

Die festgesetzten Maßnahmen für Ausgleich und Er- 
satz sind vom Vorhabenträger durchzuführen. Die 
Gemeinden können anstelle und auf Kosten der 
Vorhabenträger Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
durchführen und durch Satzung die Erhebung von 
Kostenbeiträgen für die Herstellung von Ausgleichs- 
und Ersatzmaßnahmen regeln. 

Die Bauleitplanung erfüllt mit ihrer Zielbestimmung 
und den Verfahrensregelungen für eine frühzeitige 
Beteiligung der Bürger und der Träger öffentlicher 
Belange ebenfalls die wesentlichen materiellen und 
verfahrensbezogenen Forderungen der EG-Richtlinie 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei be- 
stimmten öffentlichen und privaten Projekten. Durch 
das Investitionserleichterungs- und Wohnbaulandge- 


setz ist mit Wirkung vom 1. Mai 1993 eine förmliche 
Umweltverträglichkeitsprüfung für vorhabenbezoge- 
ne Bebauungspläne und Vorhaben- und Erschlie- 
ßungspläne für UVP-pfüchtige Vorhaben festge- 
schrieben worden. 

2.3.4.3 Umweltschutz und Bauen 

In der Bundesrepublik Deutschland gewinnt das um- 
weltverträgliche Planen und Bauen zunehmend an 
Bedeutung. Zahlreiche Aktivitäten von Bund, Län- 
dern, Gemeinden, aber auch von Wirtschaftsunter- 
nehmen, Architekten, Ingenieuren und privaten Bau- 
herren zeigen, daß Konzepte einer umweltverträgli- 
chen Siedluhgsform von den Bürgern nicht nur ak- 
zeptiert, sondern zunehmend politisch eingefordert 
werden. 

Auch im Rahmen der Umsetzung des C02-Minde- 
rungsprogramms der Bundesregierung (siehe Ab- 
schnitt B.2.3.1) spielt der Baubereich eine besondere 
Rolle. Das in den Studien für die Enquete-Kommis- 
sion „Vorsorge zum Schutz der Erdatmosphäre" des 
Deutschen Bundestages ermittelte technische CO 2 - 
Minderungspotential beträgt im Gebäudebereich in 
den alten Ländern 70 bis 90 Prozent. In den neuen 
Ländern erwartet die Enquete-Kommission wegen 
der schlechteren Bausubstanz und des wesentlich 
höheren Anteils von Kohleheizungen besonders hohe 
technische Minderungspotentiale. Es wird ange- 
strebt, einen möglichst hohen Anteil dieses techni- 
schen Potentials bis zum Jahr 2005 auszuschöpfen. 

Der Arbeitskreis „Gebäudebereich" der von der Bun- 
desregierung eingesetzten Interministeriellen Ar- 
beitsgruppe Q02-Reduktion" (siehe B.2.3.1) ging in 
seinem ersten Bericht davon aus, daß durch geeignete 
Maßnahmenpakete an bestehenden Gebäuden so- 
wie durch die Novellierung der energieeinsparrecht- 
lichen Vorschriften (Wärmeschutzverordnung, Hei- 
zungsanlagen- Verordnung) unter bestimmten Vor- 
aussetzungen bis zum Jahr 2005 eine Verringerung 
des CO 2 - Ausstoßes in diesem Bereich um 100 Millio- 
nen Jahrestonnen in Deutschland erreichbar ist, das 
ist etwa ein Drittel der Emissionen des Gebäudeberei- 
ches im Jahre 1987. Die untersuchten Maßnahmen- 
pakete für bestehende Gebäude enthalten unter an- 
derem: 

- erheblich verbesserte Wärmedämmung bei Neu- 
bauten und beim Gebäudebestand 

- Einsatz effizienterer Heizungs- und Kleinfeue- 
rungsanlagen 

- verstärkte Nutzung von Fernwärme und Nah- 
wärme auf der Basis der Kraft-Wärme-Kopplung 

- passive und aktive Nutzung emeuerbarer Energien 

- Umstellung von Kohleheizungen auf emissions- 
ärmere Verfahren - insbesondere in den neuen 
Ländern 

- energiesparendes Verbraucherverhalten (z.B. Sen- 
kung der Raumtemperatur, richtiges Lüftungsver- 
halten). 

Für die Erschließung dieser Potentiale sind günstige 
Finanzierungsmöglichkeiten insbesondere auch für 
emissionsmindemde Maßnahmen im Gebäudebe- 
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stand von entscheidender Bedeutung. Im Rahmen des 
Gemeinschaf tswerks Aufschwung Ost wurden für die 
neuen Länder Förderprogramme aufgelegt, die wei- 
tere Potentiale erschließen. Die Zielsetzung der Bun- 
desregierung wird im Bereich der gewerblichen Wirt- 
schaft durch zinsgünstige Kredite aus dem ERP-Um- 
weltprogramm (rationelle Energieverwendung, Luft- 
reinhaltung) und den Umweltprogrammen der bei- 
den Bundesinstitute, Deutsche Ausgleichsbank und 
Kreditanstalt für Wiederaufbau, unterstützt. 

Aufwendungen für Investitionen in den Bereichen 
des Umweltschutzes und der Energieeinsparung sind 
vielfach Erhaltungsaufwand, der als Betriebsausga- 
ben oder als Werbungskosten sofort abgezogen wer- 
den kann und dadurch das zu versteuernde Einkom- 
men mindert. Soweit die Aufwendungen Herstel- 
lungskosten oder nachträgliche Herstellungskosten 
sind, köimen bei diesen Investitionen in den neuen 
Ländern nach den §§ 3 und 4 Fördergebietsgesetz 
Sonderabschreibungen bis zu 50 Prozent vorgenom- 
men werden. Sind die Aufwendungen für Herstel- 
lungs- oder Erhaltungsarbeiten (z. B. für Energiespar- 
maßnahmen) an einem zu eigenen Wohnzwecken ge- 
nutzten Gebäude in den neuen Ländern entstanden, 
kommt ein Sonderausgabenabzug bis zu 10 Prozent 
dieser Aufwendungen, höchstens von 40 000,- DM in 
Betracht. 

Die Wärmeschutzverordnung wurde 1994 novelliert. 
Die Novelle wird am 1. Januar 1995 in Kraft treten. Sie 
gilt in der novellierten Fassung im wesentlichen für 
Neubauten, bei größeren Umbauten auch für den Ge- 
bäudebestand. Dies spielt vor allem eine große Rolle 
bei den Sanierungsmaßnahmen, die - gestützt durch 
die eingeleiteten Förderprogramme - im Gebäude- 
bestand der neuen Länder durchzuführen sind. 

Mit der 1994 erfolgten Novellierung der Heizungsan- 
lagen-Verordnung wird ein wesentlicher Teü der EG- 
Heizkesselrichtlinie umgesetzt und eine Verschär- 
fung der Anforderungen an heizungstechnische An- 
lagen erreicht. Die geplante 2. Novelle zur Kleinfeue- 
rxmgsanlagenverordnung dient der Verminderung 
des Energieverbrauchs und damit der Reduzierung 
von Kohlendioxid und anderen kümarelevanten 
Treibhausgasen (siehe auch Abschnitt B. 2. 1.2. 3.1 so- 
wie Kapitel B.2.3.1). 

Im Jahre 1993 hat das Bundesbauministerium ein in 
diesem Zusammenhang wichtiges neues Forschungs- 
feld eingerichtet: „Schadstoffminderung im Städte- 
bau". Ein erheblicher Teü der Schadstoff-Emissionen, 
die zum Treibhauseffekt beitragen, entfällt auf den 
Energieverbrauch von Gebäuden und von städtischer 
Infrastruktur sowie auf den städtischen Verkehr. Die 
von Forschem errechneten Potentiale zum Abbau der 
Emissionen durch umweltverträgliche Siedlungs- und 
Stadtentwicklungen sind beachtlich. 

2.3.4.4 Umweltaspekte des Denkmalschutzes 
und Kulturgüterschutzes 

Die besorgniserregende Zunahme von Umweltschä- 
den an unersetzlichen Kulturgütern hat in den letzten 
Jahren verstärkte Aufmerksamkeit erfahren. Die For- 
schungstätigkeit in diesem Bereich wurde intensi- 


viert, wobei die Schwerpunkte besonders bei der Sub- 
stanzerhaltung gefährdeter Baudenkmäler aus Natur- 
stein liegen. 

Forschungsergebnisse der letzten Jahre lassen ein- 
deutig den Einfluß von Schwefeldioxid und sauren 
Niederschlägen auf den Zerstörungsprozeß der Mate- 
riahen, besonders auf Naturstein und historische Ver- 
glasungen erkennen. Ebenfalls intensiv untersucht 
werden Schäden an historischen Wandmalereien, 
Glasfenstem und Metallobjekten, Ziegeln, Mörtel 
und Putz. Vor allem güt es, Saniemngs- und Konser- 
viemngsverfahren zu entwickeln, die den hohen 
denkmalpflegerischen Anfordemngen genügen. 

Die in einigen Bereichen bereits vorhandenen Be- 
standsaufnahmen umweltgeschädigter Denkmäler 
werden fortgeführt. Die dokumentierten Erfahrungen 
und Informationen aus der Restauriemngs- und Kon- 
serviemngspraxis werden in einer Faktendatenbank 
des Umweltbundesamtes gemeinsam mit den neue- 
sten Forschungsergebnissen gesammelt, verarbeitet 
und aUgemein zugänglich gemacht. Beim Umwelt- 
bundesamt wurde die Koordinierungs- und Bera- 
tungssteUe für Umweltschäden an Denkmälern ein- 
gerichtet. Mit der dort betriebenen Faktendatenbank 
MONUFAKT werden interessierte Kreise aus dem In- 
und Ausland beraten. Die Koordinierungs- und Bera- 
tungsstelle arbeitet eng mit dem Nationalkomitee für 
Denkmalschutz sowie den für Denkmalschutz zustän- 
digen Stellen in den Ländern zusammen. 

2.3.4.5 Kommunaler Umweltschutz 

Die Kommunen haben beim Vollzug der Umweltge- 
setze von Bund und Ländern, vor allem aber auch im 
Rahmen ihrer grundgesetzlich garantierten Selbst- 
verwaltung wichtige Aufgaben im Umweltschutz zu 
erfüllen. Sie gestalten mit ihren Entscheidungen die 
örtliche Lebenswelt des Menschen und verändern 
seine soziale und natürliche Umwelt. 

Zu den traditionellen Aufgabenbereichen der Kom- 
munen gehören die Bauleitplanung, die Verkehrs- 
und Grünplanung, die Stadtreinigung und die Ab- 
wasserbeseitigung. Hinzu kommen zahlreiche neue 
Herausforderungen, wie der Ausbau der Abfallver- 
wertung, die Sanierung von Altlasten, die Sanierung 
alter Kanalisationsnetze, Saniemngs- und Vorsorge- 
maßnahmen im Lärmschutz, die Intensivierung von 
Naturschutz und Landschaftspflege und die Beach- 
tung der Umweltverträglichkeit bei der Energiever- 
sorgung sowie der Betrieb kommunaler Gebäude. 

Die Bundesregierung unterstützt die Kommunen 
durch fachliche Beratung und Arbeitshüfen sowie 
durch Modellvorhaben. Sie beteiligt die kommunalen 
Spitzenverbände an der Vorbereitung von umweltpo- 
litischen Entscheidungen. 

Um die Kommunen in den neuen Ländern beim Auf- 
bau ihrer Umweltverwaltungen und der Etablierung 
des kommunalen Umweltschutzes zu unterstützen, 
wurde ein spezielles Informations- und Beratungsan- 
gebot entwickelt. Diese kommunale Umweltberatung 
für die neuen Bundesländer wird vom Deutschen In- 
stitut für Urbanistik (DIFU) in Berlin wahrgenommen. 
Entsprechende Hüfen für die Staaten Mittel- imd Ost- 
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europas sowie der Neuen unabhängigen Staaten wur- 
den vor allem im Rahmen der Vorhaben „Umwelt- 
schutzorientierter Wissens- und Technologietransfer 
in das Komitat Pest/Ungam" sowie „Ökologische Sa- 
nierungs- und Entwicklungsexpertise für Sergijew 
Posad" (früher: Sagorsk) geleistet. 

Das Bundesforschungsministerium hat bereits 1990 
ein Rahmenkonzept „Ökologische Forschung in 
Stadtregionen und Industrielandschaften (Stadtöko- 
logie)" entwickelt. Dabei soUen Grundsätze für die 
nachhaltige Entwicklung und Managementkonzepte 
erarbeitet und umgesetzt werden. Insbesondere sol- 
len neue Wege inhaltlicher und methodischer Art auf- 
gezeigt werden, um ein urbanes System in seiner öko- 
logischen, sozialen, ökonomischen, politischen, kultu- 
rellen und technisch-wissenschaftlichen Vielfalt bes- 
ser beschreiben, verstehen und gestalten zu können. 
Die Fördermaßnahmen konzentrieren sich auf die 
drei Themenkomplexe Optimierung des Wasserkreis- 
laufs, ökologisch verträgliche Mobihtät und Flächen- 
nutzungskonkurrenzen. 

2.3.4.5.1 Berlin-Konferenz „Förderung des 
kommunalen Umweltschutzes - Strategien 
und Handlungsansätze'' 

Die besondere Bedeutung der Kommunen für den 
Umweltschutz hat die Bundesregierung veranlaßt, 
sich diesem Thema auch im Hinblick auf die Konfe- 
renz der Vereinten Nationen für Umwelt und Ent- 
wicklung (UNCED) im Juni 1992 in Rio de Janeiro mit 
besonderer Sorgfalt zu widmen. Die Bundesregierung 
hat als deutschen Beitrag für die UNCED gemeinsam 
mit der Deutschen Gesellschaft für Technische Zu- 
sammenarbeit (GTZ) und dem Senat Berlin im Fe- 
bruar 1992 in Berlin eine internationale Expertenkon- 
ferenz „Förderung des kommunalen Umweltschutzes 
- Strategien und Handlungsempfehlungen" veran- 
staltet. Die Berlin- Konferenz verabschiedete Empfeh- 
lungen für die UNCED in Form der sog. Berliner Er- 
klärung „Grundlagen für eine weltweite Zusammen- 
arbeit zur Förderung einer umweltverträglichen Ent- 
wicklung in den Städten", die in das Kapitel 7 der 
Agenda 21 Eingang gefunden hat. 

2.3.4.5.2 Rio-Folgeprozeß 

Die Agenda 21 nimmt den weltweit zunehmenden 
Verstädterungsprozeß zum Anlaß, Maßnahmen für 
eine geordnete Stadtentwicklung zu formulieren, 
ohne die ein globales Handlungsprogramm für Um- 
welt und Entwicklung nicht erfolgreich durchgeführt 
werden kann. Die wesentlichen Forderungen nach ei- 
ner nachhaltigen Flächennutzungsplanung, nach der 
Förderung einer integrierten Infrastruktur zur Ver- 
und Entsorgung, nach der Beachtung des kommuna- 
len Umweltschutzes und der Förderung von nachhal- 
tigen umweltverträglichen Energie- und Transport- 
systemen in Siedlungen sowie von nachhaltigen Bau- 
methoden sind in Deutschland mit den geltenden 
Vorschriften und Organisationsstrükturen weitge- 
hend realisiert. 

Für die Zukunft ist anzustreben, daß das Ziel einer 
umweltverträglichen Siedlungsentwicklung und des 
kommunalen Umweltschutzes in den Beschlüssen 


und Programmen der internationalen Organisationen, 
insbesondere des Zentrums der Vereinten Nationen 
für menschliche Siedlungen (HABITAT) und des Um- 
welt- sowie des Entwicklungsprogramms (UNEP und 
UNDP) der Vereinten Nationen konkreter als bisher 
berücksichtigt wird. Die Kommission der Vereinten 
Nationen für nachhaltige Entwicklung (CSD) befaßt 
sich mit diesem Thema im Rahmen der Überprüfung 
und der Fortentwicklung von Kapitel 7 der Agenda 21 . 

2.3.5 Umweltschutz und Freizeit 

Die Freizeitgestaltung hat in den vergangenen Jah- 
ren für den überwiegenden Teil der Bevölkerung in 
Deutschland einen immer größeren Stellenwert ge- 
wonnen. Das zeitliche und finanzielle Freizeitbudget 
privater Haushalte hat in den vergangenen 20 Jahren 
deutlich zugenommen. Je nach Einkommenssituation 
erreichen die Freizeitausgaben 10 bis 20 Prozent der 
Haushaltsausgaben. 1992 betrugen in Deutschland 
die Gesamtausgaben für die Freizeit nach Schätzun- 
gen 320 Milliarden DM (Deutsche Gesellschaft für 
Freizeit 1993). 

Hieraus haben sich für den Dienstleistungssektor 
zahlreiche neue Betätigungsfelder ergeben, die ihrer- 
seits zur Schaffung einer nicht unerheblichen Zahl 
von Arbeitsplätzen geführt haben. Die Freizeitgestal- 
tung hat damit eine erhebliche volkswirtschaftliche 
Bedeutung gewonnen. 

Auch in der subjektiven Wertschätzung der Bevölke- 
rung nimmt die Freizeit iazwischen einen hohen Rang 
ein. Die Art der Freizeitgestaltung wird zunehmend 
geprägt durch das Streben nach Gesundheit, Fitness 
und sozialen Kontakten sowie nach einem Ausgleich 
für die Zwänge des Alltags, nach Selbstverwirkli- 
chung und nach Erlebnis. 

2.3.5. 1 Umweltauswirkungen 
von Freizeitaktivitäten 

Nach dem Ergebnis von Umfragen werden in einem 
Mehr an freier Zeit sowohl Chancen als auch Risiken 
gesehen. So sehen nach repräsentativen Bevölke- 
rungsumfragen mehr als 70 Prozent der Bevölkerung 
ein wachsendes Umwelt- und Naturbewußtsein, die 
Sicherung von Arbeitsplätzen in der Freizeit- und 
Touristikindustrie sowie mehr persönliche Zeit für 
Hobbys, soziale Kontakte, Weiterbildung und Reisen 
als Chancen der Freizeitentwicklung an (B. A.T Frei- 
zeit-Forschungsinstitut, 1992). Über 80 Prozent der 
Befragten erkennen in steigenden Umweltbelastun- 
gen durch den Autoverkehr sowie in der Landschafts- 
zerstörung durch Freizeitanlagen deutliche Risiken. 

Gleichzeitig haben Freizeitaktivitäten in der Natur 
stark zugenommen. Der Flächenbedarf für die Frei- 
zeit-Infrastruktur kann - in einzelnen Fällen - Natur 
und Landschaft durch die weitere Zersiedlung und 
Zerschneidung von Lebensräumen für Tier- und 
Pflanzenarten belasten. 

Die gestiegenen Erholungsbedürfnisse und der Trend 
zur Ausübung von Freizeitaktivitäten in der freien 
Natur führt auch zu einer zunehmenden Urbanisie- 
rung attraktiver Natur- und Kulturräume. Besonders 
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betroffen sind das Hochgebirge und die Küsten, wo 
für eine Großzahl der Erholungssuchenden Beher- 
bergungs- und Nutzungsmöglichkeiten geschaffen 
worden sind. Auch im Bereich der Ver- und Entsor- 
gung (Wasser, Abfall) müssen die Strukturen den ge- 
wachsenen Nutzerzahlen angepaßt werden. 

Parallel zur Entwicklung neuer Freizeitgeräte läßt 
sich ein Trend zu Sportaktivitäten in unberührten Ge- 
bieten und unter extremen Bedingimgen beobachten. 
Häufig führt dies zur Beanspruchung ökologisch 
wertvoller Bereiche mit negativen Folgen für stör- 
empfindliche Tierarten sowie zu einer nachhaltigen 
Schädigung der Vegetation oder einer Erhöhung der 
Erosionsgefährdung. 


2.3.5.2 Ziele und Maßnahmen einer 

umweltgerechten Freizeitentwicklung 

2.3.5.2.1 Erholungsvorsorge 

Eine Erholungslandschaft wird durch ihre Schönheit, 
durch ihre Einmaligkeit und ihren besonderen Erleb- 
niswert für den Menschen geprägt. Diese Eigenschaf- 
ten sind durch eine Vielzahl von Einwirkungen ge- 
fährdet. Die Unvermehrbarkeit der Landschaft und 
ihre typische Struktur durch Naturausstattung und 
Nutzung sowie ihre kulturhistorischen Werte erfor- 
dern Maßnahmen zur Erholungsvorsorge. 

Erholungsvorsorge umfaßt nach dem Bundesnatur- 
schutzgesetz vor allem die Sicherung der Vielfalt, 
Eigenart und Schönheit von Natur rmd Landschaft, 
die Erhaltung und Ausgestaltung geeigneter Erho- 
lungsgebiete sowie die Sicherung des Zugangs zur 
Landschaft. Angesichts der Belastung der Luft, des 
Klimas, der Böden und Gewässer sind auch Maß- 
nahmen der Umweltvorsorge, wie z. B. die Verminde- 
rung säurebildender Luftschadstoffe, die Abwasser- 
reinigung und der Bodenschutz für qualitativ hoch- 
wertige Erholungsbedingungen von erheblicher Be- 
deutung. 


Naturparke 

Einer angemessenen Berücksichtigung des Erho- 
lungsbedürfnisses der Bevölkerung dient die Schutz- 
kategorie der Naturparke nach dem Bundesnatur- 
schutzgesetz. In ihnen wird angestrebt, Schutznot- 
wendigkeiten und Erholung miteinander in Einklang 
zu bringen. Im Rahmen dieser Aufgabe arbeitet das 
Bundesumweltministerium eng mit dem Verband 
Deutscher Naturparke (VDN) zusammen. In gemein- 
samen Tagungen, Seminaren und durch den „Bun- 
deswettbewerb Deutscher Naturparke" werden bei- 
spielhafte Lösungen der Konfüktbewältigung zwi- 
schen Naturschutz und Erholungsvorsorge entwik- 
kelt. 

Mit einem vom Bundesumweltministerium geförder- 
ten Forschungs- und Entwicklungsvorhaben wurden 
Grundlagen und Anregungen für die Leitbilddiskus- 
sion der deutschen Naturparke unter besonderer Be- 
rücksichtigung der neuen Länder entwlkelt und den 
beteiligten Kreisen zur Verfügung gestellt. 


Gütesiegel 

Im Rahmen der umweltverträglichen Entwicklung 
von Erholungslandschaften und der Vorbereitung 
von Umweltstandards für Erholungseinrichtungen 
gewinnt die europaweite Diskussion über die Einfüh- 
rung von Gütesiegeln an Bedeutung. Ziel ist neben 
der Erholungsvorsorge die Aufklärung der Verbrau- 
cher sowie die Stimulierung des Wettbewerbs der An- 
bieter ün Hinblick auf umweltgerechte Erholungs- 
angebote. Die Bundesregierung beteiligt sich an der 
Diskussion um eine sachgerechte Darstellung und 
Kennzeichnung der Umweltfreundlichkeit von Erho- 
lungs- und Tourismusangeboten mit Beiträgen zur 
Internationalen Harmonisierung und zur Überwin- 
dung der noch erheblichen methodischen Schwierig- 
keiten. 

In der Verbesserung des Radwegenetzes und der För- 
derung des Radverkehrs, die im wesentlichen Auf- 
gaben der Kommunen und der Länder sind, ist eine 
sinnvolle Teüvorsorgemöglichkeit zu sehen. Eine stär- 
kere umweltpolitische Einbindung des Öffentlichen 
Personennahverkehrs ün Freizeitverkehr am Beispiel 
zweier Räume (Tegernsee und Insel Usedom) wird 
vom Bundesministerium für Verkehr im Rahmen von 
zwei Forschungsvorhaben gefördert. 

2.3.5.2.2 Sicherung der Umweltpotentiale 
für die Freizeit 

Umweltqualität vmd landschaftliche Schönheit sind 
das wesentliche Kapital für die Freizeit- und Urlaubs- 
gestaltung. Der Beobachtung von Trends der Land- 
schaftsnutzung sowie der Entwicklung von Maß- 
stäben zur Beurteilung ihrer Auswirkungen auf die 
Erholung kommt daher eine wichtige Funktion zu. 

Auswirkungen von Ferienzentren neuen Typs 

Mit Unterstützung des Bundesumweltministeriums 
wurden die ökologischen, sozialen und ökonomi- 
schen Auswirkungen großer Ferienzentren neuen 
Typs begutachtet. Dabei zeigte sich, daß es von der 
Betriebskonzeption abhängt, ob sich aus der Konzen- 
tration von Freizeitaktivitäten Entlastungseffekte für 
die Umwelt ergeben und wie stark der Standort von 
Auswirkungen auf die umgebende Natur und Land- 
schaft betroffen wird. Mit der Untersuchung werden 
Planem und Gemeinden jetzt Empfehlungen an die 
Hand gegeben, mit denen eine umweltgerechte Pla- 
nung erleichtert wird. 

Landschaftsplanung und Fremdenverkehrsplanung 

Um die Nützlichkeit des Instruments Landschaftspla- 
nung für eine moderne Fremdenverkehrs- und Tou- 
rismusplanung aufzuzeigen, hat das Bundesumwelt- 
ministerium ein Erprobungs- und Entwicklungsvor- 
haben zum Thema „Landschaftsplanung und Frem- 
denverkehrsplanung" durchführen lassen. 

Im Rahmen dieses Vorhabens wurde für drei ln ver- 
schiedenen Bundesländern und Naturräumen gele- 
gene Fremdenverkehrsgemeinden von unterschied- 
lichen Fachbüros jeweils eine Landschaftsplanung 
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und eine Fremdenverkehrsplanung erarbeitet. Dahei 
ging es im einzelnen darum, die bestehenden Verfah- 
ren der Landschafts- imd Fremdenverkehrsplammg 
zu verbessern sowie eine Koordinierung dieser Plan- 
arten zu erproben. Auf diese Weise sollte sowohl eine 
landschaftsschonende Gestaltung des Fremdenver- 
kehrs vorbereitet als auch die motivierende und för- 
dernde Kraft des Fremdenverkehrs für die Belange 
von Naturschutz und Landschaftspflege aktiviert wer- 
den. Die Ergebnisse bestätigen den besonderen Nut- 
zen einer parallelen, aufeinander abgestimmten Er- 
stellung des Landschaftsplans und des touristischen 
Entwicklungsplans, die von allen berührten Gruppen 
schon im Vorfeld der Entscheidung mitgetragen 
werden. 


2.3.5.2.3 Umweltbewußtes Freizeitverhalten 

Eine nachhaltige und umweltgerechte Bewältigung 
von Konflikten zwischen Umweltschutz einerseits 
und Freizeit, Erholung und Tourismus andererseits 
erfordert in besonderem Maße die breite Mitwirkung 
aller gesellschaftlichen Gruppen in Anwendung 
des Kooperationsprinzips. Zusammenarbeit, Über- 
zeugung und Motivation sind die entscheidenden Er- 
fordernisse für Verhaltensänderungen bei Verbrau- 
chern und Anbietern von Leistungen in den Be- 
reichen Freizeit und Urlaub. 

Sport und Umwelt 

Gemeinsam mit dem Deutschen Sportbund und dem 
Deutschen Naturschutzring hat das Bundesumwelt- 
ministerium 1992 das „Handbuch Sport und Umwelt" 
herausgegeben. Mit ihm sollen gegenseitiges Ver- 
ständnis gefördert und zugleich wichtige Hilfestel- 
lung bei der Lösung von Konflikten zwischen Umwelt 
und Sport gegeben werden. Mit dem Handbuch liegt 
zum ersten Mal eine Arbeit vor, in der zusammenfas- 
send die verschiedenen Sportarten sowohl nach den 
von ihnen ausgehenden Umweltbelastungen bewer- 
tet werden. Dabei werden Interessenparallelitäten 
mit Umweltschutzzielen und Ansatzpunkte für ge- 
meinsames Handeln zur Minderung und Vermeidung 
von Konflikten aufgezeigt. 

Arbeitskreis „Sport und Umwelt“ 

Mit den speziellen umweltrelevanten Trends im Frei- 
zeitverhalten, die insbesondere mit der Einführung 
und dem Gebrauch neuartiger Sportgeräte Zusam- 
menhängen, befaßt sich ein beim Bundesumweltmi- 
nisterium gebildeter Arbeitskreis „Sport und Um- 
welt". Zur Vorbereitung sind in einem wissenschaft- 
lichen Gutachten Grundlagenmaterialien zusammen- 
gesteUt und mit Bück auf internationale Trends und 
Entwicklungen bewertet worden. 

Sport- und Freizeitlärm 

Sport und Freizeit sind in nicht wenigen Fällen mit er- 
heblichen Geräuschemissionen verbunden, die be- 
sonders in Wohngebieten nicht nur zu Belästigungen 
der jeweiligen Nachbarn führen, sondern auch die 


Kooperationsbereitschaft zwischen Sport und Um- 
weltschutz beeinträchtigen. Zu den besonderen Maß- 
nahmen im Zusammenhang mit Sport- und Freizeit- 
lärm siehe Abschnitt B. 2. 1.8. 5. 

Die 1991 gegründete Arbeitsgruppe „Tourismus und 
Umwelt" des Beirats für Fragen des Tourismus beim 
Bundesministerium für Wirtschaft hat 1993 einen er- 
sten Zwischenbericht zum Thema „Tourismus und 
Umwelt - Fördenmg eines umweltschonenden touri- 
stischen Angebots" vorgelegt, in dem das Spannungs- 
feld zwischen Tourismus und Umweltbelangen näher 
analysiert ^vird und Empfehlungen für konkrete Um- 
weltschutzmaßnahmen der Tourismuswirtschaft aus- 
gesprochen werden. 

Umweltfreundliche Hotel- und Gaststättenbetriebe 

Aus der vom Bundesumweltministerium geförderten 
Studie „Umweltschutzberatung im Hotel- und Gast- 
stättengewerbe" hat der Deutsche Hotel- und Gast- 
stättenverband einen 40-Punkte-Katalog zur Kenn- 
zeichnung umweltbewußt geführter Gastbetriebe 
entvdckelt. Betriebsinhabem in Hotellerie und Ga- 
stronomie wird damit eine Anleitung an die Hand ge- 
geben, wie Umweltschutzmaßnahmen schnell, wirk- 
sam und kostengünstig in die betriebliche Praxis um- 
gesetzt werden können. 

2.3.5.2.4 Internationale Aspekte 

Tourismusprotokoll zur Alpenkonvention 

ln Ausfüllung der Alpenkonvention, die im November 
1991 von den Umweltministerien aller Alpenanrainer- 
staaten unterzeichnet wurde, wird u.a. ein Protokoll 
„Tourismus" erarbeitet. 

Auch der Tourismus hat in den Alpen dazu beigetra- 
gen, daß diese europaweit einzigartige Bergland- 
schaft vielerorts an die Grenzen der Belastbarkeit ge- 
raten ist. Ziel des Tourismusprotokolls ist es, mit ver- 
bindlichen und empfohlenen Regelungen für einen 
umweltverträglichen Tourismus - auch im Interesse 
der ansässigen Bevölkerung und der Gäste - zu einer 
nachhaltigen Entwicklung des Alpenraums beizu- 
tragen. 

Das Tourismusprotokoll zur Alpenkonvention kann 
insofern Modellcharakter für andere Bergregionen 
der Welt (z.B. Himalaya, Anden) haben, die ebenfalls 
touristischem Erschließungsdruck ausgesetzt sind. 

Umweltverträgliche Tourismusentwicklung 
in Rußland 

„Umweltverträgliche Tourisrhusentwicklung" ist ein 
Thema der bilateralen Umweltzusammenarbeit mit 
der Russischen Föderation auf der Grundlage des 
deutsch-russischen Umweltabkommens. 

Ziel dieser Zusammenarbeit ist es, die zu erwartende 
touristische Erschließung Rußlands in umweltverträg- 
liche Wege zu lenken und darüber hinaus am Beispiel 
der Tourismus entwicklung die Wechsel^virkungen 
zwischen Schutz und Nutzung der Umwelt in politi- 
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sehe Ziele und Verwaltungshandeln einzubinden. 
Viele attraktive touristische Zielgebiete in Rußland, 
wie der Baikalsee in Sibirien, sind ökologisch beson- 
ders empfindlich, aber durch mangelnde Vorsorge in 
Industrie und Tourismus gefährdet. 

Auf bisher zwei deutsch-russischen Konferenzen - im 
Oktober 1992 in Berlin und im September 1993 in 
Listwjanka am Baikalsee - wurden deshalb Schwer- 
punkte der bilateralen Zusammenarbeit definiert, die 
dem Vorsorgegrundsatz im Umweltschutz Rechnung 
tragen. Dabei konnten Schritte für eine umwelt- 
verträgliche Tourismusentwicklung in Rußland ein- 
geleitet werden, wobei dem Zusammenwirken aller 
Akteure und Aus- und Fortbildungsfragen besondere 
Bedeutung beigemessen wird. 

Die Möglichkeiten ökologischen Wirtschaftens in der 
Tourismus Wirtschaft Mittel- und Osteuropas waren 
auch Gegenstand einer von der Ost-West-Wirt- 
schaftsakademie im Auftrag des Bundesministeriums 
für Wirtschaft im Dezember 1993 durchgeführten 
dreitägigen Konferenz, an der sich Vertreter aus 13 
mittel- und osteuropäischen Ländern beteiligten und 
deren Thematik in Workshops vertieft und weiter- 
geführt werden soll. 

2.3.6 Umweltschutz und Verteidigung 

2.3.6.1 Umweltverantwortung der Bundeswehr 

Angesichts zunehmender Umweltgefährdungen wächst 
auch die Verantwortung der Streitkräfte im Umwelt- 
schutz. Dementsprechend werden Streitkräfte auch 
in der öffentlichen Meinung nicht allein nach ihrer 
Fähigkeit bewertet, den Frieden zu erhalten, sondern 
auch danach, welche Rücksicht sie dabei auf die Um- 
welt nehmen und welchen aktiven Beitrag sie zu 
ihrem Schutz leisten. 

Militärisches Handeln ist daher mit ökologischer Ver- 
antwortimg verbunden. Entspannung und Abrüstung 
bieten die Chance, der Wahrnehmung ökologischer 
Belange im Rahmen des Verteidigungsauftrags grö- 
ßeres Gewicht zu verleihen. 

Aus dem Verständnis einer umfassenden Verantwor- 
tung für das Gemeinwohl heraus kommt der Bundes- 
wehr als staatlicher Einrichtung Vorbildfunktion zu, 
die zu einem besonderen Engagement verpflichtet. 
Trotz zunehmender rechtlicher und politischer Vor- 
gaben und begrenzter personeller und finanzieller 
Ressourcen setzt sich die Bundeswehr daher für den 
Schutz der Umwelt in vielen Fällen über die gesetz- 
lich vorgeschriebenen Anforderungen hinaus ein. 

Wie jede staatliche oder private Großorganisation ist 
auch die Bundeswehr wichtiger Akteur im umweltpo- 
litischen Geschehen. Sie trägt Verantwortung als Be- 
troffener von Umweltbelastungen, die von außen auf 
sie einwirken oder als Altlasten von ihr übernommen 
werden, als Vollzugsorgan bei der Wahrnehmung von 
Umweltschutzaufgaben und als Verursacher von Um- 
weltbelastungen, die in Erfüllung des Verteidigungs- 
auftrags entstehen. 

Mit der Fachkonzeption Umweltschutz vom 4. Okto- 
ber 1990 hat das Bundesverteidigungsministerium 


Rahmen und Ziele eines umweltgerechten Handelns 
der Bundeswehr festgelegt. Die Fachkonzeption dient 
der Zuordnung von Verantwortlichkeiten in Zentral- 
und Fachaufgaben des Umweltschutzes, zeigt Ab- 
grenzungen und Schnittstellen im Umweltschutz zwi- 
schen den Streitkräften und der Wehrverwaltung auf 
und bildet den Rahmen für organisatorische, per- 
sonelle und materielle Erfordernisse. Sie ist Grund- 
lage für die Erstellung von Teilkonzeptionen für be- 
stimmte Organisationsbereiche, für die Zusammen- 
arbeit mit den Gaststreitkräften und für die Mitarbeit 
im Bündnis. 

ln den Bereichen Personal, Organisation und Ausbil- 
dung sind die konzeptionellen Vorgaben bereits weit- 
gehend umgesetzt worden. Die Reihe konzeptioneller 
Vorgaben für den Umweltschutz in der Bundeswehr 
wurde im Januar 1994 ergänzt durch das „Konzept 
zur Schonung natürlicher Ressourcen in der Bundes- 
wehr". Das Konzept entstand in enger Zusammen- 
arbeit mit dem Bundesumweltministerium. 

Jeder Angehörige der Bundeswehr trägt auch persön- 
lich Verantwortung für den Schutz der Umwelt. Zu- 
gleich ergibt sich hieraus ein Anspruch des einzelnen 
auf Ausbildung und ständige Information in Umwelt- 
fragen. Umweltschutz als Staatsaufgabe gehört zu 
den staatlichen Normen, die analog zu den Grund- 
sätzen der Inneren Führung rechtsverbindlicher Maß- 
stab für das Handeln aller Bundeswehrangehörigen 
sind. 

2.3.6.2 Umweltverträgliche Nutzung von 
Übungsplätzen 

Militärische Übungsplätze sind Landschaftsräume, in 
denen mit und zum Teil auch wegen der militärischen 
Landnutzung ökologisch wertvolle Gebiete erhalten 
wurden oder entstanden sind. Bundeswehrverwal- 
tung und Bundesforstverwaltung haben die Aufgabe, 
im Rahmen der landv^nrtschaf fliehen und forstwirt- 
schaftlichen Geländebetreuung die Übungsplätze 
entsprechend ihrer besonderen militärischen Zweck- 
bestimmung zu gestalten und zu erhalten, Schäden 
an dem Gelände vorzubeugen, entstandene Schäden 
durch Rekultivierungs- und Renaturierungsmaßnah- 
men zu beheben, Beeinträchtigungen der Anlieger zu 
vermeiden und den Belangen des Natur- und Land- 
schaftsschutzes Rechnung zu tragen. In enger Zusam- 
menarbeit zwischen dem militärischen Nutzer und 
den für die Geländebetreuung Verantwortlichen wer- 
den Nutzungs- und Pflegegrundlagen erarbeitet und 
in Plänen zusammengefaßt, die Forderungen nach 
Umweltverträglichkeit des militärischen Betriebs so- 
wie Auflagen aufgrund von Rechtsvorschriften und 
freiwilliger Selbstbindung der Bundeswehr berück- 
sichtigen. 

Der fast vollständige Verzicht auf Pflanzenschutzmit- 
tel und Mineraldünger, die Großflächigkeit und na- 
turräumliche Verteilung der Übungsplätze, ihre Ab- 
geschiedenheit und geringe Zerschneidung sowie die 
weitgehend ausgeschlossene Freizeitnutzung haben 
die Übungsplätze in der Vergangenheit zu ökologi- 
schen Inseln mit wichtigen Funktionen für den Bio- 
top- und Artenschutz werden lassen. Soweit dies 
ohne wesentliche Einschränkung des militärischen 
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Ausbildungsauftrages möglich ist, werden die auf 
Bundeswehrgelände vorhandenen Biotope vor Beein- 
trächtigungen geschützt. Ziel ist ein im Einzelfall mit 
dem militärischen Nutzer abgesümmtes Biotopmana- 
gement, das die Erfordernisse des Biotopschutzes mit 
den Zweckbestimmungen des Geländes abwägt. 

Im November 1992 hat das Bundesverteidigungsmtni- 
sterium die „Richtlinie zur umweltverträglichen Nut- 
zung von Übungsplätzen der Bundeswehr" in Kraft 
gesetzt. Die Richtlinie stellt die Grundlage für die um- 
w eltverträgliche Planung, Entwicklung, Pflege und 
den umweltverträglichen Betrieb von Übungsplätzen 
dar, an der sich die militärische Nutzung orientiert. 

Wichtige Regelungen betreffen die Einschränkung 
der Nutzung von Teilflächen aus Gründen des Um- 
weltschutzes (Immissionsschutz, Biotop- und Arten- 
schutz, Renaturierung etc.) sowie die Konkretisierung 
der Anforderungen an den Gewässerschutz und 
die naturschutzgerechte Pflege von militärischen 
Übungsplätzen. 

Das Bundesumweltministerium hat mehrere Modell- 
vorhaben und Untersuchungen zum Thema „Natur- 
schutz auf militärischen Übungsplätzen" gefördert. 
Die Vorhaben dienen dazu, das Wissen über den 
Naturschutzwert von militärisch genutzten Flächen 
zu verbessern und Grundlagen für weitere Maßnah- 
men zur Erhaltung und Verbesserung des Natur- 
schutzwertes dieser Flächen im Rahmen der militäri- 
schen Nutzung zu schaffen. 

Die Reduzierung von Belastungen für Mensch und 
Umwelt ist ebenfalls eines der wesentlichen Ziele 
des Truppenübungsplatzkonzepts für das geeinte 
Deutschland, das das Bundesverteidigungsministe- 
rium Ende September 1992 beschlossen hat. Das 
Truppenübungsplatzkonzept sieht eine Verlagerung 
der Übungen vom freien Gelände auf Übungsplätze 
sowie eine wesentliche Reduzierung der Truppen- 
übungsplätze im geeinten Deutschland vor. Während 
in den alten Ländern 20 Truppenübungsplätze (davon 
6 für die Verbündeten) weiter genutzt werden, wer- 
den in den neuen Ländern von bisher rund 60 Trup- 
penübungsplätzen in Zukunft nur noch 9 Truppen- 
übungsplätze betrieben. 

Probleme können sich zukünftig dadurch ergeben, 
daß durch die Verlagerung von militärischen Übun- 
gen aus dem „freien Gelände" auf die Übungsplätze 
die Beanspruchung der dortigen Flächen steigt. Es 
sind je nach Nutzungsintensität eines Übungsplatzes 
längere und nach ökologischen Gesichtspunkten 
über das Jahr verteilte Instandsetzungszeiten sowie 
ggf. zusätzliche Aus weichflächen erforderhch. 

2.3.6.3 Umweltschutz im Betrieb der Streitkräfte 

Die Umweltaufgaben, die sich für die Bundeswehr 
aus dem Ausbildungs- und Dienstbetrieb ergeben, 
sind vergleichbar mit denen einer modernen Groß- 
stadt. So geht es um bauliche Instandsetzung und 
Modernisierung, um Energieeinsparung, um den Ein- 
satz schadstoffarmer Kraftfahrzeuge, die Sicherung 
der Trinkwasserversorgung, eine ordnungsgemäße 
Abwasserentsorgung und weitere Handlungsberei- 
che, die in ihrer Grundstruktur den Umweltaufgaben 


im zivilen Bereich entsprechen. Weiterhin gehört 
hierzu eine umweltgerechte Abfallwirtschaft, die die 
Möglichkeiten zur Vermeidung und Verwertung opti- 
mal nutzt. 

Mit der Erfüllung des Verteidigungsauftrages ist ein 
unumgängliches Maß an Umweltbelastungen ver- 
bunden. Die Bundeswehr ist jedoch verpflichtet, um- 
weltschonende Vorsorgemaßnahmen zu treffen und 
dem Stand der Technik entsprechenden Möglich- 
keiten zur Verringerung der Belastung zu nutzen. 

Zwingende Gründe der Landesverteidigung oder 
zwischenstaatliche Verpflichtungen erfordern im Um- 
weltrecht zum Teil Sonderregelungen für die Bundes- 
wehr, die im Einzelfall Ausnahmen von gesetzlichen 
Auflagen zulassen. Die Bundeswehr nutzt diese Son- 
derregelungen unter größtmöglicher Beachtung des 
Umweltschutzes. 

Zur AlÜastensanierung auf militärischen Liegenschaf- 
ten siehe Abschnitt B. 2. 1.7. 5. und B. 1.2. 5. 3. 

2.3.6.4 Zusammenarbeit im Rahmen der NATO 

Der NATO-Ausschuß für die Herausforderungen der 
modernen Gesellschaft (CCMS) hat mit Beginn der 
90er Jahre seine Arbeit in zunehmendem Maße auf 
militärbezogene Aufgaben des Umweltschutzes aus- 
gerichtet. Diese Umorientierung ist noch nicht abge- 
schlossen, sondern in den Prozeß der Neubestim- 
mung der Ziele und Aufgaben des Nordatlantischen 
Bündnisses eingebunden. 

Die NATO ist mit dem CCMS und dem Ausschuß für 
Wissenschaft zu einem wichtigen internationalen 
Gremium der Zusammenarbeit zur Lösung verteidi- 
gungsbezogener Aufgaben des Umweltschutzes ge- 
worden. Mit der Bildung des Nordatlantischen Ko- 
operationsrates im Dezember 1991 für den Dialog mit 
den ehemaligen Staaten des Warschauer Vertrages 
(MOE-Staaten) rücken die Aufgaben zur Überwin- 
dung der Umwelthinterlassenschaften des Kalten 
Krieges im CCMS immer mehr in den Vordergrund. 
Die Zusammenarbeit mit den MOE-Staaten ist bereits 
eine der Hauptsäulen der Tätigkeit des CCMS, der in 
die Arbeiten im Rahmen des „Arbeitsplanes für Dia- 
log, Partnerschaft und Zusammenarbeit" des Nord- 
atlantischen Kooperationsrates einbezogen ist. 

Durch den Abzug sowjetischer Truppen aus Polen, 
Ungarn und Tschechien sowie aus den baltischen Re- 
publiken haben diese Länder ein großes Interesse an 
den Erfahrungen und am Know-how zur Bewertung 
der Gefährdung der Umwelt durch militärische Altla- 
sten und zur effektiven kostengünstigen Sanierung, 
insbesondere des Bodens und Grundwasser. 


3. Internationale Umweltpolitik 

Die internationale Zusammenarbeit im Umweltschutz 
hat in den vergangenen Jahren stetig an Bedeutung 
gewonnen. Entstanden aus der Erkenntnis, daß Um- 
weltschäden nicht an Staatsgrenzen haltmachen, ist 
die europäische und weltweite Zusammenarbeit in- 
zwischen zu einem Schwerpunkt deutscher Umwelt- 
pohtik geworden. 
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Die historischen Veränderungen in Deutschland und 

Europa stellen die internationale Umweltpolitik vor 

neue Herausforderungen: 

- Die fortschreitende Entwicklung der Europäischen 
Gemeinschaft, die mit der Vollendung des Binnen- 
marktes zum 1. Januar 1993 eine neue Qualität er- 
reicht hat, birgt für den Umweltschutz Chancen 
und Risiken, die es gleichermaßen erforderlich ma- 
chen, die Europäische Union zunehmend auch zu 
einer Umweltunion fortzuentwickeln. 

- Der dramatische Umbruch in den Ländern Mittel- 
und Osteuropas sowie in den Neuen Unabhängi- 
gen Staaten der ehemaligen Sowjetunion ist für 
Deutschland auch um weltpolitisch von besonderer 
Bedeutung. Die Umweltschäden in diesen Ländern, 
deren Ausmaß erst jetzt erkennbar wird, sowie der 
beispiellose Zusammenbruch der kommunistischen 
Planwirtschaft machen zusätzliche Anstrengungen 
erforderlich. Die Stabilisierung dieser Region liegt 
wirtschaftspolitisch, sicherheitspolitisch, aber auch 
umweltpolitisch nicht nur im Interesse Deutsch- 
lands, sondern der gesamten Welt. Das von einigen 
Kernenergieanlagen in diesen Ländern ausgehen- 
de Gefahrenpotential ist nur ein besonders augen- 
fälliges Beispiel für die Notwendigkeit der grenz- 
überschreitenden Zusammenarbeit im Umwelt- 
schutz. 

- Eine neue Dimension hat die globale umweit- und 
entwicklungspohtische Zusammenarbeit zwischen 
den Industrieländern und den Entwicklungslän- 
dern mit der Konferenz der Vereinten Nationen für 
Umwelt und Entwicklung (UNCED) im Juni 1992 in 
Rio de Janeiro erhalten. Bevölkerungswachstum, 
Armut und Umweltverbrauch in den Entwicklungs- 
ländern addieren sich mit den viel zu hohen Um- 
weltbelastungen durch die Industriestaaten. Die 
Industrieländer haben in der Rio-Deklaration aner- 
kannt, daß ihnen aufgrund ihres hohen Anteils an 
den globalen Umweltbelastungen eine besondere 
Verantwortung für eine weltweite nachhaltige Ent- 
wicklung zukommt. 

Die Ergebnisse von Rio haben die Voraussetzungen 
dafür geschaffen, daß Industrieländer und Entwick- 
lungsländer nunmehr weltweit gemeinsam auf das 
Ziel der nachhaltigen Entwicklung hinarbeiten. In 
dieser globalen Zusammenarbeit, die sich unter 
anderem in der neu geschaffen Kommission der 
Vereinten Nationen für nachhaltige Entwicklung 
(Commission on Sustainable Development - CSD) 
vollzieht, sieht auch Deutschland eine besondere 
Verpflichtung. Die internationale Zusammenarbeit 
kann jedoch nur Früchte tragen, wenn auch die na- 
tionale Politik der einzelnen Staaten auf das Ziel 
der nachhaltigen Entwicklung ausgerichtet ist. 
Über den Stand der nationalen deutschen Umwelt- 
pohtik wurde in den vorangegangenen Kapiteln be- 
richtet. In diesem Kapitel wird die internationale, 
übergreifende Umweltpohtik Deutschlands darge- 
stellt. Die internationale Zusammenarbeit in spezifi- 
schen Bereichen (z.B. Meeresschutz, grenzüber- 
schreitende Abfallverbringung, Artenschutz) ist 
bereits in den entsprechenden fachbezogenen 
Kapiteln abgehandelt worden. 


3.1 Europäische Umweltpolitik 

3.1.1 Umweltpolitik der Europäischen Union 

Die Europäische Union steht im Umweltschutz vor 
wachsenden Aufgaben: 

- Die Vollendung des Binnenmarktes und das da- 
durch mittelfristig zu erwartende wirtschaftliche 
Wachstum können zu einer weiteren Verschärfung 
der Umweltprobleme führen, wenn nicht wirksam 
gegengesteuert wird. Insbesondere ist ein Anstieg 
des Abfallaufkommens und des Energieverbrauchs 
sowie eine wachsende Transportleistung zu er- 
warten. 

- Die Staaten Mittel- und Osteuropas erwarten bei 
der Bewältigung ihrer Wirtschafts- und Umweltpro- 
bleme die Unterstützung durch die Europäische 
Union. 

- Die globalen Umweltprobleme (z.B. befürchtete 
Klimaveränderung, Schädigung der Ozonschicht) 
sowie die spezifischen Umweltprobleme in den Ent- 
wicklungsländern erfordern große Anstrengungen 
der Staatengemeinschaft insgesamt und damit 
auch der Europäischen Union. 

Die Gemeinschaft hat ihre Verantwortung angenom- 
men und zur Lösung der skizzierten Umweltprobleme 
wirksame Beiträge geleistet. In ihrer künftigen Um- 
weltpohtik auf der Basis des 5. EG-Umweltaktions- 
programms („Gemeinschaftsprogramm für Umwelt- 
politik und Maßnahmen im Hinblick auf eine dauer- 
hafte und umweltgerechte Entwicklung") wird sie 
ihre Anstrengungen auf den verschiedenen Ebenen 
weiter verstärken müssen. 

3.1.2 EU-Strategie einer dauerhaften und 
umweltgerechten Entwicklung 

Fortentwicklung des gemeinschaftlichen 
Umweltrechts 

Das gemeinschaftliche Umweltrecht wurde vor allem 
in den letzten Jahren - in erheblichem Maße auf der 
Grundlage deutscher Initiativen - auf einem hohen 
Schutzniveau ausgebaut. Es umfaßt inzwischen ins- 
gesamt ca. 200 Rechtsakte. Beispiele sind 

- die EG-weite Begrenzung der Kfz-Abgase 

- die Reduzierung der Emissionen aus Großfeue- 
rungsanlagen 

- die Verbesserung der Kraftstoffquahtät 

- Maßnahmen im Bereich der Gefahrstoffe, insbeson- 
dere auch zum Schutz der Ozonschicht 

- die Emissionsbegrenzungen bei Abfallverbren- 
nungsanlagen 

- die Beschränkung der Abfallverbringung 

- die Reduzierung der Gewässerverschmutzung 
durch kommunale Abwässer und Nitrateinträge 
aus der Landwirtschaft 

- die Verbesserung des Schutzes von Fauna, Flora 
imd Habitaten. 
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5. EG-Umweltaktionsprogramm 

Die weitere Arbeit der EU auf der Basis des 5. Um- 
weltaktionsprogramms, das von der Kommission vor- 
gelegt wurde und dessen allgemeines Konzept und 
Strategie der Rat gebilligt hat, wird einen wichtigen 
Beitrag zur Stärkung der Umweltdimension des Bin- 
nenmarktes und zur Weiterentwicklung der Umwelt- 
politik der Europäischen Union in Richtung auf die 
Gewährleistung einer dauerhaften und umweltge- 
rechten Entwicklung zu leisten haben. Im Hinblick 
auf die ökologischen Auswirkungen des Biimenmark- 
tes gilt es, die notwendigen Konsequenzen aus dem 
1990 vorgelegten Task-Force-Bericht über die Um- 
welt und den Binnenmarkt zu ziehen. 

Die Bundesregierung setzt sich für eine Umsetzung 
der Ziele des Programmes in praktische Maßnahmen 
ein. Dies gilt besonders für die im Umweltaktionspro- 
gramm festgelegten umweltpolitischen Konzepte: 

- Integration des Umweltschutzes in andere Gemein- 
schaftspolitiken, insbesondere Verkehrs-, Industrie-, 
Energie-, Landwirtschafts-, Tourismuspolitik und 
auch Strukturpolitik 

- „richtige Preissignale" durch ökonomische Instru- 
mente, um gemeinschaftsweit die Umweltsubven- 
tion an Industrie und Verbraucher zu beenden 

- „gemeinsame Verantwortung" aller Akteure (z.B. 
Behörden, Industrie, Gewerkschaften, Verbände), 
die in die umweltpolitische Zielsetzung einzubin- 
den sind. 

„Europäische Umweltunion“ 

Der in Maastricht beschlossene Vertrag über die Euro- 
päische Gemeinschaft hat die vertragsrechtlichen 
Grundlagen für die Weiterentwicklung der gemein- 
schaftlichen Umweltpolitik deutlich verbessert und 
damit die Voraussetzung dafür geschaffen, daß die 
Europäische Union auch zu einer „Umweltunion" 
wird. Dies setzt voraus, daß das Ziel des Umweltschut- 
zes auf hohem Niveau durchgesetzt wird. 

Die Bundesregierung setzt sich gerade auch im Be- 
reich der gemeinschaftlichen Umweltpolitik dafür 
ein, daß die durch Maastricht besonders hervorgeho- 
benen horizontalen Prinzipien der Subsidiarität und 
der Transparenz im Interesse der Akzeptanz, der Bür- 
gemähe, aber auch der Effektivität der Umweltpolitik 
beachtet werden. 

Das Subsidiaritätsprinzip erfordert auch im Bereich 
des Umweltschutzes eine Überprüfung des geltenden 
gemeinschaftlichen Umweltrechts und der dem Rat 
vorliegenden Vorschläge der Kommission sowie die 
Beachtung durch die Gemeinschaftsorgane bei neuen 
Vorschlägen. Angesichts des internationalen Charak- 
ters der Umweltprobleme kann Subsidiarität aller- 
dings nicht „Renationalisierung" der Umweltpolitik 
bedeuten. Vielmehr geht es darum, die Umweltpolitik 
der Europäischen Union auf die prioritären, gemein- 
schaftlich besser und wirksamer zu lösenden Umwelt- 
probleme zu konzentrieren und Überregulierungen, 
besonders eine Regelungstiefe bis hin in die Details 
der nationalen Verwaltungsstrukturen und -verfah- 
ren, zu vermeiden, soweit dies zur gemeinschaftswei- 


ten Zielerreichung nicht unbedingt erforderlich ist. 
Wichtig ist, daß den Mitgliedstaaten unter dem Ge- 
sichtspunkt der Subsidiarität die Möglichkeit einge- 
räumt bleibt, über die bereits auf hohem Niveau ge- 
meinschaftlich festgegelegten Umweltanforderungen 

- wenn erforderlich - hinauszugehen. Die Bundes- 
regierung wird sich nach wie vor mit allem Nach- 
druck dafür einsetzen, daß die Weiterentwicklung der 
nationalen Umweltpolitik nicht behindert wird und 
strengere nationale Maßnahmen möglich bleiben. 

Die Bundesregierung wird sich dafür einsetzen, daß 
die gemeinschaftliche Umweltpolitik auf dieser Basis 
dynamisch und effektiv weiterentwickelt wird, um 
auf diese Weise m Ergänzung der nationalen Umwelt- 
politik die grenzüberschreitenden Umweltprobleme 
wirksamer zu bekämpfen, den Schutz der natürlichen 
Ressourcen und des natürlichen Erbes in Europa zu 
gewährleisten und einen wirksamen Beitrag zur Si- 
cherung des Industriestandorts Europa und Deutsch- 
land zu leisten. Hierzu gehört auch die Vermeidung 
von Wettbewerbsverzerrungen und Handelshemm- 
nissen. 

Die Bundesregierung setzt sich gerade auch im Be- 
reich der Umweltpolitik der Europäischen Union für 
mehr Transparenz ein. Sie begrüßt die Herstellung 
der Öffentlichkeit bei der Beratung in besonderem 
Maße interessierender Programme und Strategien mi 
Ministerrat und strebt den freien Zugang für jeder- 
mann zu Umweltinformationen, die bei den Gemem- 
schaftsorganen verfügbar smd, entsprechend der an 
die Mitgliedstaaten gerichteten EG-Informations- 
richtlinie 90/313/EWG an. Siehe dazu auch Abschnitt 
B. 2.2. 5.2. 

Notwendige Schwerpunkte 

der gemeinschaftlichen Umweltpolitik 

Die Bundesregierung setzt sich im Rahmen der deut- 
schen Präsidentschaft (2. Halbjahr 1994) und darüber 
hinaus vor allem dafür ein, 

- die gemeinschaftliche Klimaschutzpolitik voranzu- 
treiben und durch ein Bündel von Maßnahmen, Ins- 
besondere durch die EU-weite Einführung einer 
C02/Energie-Steuer (siehe auch Kapitel 2.3.1), das 
Ziel der Stabilisierung der C02-Emissionen bis zum 
Jahr 2000 auf der Basis des Emissionsvolumens des 
Jahres 1990 durchzusetzen 

- über die technischen Maßnahmen zur Verbesse- 
rung des Abgasverhaltens von Kfz und die Optimie- 
rung der Kraftstoffqualität hinaus durch eine ökolo- 
gische Orientierung der Verkehrspolitik den Aus- 
wirkungen der zu erwartenden steigenden Trans- 
portleistungen wirksam entgegenzutreten 

- ein integriertes System der Zulassung und Überwa- 
chung der Umweltverschmutzung zu schaffen und 
in diesem Rahmen z.B. für Emissionen aus Indu- 
strieanlagen in die Luft am Stand der Technik orien- 
tierte Grenzwerte festzulegen („europäische Tech- 
nische Anleitung (TA) Luft") 

- die Abfallvermeidung auf der Grundlage der 
„neuen Produktverantwortung" der Wirtschaft 
durch marktwirtschaftliche Instrumente voranzu- 
treiben und eine ausreichende Entsorgungsinfra- 
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Struktur in der Europäischen Union mit auf hohem 
Schutzniveau harmonisierten Umweltanforderun- 
gen als „europäische TA Abfall" sicherzustellen, 
um dem befürchteten Abfallnotstand und Abfall- 
tourismus wirksam zu begegnen 

- die gemeinschaftliche Gewässerschutzpolitik durch 
eine branchenbezogene Festlegung von Emissions- 
grenzwerten für die gefährlichen Stoffe sowie 
durch die Entwicklung und Durchführung des 
Aktionsprogrammes zum Grundwasserschutz wei- 
terzuentwickeln 

- das Regelwerk zum Schutz vor gefährlichen Stoffen 
durch Beschränkungen bis hin zum Verbot weiterer 
Stoffe, auch auf der Basis der Ergebnisse des EG- 
Altstoffprogramms auszubauen. 

Vollzug des Gemeinschaftsrechts 

Neben der Weiterentwicklung des gemeinschaftli- 
chen Umweltrechts wird der ordnungsgemäßen Um- 
setzimg imd dem Vollzug des Gemeinschaftsrechts 
entscheidende Bedeutung beigemessen. Die Bundes- 
regierung unterstützt die Kommission nachdrücklich 
in ihrem Bemühen, ihre Kon trollauf gaben wirksam 
wahrzunehmen und auf einen Abbau der Defizite in 
den Mitgliedstaaten hinzuwirken. Hierzu trägt das 
von der Bundesregierung und den Ländern unter- 
stützte 1992 geschaffene Netzwerk der Vollzugsbe- 
hörden der Mitgliedstaaten bei. Auch die Europäi- 
sche Umweltagentur kann hier eine bedeutsame Rol- 
le spielen. Nach der getroffenen Entscheidung über 
den Standort (Kopenhagen) befindet sich die Agentur 
in der Aufbauphase; sie wird ihre konkrete Arbeit mit 
dem ersten Mehijahresarbeitsprogramm im Herbst 
1994 aufnehmen. 

Bilaterale Zusammenarbeit mit EU-Mitgliedstaaten 

Die Bundesregierung hat in den letzten Jahren die bi- 
laterale Zusammenarbeit mit den EU-Mitgliedstaaten 
auf der Grundlage formeller Vereinbarungen oder auf 
ad hoc-Basis intensiviert. 

Besonders hervorzuheben ist die Gründung des 
Deutsch-Französischen Umweltrates durch Brief- 
wechsel der Außenminister vom 2. November 1989. 
Diese Zusammenarbeit hat sich bewährt, insbesonde- 
re bei der Lösung bilateraler Fragen, z.B. grenzüber- 
schreitende Abfallprobleme, der Abstimmung ge- 
meinsamer Positionen im Hinblick auf die EG-Um- 
weltpohtik sowie in der Entwicklung gemeinsamer 
Initiativen im Bereich der globalen Umweltpolitik. 

3.1 .3 Umweltpolitik im Rahmen der 

Wirtschaftskommission der Vereinten 
Nationen für Europa (ECE) 

Die Bundesregienmg hat sich besonders seit Beginn 
der achtziger Jahre mit zahlreichen Initiativen im 
Rahmen des KSZE-Prozesses und in der ECE erfolg- 
reich dafür eingesetzt, daß sich die ECE zu einem 
außerordentlich wichtigen Forum für die Erarbeitung 
einer gesamteuropäischen Umweltpolitik und für die 
Schaffung eines gesamteuropäischen Umweltrechts- 


Raumes rmter Einschluß auch der Staaten Mittel- und 
Osteuropas entwickelt. Umweltpolitik ist ein prioritä- 
rer Bereich der ECE geworden. Die Bundesregierung 
ist der Überzeugung, daß die ECE sich gerade auf die- 
sem Gebiet sehr bewährt hat und auch nach der Öff- 
nung Osteuropas ihre Schlüsselrolle auf diesem Ge- 
biet beibehalten und ausbauen muß; sie wird sich vor 
diesem Hintergrund dafür einsetzen, daß entspre- 
chend der politischen Priorität auch die Ressourcen- 
verteüung innerhalb der ECE angepaßt wird und 
mehr konkrete Maßnahmen zum Schutz der Umwelt 
in Mittel- und Osteuropa getroffen werden. 

3.1 .3.1 Maßnahmen der ECE 
in der Luftreinhaltung 

Die gesamteuropäische LuftreinhaltepoLitik leistet 
einen wichtigen Beitrag zur Reduzierung der grenz- 
überschreitenden Luftverunreinigungen in Europa. 

In den letzten Jahren ist es gelungen, die Genfer 
Luftreinhaltekonvention von 1979 über weiträumige 
grenzüberschreitende Luftverunreinigungen durch 
verschiedene ergänzende Protokolle zur Verringe- 
rung der Schwefelemissionen (von 1985; 1987 in Kraft 
getreten), zur Bekämpfung der Emissionen von Stick- 
stoffoxiden (von 1988; 1991 in Kraft getreten) sowie 
zur Bekämpfung der Emissionen flüchtiger organi- 
scher Verbindungen - VOC - (von 1991) zu konkreti- 
sieren, die im Kapitel Luftreinhaltung unter B. 2. 1.2. 8 
dargestellt sind. 

Im Juni 1994 wurde das Schwefel-Protokoll „der zwei- 
ten Generation" von 25 Staaten und der EG unter- 
zeichnet, das verschärfte Reduzierungsraten für die 
Vertragsstaaten auf der Basis kritischer Belastungs- 
werte sowie verbindliche Grenzwerte für Großfeue- 
rungsanlagen imd den Schwefelgehalt im Gasöl ent- 
hält; Basis der Verhandlungen war ein von der Bim- 
desregierung in Kooperation mit einigen anderen 
Staaten vorgelegter Protokollentwurf. 

Die Bundesregierung beteiligt sich ferner intensiv an 
der Ausarbeitung eines zweiten Stickstoffoxid-Proto- 
kolls (ggf. unter Einschluß von Ammoniak und VOC) 
sowie an den Arbeiten betreffend künftige weitere 
Protokolle zur Bekämpfung der Emissionen von 
Schwermetallen und persistenten organischen 
Schadstoffen (z. B. Dioxine, PCB). 

3.1. 3.2 Maßnahmen 

in anderen Umweltbereichen 

Entsprechend positive Auswirkungen erwartet die 
Bundesregierung auch von den im Rahmen der ECE 
erarbeiteten Konventionen 

- über die Umweltverträglichkeitsprüfung im grenz- 
überschreitenden Kontext von 1991 

- über die grenzüberschreitenden Auswirkungen 
von Industrieunfällen von 1992 

- über den Schutz und die Nutzung grenzüberschrei- 
tender Wasserläufe und internationaler Seen von 
1992. 

Die beiden letztgenannten Konventionen gehen auf 
eine von der Bundesregierung im Rahmen des KSZE- 
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Umwelttreffens 1989 in Sofia ergriffene Initiative zu- 
rück. Die Konventionen sind noch nicht in Kraft getre- 
ten, werden aber - soweit möglich ~ bereits prakti- 
ziert. Im übrigen werden in den Sitzungen der Unter- 
zeichnerstaaten Konzepte und Maßnahmen entwik- 
kelt, um die Anwendung der Konventionen insbeson- 
dere auch in Mittel- und Osteuropa zu fördern. Die 
Bundesregierung ist bemüht, die Konventionen - ins- 
besondere auch in Abstimmung mit entsprechenden 
Aktivitäten der EG - alsbald zu ratifizieren. 

Weitere Schwerpunkte in der Umweltzusammen- 
arbeit in der ECE sind aus der Sicht der Bundesregie- 
rung: 

- gesamteuropäische Folgemaßnahmen zur Konfe- 
renz der Vereinten Nationen für Umwelt und Ent- 
wicklung (UNCED) 

- Kooperationen im Rahmen des ECE-Projektes 
„Energy Efficiency 2000" zur Verbesserung von 
Handel und Zusammenarbeit bei umweltverträg- 
lichen und energieeffizienten Technologien und 
Dienstleistungen 

- Mitwirkung beim ECE -Programm zur Stärkung des 
kommunalen Umweltschutzes 

- Durchführung von Überprüfungen der Umwelt- 
leistungen der Mitgliedstaaten in Zusammenarbeit 
mit der OECD - Verbesserung des Umweltmanage- 
ments in Mittel- und Osteuropa. 

3.1 .4 Zusammenarbeit mit den Staaten 
Mittel- und Osteuropas sowie 
den Neuen Unabhängigen Staaten 

Die Umwelt ist in weiten Teilen der Staaten Mittel- 
und Osteuropas (MOE) und der Nachfolgestaaten der 
früheren Sowjetunion (Neue Unabhängige Staaten - 
NUS) schwer geschädigt. Die jungen Reformregie- 
rungen müssen sich mit einer Vielzahl von Umwelt- 
problemen auseinandersetzen. Insbesondere in den 
durch Schwerindustrie geprägten Städten und Regio- 
nen herrschen unzumutbare Lebens- und Umweltbe- 
dingungen. In vielen Städten und Dörfern - beson- 
ders in den Kohleregionen - leidet ein großer Teil der 
Bevölkerung unter den gas- und staubförmigen Be- 
lastungen aus den Schornsteinen der Haushalte, des 
Handels und Gewerbes. 

Andererseits befinden sich in Polen, in der Ukraine 
und besonders in Rußland einige der ausgedehnte- 
sten und schönsten natürlichen und natumahen 
Landschaften der Welt, die noch weitgehend unbe- 
rührt, aber auch sehr empfindlich gegen mögliche 
Eingriffe des Menschen sind. Diese Naturschätze gilt 
es zu bewahren. 

Die Umweltprobleme in Mittel- und Osteuropa und in 
den Neuen Unabhängigen Staaten sind im wesent- 
lichen das Ergebnis der sozialistischen Planwirt- 
schaft, die die vorhandenen Ressourcen rücksichtslos 
nutzte, und des Fehlens demokratischer Entschei- 
dungsstrukturen, die für eine ausreichende politische 
Berücksichtigung des Umweltschutzes hätten sorgen 
können. Die im Übermaß betriebene Forcierung der 
Schwerindustrie während der vergangenen Jahr- 
zehnte und der Verzicht auf notwendige betriebliche 


Reinvestitionen haben zu einer veralteten Produk- 
tionsstruktur mit hohen Folgebelastungen für Luft, 
Wasser und Boden geführt. Die Energieversorgung 
und -nutzung ist im Vergleich zu den westlichen Indu- 
striestaaten weitaus weniger effizient. Zudem werden 
in noch viel größerem Ausmaß als in Westeuropa 
Stein- oder Braunkohle verfeuert, die mehr Staub, 
Schwefel und Kohlendioxid emittieren als Öl und 
Gas. Eine inadäquate Verkehrs-, Versorgungs- und 
Entsorgungsinfrastruktur sowie eine Landwirtschaft, 
die auf Monokulturen ausgerichtet war und mit 
schwerem Gerät operierte, erschweren die Ausgangs- 
lage für den Umweltschutz. 

Die Zusammenarbeit mit den Staaten Mittel- und Ost- 
europas und den Neuen Unabhängigen Staaten bil- 
det daher einen besonderen Schwerpunkt der Um- 
welt- und Entwicklungspolitik. 

3.1. 4.1 Umwelt für Europa 

1991 sind die Umweltminister der westlichen Indu- 
striestaaten sowie der Staaten Mittel- und Osteuropas 
in Dobris (damals CSFR) zum ersten Mal zusammen- 
getroffen, um Möglichkeiten eines gemeinsamen 
Neuanfangs in der europäischen Umweltpolitik zu er- 
örtern. Infolge dieser Konferenz wurde ein Umwelt- 
aktionsprogramm für Mittel- und Osteuropa erarbei- 
tet, das auf der Ministerkonferenz „Umwelt für Euro- 
pa" im April 1993 in Luzern (Schweiz) verabschiedet 
wurde. An dieser Konferenz nahmen die Umweltmini- 
ster Mittel- und Osteuropas sowie die Umweltminister 
der westlichen Industriestaaten (G 24) teil. 

Die Luzem-Konferenz von 1993 bedeutet einen 
Durchbruch in der Haltung der internationalen Staa- 
tengemeinschaft und vor allem der Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD) zum Thema Umweltschutz in Mittel- und 
Osteuropa. Alle anwesenden Minister waren sich ei- 
nig, daß wirkungsvoller Umweltschutz in den Staaten 
des Übergangs vor allem Hilfe zur Selbsthilfe bedeu- 
tet, die darauf gerichtet sein muß, eine umweltver- 
trägliche wirtschaftliche Entwicklung sicherzustellen. 
Darüber hinaus sollen Sofortmaßnahmen in Regionen 
durchgesetzt werden, in denen die Gesundheit der 
Menschen durch Umweltschäden ernsthaft gefährdet 
ist. 

Das auf der Luzem-Konferenz verabschiedete Um- 
weltaktionsprogramm für Mittel- und Osteuropa be- 
ruht auf drei tragenden Elementen: 

- Instrumentalisiemng des wirtschaftlichen Wieder- 
aufbaus für die Umweltsanierung 

- Herstellung rechtlicher und administrativer Rah- 
menbedingungen, um den wirtschaftlichen Wie- 
deraufbau aus der Sicht des Umweltschutzes zu 
begleiten 

- Sofortmaßnahmenprogramm für Regionen, in de- 
nen die Gesundheit der Bevölkemng umwelt- 
bedingt besonders gefährdet ist. 

Zur Integration des Umweltschutzes in den wirt- 
schafthchen Wiederaufbau und zur Herstellung recht- 
licher und administrativer Rahmenbedingungen, die 
diesen wirtschaftlichen Wiederaufbau aus der Sicht 
des Umweltschutzes begleiten, hat die Umweltmini- 
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sterkonferenz eine „Task Force" unter Führung der 
Europäischen Kommission eingerichtet. Im Hinblick 
auf das Schwergewicht der vorgesehenen Beratung 
im Bereich Ökonomie/Ökologie soll die OECD eine 
besondere Rolle spielen; ihr wurde deshalb das Sekre- 
tariat übertragen. 

Zur Umsetzung des Sofortmaßnahmenprogramms 
wurde ein Projektplanungs-Komitee gebildet, das 
weltweit die verschiedenen Unterstützungsmaßnah- 
men für die Staaten Mittel- und Osteuropas und die 
Neuen Unabhängigen Staaten koordinieren soll. Auf- 
gabe dieses Komitees ist es, die Zusammenarbeit zwi- 
schen den Geberländem und den Finanzierungsinsti- 
tutionen zu verstärken, damit die vorhandenen Res- 
sourcen gezielter eingesetzt werden können. 

Sowohl in der Task Force zur Umsetzung des Umwelt- 
aktionsprogramms für Mittel- und Osteuropa als auch 
im Projektplanungs-Komitee arbeitet das Bundes- 
um Weltministerium aktiv mit und bringt die auf der 
Grundlage der bilateralen Kontakte erworbenen Er- 
fahrungen und Kenntnisse in die internationalen Ak- 
tivitäten ein. 

3.1 .4.2 Bilaterale Zusammenarbeit 

3.1. 4.2.1 Umweltabkommen 

Besondere Bedeutung in der West-Ost- Zusammenar- 
beit mißt die Bundesregierung dem Ausbau der bila- 
teralen Beziehungen mit den Staaten Mittel- und Ost- 
europas sowie den Neuen Unabhänigen Staaten bei. 
Die Bundesregierung hat die bilateralen Beziehun- 
gen mit den meisten dieser Staaten auf eine vertrag- 
liche Grundlage gestellt. Umweltabkommen be- 
stehen mit Albanien, Bulgarien, Estland, Lettland, 
Litauen, Polen, Rumänien, Rußland, Ukraine und Un- 
garn. Vereinbarungen mit der Tschechischen Repu- 
blik, der Slowakischen Republik sowie Weißrußland 
sind in Vorbereitung. 

Im Vordergrund der Zusammenarbeit auf der Grund- 
lage dieser völkerrechtlichen Vereinbarungen stehen 
zentrale Bereiche des Umweltschutzes. Neben den 
allgemeinen Fragen der Umweltpolitik, Umwelterzie- 
hung und Umweltbildung geht es insbesondere auch 
um rechtliche und organisatorische Fragen sowie die 
wirtschaftlichen Aspekte der Umweltpolitik mit dem 
Ziel, den wirtschaftlichen Emeuerungsprozeß in die- 
sen Staaten umweltpolitisch zu begleiten. Als Formen 
der Zusammenarbeit sind in diesen Vereinbarungen 
Expertentreffen, fachwissenschaftliche Veranstaltun- 
gen, Austausch von Experten, gegenseitige Konsulta- 
tionen und die Übermittlung wissenschaftlicher und 
technischer Informationen vorgesehen. 

3.1 .4.2.2 Beratungshilfe beim Aufbau von 
Demokratie und Sozialer Marktwirtschaft 

Als Antwort auf die tiefgreifenden politischen Umwäl- 
zungen in Mittel- und Osteuropa hat die Bundesregie- 
rung 1992 ein umfassendes Programm „Beratungs- 
hüfe beim Aufbau von Demokratie und Sozialer 
Marktwirtschaft" aufgelegt. Zweck des Programms ist 
es, die Entscheidungsträger und Multiplikatoren in 
den MOE/NUS-Staaten bei ihrer schwierigen Auf- 


gabe der Vorbereitung und Durchführung der not- 
wendigen Reformen in ihren Ländern sachgerecht 
und problembezogen zu beraten und mit dem Instru- 
mentarium des demokratischen Rechtsstaates und 
der Sozialen Marktwirtschaft vertraut zu machen. 

Im Jahre 1992 sah das Programm der Bundesregie- 
rung einen Umfang von 427 Millionen DM, davon 
35,1 Mülionen DM im Haushalt des Bundesumwelt- 
ministeriums vor. 1993 standen Haushaltsmittel in 
Höhe von 592 Millionen DM, davon 43 Millionen DM 
im Haushalt des Bundesumweltrninisteriums zur Ver- 
fügung. Seit Juli 1993 wird das Beratungsprogramm 
der Bundesregierung unter Federführung des Bun- 
deswirtschaftsministeriums und des Auswärtigen 
Amtes koordiniert; für die Länder Zentralasiens, des 
Kaukasus, für Moldau, Rumänien, Albanien und die 
Nachfolgestaaten Jugoslawiens ist das Bundesmini- 
sterium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent- 
wicklung zuständig. 

Das Beratungsprogramm zum Umweltschutz zielt vor 
allem auf den Aufbau der Umweltverwaltungen in 
den MOE/NUS-Staaten. Weitere Schwerpunkte sind: 
Umweltpolitik, Umweltrecht, Umwelt und Energie, 
regionale und branchenbezogene Sanierungskon- 
zepte, militärische AlÜasten und Reaktorsicherheit. 

Die vorgesehenen Maßnahmen dienen in erster Linie 
der Beratung bei der Schaffung der rechtlichen und 
verwaltungsmäßigen Rahmenbedingungen der de- 
mokratischen und wirtschaftlichen Reformen. Vor- 
dringliche konkrete Problemstellungen sollen unter- 
sucht und Lösungsmöglichkeiten erarbeitet, ökologi- 
sche Bestandsaufnahmen und Sanierungskonzepte 
vorbereitet, die Sicherung schützenswerter Natur- 
räume initiiert und die Reaktorsicherheit verbessert 
werden. 


3.1. 4.2.3 Investitionen zur Verminderung grenzüber- 
schreitender Umweltbelastungen 

Seit 1992 kann das Bundesumweltministerium in be- 
grenztem Umfang auch Umweltschutzinvestitionen 
im Ausland fördern, sofern dabei Maßnahmen des 
neuesten technischen Standes realisiert werden und 
die Umweltentlastungen auch in Deutschland zum 
Tragen kommen. Bislang wurden drei Vorhaben in 
der Ukraine, der CFR und in Polen realisiert, weitere 
sind in Vorbereitung: 


Förderung einer Rauchgasentschwefelungsanlage 
für das Braunkohlekraftwerk Prunerov I 
in der Tschechischen Republik 

Das Püotprojekt „Rauchgasreinigungsanlagen für 
vier Blöcke des Kraftwerks Prunerov I" an der 
deutsch- tschechischen Grenze soll beispielhaft zei- 
gen, wie moderne Technologie im Energiebereich 
umweltfreundlich eingesetzt werden kann und wie 
die grenzüberschreitenden Emissionen von Schwe- 
feldioxid, Stickstoffoxiden und Staub erheblich redu- 
ziert werden können. Der anfaUende Entschwefe- 
lungsgips wird einer stofflichen Verwertung zuge- 
führt. 
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Deutschland beteiligt sich an dem Modellprojekt, das 
Gesamtkosten von ca. 172 Millionen DM verursacht, 
mit Fördermitteln in Höhe von 23,5 Millionen DM. 

Mit dem Bau der Anlage wurde im Dezember 1992 
begonnen. Voraussichtlich wird die Inbetriebnahme 
im Dezember 1995 erfolgen. Das Projekt wurde von 
dem Energieversorgungsuntemehmen CEZ AG als 
erste Maßnahme im Rahmen der Gesamtsanierung 
der Kraftwerke in Nordböhmen (Schwarzes Dreieck) 
in Angriff genommen. 

Durch das deutsche Förderengagement konnten in 
Prunerov I Umweltstandards gesetzt werden, die die 
nachfolgenden Sanierungen nachhaltig beeinflussen 
werden. 

Förderung einer Rauchgasentschwefelungsanlage 
für ein Steinkohlekraftwerk Dobrotvor (bei Lemberg) 
in der Ukraine 

Mit der Installation einer leistungsfähigen Rauchgas- 
entschwefelungsanlage für das Steinkohlekraftwerk 
Dobrotvor bei Lemberg (Lvov) nach dem neuesten 
Stand der Technik soll für die betroffene Region eine 
spürbare Senkung der Luftbelastung erreicht wer- 
den, die auch grenzüberschreitend zu Entlastimgen 
in Deutschland führt. Die Anlage, mit deren Bau im 
Juli 1992 begonnen wurde, soll zu einer erheblichen 
Reduzierung des Schwefeldioxidausstoßes um zu- 
nächst 30 000 Tonnen jährlich und anschließend um 
weitere 60 000 Tonnen pro Jahr führen. An dem ins- 
gesamt rund 181 Millionen DM teuren Projekt hat sich 
Deutschland mit einem Investitionszuschuß in Höhe 
von 17,25 Millionen DM beteiligt. 

Der erfolgreiche Einsatz deutscher Umwelttechnik 
und deutscher Umweltstandards hat eine Multipli- 
katorwirkung auch für weitere Kraftwerksvorhaben 
in der Ukraine und in anderen osteuropäischen 
Staaten. 

Kläranlage Swinemünde 

In deutsch-polnischer Kooperation soll die bisher 
existierende untaugliche mechanische Kläranlage in 
Swinemünde durch eine moderne, leistungsfähige 
Anlage ersetzt werden. An diesem Projekt soll bei- 
spielhaft gezeigt werden, wie moderne Technologie 
im Abwasserentsorgungsbereich umweltfreundlich 
eingesetzt und die grenzüberschreitende Abwasser- 
belastung der Ostsee erheblich reduziert werden 
kann. Die drei deutschen Gemeinden Ahlbeck, He- 
ringsdorf und Bansin sollen an das Klärwerk ange- 
schlossen werden, wodurch der Bau einer Abwasser- 
behandlungsanlage auf deutscher Seite überflüssig 
wird. Die gemeinsame Abwasserbehandlung besitzt 
gegenüber nationalen Lösungen ökonomische imd 
ökologische Vorteile. 

Die Gesamtinvestitionskosten dieses Projekts belau- 
fen sich auf ca. 45 Millionen DM, von denen die Bun- 
desregierung 20 Millionen DM übernehmen wird. 
Zusätzlich finanziert Deutschland ein Ausbildungs- 
programm für einen Teil des künftig auf der Klär- 
anlage Swinemünde einzusetzenden Personals. Die 
Inbetriebnahme der Kläranlage soll 1996 erfolgen. 


Fernwärmesystem Gleiwitz 

Mit dem Ziel einer Bereitstellung von Fördermitteln 
von 1995 an werden derzeit weitere Auflandsprojekte 
in Polen und der CFR vorbereitet. Am weitesten fort- 
geschritten sind dabei die Arbeiten am deutsch-pol- 
nischen Vorhaben „Fernwärmesystem Gleiwitz": Im 
Mittelpunkt steht der Austausch des völlig veralteten 
Gleiwitzer Heizwerkes durch eine neue Energieer- 
zeugungsanlage in Form eines steinkohlegefeuerten 
Heizkraftwerks mit zirkulierender Wirbelschichtfeue- 
rung. Daneben umfaßt das Projekt die Erweiterung 
und Modernisierung des Energieverteilungsnetzes 
sowie flankierende Maßnahmen zur Förderung der 
Energieeinsparungen auf der Verbraucherseite. Die 
Verhandlungen über das Projekt sind noch nicht ab- 
geschlossen. Das weitere Vorgehen wird maßgeblich 
von dem Ergebnis einer im November 1993 in Auftrag 
gegebenen Studie zur Wirtschaftlichkeit des Projek- 
tes bestimmt werden. 

3.1.4.3 Zusammenarbeit im Drei-Länder-Eck 
Deutschland-Polen-Tschechische 
Republik 

Einen Schwerpunkt in der Zusammenarbeit mit den 
Nachbarstaaten Polen und Tschechische Republik bil- 
det das ökologisch stark belastete Drei-Länder-Eck, 
bekannt als „Schwarzes Dreieck". Die Umweltmini- 
ster der drei Staaten vereinbarten im Juni 1991 die 
gemeinsame Lösung von Umweltproblemen. Eine 
Arbeitsgruppe wurde beauftragt, einen grenzüber- 
schreitenden Handlungsplan für den Umweltschutz 
aufzustellen und Vorschläge für konkrete Maß- 
nahmen in Schwerpunktgebieten zu entwickeln. Auf 
deutscher Seite ist das sächsische Umweltministerium 
maßgeblich beteiligt. 

Die bisherigen Ergebnisse umfassen einen Rahmen- 
plan für ein langfristiges ökologisches Sanierungs- 
und Entwicklungskonzept für das gesamte Gebiet so- 
wie ein Sofortprogramm zur Verringerung der Luft- 
belastung. Darüber hinaus wurden Vorarbeiten zur 
Schaffung eines einheitlichen Luftüberwachungssy- 
stems in Angriff genommen, das voraussichtlich 1994 
in Betrieb gehen kann. In Aussig an der Elbe (Usti nad 
labern) wurde ein Projektkoor dinier ungsbüro einge- 
richtet. Vordringlich ist nunmehr die Umsetzung des 
Sofortprogramms zur Verringerung der Luftbela- 
stung. Die vorgeschlagenen Maßnahmen sind nur mit 
internationaler finanzieller Unterstützung realisier- 
bar. Die Arbeitsgruppe übernimmt die Aufgabe, das 
notwendige Kapital anzuwerben, sofern nicht bereits 
entsprechende Vereinbarungen vorliegen. 

Die Europäische Kommission unterstützt die Tätigkeit 
der Arbeitsgruppe und stellt im Rahmen des PHARE- 
Regionalprogramms „Schwarzes Dreieck" 6 Millio- 
nen ECU zur Verfügung. 

3.1 .5 Zusammenarbeit mit den westlichen 
Industrieländern (OECD) 

Mit den westlichen Industrieländern arbeitet die Bim- 
desregierung im Umweltschutz insbesondere in der 
Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
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Entwicklung (OECD) zusammen. Die OECD verei- 
nigt 24 Mitgliedstaaten, darunter die Staaten des eu- 
ropäischen Wirtschaftsraums (EWR), die Schweiz, die 
Türkei, USA, Kanada, Japan, Australien und Neusee- 
land. Seit 1993 nehmen an den Sitzungen der OECD- 
Gremien Ungarn, Polen, die Tschechische Republik 
und die Slowakei sowie Mexiko (zunächst als Beob- 
achter, seit dem 18. Mai 1994 als Mitglied der OECD) 
und seit 1994 als Beobachter mit dem Ziel einer künf- 
tigen Mitgliedschaft Koreas teü. Die Umweltpolitik 
der OECD wird im OECD-Umweltausschuß koordi- 
niert. Der Ausschuß wurde 1992 als „Environment Po- 
licy Committee" mit dem Ziel neu konstituiert, neben 
der fachlichen insbesondere die politisch-strategische 
Zusammenarbeit im Umweltschutz zu koordinieren. 
Wichtige umweltbezogene Belange werden außer- 
dem im DAC (Development Assistance Committee) 
und in den Energieagenturen IE A (International Ener- 
gy Agency) und NEA (Nuclear Energy Agency) be- 
handelt. 

Die gegenwärtige Umweltarbeit der OECD beruht im 
wesentlichen auf den von den OECD-Umweltmini- 
stem bei ihrem Zusammentreffen 1991 gelegten 
Grundlagen. Diese bestehen aus drei Säulen: 

- Integration der Entscheidungsprozesse der Umwelt 
und Wirtschaft 

- Verbesserung der nationalen Umweltpolitik 

- Intensivierung der internationalen Zusammenar- 
beit. 

Die OECD widmet sich nach der Konferenz der Ver- 
einten Nationen für Umwelt und Entwicklung (UN- 
CED) 1992 verstärkt Querschnittsthemen und ist hier- 
für zunehmend zu der Behandlung sektoraler Um- 
weltthemen in besonders eingerichteten Tandem- 
Arbeitsgruppen (Umwelt und Handel, Umwelt und 
Landwirtschaft, Umwelt und Steuerpolitik, Umwelt 
und Technologie sowie Umwelt und Entwicklung) 
übergegangen. Zum Thema „Umwelt und Handel'" 
siehe Kapitel 2. 2. 3. 7. 

Die OECD hat auch im Bereich der Zusammenarbeit 
mit den „Staaten im Übergang" in Mittel- und Ost- 
europa (einschließlich der Neuen Unabhängigen 
Staaten) die Herausforderung angenommen und, ins- 
besondere in Vorbereitung des „Umweltaktionspro- 
gramms für Mittel- und Osteuropa", das am 30. April 
1993 in Luzern (vgl. Abschnitt B.3.2.3) beschlossen 
wurde, intensive Vorarbeiten vor allem zu wirtschafts- 
bezogenen Umweltthemen geleistet. Hervorzuheben 
sind die OECD-Seminare über 

- Kosten und Finanzierung von Umweltpolitik in den 
MOE-Staaten (Oktober 1991) 

- ökonomische Instrumente für Umweltpolitik in den 
MOE-Staaten (Dezember 1991) 

- Umweltpolitik und der Übergang zur Marktwirt- 
schaft in den Neuen Unabhängigen Staaten (De- 
zember 1992) 

- ökonomische Restrukturierung und Umwelt (Mai 
1993). 

Nach Verabschiedung des Umweltaktionsprogramms 
für Mittel- und Osteuropa wurde die OECD mit der 
Sekretäriatsaufgabe für die zur Durchführung des 


Aktionsprogramms eingesetzte „Task Force" (Vorsitz: 
Europäische Kommission) betraut und arbeitet in die- 
ser Funktion an einem anspruchsvollen Arbeitspro- 
gramm, das die Integration des Umweltschutzes in 
den gegenwärtigen wirtschaftlichen Wiederaufbau in 
Mittel- und Osteuropa sowie den Aufbau effizienter 
Umweltverwaltungen in diesen Ländern zum Ziel 
hat. 

Im Rahmen des 1991 ins Leben gerufenen Projekts 
„Environmental Performance Review" werden alle 
OECD-Mitgliedstaaten einer umfassenden Bewer- 
tung ihrer Umweltpolitik unterzogen. Deutschland 
war 1992 Pilotland. Der 1993 von der OECD veröffent- 
lichte Abschlußbericht bescheinigt der deutschen 
Umweltpolitik gute Ergebnisse, zeigt aber zugleich 
auch weiteren Handlungsbedarf auf. 

Darüber hinaus hat die OECD es übernommen, Um- 
weltprüfberichte auch für Polen, Bulgarien sowie 
Weißrußland gemeinsam mit diesen Ländern zu erar- 
beiten. 

Die OECD befaßt sich verstärkt mit dem Thema 
„Innovative Instrumente" der Umweltpolitik; hierzu 
zählen Kompensationsmodelle, Technologietransfer- 
strategien, umweltgerechtes Produktions- und Ver- 
brauchsverhalten. 


3.1.6 Europarat 

Der Europarat legt den Schwerpunkt seiner Aktivitä- 
ten im Umweltbereich auf den Naturschutz. Daher 
hatte er die Aufgabe übernommen, im Rahmen des 
Prozesses der Konferenzen „Umwelt für Europa", im 
Juni 1991 und im April 1993 (siehe dazu Abschnitt 
3. 1.4.1) den Naturschutzteil einzubringen. Die Konfe- 
renzen haben die Führungsrolle des Europarates im 
zwischenstaatlichen europäischen Naturschutz bestä- 
tigt. Für das foUow-up werden qualifizierte Beiträge 
zur gesamteuropäischen Angleichung und Weiterent- 
wicklung von Recht und Praxis des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege vom Europarat erwartet. 

Im Mai 1992 hat der Europarat eine Empfehlung zum 
Bodenschutz verabschiedet. Auf der Grundlage von 
Beiträgen der Mitgliedstaaten hat der Europarat fer- 
ner ein Handbuch zum Bodenschutz vorgelegt, das 
als Entscheidungsgrundlage für mit Belangen des 
Bodenschutzes befaßte Verwaltungen und Entschei- 
dungsträger dient. 

Der Europarat hat eine Konvention über die zivil- 
rechtliche Haftung für Schäden, die durch ein für die 
Umwelt gefährliches Verhalten hervorgerufen wur- 
den, erarbeitet. Die Konvention wurde im März 1993 
von den Ministerbeauftragten angenommen und liegt 
seit Juni 1993 zur Zeichnung auf. Acht Staaten haben 
die Konvention bereits gezeichnet. Die Bundesregie- 
rung hat deutlich gemacht, daß sie sich bis auf weite- 
res außerstande sieht, die Konvention zu zeichnen, da 
sie mit dem deutschen Umwelthaftungsgesetz nicht 
im Einklang steht und zu unabsehbaren Belastungen 
der Wirtschaft führen würde. 

Der Ausschuß für Umwelt, Raumplanung und 
Gebietskörperschaften der Parlamentarischen Ver- 
sammlung des Europarats hat ein Aktionsprogramm 
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zur Bewirtschaftung der Süßwasserressourcen durch- 
geführt. Das Aktionsprogramm, das von der Bundes- 
regierung unterstützt wurde, ist Mitte 1993 ausge- 
laufen. 

Der Europarat vergibt für Naturschutzgebiete, die be- 
stimmte Voraussetzungen erfüllen, Europadiplome, 
ln Deutschland gibt es insgesamt acht Naturschutz- 
gebiete, die das Europadiplom erhalten haben. Im 
Turnus von jeweils fünf Jahren werden die Diplome 
vor Ort überprüft und - gegebenenfalls mit Auflagen 

- erneuert. Zur Gewährleistung einer gesamtstaat- 
lichen Repräsentanz fördert das Bundesumweltmini- 
sterium Naturschutzmaßnahmen in einigen dieser 
„Diplomgebiete“. 

Die Bundesregierung hat in der 4. KSZE-Folgekonfe- 
renz 1992 in Helsinki den Beschluß über die Einrich- 
tung eines gesamteuropäischen Netzwerkes von Na- 
turschutzgebieten als Ergänzung zur Schaffung des 
EG-Netzwerkes „Natura 2000“ initiiert und die Um- 
setzung dieses Beschlusses in den Europarat einge- 
bracht. Durch den Beitritt weiterer vier mittel- und 
osteuropäischer Staaten hat die vom Europarat 1979 
verabschiedete Berner Konvention auch im Hinblick 
auf die Schaffung gesamteuropäischer Biotopver- 
bundsysteme zusätzlich an Bedeutung gewonnen. 

Der Europarat hat das Jahr 1995 zum Europäischen 
Naturschutzjahr erklärt; das Bundesumweltministe- 
rium wird sich an der Vorbereitung und Durchfüh- 
rung beteihgen. 

3.1.7 Europäische Energiecharta 

Zur Vertiefung der Ost-West-Zusammenarbeit auf 
dem Energiesektor wurde die Europäische Energie- 
charta im Dezember 1991 in Den Haag unterzeichnet. 
Vertreten waren die Staaten Westeuropas und der 
OECD, die Europäische Gemeinschaft, nahezu alle 
mittel- und osteuropäischen Staaten sowie der zwi- 
schenstaatliche Wirtschaftsrat der Gemeinschaft Un- 
abhängiger Staaten und die überwiegende Zahl der 
Nachfolgestaaten der früheren Sowjetunion (Neue 
Unabhängige Staaten). Inzwischen ist die Zahl der 
Unterzeichner auf 51 gewachsen. 

Ein wesentliches Ziel der Europäischen Energie- 
charta ist die Schaffung geeigneter Rahmenbedin- 
gungen, um 

- die Sicherheit der Energieversorgung 

- die Erschließung von Energieressourcen 

- die Effizienz und den Umweltschutz bei der Erzeu- 
gung, beim Transport, bei der Verteilung, Umwand- 
lung und Nutzung von Energie sowie die Sicherheit 
bei der Nutzung der Kernenergie 

in den Staaten Mittel- und Osteuropas und den Neuen 
Unabhängigen Staaten zu verbessern. 

Die Europäische Energiecharta schafft den politi- 
schen Rahmen für eine vertiefte europäische und glo- 
bale Zusammenarbeit im Energiesektor. Die Zusam- 
menarbeit soll sich vor allem auf folgende Bereiche 
erstrecken: 

- Zugang zu den Energieressourcen und deren Er- 
schließung 


- Zugang zu den Märkten 

- Liberalisierung des Energiehandels 

- Energieeffizienz und Umweltschutz 

- Förderung und Schutz der Investitionen 

- Sicherheitsgrundsätze und -richtlinien 

- Forschung, technologische Entwicklung, Innova- 
tion und Verbreitung von Kermtnissen 

- Aus- und Weiterbildung. 

Seit Januar 1992 wird an Abkommen, mit denen die 
Charta rechtsverbindlich ausgefüllt wird, gearbeitet: 

- themenübergreifender Energiecharta-Vertrag, durch 
den Invesütionsschutz, Nichtdiskriminierung, Han- 
del, Transit, Umweltschutz, Organisation und Ver- 
waltung der Charta, Beilegung von Streitfragen 
u. a. m. geregelt werden, 

- zwei Sektorprotokolle zu „Energieeffizienz und 
Umweltschutz" sowie zu „Kernenergie einschließ- 
lich nuklearer Sicherheit" . 

Der Energiecharta-Vertrag und die Protokolle haben 
zentrale Bedeutung für die wirtschaftliche Entwick- 
lung und den Umweltschutz in den mittel- und ost- 
europäischen Staaten sowie den Neuen Unabhän- 
gigen Staaten. Die Bundesregierung unterstützt die 
Verhandlungen mit Nachdruck. Es wird eine Ver- 
tragsunterzeichnung für Herbst 1994 angestrebt. 

Angesichts der Notwendigkeit, die Energieversor- 
gung in den mittel- und osteuropäischen Staaten so- 
wie den Neuen Unabhängigen Staaten auf einen effi- 
zienten und sicheren Stand zu bringen, ist der ge- 
samteuropäischen Energiecharta sowie ihrer Umset- 
zung im Basisübereinkommen und in den einzelnen 
Protokollen auch im Hinblick auf die Reduktion kli- 
marelevanter Emissionen aus dem Energiebereich 
besondere Bedeutung beizumessen. 

3.1.8 Alpenkonvention 

Die von der Bundesregierung initiierte erste Interna- 
tionale Alpenkonferenz der Umweltminister der Al- 
penstaaten und der EG-Kommission hat im Oktober 
1989 in Berchtesgaden eine Resolution verabschiedet, 
die sich mit allen für den Umweltschutz bedeutsamen 
Fragen im Alpenraum auseinandersetzt. Es bestand 
Einigkeit über die Erarbeitung einer Rahmenkonven- 
tion zum Schutz der Alpen, auf deren Grundlage 
schrittweise verbindliche Regelungen für die Be- 
reiche Naturschutz und Landschaftspflege, Raum- 
planung, Berglandwirtschaft und Kulturlandschaft, 
Tourismus und Freizeit, Verkehr, Bergwald, Energie, 
Bodenschutz, Wasserhaushalt sowie Abfallwirtschaft 
getroffen werden sollen. Für die erstgenannten fünf 
Bereiche sollten gleichzeitig mit der Erarbeitung der 
Alpenkonvention Durchführungsprotokolle entwik- 
kelt werden. 

Auf der zweiten Alpenkonferenz in Salzburg im 
November 1991 wurde die Alpenkonvention von 
Deutschland, Frankreich, Itahen, Liechtenstein, 
Österreich und der Schweiz sowie der EG gezeichnet. 
Slowenien hat die Konvention am 29. März 1993 
unterschrieben; Monaco hat sein Interesse am Bei- 
tritt bekundet. Ferner wurde in Salzburg die Er- 
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Tabelle 51 


Entwicklung des spezifischen Energieverbrauchs in ausgewählten Ländern und Ländergruppen *) 



1980 

1983 

1986 

1990 

Durch- 
schnittliche 
W-Rate 80/90 

Brennstoffverbrauch 

OECD 






Nord-Amerika 

15,457 

13,566 

12,381 

11,884 

-2,9 

West-Europa 

8,746 

7,883 

7,751 

7,09 

-2,3 

Pazifik 

13,450 

12,487 

12,113 

11,029 

-2,1 

Japan 

5,346 

4,620 

4,336 

3,905 

-3,5 

Nicht-OECD 






Asien 

- 

- 

38,935 

34,865 

-2,8 

Nahost 

- 

- 

19,266 

20,120 

1,1 

Afrika 

- 

- 

12,300 

13,101 

1,4 

Lateinamerika 

- 

- 

16,061 

18,743 

3,9 

Ost-Europa 

- 

- 

35,941 

28,771 

-4,9 

UdSSR 

- 

- 

- 

- 

- 

Stromverbrauch 

OECD 






Nord-Amerika 

2.923 

2,890 

2,758 

2,733 

-0.7 

West-Europa 

2,779 

1,809 

1,877 

1,817 

0,3 

Pazifik 

3,081 

3,349 

3,421 

3,771 

2,3 

Japan 

1,307 

1,270 

1,233 

1,221 

-0,7 

Nicht-OECD 






Asien 

4,292 

4,302 

4,556 

4,881 

1,4 

Nahost 

1,361 

1,843 

2,404 

2,743 

8.1 

Afrika 

2,577 

2,837 

3,121 

3,302 

2,8 

Lateinamerika 

2,405 

2,891 

3,155 

3,369 

3,8 

Ost-Europa 

5,730 

6,194 

6,239 

5,816 

1,7 

UdSSR 

- 

- 

- 

- 

- 


Eigene Berechnungen nach Angaben der lEA (Hrsg.), Energy Balances of OECD Countries und Energy Statistics and Balances of 
Non-OECD Countries. 

aggregierter Energieverbrauch (GJ) 

•) spezifischer Energieverbrauch = 

Bruttoinlandsprodukt (in US$) 

Quelle: RWI „Umweltpolitischer Aktionsplan-Hauptstudie" Gutachten im Auftrag des UBA 1993 (Vorhaben Nr. 10101087/02) 


arbeitung weiterer Durchführungsprotokolle zu den 
Bereichen Bergwald, Energie sowie Bodenschutz be- 
schlossen. 

Das Gesetz zur Ratifizierung der Alpenkonvention in 
Deutschland wurde im Juni 1994 vom Bundestag ver- 
abschiedet. 


Die dritte Alpenkonferenz wird voraussichtlich Ende 
1994 in Paris stattfinden. Dort sollen die ersten Proto- 
kolle zur Konvention gezeichnet werden. 

Das durch die Konferenz der Vereinten Nationen für 
Umwelt und Entwicklung 1992 verabschiedete Ak- 
tionsprogramm Agenda 21 enüiält ein eigenständiges 
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Kapitel zur nachhaltigen Entwicklung von Berggebie- 
ten. Bei Aufnahme dieses Kapitels in die Agenda 21 
diente die Alpenkonvention als Vorbild. 

Das umfangreiche Regelwerk der Alpenkonvention 
und ihrer Durchführungsprotokolle wird die Fest- 
legungen der Agenda 21, Kapitel 13,* weitgehend ab- 
decken. 

3.2 Globale Zusammenarbeit 

3.2.1 Konferenz der Vereinten Nationen für 
Umwelt und Entwicklung 

Die Konferenz der Vereinten Nationen für Umwelt 
und Entwicklung (United Nations Conference on 
Environment and Development - UNCED), die vom 
3. bis 14. Juni 1992 in Rio de Janeiro stattfand, war ein 
Erfolg: Mit den Konventionen zu Klima und biologi- 
scher Vielfalt, die in Rio von jeweils mehr als 1 50 Staa- 
ten gezeichnet worden sind, mit der Walderklärung 
und der Rio-Deklaration, mit dem Aktionsprogramm 
Agenda 21 imd dem Beschluß zur Einrichtung der 
Kommission der Vereinten Nationen für nachhaltige 
Entwicklimg (Commission on Sustainable Develop- 
ment - CSD) sind Grundlagen für eine qualitativ neue 
weltweite Zusammenarbeit in der Umwelt- und Ent- 
wicklungspolitik geschaffen worden. 

Diese Ergebnisse konnten nur erzielt werden, weil die 
beteiligten 178 Staaten bereit waren, zugunsten ge- 
meinsamer Lösungen von ursprünglichen nationalen 
Positionen abzugehen. Bestehende Interessengegen- 
sätze vrurden in Rio überbrückt und essentielle quali- 
tative Fortschritte in der globalen Umwelt- und Ent- 
wicklungspolitik erreicht. So vrurden 

- wichtige substantielle und prozedurale Vereinba- 
rungen für die Umwelt- und Entwicklungszusam- 
menarbeit getroffen und 

- für künftige Verbesserungen imd Verschärfungen 
der in Rio getroffenen Entscheidungen verbind- 
liche Verfahren festgelegt. 

3.2.1. 1 Rio-Deklaration 

Mit der Rio-Deklaration sind die wesentlichen Grund- 
sätze festgelegt worden, die im Bereich Umwelt und 
Entwicklung künftig das Verhalten der Staaten unter- 
einander und von Staaten zu ihren Bürgern bestim- 
men sollen. 

Die Deklaration enthält u.a. das Recht auf Entwick- 
lung, betont die Notwendigkeit von Armutsbekämp- 
fung und angemessener Bevölkerungspolitik und be- 
kräftigt die gemeinsame, aber unterschiedliche Ver- 
antwortung aller Staaten zur Förderung einer nach- 
haltigen Entwicklung. Sie enthält das Vorsorge- und 
das Verursacherprinzip und fordert die Integration 
des Umweltschutzes in den Entwicklungsprozeß, die 
Durchführung von Umweltverträglichkeitsprüfun- 
gen, die Beteiligung der Öffentlichkeit und gericht- 
liche Kontrollmöglichkeiten. Die Deklaration betont 
auch die Pflicht der Staaten zur Vorabinformation und 
-konsultation bei Vorhaben mit möglicherweise 
grenzüberschreitenden Umweltauswirkungen und 
zur sofortigen Unterrichtung in Notfallsituationen. Sie 


fordert eine wirksame Umweltgesetzgebung und 
hebt die Bedeutung eines offenen Weltwirtschafts- 
systems und des Einsatzes ökonomischer Instrumente 
und der Internalisierung externer Kosten hervor. 

Die Rio-Deklaration stellt damit hohe Anforderungen 
an die Staaten und dürfte für ihren Bereich vergleich- 
bare Wirkung entfalten wie die KSZE -Schlußerklä- 
rung von Helsinki. 

3.2.1. 2 Agenda 21 

Mit dem Aktionsprogramm Agenda 21 werden für 
alle wesentlichen Bereiche der Umwelt- und Entwick- 
limgspolitik detaillierte Handlungsempfehlungen an 
alle Staaten gegeben, um einer weiteren Verschlech- 
terung der Situation entgegenzuwirken, eine schritt- 
weise Verbesserung zu erreichen und eine nachhalti- 
ge Nutzung der Ressourcen sicherzustellen. Das Ak- 
tionsprogramm gilt sowohl für die Industrie- wie für 
die Entwicklungsländer. Es enthält u.a. wichtige Fest- 
legungen zur Armutsbekämpfung, Bevölkerimgspoli- 
tik, zu Handel und Umwelt, zur Siedlungs-, Abfall-, 
Chemikalien-, Luftreinhalte- und Energiepolitik so- 
wie zu Finanzen, Forschung und Technologie. Die 
Bundesregierung wird ihre bilaterale und multilate- 
rale entwicklungspolitische Zusammenarbeit an der 
Agenda 21 ausrichten. 

Besondere Bedeutung kommt dem Finanzkapitel der 
Agenda 21 zu. Danach ist der überwiegende Teil der 
Finanzierung der notwendigen Maßnahmen von den 
Entwicklungsländern selbst aufzubringen. Zur Unter- 
stützung der Entwicklungsländer hat sich Deutsch- 
land ebenso wie die meisten anderen Industrieländer 
erneut zu dem Ziel bekannt, so bald wie möglich 
0,7 Prozent des Bruttosozialproduktes für öffentliche 
Entwicklungshilfe aufzuwenden. Zur Umsetzung der 
Agenda 21 soll das breite Spektrum vorhandener In- 
strumente der bi- und multilateralen Zusammenarbeit 
eingesetzt werden. Möglichkeiten zum Einsatz neuer 
innovativer Instrumente sollen geprüft werden. 

Die Verhandlungen zur Neustrukturierung und Wie- 
derauffüllung der globalen Umweltfazilität (GEF) mit 
dem Ziel, diese als ständigen Finanzierungsmecha- 
nismus insbesondere für globale Umweltkonventio- 
nen auszugestalten, sind erfolgreich abgeschlossen 
worden. Eine Auffüllung der GEF um rd. 2 Milliarden 
US-Dollar vmrde vereinbart. Die Bundesregierung 
wird sich daran mit 240 Millionen US-DoUar (etwa 390 
Millionen DM bzw. 12 Prozent) beteiligen. 

3.2.1. 3 Kommission für nachhaltige Entwicklung 

Der 1993 eingerichteten Kommission der Vereinten 
Nationen für nachhaltige Entwicklung (Commission 
on Sustainable Development - CSD), der 53 Mitglied- 
staaten angehören, kommt mit der Überwachung der 
Umsetzung sowie der Fortentwicklung der UNCED- 
Ergebnisse, insbesondere der Agenda 21 und der 
Waldgrundsatzerklärung, eine zentrale Rolle im Rio- 
Folgeprozeß zu. Die CSD wird mit ihren Vorschlägen 
die künftige Politik der Vereinten Nationen im Be- 
reich Umwelt und Entwicklung entscheidend beein- 
flussen. 


252 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 1 2/8451 


Die erste substantielle Sitzung der CSD fand im Juni 
1993 in New York statt. Wichtigstes Ergebnis war die 
Einigung auf ein mehrjähriges Arbeitsprogramm. 
Dieses Arbeitsprogramm sieht vor, daß jährlich so- 
wohl sektorübergreifende Themen (z. B. Finanzen, 
technologische Zusammenarbeit) als auch Sektorthe- 
men (z.B. Abfallpolitik, Siedlungswesen) erörtert 
werden. Es ist so angelegt, daß bis zu der Sonder- 
Generalver Sammlung der Vereinten Nationen im Jahr 
1997 die gesamte Agenda 21 sowie die Walderklä- 
rung in der CSD behandelt werden können. Die Vor- 
bereitung der Sitzungen erfolgt auf der Grundlage 
(freiwilliger) nationaler Berichte und in den beiden ad 
hoc- Arbeitsgruppen der CSD. Ergänzend finden zahl- 
reiche internationale Fachkonferenzen auf Experten- 
ebene statt, bei denen die Themen inhaltlich aufbe- 
reitet werden. 

Im Mai 1994 hat Bundesminister Prof. Dr. Klaus Töpfer 
den CSD-Vorsitz für die Sitzungsperiode 1994/1995 
übernommen mit dem Ziel, die CSD als zentralen poli- 
tischen Motor für die neue globale Umwelt- und Ent- 
wicklungspartnerschaft zwischen Nord und Süd zu 
etablieren. Auf der 2. Sitzung der CSD vom 16. bis 
27. Mai 1994 in New York waren 36 Staaten im High- 
Level-Meeting auf Ministerebene vertreten. Mit ins- 
gesamt 14 verabschiedeten Entscheidungsdokumen- 
ten wurden wichtige Akzente gesetzt. Die Entschei- 
dungen sollen die nationalen und internationalen Be- 
mühungen um nachhaltige Entwicklung dadurch un- 
terstützen, daß sie Fortschritte und Defizite aufzeigen, 
konkrete Maßnahmen zur Überwindung von Defizi- 
ten Vorschlägen, Prioritäten setzen, Akteure benen- 
nen und Initiativen unterstützen bzw. anregen. 

Der Generalsekretär der Vereinten Nationen Boutros 
Ghali hat das High-Level-Advisory-Board berufen, 
das ihn im Rio-Folgeprozeß beraten sowie auf neue 
Probleme und Lösungswege aufmerksam machen 
soll. Dem Board gehören 21 Persönlichkeiten an, dar- 
unter aus Deutschland Dr. Klaus Schwab, Begründer 
und Präsident des „World Economic Forum“. 

Die deutschen Nichtregierungsorganisationen haben 
im Rahmen des Rio-Folgeprozesses das „Forum Um- 
welt und Entwicklung" gegründet, das sich entspre- 
chend einer Anregung des Bundesumweltministe- 
riums sowohl aus umweltpolitisch als auch aus ent- 
wicklungspolitisch tätigen Organisationen zusam- 
mensetzt. Die Bundesregierung wird auch weiterhin 
großen Wert auf die Beteiligung der Nichtregierungs- 
organisationen am Rio-Folgeprozeß legen. 

3.2.1. 4 Klimarahmenkonvention 

Die Klimarahmenkonvention gehört zu den wichtig- 
sten Ergebnissen von Rio. Sie wird in Abschnitt 
B.3.2.2 (Schutz der Erdatmosphäre) ausführlich be- 
handelt. 

3.2.1. 5 Übereinkommen 

über die biologische Vielfalt 

Mit der Konvention zum Schutz der biologischen Viel- 
falt sollen weltweit Tier- und Pflanzenarten geschützt, 
ihre bedrohten Lebensräume und das dort vorhan- 


dene genetische Potential gesichert werden. Einzel- 
heiten dazu in Abschnitt B. 2. 1.5. 7.1. 


з. 2.1. 6 Walderklärung 

Mit der Verabschiedung der Walderklärung durch die 
Teilnehmerstaaten der UNCED konnte nach intensi- 
ven Verhandlungen unter deutschem Vorsitz erstmals 
weltweit ein politischer Konsens über Bewirtschaf- 
tung, Erhaltung und nachhaltige Entwicklung von 
Wäldern erreicht werden. Die Walderklänmg ist kein 
völkerrechtlich verbindliches Instrument; die Staaten 
haben sich jedoch politisch verpflichtet, diese Grund- 
sätze bei ihrer Politik und ihren Maßnahmen anzu- 
wenden. 

Die Erklärung ist eine tragfähige Grundlage für wei- 
tere konkrete Maßnahmen. Die Präambel der Wald- 
erklärung und eine Festlegung im Waldkapitel der 
Agenda 21 sind auf weitere Verhandlungen zur Ver- 
besserung der internationalen Zusammenarbeit aus- 
gerichtet. Auf eine spätere Waldkonvention ist, wie 
der Bundeskanzler in seiner Rede vor der Plenar- 
versammlung in Rio zum Ausdruck gebracht hat, in 
geeigneter Weise hinzuarbeiten. Die Kontrolle der 
Umsetzung und der Fortentwicklung der Waldgrund- 
sätze ist ausdrücklich in das Mandat der Kommission 
der Vereinten Nationen für nachhaltige Entwicklung 
(CSD; vgl. B. 3. 2. 1.3) aufgenommen worden. Damit 
wurde ein Forum für die Überprüfung und Weiterent- 
wicklung der Walderklärung geschaffen, das sich 
1995 erneut und umfassend mit dem Waldthema be- 
fassen wird. Die Bundesregierung hat einen nationa- 
len Waldbericht zur Umsetzung der einschlägigen Be- 
schlüsse von Rio erarbeitet, der der CSD zugeleitet 
worden ist. 

Das Thema globale Walderhaltung findet internatio- 
nal starke Beachtung. So fand unter deutscher Beteili- 
gung eine internationale Forstkonferenz zur Umset- 
zung und Weiterentwicklung der Ergebnisse von Rio 
im Februar 1993 in Indonesien statt. Auf der Minister- 
konferenz zum Schutz der Wälder Europas im Juni 
1993 in Helsinki wurden vier Resolutionen verab- 
schiedet, mit denen die Umsetzung der einschlägigen 
Ergebnisse der Rio-Konferenz in Europa gefördert 
werden soll. Eine KSZE-Expertenkonferenz zur nach- 
haltigen Bewirtschaftung der Wälder in den borealen 
und temperierten Breiten in Montreal im Herbst 1993 
hat fachliche Grundlagen zur Bewertung nachhalti- 
ger Waldbewirtschaftung diskutiert. Im Juni 1994 ha- 
ben sich in Genf Experten aus 37 europäischen Län- 
dern auf gemeinsame Kriterien und Indikatoren zum 
Nachweis einer nachhaltigen Waldbewirtschaftung 
europäischer Wälder verständigt. Der Indisch -Briti- 
sche Workshop „Towards Sustainable Forestry: pre- 
paring for CSD 1995" im Juli 1994 in Neu Delhi diente 
der Entwicklung von Empfehlungen für nationale 
Waldberichte zur Verbesserung der Information über 
die Waldsituation und der Transparenz politischer 
Optionen. Die Diskussion zu Fragen der globalen 
Walderhaltung wird weiterhin auf verschiedenen 
Ebenen innerhalb und außerhalb Europas fortgesetzt 

и. a. mit dem Ziel, weltweit gültige Kriterien und Indi- 
katoren für nachhaltige Waldbewirtschaftung zu ver- 
einbaren. 
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Die jährliche Waldflächenabnahme beträgt in den Tro- 
pen nach neuesten Schätzungen auf der Basis der FAO- 
Waldinventur von 1990 zur Zeit rund 17 Millionen Hek- 
tar. Trockenzonen wie der Sahelraum und Teile Ost- 
afrikas sind mit 3,8 Millionen Hektar zerstörter Wald- 
und Buschvegetation insbesondere aufgrund wachsen- 
der Wüstenausbreitung und Brennholzverknappung 
bei gleichzeitigem Bevölkerungs Wachstum betroffen. 

Die Übernutzung der Vegetation und die großflächige 
Zerstörung der Tropenwälder führt zu einer irreversi- 
blen Minderung der biologischen Vielfalt. Schätzun- 
gen ergaben, daß von den 3 bis 10 Millionen Tier- und 
Pflanzenarten, die die Erde (nach konservativen Schät- 
zungen) beherbergt, 50 bis 80 Prozent in den Tropen 
und allein 25 bis 40 Prozent in den tropischen Feucht- 
wäldern beheimatet sind. Die Mehrzahl davon ist wis- 
senschaftlich bislang noch nicht erfaßt. Für viele dieser 
Tierarten und für die meisten Pflanzen sind Teile des 
tropischen Regenwaldes der einzige Raum, in dem 
sie überleben können. Bei anhaltender Zerstörungs- 
tendenz im Regenwaldbereich sind nach Expertenein- 
schätzungen 25 bis 30 Prozent des gesamten biologi- 
schen Artenbestandes gefährdet. Bis zum Ende dieses 
Jahrhunderts können davon 500 000 bis 1 Millionen 
Arten betroffen sein. Daneben bilden die tropischen 
Wälder eine wichtige Basis für die Bedarfsdeckung der 
ländlichen Bevölkerung in den Entwicklungsländern 
und bei nachhaltiger Nutzung eine regenerierbare 
Ressource für die Erwirtschaftung von Devisen. 

Das derzeitige Übereinkommen über den Handel mit 
Tropenhölzem (International Tropical Timber Agree- 
ment - ITTA) von 1983 lief offiziell zum 31. März 1994 
aus. Es wurde übergangsweise bis zum Inkrafttreten 
des neuen Tropenholzabkommens verlängert, das im 
Januar 1994 in Genf ausgehandelt worden ist. Dabei 
konnte eine stärkere Berücksichtigung der ökologi- 
schen Komponenten konnte nicht durchgesetzt wer- 
den. Kennzeichnend für die Verhandlungen war; 

- Weigerung der Produzentenländer von Tropenholz, 
eine rechtlich bindende Verpflichtung bis zum Jahr 
2000 anzustreben, daß alle Exporte von Tropenholz 
aus nachhaltiger und umweltfreundlicher Bewirt- 
schaftung der Wälder kommen („Ziel 2000"). 

- Abhängigkeit der Erreichung des „Ziels 2000" von 
der Bereitstellung von „neuen und zusätzlichen 
Finanzmitteln" durch die Verbraucherländer (d.h. 
vorwiegend die Industrieländer). 

Ein wichtiger Diskussionspunkt war die Forderung 
der Produzentenländer nach einer Ausdehnung des 
Abkommens auf alle Nutzwälder (timber producing 
forests) der Welt. Als Reaktion darauf haben die Ver- 
braucherländer in den Verhandlungen eine Erklä- 
rung abgegeben, ihre Wälder bis spätestens zum Jahr 
2000 nachhaltig zu bewirtschaften, sofern sie dies 
nicht schon jetzt erreicht haben. 

In den Verhandlungen lehnten die Industrieländer 
die Ausdehnung des ITTA auf den gesamten Holz- 
handel ab. Der Anteil von Tropenholz am internatio- 
nalen Holzhandel macht nur etwa 10 Prozent aus; zu- 
dem sind Tropenwälder aufgrund der gegebenen 
ökologischen, geographischen und klimatischen Be- 
dingungen sowie der in den meisten Tropenwaldlän- 
dem herrschenden sozialen, kulturellen und politi- 


schen Umstände in besonderem Maße bedroht und 
bedürfen daher auch besonderer Schutzmaßnahmen. 
Der Abkommenstext enthält die Einrichtung eines 
freiwilligen Finanzierungsfonds zusätzlich zu der bis- 
her im ITTA angewandten Praxis der Projektfinanzie- 
rung. Eine rechtlich verbindliche Verpflichtung zu 
Einzahlungen besteht allerdings nicht. 

Im März 1993 hat die Bundesregierung ihren 3. Tro- 
penwaldbericht (BT-Drs. 12/5493) verabschiedet. Er 
informiert über die aktuelle Situation der Tropenwäl- 
der und über die Beiträge der Bundesregierung zu ih- 
rer Erhaltung im Berichtszeitraum 1991/92. Deutsch- 
land ist mit jährlich rd. 300 Millionen DM für Pro- 
gramme der Tropenwalderhaltung und Forstentwick- 
lung im Rahmen der bilateralen Entwicklungszusam- 
menarbeit wichtigster Geber in diesem Bereich. 

3.2.1. 7 Bekämpfung der Wüstenbildung 

Aufgrund der weltweit voranschreitenden Wüstenbü- 
dung ist als Folge der Konferenz der Vereinten Natio- 
nen für Umwelt imd Entwicklung ein zwischenstaat- 
liches Verhandlungsgremium zur Bekämpfung der 
Wüstenbildung (INCD) eingerichtet worden, das im 
Juni 1994 den Entwurf einer Konvention zur Deserti- 
fikationsbekämpfung mit vier Regionalannexen zu 
Afrika, Asien, Lateinamerika und dem Nordmittel- 
meerraum vorgelegt hat. Kern der Regelungen ist die 
Erarbeitung von Aktionsplänen auf nationaler und 
regionaler Ebene mit Schwerpunkt in den Trocken- 
zonen Afrikas. Angestrebt wird eine Mobilisierung 
aller nationalen Kräfte und eine wirkungsvolle Ko- 
ordination von Aktivitäten der bi- und multilatera- 
len Geber. Voraussichtlich im November 1994 wird 
Frankreich zu einer Ministerkonferenz zur Zeichnung 
der Konvention einladen. 

Nach Ansicht der Bundesregierung und der meisten 
anderen Industriestaaten stellt die inadäquate Land- 
nutzung aufgrund wirtschaftlicher, sozialer, recht- 
licher imd kultureller Faktoren den wesentlichen 
Grund für die Wüstenbildung dar. Die Bundesregie- 
rung hat sich deshalb dafür eingesetzt, daß die Kon- 
vention zur Bekämpfung der Wüstenbildung insbe- 
sondere den Zusammenhang der Desertifikation mit 
der Übernutzung der natürlichen Ressourcen und den 
häufig zugrundeliegenden Entwicklungsproblemen 
der betroffenen Länder berücksichtigt. Darüber hin- 
aus befürwortet sie die Einbindung aller internationa- 
len Maßnahmen gegen die Wüstenbildung in konsi- 
stente nationale Entwicklungsprogramme. 

Neben ihrer Mitarbeit im zwischenstaatlichen Ver- 
handlungsgremium trägt die Bundesregierung durch 
zahlreiche Projekte der bilateralen Entwicklungszu- 
sammenarbeit zur Bekämpfimg der Wüstenbildung in 
den betroffenen Entwicklungsländern bei. 

3.2.2 Schutz der Erdatmosphäre 
3.2.2.1 Hintergrund 

Treibhauseffekt 

Die Erde erfährt eine fortgesetzte Zufuhr von Energie 
mit der Sonnenstrahlung - hauptsächlich im sicht- 
baren Wellenlängenbereich. Voraussetzung für ein 
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energetisches Gleichgewicht ist die Abgabe einer der 
zugeführten entsprechenden Energiemenge an den 
Weltraum. Dies erfolgt durch die Abstrahlung von 
längerwelligen Wärmestrahlen. Der Treibhauseffekt 
beruht darauf, daß das Absorptionsverhalten von Be- 
standteilen der Atmosphäre, insbesondere der Spu- 
rengase, in den verschiedenen Spektralbereichen 
nicht gleich ist. Das einfallende sichtbare Licht wird 
dabei praktisch nicht, die abgegebene Wärmestrah- 
lung von einer Reihe von Spurengasen hingegen 
mehr oder weniger stark absorbiert, d.h. die Abstrah- 
lung wird gewissermaßen durch eine isolierende 
Schicht behindert. Damit die vorgegebene Energie- 
menge dennoch abgestrahlt werden kann, muß der 
strahlende Körper eine entsprechende höhere Tem- 
peratur aufweisen. 

Betrachtet man die energetischen Verhältnisse zwi- 
schen einfallender und abgegebener Strahlung ohne 
Berücksichtigung dieses Treibhauseffektes, gelangt 
man zu einer mittleren Temperatur für die Erde von 
— 18°C. Daß sich statt dessen unter Bedingungen 
der natürlichen Atmosphäre eine mittlere Tempera- 
tur von H-15°C ergibt, beruht auf dem natürlichen 
Treibhauseffekt, der von den Atmosphärenbestand- 
teilen Wasserdampf, Kohlendioxid, Methan, Lachgas 
und Ozon in ihren natürhchen Gehalten ausgelöst 
wird. 

Die Konzentrationen treibhauswirksamer Gase in der 
Atmosphäre sind infolge menschlicher Einwirkungen 
permanent gestiegen. Zusätzlich zu dem natürlichen 
wurde ein anthropogener Treibhauseffekt ausgelöst, 
der einen generellen Anstieg der Temperaturen be- 
wirken kann. Besonders problematisch ist dabei der 
Umstand, daß diese Veränderung in einer für erd- 
geschichtliche Dimensionen hohen Geschwindigkeit 
abläuft. Es können sich nicht nur die Temperaturen 
ändern, sondern auch die Niederschlagsverhältnisse, 


Klimazonen und die Häufigkeit von Klimaanomalien 
wie Stürme, Dürren, Tempera turextreme. Die Adap- 
tion an die sich schnell ändernden klimatischen Um- 
weltverhältnisse kann vor allem für die natürlichen 
oder naturnahen Ökosysteme große Probleme auf- 
werfen. Die wichtigsten Gase, die den zusätzlichen 
Treibhauseffekt verursachen, sind Kohlendioxid, 
Methan, Distickstoffoxid (Lachgas), Fluorchlorkoh- 
lenwasserstoffe (FCKW) und Ozon. 

Schädigung der Ozonschicht 

Eine weitere Auswirkung menschlichen Handelns ist 
die Gefährdung der Ozonschicht in der Stratosphäre 
durch die Emissionen von FCKW, Halonen und ande- 
ren Spurenstoffen. Die Ozonschicht wirkt als UV-B 
Filter und schützt das Leben auf der Erde vor ultra- 
violetter Strahlung aus dem Weltraum. Die Zunahme 
dieser Strahlung steigert die Wahrscheinlichkeit des 
Auftretens bestimmter Hautkrebsarten. 

Messungen des Ozongehalts der Stratosphäre über 
der Antarktis haben ergeben, daß seit Mitte der sieb- 
ziger Jahre jeweils im September und Oktober die 
Ozonmenge drastisch abnimmt; es bildet sich das 
„Ozonloch". 

3.2.2.2 Klimarahmenkonvention 

Mit der Klimarahmenkonvention, die während der 
Konferenz der Vereinten Nationen für Umwelt und 
Entwicklung von 154 Staaten und der Europäischen 
Gemeinschaft gezeichnet wurde, ist eine völkerrecht- 
liche Basis für die weltweite Bekämpfung des Treib- 
hauseffektes geschaffen worden. 

Inzwischen wurde die Konvention von 166 Staaten 
gezeichnet und von 82 Staaten ratifiziert. Das deut- 


Abbildung 39 


Entwicklung der Gesamtozonsäulendichte über der Antarktis 1987 bis 1992 
Gemittelte Angaben für Stationen im Breitengürtel 70° bis 90° Süd 

TOVS Gesamtozon 



Quelle: NOAA, National Oceanic and Atmosperic Administration 
U.S. Department of Commerce 
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Abbildung 40 



Aus dem Energieverbrauch resultierende 
C02-Emissionen 1990 
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sehe Vertragsgesetz wurde im Juli 1993 verabschie- 
det, im September trat es in Kraft. Deutschland hat am 
9. Dezember 1993 seine Ratifikationsurkunde hinter- 
legt. Die Hinterlegung der 50. Ratifikationsurkunde 
erfolgte am 2 1 . Dezember 1993 , so daß die Konvention 
3 Monate später, d.h. am 21. März 1994, in Kraft 
treten konnte. 

In der Konvention wird für die Industrieländer imd 
weitere im Anhang genannte Länder das Ziel fest- 
gelegt, die Kohlendioxid-Emissionen auf das Niveau 
von 1990 zurückzuführen. Der in der Konvention bin- 
dend festgelegte Folgeprozeß mit jährlicher Überprü- 
fxmg der Konvention nach ihrem Inkrafttreten durch 
die Vertragsstaatenkonferenz bietet die Möglichkeit, 
die Konventions Verpflichtungen fortzuentwickeln. 
Dabei gibt die äußerst anspruchsvolle allgemeine 
Zielsetzung der Konvention einen strengen Maßstab 
vor: Hier wird als generelles Ziel eine Stabilisierung 
der Treibhausgaskonzentrationen in der Atmosphäre 
auf einem Niveau festgeschrieben, das eine gefähr- 
liche anthropogene Störung des Klimasystems verhin- 
dert und den Ökosystemen ausreichend Zeit für eine 
natürliche Anpassung an Klimaänderungen läßt. 

Im Rahmen der Konvention verpflichten sich alle 
Staaten, nationale Treibhausgasinventare zu entwik- 
keln, regelmäßig fortzuschreiben, zu veröffentlichen 
und sie der Vertragsstaatenkonferenz vorzulegen. 

Die Staaten müssen nationale und gegebenenfalls 
regionale Maßnahmenprogramme hinsichtlich der 
Verminderung klimarelevanter Treibhausgasemissio- 
nen sowie hinsichtlich des Schutzes und der Erwei- 
terung von Kohlenstoffspeichem und -senken for- 
mulieren, Umsetzen, veröffentlichen und regelmäßig 
aktualisieren. 

Die Bundesregierung ist dieser Verpflichtung bereits 
1993 mit der Vorlage des Berichts „Khmaschutz in 
Deutschland" nachgekommen, der als Nationaler Kli- 
maschutzbericht im Vorgriff auf Artikel 12 der Kon- 
vention erstellt wurde und die erste umfassende Ge- 
samtdarstellung der Bundesregierung zum Thema 
Treibhauseffekt, zu seinen möglichen Auswirkungen 
und den zu seiner Eindämmung beschlossenen Stra- 
tegien und Gegenmaßnahmen enthält. 

Die Entwicklung, Anwendimg und Verbreitung ein- 
schließlich des Transfers von Technologien und Ver- 
fahren zur Bekämpfung der Treibhausgasemissionen 
ist - auch durch Zusammenarbeit der Vertragspar- 
teien - zu fördern. 

Industriestaaten sowie weitere in einem Anhang ge- 
nannte Länder können Maßnahmen zur Verringe- 
rung der Treibhausgasemissionen in Zusammenar- 
beit mit anderen Vertragsparteien durchführen (sog. 
KompensationsmodeU) . 

Die Industriestaaten und andere in einem Anhang 
aufgeführte Vertragsparteien verpflichten sich, neue 
xmd zusätzliche Finanzmittel zur Verfügung zu stel- 
len. Damit sollen die Entwicklungsländer in die Lage 
versetzt werden, ihren Berichtspflichten nachzukom- 
men sowie Maßnahmen zur Umsetzimg ihrer sonsti- 
gen Verpflichtungen zu ergreifen. Dabei ist auf an- 
gemessene Lastenverteilung zwischen den Industrie- 
staaten zu achten. 


Oberstes Organ der Konvention ist die Vertragsstaa- 
tenkonferenz, die die Umsetzung der Konvention 
überwacht und die notwendigen Entscheidimgen 
trifft, um die Umsetzung des Konventionsziels zu för- 
dern. Die erste Vertragsstaatenkonferenz wird vom 
28. März - 7. April 1995 in Berlin stattfinden. 

Mit der Vorbereitung der ersten Vertragsstaatenkon- 
ferenz hat die Generalversammlung der Vereinten 
Nationen einen Zwischenstaatlichen Verhandlungs- 
ausschuß (Intergovernmental Negotiation Commit- 
tee - INC-Klima) beauftragt, der eine zügige Umset- 
zung imd Fortentwicklung der Konventionsverpflich- 
tungen sicherstellen soU. 

Wissenschaftiiehe Unterstützung erhält das INC-Kli- 
ma für diese Aufgabe durch das Zwischenstaatliche 
Wissenschaftliche Gremium über Klimaänderungen 
(Inter governmental Panel on Climate Change - 
IPCC). Das IPCC hat sich anläßlich der Konferenz der 
Vereinten Nationen für Umwelt und Entwicklung 
eine neue Organisationsstruktur gegeben und ermög- 
licht nunmehr den Entwicklungsländern eine gleich- 
berechtigte Mitarbeit. 

Mit Verabschiedung der Arbeitspläne der IPCC- 
Arbeitsgruppen I (wissenschaftliche Grundlagen über 
Kümaänderungen), II (Auswirkungen und Antwort- 
optionen) und III (übergreifende Themen) auf der 
9. IPCC- Vollversammlung im Sommer 1993 in Genf 
sind die Voraussetzungen dafür geschaffen worden, 
daß u.a. rechtzeitig zur ersten Vertragsstaatenkonfe- 
renz in Deutschland ein wissenschaftlicher Zwischen- 
bericht vorliegt, der folgende Problemkreise abdeckt: 

- wissenschaftliche Aspekte des Kohlenstoffkreis- 
laufs 

- Quellen und Senken klimarelevanter Spurengase 
außer Kohlendioxid 

- KHmawirkung von Aerosol 

- anthropogene Strahlungsbüanzstörung für alle 
klimarelevanten Spurengase 

- relative Bedeutung klimarelevanter Gase in ver- 
schiedenen Zeitspannen. 

Ferner wird das IPCC Ende 1995 einen zweiten wis- 
senschaftlichen Vollbericht vorlegen. 


3.2.2.3 Montrealer Protokoll 

3.2.2.3.1 Änderungen und Anpassungen des 
Montrealer Protokolls 

Das auf der Grundlage des Wiener Übereinkommens 
zum Schutz der Ozonschicht beschlossene Montrea- 
ler Protokoll vom 16. September 1987 über Stoffe, die 
zu einem Abbau der Ozonschicht führen, ist zwi- 
schenzeitlich von über 130 Vertragsparteien ratifiziert 
worden. Hierzu zählen alle Industriestaaten sowie die 
wichtigen Entwicklungsländer China, Indien und 
Brasilien. 

Das Montrealer Protokoll ist die internationale Ver- 
tragsbasis des weltweiten FCKW-Halon-Ausstiegs- 
programms. Die Unterzeichnerstaaten sind zusam- 
men für knapp 90 Prozent des Verbrauchs dieser 
Stoffe verantwortlich. Das ursprüngliche Ziel, den 
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Verbrauch bis zum Jahr 2000 zu halbieren, war unter 
dem Eindruck dramatischer Berichte über den Zu- 
stand der Ozonschicht schon 1990 auf der Vertrags- 
staatenkonferenz in London mit dem Beschluß eines 
Total- Ausstiegs bis 2000 erheblich verschärft worden. 
Bisher ist der weltweite FCKW-Einsatz durch das 
Montrealer Protokoll bereits um etwa 50 Prozent, 
in Deutschland sogar um fast 90 Prozent reduziert 
worden. 

Anläßlich der 4. Vertragsstaatenkonferenz zum Mon- 
trealer Protokoll im November 1992 in Kopenhagen 
wurde eine weitere Verschärfung der jeweiligen 
Ausstiegsfristen gemäß nachfolgender Tabelle be- 
schlossen. 

Darüber hinaus ist das Montrealer Protokoll durch 
Aufnahme weiterer zu regelnder Stoffe geändert 
worden. Produktion und Verbrauch teilhalogenierter 
Fluorbromkohlenwasserstoffe (H-FBKW) sind ab dem 
1. Januar 1996 einzustellen. Produktion und Ver- 
brauch von Methylbromid sind ab dem 1 . Januar 1995 
auf dem Niveau von 1991 einzufrieren. Nach diesem 
Zeitraum sollen die Vertragsparteien über ggf. wei- 
tere Maßnahmen entscheiden. 

Erstmals sind darüber hinaus auch die teilhalogenier- 
ten FCKW (H-FCKW) global geregelt, ln einem ersten 
Schritt wurden eine Verbrauchshöchstmenge und 
gleichzeitig ein Ausstiegszenario festgelegt. Danach 
darf der jährliche Verbrauch von H-FCKW in der Zeit 
vom 1. Januar 1996 bis zum 31. Dezember 2003 die 
Summe aus 

-3,1 Prozent des ODP-gewichteten FCKW- Verbrauchs 
im Jahr 1989 und 

- dem ODP-gewichteten H-FCKW- Verbrauch im 
Jahr 1989 

nicht überschreiten. Anschließend muß der Ver- 
brauch stufenweise bis zum 31. Dezember 2029 
eingestellt werden. Bei dem ODP-gewichteten Ver- 
brauch handelt es sich um den Verbrauch in Tonnen 
multipliziert mit dem Ozonabbaupotential ODP. 


Darüber hinaus sollen die Vertragsparteien sicher- 
stellen, daß 

- der Einsatz von H-FCKW auf Anwendungsbereiche 
begrenzt wird, in denen umweltverträglichere Er- 
satzstoffe oder -verfahren nicht zur Verfügung ste- 
hen 

- der Einsatz von H-FCKW nur in seltenen Ausnah- 
mefällen (Schutz von Leben und Gesundheit des 
Menschen) außerhalb derjenigen Anwendungs- 
bereiche erfolgt, in denen die bisher geregelten 
Stoffe verwendet werden 

- die Auswahl einzusetzender H-FCKW unter dem 
Gesichtspunkt geringstmöglicher Ozonschädigung 
erfolgt. 

Die beschriebene Verbrauchsmenge beläuft sich in 
Deutschland auf ca. 1 600 ODP-gewichtete Tonnen. 

Im Juni 1994 sind die in Kopenhagen beschlossenen 
Änderungen des Montrealer Protokolls in Kraft ge- 
treten, nachdem 20 Vertragsstaaten sie ratifiziert 
hatten. Wie schon bei FCKW, Halonen und Tetra- 
chlorkohlenstoff beabsichtigen die Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union, auch bei den Maßnahmen 
zu Methylbromid und H-FCKW über die Beschlüsse 
von Kopenhagen hinauszugehen (siehe Abschnitt 
B.2.1.1.4.3.). 

ln der Bundesrepublik Deutschland sind mit der 
FCKW-Halon-Verbots-Verordnimg wesentlich stren- 
gere Regelungen als im Montrealer Protokoll imd 
seinen Änderungen bereits seit 1991 m Kraft (siehe 
Abschnitt B. 2.1. 1.4.4.). 

3.2.2.3.2 Der Finanzierungsmechanismus 
des Montrealer Protokolls 

Die 2. Vertragsstaatenkonferenz zum Montrealer Pro- 
tokoll richtete ün Juni 1990 in London einen vorläu- 
figen Finanzienmgsmechanismus, den sog. Interim 
Multilateral Fund, ein. Aus diesem Fonds werden die 
Entwicklungsländer bei der Erfüllung von Reduzie- 
rungsverpflichtungen aus dem Montrealer Protokoll 


Tabelle 52 


Beschlüsse der 4. Vertragsstaatenkonferenz zum Montrealer Protokoll 1992 



künftige Regelung 

bisherige Regelung 

1. FKKW 

(Basis 1986) 

75% Red. ab 1.1. 1994 
100% Red. ab 1. 1. 1996 

50% Red. abl. 1. 1995 
100% Red. ab 1. 1.2000 

2. Halone 

(Basis 1986) 

100% Red. abl. 1. 1994 

100% Red. abl. 1.2000 

3. andere voUhalogenierten FCKW 

(Basis 1989) 

20% Red. ab 1.1. 1993 
75% Red. abl. 1. 1994 
100% Red. ab 1.1. 1996 

20% Red. abl. 1. 1993 
85% Red. ab 1.1. 1997 
100% Red. abl. 1.2000 

4. Tetrachlorkohlenstoff 

(Basis 1989) 

85% Red. ab 1. 1. 1995 
100% Red. ab 1. 1. 1996 

85% Red. abl. 1. 1995 
100% Red. ab 1. 1. 2000 

5. 1,1,1-Trichlorethan 

(Basis 1989) 

Freeze ab 1. 1. 1993 

50% Red. abl. 1. 1994 
100% Red. abl. 1. 1996 

Freeze ab 1. 1. 1993 

30% Red. ab 1. 1. 1995 
100% Red. abl. 1.2005 
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unterstützt und die aus diesen Verpflichtungen resul- 
tierenden Mehrkosten („incremental costs") in einem 
gewissen Umfang finanziert. Der Fonds hat in den 
ersten drei Jahren (1991 bis 1993) ein Finanzvolumen 
von insgesamt 240 Millionen US Dollar erreicht. Da- 
von trägt die Bundesrepublik Deutschland einen 
Anteil von ca. 1 1 Prozent. 

Mit dem von der Londoner Vertragsstaatenkonferenz 
1990 eingesetzten Exekutivkomitee des Fonds, das 
paritätisch mit je sieben Mitgliedern aus Entwick- 
lungsländern und Industriestaaten besetzt ist, wird 
ein wichtiger Beitrag für den Dialog und den Aus- 
gleich der Interessen zwischen Nord und Süd ge- 
leistet. Industrieländer und Entwicklungsländer ent- 
scheiden gleichberechtigt über die Vergabe von Mit- 
teln an Entwicklungsländer für Maßnahmen zur Ein- 
haltung der Reduzierungsverpflichtungen aus dem 
Montrealer Protokoll. 

Als Mitglied im Exekutivkomitee hat Deutschland 
von Beginn an aktiv die Arbeit des Fonds unterstützt. 

Nach dem Beschluß der 4. Vertragsstaatenkonferenz 
sollen die Entwicklimgsländer bei der Erfüllung ihrer 
Verpflichtungen aus dem Montrealer Protokoll wei- 
terhin finanziell unterstützt werden. Der zunächst 
befristet geschaffene Hilfsfonds wurde auf Dauer 
eingerichtet. Die 5. Vertragsstaatenkonferenz hat 
im November 1993 für den Zeitraum 1994-1996 ein 
Budget von 510 Milhonen US-DoUar entsprechend 
der vorangegangenen Bedarfskalkulation gebilligt. 
Die Industrieländer haben sich wiederum verpflich- 
tet, die notwendigen Beiträge zur Absicherung des 
Budgets zu leisten, wobei zur Bedarfsdeckung ca. 
55 Millionen US-Dollar nicht abgeflossene Mittel 
aus dem Zeitraum 1991-1993 angerechnet werden. 
Deutschland wird einen Anteil von rd. 10,2 Prozent 
am notwendigen Wiederauffüllungsvolumen von 
455 Milhonen US-DoUar übernehmen. 

Der Finanzierungsmechanismus des Montrealer Pro- 
tokohs wird von der Bundesregierung auch zukünftig 
überwiegend durch Direkteinzahlungen in den multi- 
lateralen Fonds unterstützt. Bilaterale Hilfen im 
Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit ergänzen 
diese Leistungen in ausgewählten Fähen. Gegenwär- 
tig wird im Rahmen der Technischen Zusammen- 
arbeit mit China und Indien ein Projekt zur Nutzimg 
von Naturgas-Technologien bei der Herstellung von 
Haushaltskühlschränken mit einem Gesamtvolumen 
von rund 5 MiUionen DM vorbereitet. 

3.2.3 UNCED-Folgeaktivitäten der Vereinten 
Nationen 

Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen 

Das Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen 
(UNDP) wurde in Rio beauftragt, eine koordinierende 
Rolle bei der Unterstützung von Entwicklungsländern 
beim Aufbau personeher und institutioneller Kapazi- 
täten zur Umsetzxmg der Agenda 21 und der Konven- 
tionen zu übernehmen. Deutschland wirkt dabei im 
Rahmen zahlreicher Länderprogramme und durch 
Maßnahmen der Aus- und Fortbildung von Fach- 
kräften mit. Darüber hinaus wurde 1993 ein Sonder- 


beitrag von 5 Milhonen DM für das von UNDP vor- 
geschlagene multilaterale Programm „Capacity 21" 
bereitgesteUt. 

Umweltprogramm der Vereinten Nationen 

Das 1972 von den Vereinten Nationen ins Leben ge- 
rufene Umweltprogramm (UNEP) mit Sitz in Nairobi, 
Kenia, befaßt sich sektorübergreifend mit allen Fra- 
gen des Umweltschutzes. Durch seine Aktivitäten im 
Bereich der Analyse und Erstellung von Konzep- 
tionen für den weltweiten Umweltschutz, sein um- 
fangreiches Umweltbeobachtungsprogramm „Earth- 
watch", seine Bemühungen um die Schaffung in- 
ternationalen Rechts zur weltweiten Arterhaltimg, 
zur grenzüberschreitenden Luftverschmutzung, zum 
Schutz der Ozonschicht und zur Kontrolle der grenz- 
überschreitenden Abfahverbringung sowie die Re- 
gionalprogramme im Meeresschutz hat UNEP in den 
vergangenen 20 Jahren zrmehmend an Profil ge- 
wonnen. 

Seine Schlüsselrohe für den weltweiten Umwelt- 
schutz wurde erneut auf der Konferenz der Vereinten 
Nationen für Umwelt imd Entwicklvmg (UNCED) im 
Juni 1992 in Rio de Janeiro bestätigt. 

Um künftig das durch die Konferenz beschlossene 
Aktionsprogramm Agenda 21 wirksamer erfüUen zu 
können, hat UNEP im Mai 1993 eine Reihe von struk- 
turellen Ändenmgen und eine Neugewichtung sei- 
nes Programmes beschlossen. Größeres Gewicht soll 
dem Bereich der Kapazitätsbildung (Schulung, Aus- 
bildung, berufliche Weiterbildung) beigemessen wer- 
den. Diese Akzentverschiebung wird sich etwas zu 
Lasten der Umweltbeobachtung und des internatio- 
nalen Umweltrechts auswirken. Dennoch wird sich 
das UNEP-Konzept auch weiterhin auf die bewährten 
Bereiche der Koordinienmg, Bewertung und Vermitt- 
lung von umweltrelevanten Daten, der starken kata- 
lytischen RoUe von UNEP und der regionalbezogenen 
Arbeit stützen können. Sektoral werden die Bereiche 
terrestrische Ökosysteme, Meeresschutz und Gewäs- 
serschutz einschließlich Trinkwasser an Bedeutung 
gewinnen. 

Ernährungs- und Landwirtschaftsonganisation 
der Vereinten Nationen 

Mit zwölf Sonderaktionsprogrammen für nachhaltige 
Landwirtschaft und ländliche Entwicklimg, die ein- 
zelnen Kapiteln bzw. Programmbereichen der Agen- 
da 21 angepaßt sind, trägt die FAO zum UNCED- 
Folgeprozeß gemäß dem mehljährigen Arbeitspro- 
gramm der CSD bei. 

Die 27. FAO-Konferenz (November 1993) beschloß 
verstärkte Anstrengungen der Organisation 

- im Waldbereich durch 

- Wahrnehmung ihrer RoUe bei der Umsetzung des 
Kapitels 11 der Agenda 21 „Bekämpfung der Ent- 
waldung", 

- Beiträge zur Weiterentwicklung der UNCED- 
Waldprinzipien über Bewirtschaftung, Erhaltung 
und Entwicklung der Wälder, 
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- Koordinierung bei der Verwirklichung des Tro- 
penwald- Aktionsprogramms , 

- im Bereich biologische Vielfalt (Konvention und 
Agenda 21) durch normative und operative Maß- 
nahmen zur Erhaltung und Nutzung pflanzen- und 
tiergenetischer Ressourcen, 

- im Ressourcen- und Umweltschutz für die Fische- 
rei. 

Katastrophenvorbeugung 

Die Folgen von durch die Natur und dem Menschen 
verursachten Katastrophen (Erdbeben, Taifune, Über- 
flutungen, Vulkanausbrüche, Waldbrände, chemi- 
sche Unfälle) haben ein erschreckendes Ausmaß an- 
genommen. Präventivmaßnahmen zu einem mög- 
lichst frühen Zeitpunkt könnten Folgen von Katastro- 
phen vermindern oder doch in ihren Auswirkungen 
begrenzen helfen. Die bereits 1991 vom UNEP- Ver- 
waltungsrat getroffene Entscheidung, ein Zentrum 
für die Umweltnothilfe aufzubauen, soll u.a. zur ver- 
besserten Koordinierung von bestehenden nationalen 
und regionalen wie internationalen Frühwamkapazi- 
täten beitragen. Der Vorschlag des Bundesaußen- 
ministers vor der 48. Generalversammlung, ein globa- 
les Frühwarnsystem bei Umweltkatastrophen ein- 
zurichten, trägt dem Gedanken einer verbesserten 
Koordination und dem Aufbau entsprechender natio- 
naler Kapazitäten, insbesondere in den Entwick- 
lungsländern Rechnung. 

Im Rahmen der „Internationalen Dekade für Katastro- 
phenvorbeugung der Vereinten Nationen (IDNDR)" 
wurden Vorstellungen und Initiativen zur Vermei- 
dung von Naturkatastrophen entwickelt. Die Welt- 
konferenz der IDNDR fand im Mai 1994 in Japan 
statt. 


3.2.4 Bilaterale Zusammenarbeit mit 
Entwicklungsländern- und 
technologisch fortgeschrittenen 
Ländern 

Eines der wichtigsten Ergebnisse der Konferenz der 
Vereinten Nationen für Umwelt und Entwicklung 
liegt darin, daß das Konzept einer nachhaltigen Ent- 
wicklung zu einem übergreifenden Leitbild für Indu- 
strie- und Entwicklungsländer wurde. 

Nachhaltige Entwicklungsstrategien weltweit zu för- 
dern, ist ein zentrales Anliegen der Entwicklungs- 
zusammenarbeit und der internationalen Zusammen- 
arbeit im Umweltschutz. In den Staaten der Dritten 
Welt ist eine nachhaltige Entwicklung u. a. durch wir- 
kungsvolle und angepaßte technologische Zusam- 
menarbeit sowie durch Technologietransfer zu er- 
reichen. Technologietransfer heißt jedoch nicht nur 
Transfer von technischen Komponenten und Anla- 
gen, sondern vor allem auch die Vermittlung von Um- 
weltverantwortung durch Bereitstellung von Wissen 
und Erfahrung in der Umwelttechnik. Schulung, Aus- 
bildung und berufliche Weiterbildung ( „capacity buil- 
ding") sind daher besonders wichtig. 

Das Bundesumweltministerium hat die bilaterale Zu- 
sammenarbeit mit Entwicklungsländern und techno- 


logisch fortgeschrittenen Ländern in den letzten 
Jahren erheblich verstärkt: 

- Im November 1991 wurde das erste Abkommen 
über die Zusammenarbeit im Umweltschutz mit der 
Republik Singapur unterzeichnet. Daraus folgend 
wurde gemeinsam mit dem singapurischen Um- 
weltministerium die „Deutsch-Singapurische Um- 
welttechnologie-Agentur" eingerichtet. Die Agen- 
tur hat die Aufgabe, im Umweltschutz den know- 
how- und Technologietransfer nach Singapur und 
in die asiatisch-pazifische Region zu unterstützen, 
z.B. durch Fortbildungs Veranstaltungen und Kon- 
ferenzen. 

- Mit der Islamischen Republik Iran (4. Oktober 1992), 
der Republik Türkei (5. Oktober 1992), der Republik 
Indonesien (25. Februar 1993), Israel (17. März 1993) 
und Mexiko (25. Oktober 1993) wurden ebenfalls 
Abkommen über eine Kooperation auf dem Gebiet 
des Umweltschutzes abgeschlossen. 

- Mit der Volksrepublik China und der Republik 
Tunesien wurde in gemeinsamen Protokollen ein 
Ausbau der Zusammenarbeit im Umweltschutz ver- 
einbart. 

Die Durchführung dieser Maßnahmen erfolgt einver- 
nehmlich mit dem Partnerland und wird grundsätz- 
lich an die Bedürfnisse und Notwendigkeiten des je- 
weiligen Entwicklungslandes oder der Region ange- 
paßt. 

3.2.5 Entwicklungszusammenarbeit und 
nachhaltige Entwicklung 

Die politischen Entscheidungen im letzten Jahrzehnt 
des 20. Jahrhunderts stellen die Weichen für die 
Sicherung der Zukunft der Menschheit. Dies kaim 
nur erreicht werden, wenn das große Gefälle zwi- 
schen Industrie- und Entwicklungsländern verringert 
und besonders die Lebensbedingungen der in Armut 
lebenden Menschen verbessert werden. 

Vor diesem Hintergrund hat die Bundesregierung 
Konsequenzen für die deutsche Entwicklimgszusam- 
menarbeit gezogen imd mit deren Umsetzimg be- 
gonnen: 

- Konzentration der Entwicklungszusammenarbeit 
auf Armutsbekämpfung, Umwelt- und Ressourcen- 
schutz und Bildung. Diese ist für den Aufbau ein- 
heimischer personeller und institutioneller Kapazi- 
täten von zentraler Bedeutung. 

- Orientierung von Art und Umfang der Zusammen- 
arbeit an den Rahmenbedingungen in Entwick- 
lungsländern, die für die Nachhaltigkeit einer sol- 
chen Entwicklungsstrategie grundlegend sind. 

3.2.5.1 Kriterien 

der Entwicklungszusammenarbeit 

Die Kriterien der Bundesregierung für die Entwick- 
lungspolitik haben in vielen Bereichen einen unmit- 
telbaren oder mittelbaren Bezug zum Konzept der 
nachhaltigen Entvncklung bzw. zur Umsetzung der 
Beschlüsse der Konferenz der Vereinten Nationen für 
Umwelt und Entwicklung (UNCED) in Rio: 
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- Nur wenn die Menschenrechte geachtet werden, 
können sich auch von Umweltproblemen betrof- 
fene Bevölkerungsgruppen frei äußern und ihre 
Interessen in die Gestaltung von entwicklungs- und 
umweltrelevanten Maßnahmen einbringen. In eini- 
gen Entwicklungsländern ist die Umweltbewegung 
ein wichtiger Teil der auf Demokratisierung gerich- 
teten politischen Kräfte. In vielen Entwicklungs- 
ländern, vor allem aber in den Transitionsländem, 
hat gerade das Fehlen von Minderheitenschutz und 
Rechtssicherheit dazu geführt, daß gravierende 
Umwelt- und Gesundheitsprobleme nicht recht- 
zeitig bekämpft wurden. 

- Die Beteiligung der Bevölkerung an politischen 
Entscheidungen setzt u. a. freie Meinungsäuße- 
rung, Pressefreiheit und Vereinigungsfreiheit vor- 
aus. In vielen Fällen wird erst durch Öffentlichkeit 
und die Selbstorganisation Betroffener auf ökologi- 
sche und soziale Mißstände aufmerksam gemacht, 
der notwendige Handlungsdruck auf die Verursa- 
cher oder politischen Entscheidungsträger erzeugt 
und wertvolles Selbsthilfepotential mobilisiert. Wie 
sich u. a. bei den Bemühungen um nachhaltige Nut- 
zung des Tropenwaldes, beim Naturschutz und bei 
der Desertifikationsbekämpfung zeigt, ist die Be- 
teiligung der unmittelbar betroffenen Bevölkerung 
sowie die Berücksichtigung ihrer ökonomischen 
und sozialen Bedürfnisse und Interessen eine zen- 
trale Voraussetzung für erfolgreiche Entwicklungs- 
politik. 

- Rechtssicherheit macht staatliches und privates 
Handeln transparent und berechenbar und ge- 
währleistet den entsprechenden Rechtsschutz. 

- Eine umweit- und sozialverträgliche, nachhaltige 
Entwicklung erfordert eine Wirtschafts- und So- 
zialordnung die Boden- und Eigentumsrechte 
schützt und Marktmechanismen unter Berücksich- 
tigung ökologischer und sozialer Belange wirksam 
werden läßt. 

- Ein wesentliches Kriterium der Entwicklungszu- 
sammenarbeit ist die Entwicklungsorientierung 
staatlichen Handelns. Dazu gehört, Aktivitäten vor- 
rangig auf die Verbesserung der Lebensbedingun- 
gen der ärmeren Bevölkerung und die Erhaltung 
der natürlichen Lebensgrundlagen auszurichten. 

3.2.5.2 Umsetzung der Beschlüsse von UNCED 

Die Beschlüsse von Rio auf entwicklungspolitischem 
Gebiet decken sich in den Kernfragen mit der bisheri- 
gen Entwicklungspolitik der Bundesregierung. 

3.2.5.2.1 Armutsbekämpfung 

als Querschnittsaufgabe 

Die konzeptionellen Grundlagen der deutschen Poli- 
tik der Armutsminderung sind das Selbsthilfekonzept 
von 1990 (Armutsbekämpfung durch Hilfe zur Selbst- 
hilfe) und die „Hauptelemente der Armutsbekämp- 
fung" vom Oktober 1992. In den Hauptelementen 
wird die Armutsbekämpfung als vorrangiges Ziel der 
deutschen Entwicklungszusammenarbeit bezeichnet 
mit einem breiten Anwendungsbereich in allen För- 


dergebieten. Die Bundesregierung hat damit ihre Ent- 
wicklungspolitik in die weltweiten Anstrengungen 
eingebunden, die Chancen zum Überleben und zur 
Bewahrung der Schöpfung in allen Regionen der Erde 
sichern zu helfen. Bei den vielen Aktivitäten des Bun- 
desministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung steht die Armutsbekämpfung im 
Vordergrund (z.B. konzeptionelle Arbeiten, Gestal- 
tung der Verfahren und Instrumente, Projektförde- 
rung). 

Die nach wie vor bestehende Massenarmut in den 
Entwicklungsländern zeigt die Herausforderung und 
die Schwierigkeit des Problems. Armutsminderung 
erfordert gezielte und differenzierte Maßnahmen. Um 
die wirtschaftliche und soziale Lage der armen Be- 
völkerungsschichten in den Entwicklungsländern zu 
verbessern, ist eine Bewußtseinsänderung bei Ge- 
bern und Nehmern erforderlich. Es ist auch ein Ver- 
dienst der Rio-Konferenz, daß diese politische Dimen- 
sion der Armutsbekämpfung heute klarer erkannt 
wird. 

Länderspezifische Lösungen 

Als Rahmen für die Zusammenarbeit mit den einzel- 
nen Entwicklungsländern erarbeitet das Bundesmini- 
sterium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent- 
wicklung Länderkonzepte, die auch auf die Lage der 
Armen und die Möglichkeiten der Verbesserung ihrer 
Situation in den einzelnen Ländern eingehen. In den 
regelmäßigen Konsultationen und Verhandlungen 
mit den Partnerregierungen werden auf dieser 
Grundlage die Schwerpunkte und Vorhaben der 
Zusanunenarbeit festgelegt. 

Rahmenbedingungen 

Armut ist nicht nur ein materielles und wirtschaftli- 
ches Problem. Die Ursachen sind häufig struktureller 
Art; sie liegen in gesellschaftlichen und politischen 
Bedingimgen und Spannungen. Daher kann die Poli- 
tik der Armutsminderung nur Erfolg haben, wenn von 
der Eigenverantwortung jedes Landes ausgehend die 
nationalen und unterstützend die internationalen 
Rahmenbedingungen zugunsten der Armen verän- 
dert werden. Das deutsche Konzept bezeichnet daher 
auch die Unterstützung struktureller Reformen als 
vorrangigen Ansatz der Armutsbekämpfung. Demge- 
mäß wirkt die Bundesregierung in Koordination mit 
anderen bilateralen und multilateralen Gebern in ih- 
ren Gesprächen mit den Regierungen der Entwick- 
lungsländer darauf hin, daß z. B. Freiräume für private 
Initiativen geschaffen werden, daß eine gerechte 
Steuerpolitik betrieben wird und daß die Staatsaus- 
gaben die sozialen Bereiche in gebührender Weise 
berücksichtigen. 

Produktive Fähigkeiten fördern 

Die Armutsbekämpfung will die produktiven Fähig- 
keiten der Armen fördern und sie in die Lage verset- 
zen, durch eigenständiges Wirtschaften ihre materiel- 
len und immateriellen Bedürfnisse besser zu befriedi- 
gen. Wege zu diesem Ziel sind die Steigerung volks- 
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wirtschaftlicher Produktivität, um die Verteilungs- 
spielräume für eine armuts orientierte Politik zu er- 
weitern sowie die unmittelbare Mobilisierung der 
produktiven Kräfte der Armen, die damit auch zur 
volkswirtschaftlichen Produktivität beitragen. Aj- 
mutsbekämpfung darf daher nicht mit Begriffen wie 
„Sozialhilfe" oder „Almosen" assoziiert werden. 


Partizipation 

Ein Kernbereich der Armutsbekämpfung ist die Un- 
terstützung von Selbsthilfe aktivitäten an der Basis. 
Hier geht es darum, den Selbsthilfewillen zu stärken 
und den Armen durch materielle Unterstützung und 
durch Beratung eine eigenverantwortliche Lebens- 
gestaltung und die Beteiligung an den gesellschaftli- 
chen und politischen Entscheidungen zu ermög- 
lichen. Voraussetzung ist, daß die Initiative von den 
Armen oder ihren Vertreter gruppen ausgeht. Im all- 
gemeinen ist es erforderlich, daß Nichtregierungs- 
organisationen die notwendige Verbindung zu den 
Basisgruppen schaffen. In vielen Fällen sind Selbst- 
hilfegruppen der Frauen besonders erfolgreich. Über 
die Hälfte aller Armen sind Frauen. 


Armutsbekämpfung in den einzelnen Sektoren 

Das deutsche Konzept geht davon aus, daß sich Vor- 
haben der Armutsminderung nicht auf bestimmte 
Sektoren wie die „sozialen" Sektoren Gesundheit und 
Bildung beschränken. Vielmehr wird entsprechend 
dem Gedanken der Armutsbekämpfung als Quer- 
schnittsaufgabe angestrebt, daß in allen Sektoren 
und Fördergebieten eine Armutsorientierung erreicht 
werden kann. 

Eine enge Verbindung besteht zwischen dem Um- 
welt- und Ressourcenschutz und der Armutsbe- 
kämpfung. Zunehmende Umweltdegradierung z.B. 
durch Erosion schadet häufig besonders den Armen; 
umgekehrt können - wie die Problematik der Abhol- 
zung zeigt - Armut und hoher Bevölkerungsdruck 
Ursache von Umweltschäden sein. Armutsminde- 
rung und Umweltschutz können daher Hand in 
Hand gehen. In verschiedenen Projekten ist es ge- 
lungen, den Teufelskreis zwischen Bevölkerungs- 
druck, verstärkter Umweltzerstörung und Massen- 
armut dadurch zu unterbrechen, daß durch Umwelt- 
verbesserung (Aufforstung, Wasserschutzmaßnah- 
men, Beratung im standortgerechten Anbau) auch 
die Armut gemildert wurde (Arbeitsplätze bei den 
öffenthchen Arbeiten, Nutzung der neu gepflanzten 
Bäume). 

Es liegt auf der Hand, daß der Bereich der Infrastruk- 
tur gute Möglichkeiten der Armutsbekämpfung bie- 
tet, indem z.B. Wasserversorgungen geschaffen wer- 
den, Energie bereitgestellt wird, ländliche Wege ge- 
baut, Massentransp ortmittel zur Verfügung gestellt 
werden. 

Weitere wichtige Bereiche für die Armutsbekämp- 
fung sind die Sektoren Bildung und Förderung der 
privatwirtschaftlichen Entwicklung sowie der Kredit- 
sektor. 


3.2.5.2.2 Finanzielle Ressourcen und Mechanismen 

Öffentliche Entwicklungshilfeleistungen 

Deutschland steht nach der Wiedervereinigung und 
den politischen Änderungen im früheren Ostblock 
vor besonderen finanziellen Herausforderungen. Der 
Aufbau der Staaten Mittel- und Osteuropas sowie der 
Neuen Unabhängigen Staaten wird mit einem großen 
Hilfsprogramm unterstützt. 

Trotzdem konnten die für das Bundesministerium für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
vorgesehenen Mittel im Bundeshaushalt in den ver- 
gangenen Jahren beständig gesteigert werden. Da- 
mit unterstreicht die Bundesregierung ihre Absicht, 
trotz notwendiger erheblicher Einsparungen bei an- 
deren öffentlichen Aufgaben ihr entwicklungspoliti- 
sches Engagement auf dem erreichten Niveau fort- 
zusetzen. 

Das Gesamtvolumen aller öffentlichen Entwick- 
lungshilfeleistungen Deutschlands stieg in den 
vergangenen Jahren kontinuierhch an und hatte 
1992 mit 11,8 Milliarden DM einen Anteil von 0,39 
Prozent am Bruttosozialprodukt. Mit den für 1994 ge- 
planten Ausgaben zur Förderung der Entwicklungs- 
länder dürfte die deutsche Quote in der Nähe des 
derzeitigen Durchschnitts der OECD-Länder hegen. 
Daneben leistete Deutschland auch erhebhche Bei- 
träge zur Stabilisierung der Reformprozesse in Län- 
dern Mittel- und Osteuropas sowie den Neuen Un- 
abhängigen Staaten. Allem die der Entwicklungs- 
hilfe vergleichbaren Leistungen behefen sich 1992 
auf 5 Müliarden DM (0,16 Prozent des Bruttosozial- 
produkts). 

Die Mittel der bilateralen Zusammenarbeit setzt die 
Bundesregierung im Rahmen von Länderprogram- 
men ein, deren Schwerpunkte mit den Regierun- 
gen der Partnerländer vereinbart werden. Die deut- 
sche Entwicklungszusammenarbeit berücksichtigt 
dabei die in der Agenda 21 enthaltenen Ziele und 
Empfehlungen und konzentriert sich auf die 
Schlüsselbereiche, die im jeweiligen Entwicklungs- 
land besondere Engpässe darstellen. Für die wich- 
tigsten sektoralen und übersektoralen Bereiche - 
Armutsbekämpfung, Büdung, Umwelt- und Res- 
sourcenschutz - bestehen zudem Zielgrößen für 
die Planung. 

Bereits in den vergangenen Jahren konnte der An- 
teil von Vorhaben, die überwiegend und direkt dem 
Umwelt- und Ressourcenschutz dienen, erhebhch 
gesteigert werden. 1993 erreichte er mit rund 1 Mü- 
harde DM erneut mehr als ein Viertel der bilatera- 
len Gesamtzusage. Darin enthalten sind Maßnah- 
men zur Walderhaltung und Forstentwicklung mit ei- 
nem jährhchen Zusagevolumen von 250 bis 300 Mü- 
honen DM. Damit gehört Deutschland zu den größten 
bilateralen Gebern in diesem Bereich. Auch die Auf- 
schlüsselung der Maßnahmen nach den Kriterien 
Grundbedürfnisbefriedigung (Planung der Zusagen 
1994: 52 Prozent), ländhche Entwicklung (39 Prozent) 
und selbsthilfeorientierte Armutsbekämpfung (9 Pro- 
zent) unterstreicht die Orientierung an den Zielen 
der Agenda 21. 
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Weitere Initiativen im Rahmen 
des UNCED-Follow up 

Zur Umsetzung der Beschlüsse der Konferenz der 
Vereinten Nationen für Umwelt und Entwicklung 
(UNCED) 1992 in Rio hat die Bundesregierung eine 
Reihe von Initiativen ergriffen und zusätzliche Mittel 
bereitgestellt. 

- Bei der Aushandlung der Konvention über Klima- 
schutz und Erhaltung der biologischen Vielfalt wur- 
de beschlossen, noch vor deren Inkrafttreten eine 
Reihe von Sofortmaßnahmen zu ergreifen. Hierzu 
gehören u.a. Studien zur Bestandsaufnahme der 
Situation und zur Analyse möglicher Schutzmaß- 
nahmen. Die Bundesregierung hat in Rio die Not- 
wendigkeit schnellen Handelns betont. Sie hat 
im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit 1993 
insgesamt 10 Millionen DM für Sofortprogramme 
zur Vorbereitung und Umsetzung der beiden Kon- 
ventionen vorgesehen. Diese Mittel werden den 
interessierten Entwicklungsländern zusätzlich zum 
regulären Hilfsprogramm zur Verfügung gestellt. 

- Bei der Umsetzung der Agenda 21 kommt es häufig 
darauf an, die Initiativen der Entwicklungsländer 
und insbesondere die Selbsthilfeaktivitäten im Um- 
weltbereich schnell und unbürokratisch zu unter- 
stützen. Verschiedene internationale nichtstaatli- 
che Organisationen tragen mit ihrer Arbeit hierzu 
bei. Um ihnen eine Intensivierung ihrer Arbeit im 
Sinne „nachhaltiger Entwicklung" zu ermöglichen, 
stellt die Bundesregierung Zuschüsse bereit. 

- Die internationale Agrarforschung nutzt ihre Ka- 
pazitäten zunehmend zur Verbesserung der wis- 
senschaftlichen Grundlagen einer ressourcen- 
schonenden, standortgerechten und nachhaltigen 
Landnutzung. Zur verstärkten Förderung dieser 
Bemühungen imd zur Hilfe beim Aufbau des neu 
gegründeten internationalen Forstforschungsinsti- 
tuts hat die Bundesregierung im Haushalt 1993 
zusätzliche 2,5 Mülionen DM für Programme des 
laufenden Jahres und weitere 2 Mülionen DM für 
deren Fortführung in künftigen Jahren bereitge- 
steUt. 

- Die Forten twiclclung der Schuldenstrategie leistet 
einen Beitrag zur Verbesserung der externen Rah- 
menbedingungen. Schuldenerlaß bei Entwick- 
lungshüfeforderungen hat die Bundesregierung be- 
reits in erheblichem Umfang praktiziert: Den an we- 
nigsten entwickelten Ländern und weiteren hoch- 
verschuldeten Niedrigeinkommensländem wurden 
bisher rund 9 Müliarden DM erlassen bzw. in Aus- 
sicht gesteUt. 

Im Zusammenhang mit UNCED hat die Bundes- 
regierung zusätzlich die Möglichkeit geschaffen, 
auch gegenüber anderen ärmeren Ländern - im 
Rahmen von Umschuldungen im Pariser Club - auf 
Forderungen zu verzichten. Voraussetzung ist, daß 
dadurch freiwerdende Mittel in Höhe der Hälfte des 
Forderungsverzichts in der jeweüigen Landeswäh- 
rung für den Umweltschutz verwendet werden. 

Die im Zuge der Schuldenumwandlung anfallen- 
den Inlandsmittel sollen für umweltbezogene Vor- 
haben der deutschen Entwicklungszuammenarbeit 


multilateraler Institutionen oder Nichtregierungs - 
Organisationen verwendet werden. 

Für den in Rio in Aussicht genommenen Umweltzu- 
schlag („earth increment") bei der Aufstockung des 
Weltbankfonds und für die Unterstützung ärmerer 
Länder war die Bundesregierung bereit, zusätzlich 
312 Millionen Sonderziehungsrechte (über 600 Mü- 
lionen DM) aufzubringen. Unter den Geberländem 
konnte jedoch keine Einigung über einen Umwelt- 
zuschlag erreicht werden. 

- Die Entwicklungszusammenarbeit mit nichtstaat- 
lichen deutschen Trägem ist ein wichtiges Element 
der Entwicklungspolitik der Bundesregierung. Von 
1962 bis 1992 wurden dafür rd. 9 Müliarden DM zur 
Verfügung gesteUt. Im Jahre 1992 belief sich das 
Volumen der Zuschüsse der Bundesregiemng für 
Maßnahmen nichtstaaüicher Organisationen auf 
rund 831,3 Mülionen DM (1991: 740,5 Millionen 
DM). Dies entspricht einem Anteü von rd. 10 Pro- 
zent (1991: knapp 9 Prozent) an den Gesamtaus- 
gaben des Entwicklimgshaushalts. Die eigenen 
Leistungen der deutschen Träger beliefen sich im 
Jahre 1992 aufrd. 1,335 MüüardenDM (1991: 1,223 
Müliarden DM). 


3.2.5.2.3 Partizipation 

Stärkung der Rolle 

wichtiger gesellschaftlicher Gruppen 

Gmndlage für eine nachhaltige Entwicklung ist die 
Teilhabe wichtiger geseUschafÜicher Gmppen an 
Entscheidungsprozessen sowie die Entwicklung 
neuer Beteiligungsformen. Nach den Erfahrungen 
der staatlichen Entwicklungszusammenarbeit ist 
stärkere Beteiligungsorientierung nur dann möglich, 
wenn in den Entscheidungsprozeß zur Vorbereitung 
und Durchführung von Vorhaben unabhängige Orga- 
nisationen und Selbsthüfegmppen einbezogen wer- 
den, die die Interessen der von den Projektauswirkun- 
gen Betroffenen legitim vertreten. Daher fordert die 
Bundesregiemng in Gesprächen mit den Partnern in 
Entwicklungsländern, daß die Voraussetzungen für 
eine derartige Form der beteüigungsorientierten Zu- 
sammenarbeit konsequent verbessert werden: u.a. 
durch Legalisierung von Nichtregiemngsorganisatio- 
nen, Dezentralisierung der staaüichen Administration 
und stärkere Einbeziehung der fachlichen Kompe- 
tenz lokaler Nichtregiemngsorganisationen, Stär- 
kung der Leistungsfähigkeit der Nichtregierungs - 
Organisationen durch Ausbüdungsangebote. Partizi- 
pation und Selbsthüfe sind sowohl im Rahmen der Ar- 
mutsbekämpfung als auch bei Vorhaben des Umwelt- 
und Ressourcenschutzes tragende Prinzipien. 

Bei der Vorbereitung von Länderkonzepten für die 
büaterale Zusammenarbeit wird nach der Situation 
der Nichtregierungsorganisationen in diesem Lande 
gefragt. In „Länderanalysen" wird seit Anfang 1993 
systematisch untersucht, wie die generellen Voraus- 
setzungen für eine stärkere Beteiligungsorientierung 
innerhalb der büateralen Zusammenarbeit mit diesem 
Lande sind und wie sie positiv verändert und genutzt 
werden können. 


263 


Drucksache 1 2/8451 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Stärkung der Rolle 

von Nichtregierungsorganisationen 

Die Bundesregierung sieht in den nichtstaatlichen 
Trägem wichtige Partner für die Erreichung ent- 
wicklungs- und umweltpolitischer Zielsetzungen. 
Nach den Erfahrungen der bilateralen Entwick- 
lungszusammenarbeit können beispielsweise die 
tragenden Prinzipien der Armutsbekämpfung - Par- 
tizipation und Selbsthilfe - in der Regel nicht durch 
staatliche Durchführungsorganisationen allein, son- 
dern nur unter Einschaltung eigenständiger lokaler 
Nichtregiemngsorganisationen umgesetzt werden. 
Um dies zu ermöglichen, sind nicht nur entsprechen- 
de interne Rahmenbedingungen erforderlich, son- 
dern die Nichtregierungsorganisationen müssen zu 
einer derartigen Zusammenarbeit auch qualifiziert 
sein. 

Darüber hinaus wird eine Zusammenarbeit mit Süd- 
Nichtregierungsorganisationen angestrebt, die häu- 
fig eine wichtige Rolle bei der Veröffentlichung ökolo- 
gischer und sozialer Mißstände, bei der Mobilisierung 
der betroffenen Bevölkerung, aber auch bei der Be- 
wältigung der Probleme spielen. Konsultationen und 
Verhandlungen mit Entwicklungsländern werden da- 
zu genutzt, auf eine Erleichtemng der Arbeit von 
Nichtregierungsorganisationen in diesen Ländern 
und eine verstärkte Einbeziehung privater Träger in 
die Entwicklungszusammenarbeit hinzuwirken. Püot- 
projekte, wie Projekte zur organisatorischen Stärkung 
von Süd-Nichtregierungsorganisationen und Verbrei- 
tung von Selbsthilfeansätzen, sollen die Gmndlagen 
hierfür verbessern. 

Deutsche Nichtregierungsorganisationen aus den 
Bereichen Umwelt und Entwicklung haben nach 
der Konferenz in Rio eine intensive Zusammenarbeit 
im Rahmen des „Forums Umwelt und Entwicklung" 
begonnen, das im Dezember 1992 als informeller 
Zusammenschluß gegründet wurde. Hierdurch wol- 
len sie der Interdependenz beider Themen besser ge- 
recht werden, die RoUe der mit Umwelt- und Ent- 
wicklungsproblematik befaßten Nichtregierungs- 
organisationen in der deutschen Gesellschaft stärken 
und dazu beitragen, in Nord und Süd einen umwelt- 
verträglichen Entwicklungsprozeß in Gang zu brin- 
gen. 

Im Zentrum der Tätigkeit des Forums stehen Arbeits- 
gruppen zu folgenden Themenfeldern: „Wälder", 
„Klima“, „Finanztransfer", „Biodiversität", „Nach- 
haltige Landwirtschaft", „Desertifikation", „Handel, 
Umwelt und Entwicklung", „Lebensstil/Ökologischer 
Umbau im Norden" und „Commission on Sustainable 
D evelopment/C SD " . 

Entsprechend den Empfehlungen in Kapitel 27 Agen- 
da 21 beabsichtigt die Bundesregierung, Nichtregie- 
rungsorganisationen verstärkt in nationale Prozesse 
zur Umsetzung der Agenda 21 einzubeziehen. Eine 
wichtige Rolle kommt in diesem Zusammenhang der 
„Projektstelle Umwelt und Entwicklung" zu, deren 
Arbeit von der Bundesregierung in erheblichem Um- 
fang finanziell gefördert wird. Sie fungiert als Service- 
einrichtung für das „Forum Umwelt und Entwick- 
lung" sowie als Ansprechpartner für die Bundesregie- 
rung in Fragen des UNCED-Folgeprozesses. 


Anerkennung und Stärkung 

der Rolle eingeborener Bevölkerungsgruppen 

Die Probleme der indigenen Völker wurden in der 
deutschen büateralen Zusammenarbeit insbesondere 
im Rahmen von Tropenwaldprogrammen in Angriff 
genommen. Diese Menschen waren bisher die Haupt- 
leidtragenden nicht nachhaltiger Nutzungsformen. 
Für eine ökologisch angepaßte und dauerhafte Nut- 
zung der Tropenwaldökosysteme ist daher die Re- 
spektierung und Einbindung indigener Gemeinschaf- 
ten mit ihren umfangreichen traditionellen Schutz- 
und Nutzungserfahrungen von zentraler Bedeutung. 
Auch Vorhaben der Armutsbekämpfung und Vor- 
haben im Bildungssektor werden speziell auf indi- 
gene Bevölkerungsgruppen ausgerichtet. Die Bun- 
desregierung setzt sich darüber hinaus auch in inter- 
nationalen Foren für die stärkere Einbeziehung loka- 
ler, indigener Nutzergruppen (u.a. in Lateinamerika) 
ein. 

Die bereits im Vorfeld der Rio-Konferenz bestehende 
Kooperation zwischen Bundesregierung und Nichtre- 
gierungsorganisationen im Bereich „Tropenwald und 
indigene Völker" wurde fortgesetzt. Auf Gnmdlage 
eines von Nichtregierungsorganisationen erarbeite- 
ten Positionspapiers beabsichtigt die Bundesregie- 
rung, die entwicklungspolitische Tropenwaldsektor- 
strategie durch Handlungsempfehlungen zum Thema 
„Indigene Völker" zu ergänzen. 

Stärkung einheimischer personeller und 
institutioneller Kapazitäten 

Die Umsetzung der Empfehlungen von Rio zur Stär- 
kung der einheimischen personellen und institutio- 
nellen Kapazitäten wurde im Rahmen der Ent- 
wicklungszusammenarbeit durch eine Vielzahl von 
Einzelmaßnahmen in Angriff genommen. Sie reichen 
von der Durchführung von Tagungen über die Ent- 
wicklung neuer Konzepte bis hin zu Püotvorhaben in 
einzelnen Ländern. Eine besondere RoUe kommt 
dabei den mit Aus- und Fortbildungsprogrammen be- 
faßten Institutionen zu. 

So wurde bei der Deutschen Stiftung für Internatio- 
nale Entwicklung (DSE) ein neuer Schwerpunkt zur 
Stärkung von „Informationsdiensten für den Bereich 
Umwelt-Information" geschaffen. Er soll dazu beitra- 
gen, daß Entwicklungsvorhaben künftig noch stärker 
die Schonung der Umwelt und die Verwendung wie- 
derverwertbarer Ressourcen berücksichtigen. 

Anläßlich einer internationalen Tagung zum Thema 
„Bildung-Umwelt-Entwicklung" soU im November 
1994 diskutiert werden, welche Reformen in den 
nationalen Bildungseinrichtimgen vorgenommen 
werden müssen oder bereits umgesetzt wurden, um 
der Veränderung nationaler und internationaler Wirt- 
schaftsstrukturen im Hinblick auf nachhaltige Ent- 
wicklung Rechnung zu tragen. Diese Tagung ist 
gleichzeitig der Einstieg der DSE in den neuen Auf- 
gabenbereich Umwelterziehung. 

Ziel einer für die zweite Hälfte 1994 geplanten inter- 
nationalen Tagung „Integration der Forschungsberei- 
che Landwirtschaft und natürliche Ressourcen" ist die 


264 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 1 2/8451 


Analyse und Bewertung der institutionellen und orga- 
nisatorischen Möglichkeiten einer bereichsübergrei- 
fenden Forschungsplanung, einer Zusammenführung 
produktionsorientierter Agrarforschung und umwelt- 
orientierter natürlicher Ressourcenforschung sowie 
die Erarbeitung konkreter Empfehlungen. 

In Nachfolge von UNCED wurde im November 1992 
die Tagung „Neuere Ansätze bei der Förderung von 
Umweltpolitiken und -institutionen in Entwicklungs- 
ländern" durchgeführt, deren Ergebnisse in einem 
Konzeptionspapier zum Thema Umweltverwaltung/ 
Institutionsentwicklung im Umweltschutz sowie in 
der weiteren Programmplanung der DSE berücksich- 
tigt wurden. 

Künftige Arbeitsschwerpunkte der DSE werden Aus- 
und Fortbildungsmaßnahmen für Entscheidungs- 
träger aus nationalen/regionalen staatlichen Institu- 
tionen und Nichtregierungsorganisationen aus Ent- 
wicklungs- und Transitionsländem in folgenden Be- 
reichen sein: 

- Grundsatzfragen der Umweltverwaltung (umwelt- 
rechtliche und -ökonomische Instrumente) 

- Methoden und Techniken des Umweltmanage- 
ments (zielorientierte Planungs verfahren, Techni- 
ken des „Rapid Environmental Appraisal", Metho- 
den des Konflikt- und Kooperationsmanagements) 

- Umweltplanung (Umweltaktionspläne, Umwelt- 
güteplanung und UmweltverträgUchkeitsprüfung 
sowie Finanzierungsfragen) 

- Umweltinformation (Aufbau und Management von 
Umweltinformationssy Sternen). 

Die von der deutschen Wirtschaft getragene Carl 
Duisberg Gesellschaft nutzt die umweit- und entwick- 
lungspolitischen Orientierungen von UNCED als pro- 
grammatische Grundlage ihrer Tätigkeit. Zudem wur- 
den einige neue Akzente gesetzt: 

- Lateinamerikanische Kommunalverwaltungen und 
andere Organisationen werden schwerpunktmäßig 
im Bereich rationelle Energieverwendung fortge- 
büdet. 

- In der Fachdisziplin Geowissenschaften richten 
sich die Trainingsmaßnahmen zunehmend auf den 
Schutz der Ressource Grundwasser, auf das Moni- 
toring natürlicher Ressourcen (Fernerkundung), auf 
die Bewertung und Miriimierung gefährlicher Ab- 
fälle, Umweltverträglichkeitsprüfungen und Um- 
weltschadensüberwachung im Bergbau. 

- Im Bereich Wasserwirtschaft wird ein neues Trai- 
ningsprogramm mit Schwerpunkt Gewässergüte- 
überwachung aufgelegt. 

- Im industriellen Umweltschutz spielen Sondermüll- 
entsorgung und -Vermeidung sowie die Anwen- 
dung ökonomischer Instrumente des Umweltschut- 
zes zur Reduzierung von C02-Emissionen eine be- 
sondere Rolle. 

- Für 1994 ist in Asien ein Workshop für Klein- und 
Mittelbetriebe über „green productivity" geplant, 
der insbesondere der Stärkung der Kapazitäten bei 
staatlichen und nichtstaatlichen Organisationen in 
der Anwendung von sauberen Technologien und 
der stärkeren Vernetzung der beteiligten Akteure 
dienen soll. 


- Ein Programm zur Anwendung von Biotechnolo- 
gien in der Klein- und Mittelindustrie in Thailand 
und den Philippinen leistet durch Vernetzung von 
privatwirtschaftlichen und staatlichen Institutio- 
nen, von Universität und produktivem Sektor sowie 
zwischen Umwelt- und Ingenieursfakultäten eben- 
falls einen Beitrag zur Stärkung einheimischer bzw. 
regionaler Kapazitäten. 

Aufbau und Stärkung einheimischer Kapazitäten ge- 
hört zu den Kemaufgaben aller Programme der tech- 
nischen Zusammenarbeit mit Entwicklungsländern. 
Die Bundesregierung beteiligt sich aktiv an den Be- 
mühungen im Rahmen des Entwicklungsausschusses 
(DAC) der OECD, stärker ganzheitlich, partizipativ 
und prozeßorientiert ausgerichtete Ansätze zur Unter- 
stützung der Institutionenentwicklung im Umwelt- 
bereich zu erarbeiten und zu erproben. Die Erfahrun- 
gen eines Pilotvorhabens (Institutionenentwicklung 
im Umweltbereich) mit Sektor- und medienübergrei- 
fenden Vemetzungs- und Organisationsprozessen in 
Entwicklungsländern sollen dabei genutzt werden. 

Ein seit 1977 an der Universität Dresden bestehender 
Postgraduierten-Kurs „Environmental Management 
of Development Countries" wird auch nach der Wie- 
dervereinigung zusammen mit LINEP und UNESCO 
weitergeführt. Seit 1992 werden zusätzlich zu den 
Langzeitkursen über interdisziplinäre Strategien des 
Umweltmanagements mehrwöchige spezialisierte 
Kurse z.B. über Wasser- und Abfallmanagement an- 
geboten. Alle Kurse wurden überdies auch für Ex- 
perten aus Transitionsländem geöffnet. 

Auch im Rahmen der wissenschaftlich-technologi- 
schen Zusammenarbeit werden durch Wissenschaft- 
leraustausch, gemeinsame Forschungsvorhaben, Sti- 
pendienprogramme, Unterstützung der Forschungs- 
infrastmktur und Förderung des Aufbaus von For- 
schungseinrichtungen (z. B. eines Instituts für Produk- 
tionstechnik in Indonesien, eines Biotechnologischen 
Forschungszentmms in Brasilien) ausgewählte Ent- 
wicklungs- und Tansitionsländer beim Ausbau ihrer 
personellen und institutionellen Kapazitäten unter- 
stützt. 


3.2.6 Schutz der Antarktis und der Arktis 
3.2.6. 1 Antarktis 

Das im Oktober 1991 Unterzeichnete Umweltschutz- 
protokoll zum Antarktisvertrag bedeutete einen we- 
sentlichen Fortschritt in der internationalen Zusam- 
menarbeit zum Schutz der Antarktis. Das Protokoll 
begründet ein umfassendes Umweltschutzsystem für 
die südliche Polarregion. 

Ziel der Bundesregierung bei der Umsetzung des Pro- 
tokolls und seiner Anlagen ist es, die eröffneten Mög- 
lichkeiten für einen wirksamen Umweltschutz voll 
auszunutzen. Ein Zustimmungsgesetz, das das Um- 
weltschutzprotokoll in die nationale Rechtsordnung 
einführen soll, und ein Ausführungsgesetz, das alle 
Tätigkeiten in der Antarktis erfaßt, die von deutschem 
Staatsgebiet aus organisiert werden oder ausgehen, 
wurden vom Deutschen Bundestag am 15. Juni 1994 
verabschiedet. Mit der Verabschiedung der beiden 
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Gesetze wurden die Voraussetzungen für die Ratifika- 
tion des Antarktis-UmweltschutzprotokoUs durch die 
Bundesrepublik Deutschland geschaffen. Die Bun- 
desregierung erarbeitet zur Zeit ein Zustimmungsge- 
setz, das das Umweltschutzprotokoll in die nationale 
Rechtsordnung einführen soU, und ein Ausführungs- 
gesetz, das alle Tätigkeiten in der Antarktis erfaßt, die 
von deutschem Staatsgebiet aus organisiert werden 
oder ausgehen. Beide Gesetzgebungsvorhaben wer- 
den gemeinsam behandelt, um sicherzustellen, daß 
völkerrechtliche Verpflichtungen nach außen und 
innerstaatliche Regelimgsbefugnis gegenüber deut- 
schen Privatpersonen nicht auseinanderfallen. 

Um Umweltgefahren für die Antarktis schon vor In- 
krafttreten des Umweltschutzprotokolls zu minimie- 
ren, sind unmittelbar nach seiner Zeichnung alle in 
der Antarktis tätigen deutschen Forschungsinstitutio- 
nen aufgefordert worden, die Bestimmungen des Um- 
weltschutzprotokolls schon jetzt einzuhalten. 

Durch das Ausführungsgesetz werden grundsätzlich 
alle in der Antarktis imtemommenen Tätigkeiten ge- 
nehmigungspflichtig. Forschungstätigkeiten, die we- 
niger als geringfügige oder vorübergehende Auswir- 
kungen auf die Antarktisumwelt erwarten lassen, er- 
fahren eine gewisse PrivUegierung, indem für diese 
Fälle lediglich ein Anzeige verfahren vorgesehen ist. 
Außerdem wird bei Forschxmgstätigkeiten eine Kom- 
mission unabhängiger Sachverständiger eingeschal- 
tet, auf deren BeurteUung sich die jeweüige Entschei- 
d\mg der Genehmigimgsbehörde stützen wird. Ge- 
nehmigungs- und Aufsichtsbehörde wird das Um- 
weltbxmdesamt sein. 

Die Bundesregierung drängt auf eine Ergänzung der 
Umweltschutzregelimgen für die Antarktis im Be- 
reich der Haftung. Die Antarktis -Vertragsstaaten ha- 
ben im November 1992 in Venedig beschlossen, eine 
Arbeitsgruppe von Rechtsexperten zur Erarbeitung 
eines Regelungsentwurfes zur Umwelthaftung in der 
Antarktis einzusetzen. Deutschland woirde der Vorsitz 
dieser Arbeitsgruppe übertragen. Im November 1993 
war ein aufgnmd von Stellimgnahmen zahlreicher 
Antarktisstaaten formuliertes Arbeitspapier Gegen- 


stand einer ersten Diskussion von Rechtsexperten der 
Antarktisstaaten in Heidelberg. Das Ergebnis wurde 
auf der 18. Konsultativtagung der Antarktisstaaten im 
April 1994 in Kyoto erörtert. Ebenfalls wurde eine 
Empfehlung zu umweltverträglichem Tourismus ver- 
abschiedet. 


3.2.6.2 Arktis 

Die Arktis -Staaten Dänemark, Finnland, Island, Ka- 
nada, Norwegen, Rußland, Schweden xmd die USA 
kamen 1991 in Rovaniemi, Finnland, zu einer ersten 
Ministerkonferenz zum Schutz der Umwelt in der 
Arktis zusammen. Vertreter Deutschlands, Polens 
imd des Vereinigten Königreichs von Großbritannien 
und Nordirland waren als Beobachter zur Konferenz 
eingeladen. Die Minister verabschiedeten eine Erklä- 
rung zum Schutz der Umwelt in der Arktis und be- 
schlossen insbesondere eine „Arctic Enviromental 
Protection Strategy" sowie ein „Arctic Monitoring and 
Assessment Programme (AMAP)". Zur Implementie- 
nmg des AMAP wurde eine „Task Force (AMATF)" 
eingesetzt. 

Am 16. September 1993 fand in der grönländischen 
Hauptstadt Nuuk/Godthab die 2. Ministerkonferenz 
der Arktis- Staaten statt. Als Beobachter waren Ver- 
treter Chües, Deutschlands, der Niederlande und 
Polens anwesend. Auf der Grundlage von Berichten 
der AMATF sowie weiterer Arbeitsgruppen beschloß 
die Konferenz weitere Schritte zur Durchführung 
der Arctic Environmental Protection Strategy imter 
besonderer Berücksichtigtmg der Gesichtspimkte 
der Umweltvorsorge, der Umweltverträglichkeitsprü- 
fung, der nachhaltigen Entwicklung sowie der Be- 
lange der in der Arktis ansässigen Bevölkerung. Von 
deutscher Seite wurde in Nuuk darauf hingewiesen, 
daß ein wirksamer Schutz der arktischen Umwelt eine 
Verringerung der Schadstoffemissionen auch an den 
Quellen erfordere, die nicht der Jurisdiktion der arkti- 
schen Staaten unterliegen. Dementsprechend arbei- 
tet Deutschland auch in den verschiedenen Fach- 
arbeitsgruppen aktiv mit. 
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An der Wende zum 21. Jahrhundert haben die Um- 
weltprobleme in Ausmaß und Erscheinungsform eine 
neue Dimension erreicht. Zwar brachte die indu- 
strielle Entwicklimg von Anfang an Schädigungen 
der Umwelt mit sich; Umweltbelastungen wurden 
jedoch zunächst vor allem lokal als Beeinträchtigung 
empfunden. Erst seit Mitte dieses Jahrhunderts ha- 
ben sich die Umweltbelastungen deutlich erkennbar 
verstärkt und globales Ausmaß angenommen. 

Die Weltbevölkerung hat sich seit den fünfziger Jah- 
ren mehr als verdoppelt, die wirtschaftliche Tätigkeit 
hat sich sogar vervierfacht. Dies war mit einem massi- 
ven Zuwachs an Ressourcenverbrauch und Umwelt- 
beeinträchtigungen verbunden. Die zimehmende Be- 
lastung der Erdatmosphäre mit Schadstoffen imd 
Treibhausgasen führt zu tiefgreifenden Veränderun- 
gen des Naturhaushalts. Die Folgen der Schädigung 
der Ozonschicht und der globalen Erwärmung sind in 
ihrem gesamten Umfang noch nicht absehbar. Unter 
anderem sind ein Anstieg des Meeresspiegels, ex- 
treme Wetterlagen, reduzierte Trinkwasserreserven, 
vermehrte Wüstenbildung und Bodenerosion, ge- 
sundheitliche Gefährdungen und eine Zerstörung un- 
wiederbringlicher Genpotentiale der wildlebenden 
Tier- und Pflanzenarten zu befürchten. 

In den Entwicklimgsländem führen Armut, Bevölke- 
rungswachstum und nicht umweltverträgliches Wirt- 
schaften zu einem dramatischen Raubbau an der Na- 
tur. Allein seit den fünfziger Jahren hat die Erde fast 
ein Fünftel des Mutterbodens, ein Fünftel des tropi- 
schen Regenwaldes und Zehntausende von Tier- und 
Pflanzenarten verloren. 

Das berechtigte Bestreben der Entwicklungsländer, 
die Grundbedürfnisse der Bevölkerung zu befriedi- 
gen und das zwischen Industrie- und Entwicklungs- 
ländern bestehende Wohlstandsgefälle abzubauen, 
ist daher auch unter ökologischen Aspekten vorran- 
gig zu imterstützen. Angesichts der bestehenden Um- 
weltgefahren kann jedoch der bisher beschrittene 
Weg nicht länger weiterverfolgt werden. Würden die 
Entwicklungsländer die pro Kopf realisierten Schad- 
stoffeinträge und Abfallmengen der Industrieländer 
erreichen, wäre dies für das Ökosystem Erde nicht zu 
verkraften. Zu berücksichtigen ist, daß die Weltbevöl- 
kerung in den nächsten dreißig Jahren voraussicht- 
lich um vier Milliarden zunehmen wird. 

Mit dem Ansatz der nachhaltigen Entwicklung wird 
ein Entwicklimgskonzept angestrebt, das der Um- 
welt- imd Entwicklungsproblematik gleichermaßen 
Rechnung trägt. Die Sicherung der natürlichen Le- 
bensgrundlagen kann nur gelingen, wenn die Indu- 
strieländer ihre Lebens- und Wirtschaftsweise den 
ökologischen Anforderungen anpassen und wenn die 
Lebensbedingungen in den Entwicklungsländern im 
Sinne einer umweltverträglichen Entwicklung ver- 
bessert werden. 


Bei der Umsetzung dieses Konzeptes tragen gemäß 
Grundsatz 7 der Rio-Deklaration alle Staaten eine ge- 
meinsame, aber imterschiedliche Verantwortung. Die 
Verantwortung der Industrieländer beim weltweiten 
Streben nach nachhaltiger Entwicklimg im Hinblick 
auf den Druck, den ihre Gesellschaften auf die glo- 
bale Umwelt ausüben, sowie im Hinblick auf die 
ihnen zur Verfügung stehenden Technologie- und 
Finanzmittel tragen, wird besonders hervorgehoben. 
Die Industrieländer sind danach gehalten, vor allem 
ihre eigenen Lebens- und Wirtschaftsweisen den 
knappen natürlichen Ressourcen und dem Leitbüd 
der nachhaltigen, umweltgerechten Entwicklung an- 
zupassen. Dazu gehört, daß die Industrieländer ihren 
Ressourcenverbrauch senken und durch konse- 
quente nationale Vorsorgepolitik Umweltbelastungen 
nachhaltig vermindern. Ihre Aufgabe ist es weiter, 
umweltverträgliche Technologien zu entwickeln und 
ihre Verbreitung voranzutreiben und weltweit zu er- 
leichtern und zu fördern. Die problematischen Folgen 
ihres hohen Lebensstandards, etwa bei der Abfall- 
entsorgung, müssen die Industrieländer bewältigen. 
Wirtschaft und Gesellschaft sind auch in ihren globa- 
len Verflechtungen zu begreifen und an den Zielen 
menschenwürdigen Lebens und weltweiter Solidari- 
tät auszurichten. 

Nachhaltige Entwicklung muß in globaler Partner- 
schaft erfolgen, und - bei Wahrung der jeweiligen 
sozio-kulturellen Identität - auf Existenzsicherung, 
Sozialverträglichkeit und Umweltverträglichkeit ge- 
richtet sein. Industrieländer und Entwicklungsländer 
müssen partnerschaftlich Lösungen finden, die der 
jeweiligen Situation des Entwicklungslandes gerecht 
werden. Nicht zuletzt kommt es darauf an, durch Öff- 
nung der Märkte in den Industrieländern die Absatz- 
chancen und damit die Einkommenschancen der Ent- 
wicklungsländer zu verbessern. 

Das Leitbild der nachhaltigen Entwicklung, zu dem 
sich die internationale Staatengemeinschaft auf der 
Konferenz der Vereinten Nationen über Umwelt und 
Entwicklung (UNCED) in Rio 1992 bekannt hat, ist 
nicht klar Umrissen, sondern bedarf der Ausfüllung in 
einem fortlaufenden Prozeß. Eine gerechte Verteilung 
von Wohlstandsoptionen unter Industrie- und Ent- 
wicklungsländern wie auch unter heutigen und künf- 
tigen Generationen bedarf als Handlungsziel der 
ständigen Neubestimmung im Zusammenwirken von 
Politik und Gesellschaft. 

Da die Zukunft nur bedingt erfaßbar ist und niemand 
die künftigen Bedürfnisse, Risiken und Handlungs- 
möglichkeiten mit Sicherheit Voraussagen kann, kon- 
zentrieren sich die Anstrengungen zur Ausfüllung 
des Leitbildes der nachhaltigen Entwicklung auf die 
„ Organisation des Suchprozesses'', wie es der Wissen- 
schaftliche Beirat für globale Umweltveränderungen 
in seinem 1993 der Bundesregierung vorgelegten 
Gutachten formuliert. Dabei kommt den Mechanis- 
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men der Sozialen Marktwirtschaft in ökologischer 
Verantwortung entscheidende Bedeutung zu. Sie 
überläßt die erfolgreiche Anpassung an die ökolo- 
gische Knappheit in erster Linie den Wirtschaftsein- 
heiten selbst. Der Staat muß allerdings dafür Sorge 
tragen, daß die Folgekosten individuellen Handelns 
preiswirksam werden. Gleichzeitig ist der notwen- 
dige Handlungsspielraum für eine möglichst schnelle 
Anpassung an die ökologischen Knappheiten zu ge- 
währleisten. Dies erfordert die konsequente Fort- 
entwicklung der Umweltvorsorgepolitik, die das ge- 
samte umweltpohtische Instrumentarium nutzt. 

Die Internalisierung aller Folgekosten stellt in diesem 
Zusammenhang eine besonders wichtige Aufgabe 
dar. Entsprechend dem Konzept der richtigen Preis- 
signale, wie es auch im 5. EG-Umweltaktionspro- 
gramm verankert wurde, müssen Produkte und 
Dienstleistungen in ihren Preisen auch die mit ihnen 
verbundenen Umweltkosten wider spiegeln. Es ist 
darauf hinzu wirken, daß die Preise die ökologische 
Knappheitssituation zum Ausdruck bringen. Umwelt- 
schutz gewinnt auf diese Weise eine Dynamik, die 
technologischen Fortschritt stimuliert und ökologisch 
effiziente Wirtschaftsweisen fördert. 

Entscheidende Voraussetzung für wirksame Umwelt- 
politik ist zudem die Integration des Umweltschutzes 


in alle anderen Handlungs- und Politikbereiche. So 
ist vor allem in den Bereichen Energie, Verkehr und 
Landwirtschaft für eine umweltverträgliche Entwick- 
lung Sorge zu tragen. 

Eine nachhaltige Wirtschafts- imd Lebensweise setzt 
vor allem Änderungen im Verhalten jedes einzelnen 
als Produzent oder Konsument voraus. Erziehung und 
Ausbüdung, Aufklärung und Information spielen eine 
besondere Rolle, wenn es darum geht, die Wahrneh- 
mung und Bewertung von Umweltrisiken zu erleich- 
tern und die Bewahrung der Schöpfung zum festen 
Bestandteü des gesellschaftlichen Bewußtseins wer- 
den zu lassen. Es ist die Erkenntnis zu stärken, daß 
jeder einzelne seinen aktiven Beitrag zu einer nach- 
haltigen Entwicklung erbringen muß. 

„Mit der Konferenz von Rio haben wir einen wich- 
tigen Meilenstein gesetzt. Wir werden den Erfolg 
dieses Ereignisses jedoch nur belegen, wenn wir in 
einem fortdauernden, dynamischen Prozeß durch 
weltweite Solidarität und gemeinsames Handeln in 
globaler Partnerschaft die Grundbedingungen für 
eine nachhaltige Entwicklung und damit für das 
Überleben der Menschheit auf diesem Planeten 
sichern", (Bundesminister Prof. Dr. Klaus Töpfer vor 
der 47. Generalversammlung der Vereinten Nationen 
am 2. November 1992 in New York). 
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Anhang 

Abkürzungsverzeichnis 


Abb. 

ABM 

AG 

AGF 

AFG 

AMAP 

AMATF 

AOX 

ASBK 

AtG 

AtW 

AW 

Abbildung 

Arbeitsbeschaffungsmaßnahme 

Aktiengesellschaft 

Arbeitsgemeinschaft der Großforschungseinrichtungen 
Arbeitsförderungsgesetz 

Arctic Monitoring and Assessment Programme 

Arctic Monitoring and Assessment Task Force 

Absorbierbare Organische Halogenverbindungen 
Anlagensicherheits-Beratungskommission 

Atomgesetz 

Atomrechtliche Abfallverbringungsverordmmg 

Allgemeine Verwaltungsvorschrift 

BDI 

BFANL 

Bimdesverband der Deutschen Industrie 

Bundesforschungsanstalt für Naturschutz und Landschaftsökologie 
(seit 1993 BfN) 

BfN 

BfS 

BImSchG 

BImSchV 

BMFT 

BMU 

BNatSchG 

Bq 

BR-Drs. 

BT-Drs. 

BUND 

BVWP 

bzw. 

Bundesamt für Naturschutz 

Bundesamt für Strahlenschutz 

Bundes-Immissionsschutzgesetz 

Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
Bimdesministerium für Forschung und Technologie 

Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
Bimdesnaturschutzgesetz 

Becquerel 

Bundesrats-Drucksache 

Bundestags-Drucksache 

Bund für Umwelt- und Naturschutz Deutschland e. V 

Bundesverkehrswegeplan 

beziehungsweise 

C 

ca. 

CCMS 

Celsius 

cirka 

NATO- Ausschuß für die Herausforderungen der modernen Gesellschaft 
Committee on Challenges of Modem Society 

Cd 

CH 4 

ChemG 

CFR 

CKW 

CO 

C 02 

Cr 

CSB 

CSD 

Cadmium 

Methan 

Chemikaliengesetz 

Tschechische Republik 

Chlorkohlenwasserstoffe 

Kohlenmonoxid 

Kohlendioxid 

Chrom 

Chemischer Sauerstoffbedarf 

Kommission der Vereinten Nationen für nachhaltige Entwicklimg 
(Commission on Sustainable Development) 

CSFR 

Cu 

Tschechoslowakische Republik (bis 1992) 

Kupfer 

DAC 

dB(A) 

DBB 

DBBT 

DBU 

DFG 

Development Assistance Committee 

Dezibel (A) 

Fotokopierfarbstoff 

PCB-Ersatzstoff 

Deutsche Bundesstiftung Umwelt 

Deutsche Forschungsgemeinschaft 
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d.h. 

DHBF 

DIFU 

DIHT 

DIN 

DIW 

DM 

DSD 

DV 

DVWK 

das heißt 

polyhalogenierte Dibenzofurane 

Deutsches Institut für Urbanistik 

Deutscher Industrie- und Handelstag 

Deutsches Institut für Normung e.V. 

Deutsches Institut für Wirtschaft 

Deutsche Mark 

Duales System Deutschland GmbH 

Durchführungsverordnung 

Deutscher Verband für Wasserwirtschaft und Kulturbau e.V. 

EBWE 

ECE 

EDTA 

EFTA 

EG 

EINECS 

ERAM 

ERP 

EU 

EUP 

EURATOM 

EW 

EWG 

Europäische Bank für Wiederaufbau und Entwicklung 

Europäische Wirtschaftskommission der Vereinten Nationen 
Ethylendiamintetraacetat 

Europäische Freihandelszone 

Europäische Gemeinschaft 

Europäisches Altstoff Verzeichnis 

Endlager für radioaktive Abfälle Morsleben 

Europäisches Wiederaufbauprogramm (European Recovery Program) 

Europäische Union 

Europäischer Energie- und Umweltpark, Leipzig 

Europäische Atomgemeinschaft 

Einwohnerwerte 

Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 

FAO 

FCKW 

ff. 

Welternährungsorganisation 

Fluorkohlenwasserstoffe 

folgende 

g 

G7 

Gramm 

Gruppe der sieben führenden Wirtschaftsmächte 

(USA, Kanada, Japan, Großbritannien, Frankreich, Italien, Deutschland) 

G24 

Gruppe der 24 westlichen Industriestaaten 
(OECD-Mitgliedstaaten) 

GATT 

Allgemeines Zoll- und Handelsabkommen 
(General Agreement of Tarifs and Trade) 

GEF 

Gew.-% 

GFE 

GFZ 

GmbH 

GVH 

GVFG 

Globale Umweltfazilität (Global Environmental Facility) 

Gewichtsprozent 

Großforschungseinrichtungen des Bundes 

Deutsche Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit 

Gesellschaft mit beschränkter Haftung 

Gesellschaft für für Verpackungsmarktforschung 
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz 

ha 

HABITAT 

H-FBKW 

H-FCKW 

Hg 

HKW 

HOAI 

Hektar 

Zentrum der Vereinten Nationen für menschliche Siedlungen 
teühalogenierte Fluorbromkohlenwasserstoffe 
teilhalogenierte Fluorchlorkohlenwasserstoffe 

Quecksilber 

Halogenkohlenwasserstoffe 

Honorarordnung für Architekten und Ingenieure 

lAEO 

ICAO 

ICPGR 

ICPR 

lEA 

IGC 

IKSD 

IKSE 

IKSO 

IKSR 

i.L. 

ILO 

IMA 

Internationale Atomenergie-Organisation 

Internationale Zivilluftfahrt-Organisation 

Internationale Technische Konferenz der FAO über pflanzengenetische Ressourcen 
Internationale Strahlenschutzkommission 

Internationale Energie-Agentur 

Zwischenstaatlicher Ausschuß (Intergovermental Committee) 

Internationale Kommission zum Schutz der Donau 

Internationale Kommission zum Schutz der Elbe 

Internationale Kommission zum Schutz der Oder 

Internationale Kommission zum Schutz des Rheins 
in Liquidation 

Internationale Arbeitschutzorganisation 

Interministerielle Arbeitsgruppe 
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IMIS 

Integriertes Meß- und Informationssystem zur Überwachung 
der Umweltradioaktivität des Bundesamtes für Strahlenschutz 

IMO 

INC 

Internationale Meeresorganisation (International Maritime Organisation) 
Zwischenstaatlicher Verhandlungsausschuß 

INCD 

(Intergovernmental Negotiation Committee) 

Zwischenstaatlicher Verhandlungsausschuß zur Bekämpfung der Wüstenbildung 
(Dersertifikation) 

INES 

INK 

IPCC 

International Nuclear Event Scale 

Internationale Nordseeschutzkonferenz 

Zwischenstaatlicher Ausschuß für Klimaänderungen (Intergovemmental Panel on 
Climate Change) 

IPCS 

Internationaler Ausschuß für Chemikaliensicherheit 

IRIS 

ISO 

(International Panel on Chemical Safety) 

Integriertes Radioaktivitätsinformationssystem 

Internationale Normungsorganisation 
(International Organisation for Standardisation) 

kg 

KfW 

km 

km^ 

KSZE 

kWh 

Kilogramm 

Kreditanstalt für Wiederaufbau 

Kilometer 

Quadratkilometer 

Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 

Kilowattstunde 

LAI 

LAGA 

LANA 

LANIS 

LAWA 

LTwS 

Länderausschuß für Immissionsschutz 

Länderarbeitsgemeinschaft Abfall 

Länderarbeitsgemeinschaft Naturschutz, Landschaftspflege und Erholung 
Landschaftsinformationssystem des Bundesamtes für Naturschutz 
Länderarbeitsgemeinschaft Wasser 

Beirat „Lagerung und Transport wassergefährdender Stoffe" 

MAB 

UNESCO-Programm „Der Mensch und die Biosphäre" 

mg 

MOE 

MONUFAKT 

MOX 

msv. 

MVEG 

MW Megawatt 

(„Man and the Biosphere") 

Kubikmeter 

Milligramm 

Mittel- und Osteuropa 

Faktendatenbank für Schäden an Baudenkmälern beim Umweltbundesamt 
Mischoxid 

Millisievert 

Motor Vehicle Emission Group 

NAGUS 

NATO 

NEA 

NH3 

Ni 

NMVOC 

N2O 

NOx 

NUS 

NVA 

Normenausschuß „Grundlagen des Umweltschutzes" 

North Atlantic Treaty Organization 

Nuclear Energy Agency 

Ammoniak 

Nickel 

flüchtige organische Verbindungen ohne Methan 

Distickstoffoxid (Lachgas) 

Stickoxid 

Neue Unabhängige Staaten (Nachfolgestaaten der ehemaligen Sowjetunion) 
Nationale Volksarmee 

ODP 

OECD 

Internationale Maßeinheit für das Ozonabbaupotential 

Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(Organisation for Economic Cooperation and Development) 

o.g. 

OSART 

ÖPNV 

ÖUB 

oben genannt 

Operational Safety Review Team 

Öffentlicher Personennahverkehr 

Ökologische Umweltbeobachtung 

Pb 

PIC 

PCB 

PER 

PHDD 

Blei 

Prior Informed Consent 

Polychlorierte Biphenyle 

Tetrachlorethen 

polyhalogenierte Dibenzo(P)dioxine 
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rd. 

rund 

RHmV 

Rückstands-Höchstmengenverordnung 

RSK 

Reaktorsicherheitskommission 

SAG 

Sowjetische Aktiengesellschaft Wismut 

SDAG 

Sowjetisch-Deutsche Aktiengesellschaft Wismut 

SFK 

StörfaU-Kommission 

S. 0. 

siehe oben 

SO 2 

Schwefeldioxid 

t 

Tonne 

TA 

Technische Anleitung 

TAA 

Technischer Ausschuß für Anlagensicherheit 

Tab. 

Tabelle 

TCDD 

2, 3, 7, 8-Tetrachloridibenzo-p-Dioxin 

THA 

Treuhandanstalt 

TÜV 

Technischer Überwachungs-Verein 

u.a. 

unter anderem 

UFOPLAN 

Umweltforschungsplan des Bundesumweltministeriums 

UFZ 

Umweltforschungszentrum Leipzig/Halle 

UGR 

Umweltökonomische Gesamtrechnung 

UMPLIS 

Informations- und Dokumentationssystem des Umweltbundesamtes 

UNCED 

Konferenz der Vereinten Nationen für Umwelt und Entwicklung, 1992 
(United Nations Conference on Environment and Development) 

UNDP 

Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen 
(United Nations Development Programme) 

UNEP 

Umweltprogramm der Vereinten Nationen 
(United Nations Environment Programme) 

UNESCO 

Organisation für Erziehung, Wissenschaft und Kultur der Vereinten Nationen 
(United Nations Educational, Scientific and Cultural Organisation) 

usw. 

und so weiter 

u.U. 

unter Umständen 

UV 

ultraviolett 

UVP 

Umweltverträglichkeitsprüfung 

UVPG 

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung 

VDN 

Verband Deutscher Naturparke 

vgl. 

vergleiche 

VGR 

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung 

VN 

Vereinte Nationen 

voc 

flüchtige organische Verbindungen 

WA 

Washingtoner Artenschutzübereinkommen 

WAB 

Wasser- und Abwasserbetriebe 

WBGU 

Wissenschaftlicher Beirat für globale Umweltveränderungen 

WGT 

Westgruppe der ehemaligen sowjetischen Streitkräfte 
(Westgruppe der Truppen) 

WHG 

Wasserhaushaltsgesetz 

WHO 

Weltgesundheitsorganisation 

WTO 

Welthandelsorganisation 

z.B. 

zum Beispiel 

z.T 

zum Teil 

z. Z. 

zur Zeit 

M-g 

Mikro gramm 
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